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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 21. Juni 1956 

6 — 52101 — 807/56 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 
Bewertungsgesetzes, des Vermögensteuergesetzes 
und des Erbschaftsteuergesetzes 

nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschlußfassung des 
Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Der Bundesrat hat in seiner 157. Sitzung am. 20. April 1956 gem.äß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes zum Entwurf wie aus der 
Anlage 2 ersichtlich Stellung genommen. 

Im übrigen erhebt er gegen den Gesetzentwurf keine Einwendun- 
gen. 

Der Bundesrat ist der Ansicht, daß das Gesetz seiner Zustimmung 
bedürfe. 

Die Bundesregierung stimmt den Änderungsvorschlägen zu. 

Der Bundesrat hat in seiner Begründung zu dem Änderungsvor- 
schlag zu Abschnitt I Art. 1 Ziff. 15 (§ 39 Abs. 2) ausgeführt, daß 
die Änderung des § 39 Abs. 2 des Bewertungsgesetzes auch eine ent- 
sprechende Änderung der gleichlautenden Vorschriften des Einkom- 
mensteuergesetzes und des Umsatzsteuergesetzes bei der nächsten 
Änderung dieser Gesetze erforderlich mache. Da es sich hier um die 
Stellungnahme zu den Vorschlägen der Änderung des Bewertungs- 
gesetzes handelt, braucht zu der Anregung, audi andere Gesetze 
entsprechend zu ändern, noch nicht Stellung genommen zu werden. 

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Dr. h, c, Blücher 


Druck; Bonner Universitäts-Buchdruckerei. Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Rheinallee 20, Telefon 3551 



Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Bewertungsgesetzes, des Vermögensteuer- 
gesetzes und des Erbschaftsteuergesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 


ABSCHNITT I 
Bewertung 

Artikel 1 

Das Bewertungsgesetz vom 16. Oktober 
1934 (Reichsgesetzbl. I S. 1035) In der Fas- 
sung des § 30 des Einführungsgesetzes zu den 
Realsteuergesetzen vom 1. Dezember 1936 
(ReichsgesetzbL I S. 961) und des Gesetzes 
zur Bewertung des Vermögens für die Kalen- 
derjahre 1949 bis 1951 (Hauptveranlagung 
1949) vom 16. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I 
S. 22) wird wie folgt geändert und ergänzt: 

1. § 1 erhält die folgende Fassung: 

„§ 1 

Gel tungsberei ch 

(1) Die allgemeinen Bewertungsvorschriften 
(§§ 2 bis 17) gelten für alle öffentlich-recht- 
lichen Abgaben, die nach Artikel 105 Abs. 1 
und 2 des Grundgesetzes der Gesetzgebung 
des Bundes unterliegen und durch Bundes- 
finanzbehörden oder durch Landesfinanz- 
behörden verwaltet werden. 

(2) Wird eine öffentlich-rechtliche Abgabe 
der im Absatz 1 bezeichneten Art nur teil- 
weise durch Bundesfinanzbehörden oder 
durch Landesfinanzbehörden verwaltet, so 
gelten die allgemeinen Bewertungsvorschrif- 
ten insoweit, als die Abgabe durch Bundes- 


finanzbehörden oder durch Landesfinanz- 
behörden verwaltet wird. 

(3) Die allgemeinen Bewertungsvorschrif- 
ten (§§ 2 bis 17) gelten nicht, soweit In den 
Steuergesetzen oder im Zweiten Teil dieses 
Gesetzes besondere Bewertungsvorschriften 
enthalten sind.‘‘ 

2. § 9 erhält die folgende Fassung: 

»§ 9 

V erf ügungsbeschränkungen 

Beschränkungen, denen ein Steuerpflichti- 
ger In seiner Eigenschaft als Vorerbe und 
nach Aushändigung des Vermächtnisses als 
Vorvermächtnisnehmer unterliegt, werden 
bei der Bewertung nicht berücksichtigt." 

3. § 14 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 4 werden ersetzt 

aa) in Satz 1 die Worte „der eingezahl- 
ten Prämien oder Kapitalbeiträge" 
durch die Worte „der in Deutscher 
Mark eingezahlten Prämien oder Ka- 
pitalbeiträge"; 

bb) in Satz 3 die Worte „den Versiche- 
rungsschein" durch die Worte „die 
Ansprüche aus dem Versicherungs- 
vertrag". 

b) Absatz 5 wird gestrichen. 

4. In § 18 Abs. 2 werden die Worte „die 
Erbschaftsteuer und die Grunderwerbsteuer“ 
durch die Worte „und die Erbschaftsteuer" 
ersetzt. 

5. Die Überschrift vor § 20 erhält die fol- 
gende Fassung: 
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„ERSTER ABSCHNITT 
Einheitsbewertung 

A. Allgemeines“ 

6. § 20 erhält die folgende Fassung: 

4 20 

Einheitswerte 

Einheitswerte werden nach den Vorschrif- 
ten dieses Abschnitts ermittelt und nach Maß- 
gabe des § 214 der Reichsabgabenordnung 
gesondert festgestellt 

1. für die wirtschaftlichen Einheiten des 
land- und forstwirtschaftlichen Vermö- 
gens, des Grundvermögens, des Betriebs- 
vermögens und für Gewerbeberechtigun- 
(§ 58), die nicht zu gewerblichen Betrieben 
gehören (§214 Ziff. 1 der Reichsabgaben- 
ordnung), 

2. für die Betriebsgrundstücke (§ 57) und 
die zu gewerblichen Betrieben gehören- 
den Gewerbeberechtigungen (§ 58) als 
wirtschaftliche Untereinheiten des Be- 
triebsvermögens (§ 214 Ziff. 2 derReidis- 
abgabenordnung).“ 

7. Hinter § 20 wird der folgende § 20 a ein- 
gefügt: 

»§ 20 a 
Grundbesitz 
Grundbesitz sind 

1. die wirtschaftlichen Einheiten des land- 
und forstwirtschaftlichen Vermögens 
(§ 28), 

2. die wirtschaftlichen Einheiten des Grund- 
vermögens (§ 50), 

3. die Betriebsgrundstücke (§ 57).“ 

8. § 21 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 erhält die Ziffer 1 die 
folgende Fassung: 

„1. In Zeitabständen von je sechs Jahren: 
für den Grundbesitz und für die Ge- 
werbeberechtigungen;“ 

b) in Absatz 2 Satz 2 werden die Worte 
„§ 32 Absatz 2 und § 63“ ersetzt durch 
die Worte „§ 31 Abs. 2, § 63 und § 69.“ 


9. § 22 wird wie folgt geändert und ergänzt: 

a) In Absatz 1 werden ersetzt 

aa) in Satz 1 die Zahl „500“ durdi die 
Zahl „1000“; 

bb) der Satz 2 durch die folgenden Sätze: 
„Wird bei Grundbesitz die Grund- 
stücksfläche verkleinert oder ver- 
größert, so wird der Einheitswert 
ohne Rücksicht auf die Grenzen des 
Satzes 1 neu festgestellt, wenn der 
neue Wert um mindestens 1000 
Deutsche Mark von dem Einheits- 
wert des letzten Feststellungszeit- 
punktes abweidit. Fällt eine wirt- 
schaftliche Einheit weg, so wird der 
Einheitswert in jedem Falle auf Null 
Deutsche Mark fortgeschrieben.“ 

b) Der folgende neue Absatz 2 wird einge- 
fügt: 

„(2) Bei der Entscheidung, ob der neue 
Wert von dem Einheitswert des letzten 
Feststellungszeitpunktes um mehr als den 
zehnten Teil, mindestens aber um 1000 
Deutsche Mark oder um mehr als 100 000 
Deutsche Mark abweicht, ist sowohl bei 
dem neuen wie bei dem früheren Wert 
von den nach § 25 abgerundeten Beträ- 
gen auszugehen.“ 

c) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3 
und erhält die folgende Fassung: 

„(3) Führt eine nach dem Feststellungs- 
Zeitpunkt eingetretene Änderung Im 
Wert, in der Art oder in der Zurech- 
nung des Gegenstandes zu einer Fort- 
schreibung (§ 225 a der Reichsabgaben- 
ordnung), so werden die Verhältnisse bei 
Beginn des Kalenderjahres zugrunde ge- 
legt, das auf die Änderung folgt (Fort- 
sdireibungszeitpunkt). Im Falle einer 
Fortsdireibung zwecks Fehlerberichtigung 
wird als Fortschreibungszeitpunkt der 
Beginn des Kalenderjahres zugrunde ge- 
legt, in dem der Fortschreibungsbescheid 
erteilt oder ein entsprechender Antrag 
gestellt wird. Die Vorschriften in § 31 
Abs. 2, § 63 und § 69 über die Zu- 
grundelegung eines anderen Zeitpunktes 
bleiben unberührt.“ 

10. In § 23 werden in Absatz 2 Satz 3 die 

Worte „§ 32 Absatz 2 und § 63“ durch die 

Worte „§ 31 Abs. 2, § 63 und § 69“ ersetzt. 

11. Hinter § 23 werden die folgenden 

§§ 23 a und 23 b eingefügt: 
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4 23 a 

Änderung des Feststellungsbescheides 
von Amts wegen 

(1) Der Feststellungsbescheid über den 
Einheitswert eines gewerblichen Betriebs ist 
von Amts wegen durch einen neuen Bescheid 
zu ersetzen, wenn ein Bescheid über die in 
wirtschaftlichem Zusammenhang mit dem 
gewerblichen Betrieb übernommene Ver- 
mögensabgabe oder über die in wirtschaft- 
lichem Zusammenhang mit dem gewerb- 
lichen Betrieb stehende Fiypothekengewinn- 
abgabe oder Kreditgewinnabgabe geändert 
wird und die Änderung die Höhe dieser Ab- 
gaben berührt. Die Änderung ist insoweit zu 
berücksichtigen, als sie die Höhe des Ein- 
heitswerts des gewerblichen Betriebs beein- 
flußt. 

(2) Die Vorschriften des Absatzes 1 gel- 
ten auch für den Fall, daß der Feststellungs- 
bescheid, der von Amts wegen durch einen 
neuen Bescheid zu ersetzen ist, bereits unan- 
fechtbar geworden ist. Der Erlaß des neuen 
Feststellungsbescheides kann zurückgestellt 
werden, bis die Änderung des Bescheides 
über die Vermögensabgabe, die Hypotheken- 
gewinnabgabe oder die Kreditgewinnabgabe 
unanfechtbar geworden ist. Von dem Erlaß 
eines neuen Feststellungsbescheides ist abzu- 
sehen, wenn die Änderung nur gering- 
fügig ist. 

§ 23 b 

Anzeige- und Auskunftspflichten 

(1) Die vom Steuerpflid'.dgen zum Fest- 
stellungszeitpunkt für die Einheitsbewertung 
zu machenden Angaben gelten als Steuer- 
erklärung im Sinne des § 166 der Reichs- 
abgabenordnung. Die Finanzämter können 
die erforderlichen Angaben auch schon vor 
dem Feststellungszeitpunkt anfordern. 

(2) Die vom Zeitpunkt der Abgabe der 
Erklärung bis zum Feststellungszeitpunkt 
eingetretenen Änderungen in den Bewer- 
tungsgrundlagen (z. B. in der Jahresroh- 
miete, im Eigentum oder Umfang des Wirt- 
schaftsgutes) sind dem zuständigen Finanz- 
amt unverzüglich als Ergänzung der Steuer- 
erklärung mitzuteilen, 

(3) Der Steuerpflichtige hat dem zuständi- 
gen Finanzamt auf Anfordern alle Angaben 
zu machen, die es für eine Sammlung der 
Kauf-, Miet- und Pachtpreise braucht. Bei 
dieser Erklärung ist zu versichern, daß die 


Angaben nach bestem Wissen und Gewissen 
gemacht sind (§ 166 Abs. 3 der Reichsab- 
gabenordnung). 

(4) Die Finanzämter können zur Vorbe- 
reitung einer Hauptfeststellung örtliche Er- 
hebungen über die Bewertungsgrundlagen 
anstellen. § 173 Abs. 1 der Reichsabgaben- 
ordnung ist entsprechend anzuwenden.“ 

12. Die Überschrift vor § 24 erhält die fol- 
gende Fassung: 

„B. Wertermittlung 
UNTERABSCHNITT 1 
Allgemeines“ 

13. Hinter § 24 wird der folgende § 24 a 
eingefügt: 

4 24 a 

Wertverhältnisse bei Fortschreibungen 
und Nachfeststellungen 

Bei Fortschreibungen und bei Nachfest- 
stellungen der Einheitswerte für Grundbesitz 
und für Gewerbeberechtigungen sind der 
tatsächliche Zustand vom Fortschreibungs- 
zeitpunkt oder vom Nachfeststellungszeit- 
punkt und die Wertverhältnisse vom letzten 
Hauptfeststellungszeitpunkt zugrunde zu 
legen.“ 

14. Die Überschrift vor § 28 erhält die fol- 
gende Fassung: 

„UNTERABSCHNITT 2 
Land- und forstwirtschaftliches Vermögen 

I. ALLGEMEINES“ 

15. Die §§ 28 bis 49 werden durch die fol- 
genden §§ 28 bis 49 g ersetzt: 

4 28 

Vermögensunterarten 

Das land- und forstwirtschaftliche Vermö- 
gen umfaßt die folgenden Vermögensunter- 
arten: 

1. landwirtschaftliches Vermögen, 

2. forstwirtschaftliches Vermögen, 

3. Weinbauvermögen, 

4. gärtnerisches Vermögen, 

5. übriges land- und forstwirtschaftliches 
Vermögen. 
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§ 29 

Betrieb der Land- und Forstwirtschaft 

(1) Gegenstand der Bewertung des land- 
und forstwirtschaftlichen Vermögens ist der 
Betrieb. Er besteht aus der Gesamtheit aller 
Wirtschaftsgüter, die dauernd einer wirt- 
schaftlichen Einheit der in § 28 genannten 
Vermögensunterarten dienen. Dazu gehören 
insbesondere der Grund und Boden, die 
Pflanzenbestände, die Wohn- und Wirt- 
schaftsgebäude, die stehenden und die um- 
laufenden Betriebsmittel und die Nebenbe- 
triebe. 

(2) Als Betrieb der Land- und Forstwirt- 
schaft gelten auch Stückländereien. Stücklände- 
reien sind einzelne land- und forstwirtschaft- 
lich nutzbare Grundstücksflächen, bei denen 
die Wirtschaftsgebäude oder die Betriebsmit- 
tel oder diese beiden Wirtschaftsgüter nicht 
dem Eigentümer des Grund und Bodens ge- 
hören. 

(3) Als Betrieb der Land- und Forstwirt- 
schaft gelten auch grundstücksgleiche Rechte, 
die eine land- und forstwirtsdiaftliche Nut- 
zung zum Gegenstand haben. 

(4) Als Nebenbetrieb gilt ein Betrieb, der 
dem Hauptbetrieb zu dienen bestimmt ist 
und nicht einen selbständigen gewerblichen 
Betrieb darstellt. 

(5) Als Teile des Betriebes gelten nicht: 

1. Zahlungsmittel, Geldforderungen und 
Wertpapiere, 

2. Geldschulden, 

3. ein über den normalen Bestand hinausge- 
hender Bestand (Überbestand) an umlau- 
fenden Betriebsmitteln. Als normaler Be- 
stand an umlaufenden Betriebsmitteln 
gilt ein solcher, der zur gesicherten Fort- 
führung des Betriebes erforderlich ist. 

§ 30 

Abgrenzung des Betriebes 

(1) In den Betrieb sind auch solche Wirt- 
schaftsgüter, insbesondere Grundstücksflä- 
chen einzubeziehen, die 

1. für sich allein betrachtet einer anderen 
Unterart des land- und forstwirtschaft- 
lichen Vermögens angehören, 

2. anderen als land- und forstwirtschaft- 
lichen Zwecken dienen. 

Voraussetzung ist, daß die Zugehörigkeit 
dieser Wirtschaftsgüter den Hauptzweck des 


Betriebes nicht wesentlidi beeinflußt. Nicht 
einzubeziehen sind Grundstücksflächen, die 
nach § 51 dem Grundvermögen zuzurechnen 
sind. 

(2) In den Betrieb können Anteile des 
Eigentümers an anderen Wirtschaftsgütern, 
insbesondere an Grundstücksflächen einbe- 
zogen werden, soweit sie mit dem Betrieb 
zusammen bewirtschaftet werden. 

(3) In den Betrieb sind Gebäude und Be- 
triebsmittel, die der Bewirtschaftung des Be- 
triebes dienen, auch dann einzubeziehen, 
wenn sie nicht dem Eigentümer des Grund 
und Bodens gehören. Einer Verteilung des 
Einheitswertes auf die einzelnen Beteiligten 
nach § 216 Abs. 1 ZIff. 2 Satz 2 der Reichs- 
abgabenordnung bedarf es nur, soweit im 
einzelnen Fall der Anteil eines Beteiligten 
mehr als 1000 DM beträgt. Die Verteilung 
Ist nach dem Verhältnis der Beteiligung am 
Gesamtwert vorzunehmen. 

(4) Bei Betrieben des gärtnerischen Ver- 
mögens und des übrigen land- und forstwirt- 
schaftlichen Vermögens, die ganz oder zum 
Teil auf gepachtetem Grund und Boden be- 
trieben werden, ist der Unterschied des Hek- 
tarwertes (§ 35) für die Pachtflächen beim Be- 
trieb des Pächters gegenüber dem Hektarwert, 
der sich für diese Flächen beim Betrieb des Ei- 
gentümers ergibt, dem Pächter zuzurechnen. 

§ 31 

Bewertungsstiditag 

(1) Für die Größe des Betriebes und für 
den Umfang und den Zustand der Gebäude 
und der stehenden Betriebsmittel sind die 
Verhältnisse am Feststellungszeitpunkt maß- 
gebend. 

(2) Für die umlaufenden Betriebsmittel ist 
der Stand am Ende des Wirtschaftsjahres 
maßgebend, das dem Feststellungszeitpunkt 
vorangegangen Ist. 

§ 32 

Zusammensetzung des Einheitswertes 

Der Einheitswert eines Betriebes besteht 
aus dem Wirtsdiaftswert (§ 33) und dem 
Wohnungswert (§ 38). 

§ 33 

Wirtschaftswert 

(1) Wirtschaftswert ist das Achtzehnfadie 
des Reinertrages, den der Betrieb ohne die 



Wohngebäude und die für Wohnzwecke be- 
nutzten Gebäudeteile (Wirtschaftsteil) nach 
seiner wirtschaftlichen Bestimmung im 
Durchschnitt der Jahre nachhaltig erbringen 
kann (Ertragsfähigkeit). Dabei ist davon 
auszugehen, daß der Betrieb unter gewöhn- 
lichen Verhältnissen, ordnungsmäßig, ge- 
meinüblich und mit entlohnten fremden Ar- 
beitskräften bewirtschaftet wird. Außerdem 
ist zu unterstellen, daß der Betrieb schulden- 
frei ist. 

(2) Der Wirtschaftswert wird gebildet aus 
dem Vergleichswert (§ 35), den Abschlägen 
und den Zuschlägen (§ 36) und dem Wert der 
gesondert zu bewertenden Grundstücksflä- 
chen (§ 37). 


§ 34 

Ertragsbedingungen 

(1) Bei der Beurteilung der Ertragsfähig- 
keit sind alle Umstände zu berücksichtigen, 
die auf den Wirtschaftserfolg von Einfluß 
sind. Dies sind insbesondere: 

1. die natürlichen Ertragsbedingungen: 

Boden und Wasser, Geländeform, Klima; 

2. die folgenden wirtschaftlichen Ertragsbe- 
dingungen: 

a) die Hoflage, die Geschlossenheit oder 
Zersplitterung des Betriebes (innere 
Verkehrslage), 

b) die Verkehrsverhältnisse, 

c) die Preis- und Lohnverhältnisse, 

d) die Betriebsgröße. 

(2) Für die natürlichen und wirtschaft- 
lichen Ertragsbedingungen nach Absatz 1 
Ziffer 1 und Ziffer 2 Buchstaben a, b und d 
sind die tatsächlichen Verhältnisse des Betrie- 
bes zugrunde zu legen. Für alle übrigen Um- 
stände, die die Ertragsfähigkeit beeinflussen, 
sind solche Verhältnisse zu unterstellen, die 
in der betreffenden Gegend als regelmäßig 
anzusehen sind; dies gilt insbesondere für die 
Preis- und Lohnverhältnisse, die Wirtschafts- 
gebäude und die Betriebsmittel. Das Vorhan- 
densein von Nebenbetrieben ist nicht als 
regelmäßig anzusehen. 


§ 35 


Vergleichswert und Hektarwert 


(1) Vergleichswert ist der für den Wirt- 
schaftsteil (§ 33 Abs. 1) nach seiner Ertrags- 
fähigkeit (Reinertrag) in einem vergleichen- 


den Verfahren (§ 35 a) ermittelte Wert. Der 
Reinertrag wird nicht für jeden einzelnen 
Betrieb ermittelt. 

(2) In die Fläche des Betriebes werden Hof- 
und Gebäudeflächen, Hausgärten, Wirt- 
schaftswege, Hecken und Gräben einbezogen. 
Nicht einbezogen werden die gesondert zu 
bewertenden und die nicht zu bewertenden 
Grundstücksflächen (§ 37). 

(3) Das vergleichende Verfahren kann 
auch auf Teile von Betrieben (Bestände, La- 
gen) angewendet werden. Dabei ist ein ent- 
sprechender Wertanteil für Wirtschaftsge- 
bäude und Betriebsmittel einzubeziehen. 

(4) Der auf die Flächeneinheit (Hektar) 
bezogene Vergleichswert ist der Hektarwert. 
Der Hektarwert darf nicht niedriger sein als 
das Doppelte des Werts, der sidi beim Wert- 
ansatz nach ^ 37 Abs. 1 Ziff. 2 ergeben 
würde. 

(5) Kann ein Vergleich nicht durchgeführt 
werden, so gilt als Vergleichswert der Einzel- 
ertragswert. Dieser Ist nach den Grundsätzen 
für den Wirtschaftswert (§ 33 Abs. 1) zu er- 
mitteln. 


§ 35 a 

Vergleichendes Verfahren 

(1) Zur Durchführung des vergleichenden 
Verfahrens werden zunächst einzelne Be- 
triebe, Bestände oder Lagen (Vergleichsbe- 
triebe, Vergleichsbestände, Vergleichslagen) 
als Bewertungsstützpunkte bewertet. 

(2) Der Wert der anderen Betriebe, Be- 
stände oder Lagen ergibt sich durch den Ver- 
gleich ihrer Ertragsfähigkeit (§ 34) mit der 
Ertragsfähigkeit der Bewertungsstützpunkte. 

(3) Beim landwirtschaftlichen Vermögen 
und beim Weinbauvermögen wird die Er- 
tragsfähigkeit der Bewertungsstützpunkte 
und der anderen Betriebe oder Lagen durch 
eine Vergleichszahl (Hundertsatz) ausge- 
drückt. Die Vergleichszahl gibt an, in wel- 
chem Verhältnis der Hektarwert zu dem Hek- 
tarwert eines Betriebes (Bestand, Lage) mit der 
Vergleichszahl 100 steht. Bei den anderen Un- 
terarten des land- und forstwirtschaftlichen 
Vermögens kann die Ertragsfähigkeit der Be- 
wertungsstützpunkte und der anderen Betriebe 
oder Bestände durch eine Vergleichszahl (Hun- 
dertsatz) ausgedrückt werden. In diesen Fäl- 
len gilt Satz 2 entsprechend. 

(4) Der Hektarwert für den Betrieb (Be- 
stand, Lage) mit der Vergleichszahl 100 sowie 
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die Vergleichszahlen und Hektarwerte der 
Vergleichsbetriebe, Vergleichsbestände und 
Vergleichslagen werden durch Rechtsver- 
ordnung festgesetzt. 


§ 36 

Abschläge und Zuschläge 

(1) Abschläge und Zuschläge sind zu 
machen, wenn 

1. die tatsächlichen Verhältnisse des Betrie- 
bes von den bei der Bewertung unterstell- 
ten regelmäßigen Verhältnissen der Ge- 
gend (§ 34 Abs. 2 Satz 2) abweichen und 

2. die Abweichung mehr als den zehnten Teil 
des Vergleichswertes, mindestens aber 
500 DM, oder mehr als 10 000 DM be- 
trägt. 

(2) Der Abschlag oder Zuschlag wird nach 
der durch die Abweichung bedingten Minde- 
rung oder Steigerung der Ertragsfähigkeit be- 
messen. 

(3) Bei Stückländereien (§ 29 Abs. 2) sind 
Abschläge für fehlende Wirtschaftsgebäude 
und Betriebsmittel beim Eigentümer des 
Grund und Bodens sowie Zuschläge für 
Überbestand an diesen Wirtschaftsgütern bei 
deren Eigentümer nicht zu 'machen. 


§ 37 

Gesonderte Bewertung 

(1) Die nach § 30 Abs. 1 und 2 in den Be- 
trieb einzubeziehenden Wirtschaftsgüter sind 
gesondert wie folgt zu bewerten: 

1. Wirtschaftsgüter, insbesondere Grund- 
stücksflächen, die für sich allein betrachtet 
einer anderen Unterart des land- und 
forstwirtschaftlichen Vermögens angebo- 
ren, nach den für diese Unterart geltenden 
Vorschriften; 

2. Flächen, deren Ertragsfähigkeit so gering 
ist, daß sie in ihrem derzeitigen Zustand 
land- und forstwirtschaftlich nicht regel- 
mäßig genutzt werden können (unkulti- 
vierte Heide- und Moorflächen und der- 
gleichen), mit besonderen Hektarwerten, 
die durch Rechtsverordnung festgesetzt 
werden; 

3. Abbauland mit dem Einzelertragswert. 
Als Abbauland gilt alles Land, das durch 
Abbau der Bodenmasse nutzbar gemacht 
wird (Sand-, Kies-, Lehmgruben, Torf- 
stiche und dergleichen). 


(2) Unland scheidet für die Bewertung aus. 
Als Unland gilt alles Land, das bei geordneter 
Wirtschaftsweise keinen Ertrag abwirft und 
auch nicht nutzbar gemacht werden kann. 

(3) Teile des Betriebes, die nach § 4 Ziff. 9 
des Grundsteuergesetzes von der Grundsteuer 
befreit sind, werden nicht bewertet. 

§ 38 

Wohnungswert 

Wohnungswert ist der Wert der Wohnge- 
bäude und der für Wohnzwecke benutzten Ge- 
bäudeteile des Betriebes. Für seine Ermittlung 
sind die Grundsätze maßgebend, die beim 
Grundvermögen gelten. Dabei bleibt der Wert 
des Grund und Bodens außer Ansatz. 


11. BESONDERE VORSCHRIFTEN 
a) Landwirtschaftliches Vermögen 


§ 39 

Landwirtschaftlicher Betrieb 

(1) Zu einem landwirtschaftlichen Betrieb 
gehören alle Wirtschaftsgüter, die dauernd 
einem landwirtschaftlichen Hauptzweck die- 
nen. 


(2) Als landwirtschaftlicher Betrieb gelten 
auch Tierzuchtbetriebe, Viehmästereien, Ab- 
melkwirtschaften, Geflügelfarmen und ähn- 
liche Betriebe, wenn zur TierzuJii oder Tier- 
haltung überwiegend Erzeugnisse verwendet 
werden, die im eigenen landwirtschaftlichen 
Betrieb gewonnen sind. 


§ 40 

Ertragsbedingungen 

(1) Für die Beurteilung der natürlichen Er- 
tragsbedingungen (§ 34 Abs. 1 Ziff. 1) sind 
die Ergebnisse der Bodenschätzung zugrunde 
zu legen. Dies gilt auch für das Bodenarten- 
verhältnis. 

(2) Zu den nach § 34 Abs. 2 Satz 2 zu be- 
rücksichtigenden Ertragsbedingungen gehört 
auch das Nutzungsartenverhältnis. 


b) Forstwirtschaftliches Vermögen 


§ 41 

Forstwirtschaftlicher Betrieb 

(1) Zu einem forstwirtschaftlichen Betrieb 
gehören alle Wirtschaftsgüter, die dauernd 
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einem forstwirtschaftlichen Hauptzweck die- 
nen. 

(2) Eingeschlagenes (liegendes) Holz gehört 
zum normalen Bestand an umlaufenden Be- 
triebsmitteln, soweit es den jährlidien Ein- 
schlag nach dem Betriebsplan (Nutzungssatz) 
nicht übersteigt. 

§42 

Bewertungsstichtag 

Bei der Bewertung der Holzbestände (ste- 
hendes Holz) sind abweichend von § 31 Abs. 1 
die tatsächlichen Verhältnisse am Ende des 
Wirtschaftsjahres zugrunde zu legen, das dem 
Feststellungszeitpunkt vorangegangen ist. 

§ 43 

Ermittlung des Vergleichswertes 

Der Vergleichswert wird aus dem Hektar- 
wert vergleichbarer Nachhaltsbetriebe mit 
regelmäßigem Altersklassenverhältnis und 
einer der vollen Ertragsfähigkeit entsprechen- 
den Bestockung abgeleitet. Zu diesem Zweck 
wird durch Rechtsverordnung festgesetzt, 

1. von welchem Hektarwert eines solchen 
Nachhaltsbetriebes auszugehen ist. Dieser 
Hektarwert ist nach Holzart, Ertrags- 
klasse (Standortklasse) und Holzpreis fest- 
zusetzen; 

2. mit welchem Hundertteil des nach Ziffer 1 
festgesetzten Hektarwertes die einzelnen 
Altersklassen anzusetzen sind. An die 
Stelle der Altersklassen können Stärke- 
klassen treten; 

3. mit welchen Hektarwerten Mittelwald, 
Niederwald, Hochgebirgswald und Nicht- 
wirtschaftswald anzusetzen sind; 

4. welchen Ansatz der Hektarwert der un- 
bestockten Fläche abweichend von § 35 
Abs. 4 Satz 2 nicht unterschreiten darf. 

c) Wein bau vermögen 
§44 

Weinbaubetrieb 

(1) Zu einem Weinbaubetrieb gehören alle 
Wirtschaftsgüter, die dauernd dem Weinbau 
als Hauptzweck dienen. 

(2) Zum normalen Bestand an umlaufen- 
den Betriebsmitteln gehören bei ausbauenden 
Betrieben auch die Vorräte an Weinen aus der 


vorletzten Ernte vor dem Feststellungszeit- 
punkt. Abschläge für Unterbestand an Vor- 
räten dieser Art sind nicht zu machen. 

§ 45 

Ermittlung des Vergleichswertes 

Als Bewertungsstützpunkte dienen Wein- 
baulagen (Vergleichslagen). 

d) Gärtnerisches Vermögen 
§ 46 

Gärtnerischer Betrieb 

Zu einem gärtnerischen Betrieb gehören alle 
Wirtschaftsgüter, die dauernd einem gärtne- 
rischen Hauptzweck dienen. Als gärtnerische 
Betriebe gelten insbesondere solche Betriebe, 
die Blumen und Zierpflanzen, Gemüse, Obst 
und Baumschulgewächse erzeugen. 

§ 47 

Ertragsbedingungen 

Bei der Beurteilung der Ertragsfähigkeit 
(§ 34) sind hinsichtlich der überdachten An- 
baufläche die tatsächlichen Verhältnisse des 
Betriebes zugrunde zu legen. 

e) Übriges land - und forstwirt- 
schaftliches Vermögen 

§ 48 

Arten des übrigen land- und forstwirtschaft- 
lichen Vermögens 

Zum übrigen land- und forstwirtschaftlichen 
Vermögen gehören alle Wirtschaftsgüter, die 
dauernd einem Betrieb insbesondere 

1. der Fischzucht und der Teichwirtschaft, 

2. der Binnenfischerei, 

3. der Imkerei, 

4. der Wanderschäferei, 

5. der Saatzucht 

als Hauptzweck dienen (Betriebe des übrigen 
land- und forstwirtschaftlichen Vermögens). 

III. BEWERTUNGSBEIRAT 
§ 49 a 

Bildung des Bewertungsbeirates 

(1) Zur Sicherung der gleichmäßigen Be- 
wertung des land- und forstwirtschaftlichen 
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Vermögens wird beim Bundesministerium der 
Finanzen ein Bewertungsbeirat gebildet. 

(2) Der Bewertungsbeirat übernimmt auch 
die Befugnisse des Reichsschätzungsbeirates 
nach dem Bodenschätzungsgesetz vom 16, Ok- 
tober 1934 (Reichsgesetzbl. I S, 1050). 

§ 49 b 
Abteilungen 

Der Bewertungsbeirat gliedert sich in eine 
landwirtschaftliche Abteilung, eine forstwirt- 
schaftliche Abteilung, eine Weinbauabteilung 
und eine Gartenbauabteilung, die aus Unter- 
abteilungen für Blumen- und Gemüsebau, für 
Obstbau und für Baumschulen besteht, 

§ 49 c 
Mitglieder 

(1) Dem Bewertungsbeirat gehören an: 

1. in Jeder Abteilung und Unterabteilung: 

a) der Bundesminister der Finanzen oder 
ein von ihm beauftragter Beamter des 
Bundesministeriums der Finanzen als 
Vorsitzender, 

b) ein vom Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten beauftrag- 
ter Beamter des Bundesministeriums 
für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten, 

j_,. i.,-j ! j, < r^i : j 
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sieben Mitglieder, 

3. in der forstwirtschaftlichen Abteilung und 
in der Weinbauabteilung je sechs Mit- 
glieder, 

4, in der Gartenbauabteilung drei Mitglieder 
mit allgemeiner Sadikunde, zu denen für 
Jede Unterabteilung zwei weitere Mitglie- 
der mit besonderer Fachkenntnis hinzu- 
treten. 

Nach Bedarf können weitere Mitglieder be- 
rufen werden, 

(2) Die Mitglieder nach Abs. 1 Ziff. 2 bis 4 
werden auf Vorsdilag des Bundesrates durch 
den Bundesminister der Finanzen im Einver- 
nehmen mit dem Bundesminister für Ernäh- 
rung, Landwirtschaft und Forsten berufen. 
Die Berufung kann nur aus einem wichtigen 
Grund mit Zustimmung des Bundesrates zu- 
rückgenommen werden. An Stelle eines aus- 
scheidenden Mitgliedes ist ein neues Mitglied 
zu berufen. Die Mitglieder müssen ausreichend 
sachkundig sein. 


(3) Die berufenen Mitglieder haben bei Be- 
ginn ihrer Tätigkeit dem Vorsitzenden des 
Bewertungsbeirates zu geloben, bei den Ver- 
handlungen des Bewertungsbeirates ohne An- 
sehen der Person nach bestem Wissen und Ge- 
wissen zu verfahren, die Verhandlungen und 
die dabei zu ihrer Kenntnis gelangenden Ver- 
hältnisse der Steuerpflichtigen geheimzuhal- 
ten und Geschäfts- und Betriebsgeheimnisse 
nicht unbefugt zu verwerten. Die §§ 22 und 
412 der Reichsabgabenordnung finden An- 
wendung. 

§ 49d 
Aufgaben 

(1) Der Bewertungsbeirat hat die Aufgabe, 
Vorschläge zu machen für 

1. den Fiektarwert des Betriebes (Bestand, 

Lage) mit der Vergleichszahl 100 (§ 35 a), 

2. die Bewertung der Vergleichsbetriebe, 

Vergleichsbestände und Vergleichslagen 
(§ 35 a), 

3. die besonderen Fiektarwerte nach § V 
Abs. 1 Ziff. 2, 

4. die forstwirtschaftlichen Fiektarwerte nach 
§43. 

(2) Der Bewertungsbeirat kann sich gutacht- 
lich über weitere Maßnahmen äußern, die zur 
Sicherung der Gleichmäßigkeit der Bewertung 
des land- und forstwirtschaftlichen Vermögens 
zu treffen sind. 

§ 49 e 

Geschäftsführung 

(1) Der Bundesminister der Finanzen führt 
die Geschäfte des Bewertungsbeirates und leitet 
die Verhandlungen. Der Bundesminister der 
Finanzen kann eine Geschäftsordnung für den 
Bewertungsbeirat erlassen; er bestimmt die 
Entschädigung der Mitglieder. 

(2) Die einzelnen Abteilungen und Unter- 
abteilungen des Bewertungsbeirates sind be- 
schlußfähig, wenn mindestens die FFälfte der 
Mitglieder anwesend ist. Bei Abstimmung ent- 
scheidet die Stimmenmehrheit, bei Stimmen- 
gleichheit die Stimme des Vorsitzenden. 

(3) Der Bewertungsbeirat hat seinen Sitz 
am Sitz des Bundesministeriums der Finanzen. 
Er hat bei Durchführung seiner Aufgaben die 
Befugnisse, die den Finanzämtern im Steuer- 
ermittlungsverfahren zustehen. 

(4) Die Verhandlungen des Bewertungsbei- 
rates sind nicht Öffentlich. Der Bewertungsbel- 


9 



rat kann nach seinem Ermessen Sachverstän- 
dige hören; § 49c Abs. 3 gilt entsprechend. 

IV. UNTERVERGLEICHS- 
BETRIEBE 

UND RICHTBETRIEBE 
§ 49 f 

Gutachterausschuß, Untervergleichsbetriebe 

(1) Zur Unterstützung der Finanzbehörden 
bei der Bewertung des land- und forstwirt- 
schaftlichen Vermögens, insbesondere zur Be- 
wertung weiterer Bewertungsstützpunkte 
(Untervergleichsbetriebe, Untervergleichsbe- 
stände, Untervergleichslagen), wird bei jeder 
Oberfinanzdirektion ein Gutachterausschuß 
gebildet. Nach Bedarf können Abteilungen 
für die Bewertung der Unterarten des land- 
und forstwirtschaftlichen Vermögens gebildet 
werden. 

(2) Der Gutachterausschuß übernimmt auch 
die Befugnisse des Landesschätzungsbeirates 
nach dem Bodenschätzungsgesetz. 

(3) Dem Gutachterausschuß oder seinen Ab- 
teilungen gehören an: 

1. der Oberfinanzpräsident oder ein von Ihm 
beauftragter Beamter als Vorsitzender, 

2. ein vom Oberfinanzpräsidenten bestimm- 
ter Sachverständiger seiner Behörde, 

3. ein von der für die Land- und Forstwirt- 
schaft zuständigen obersten Landesbehörde 
beauftragter Beamter, 

4. bis zu sechs sachkundige Mitglieder, die 
durch die für die Finanzverwaltung zu- 
ständige oberste Landesbehörde im Ein- 
vernehmen mit der für die Land- und 
Forstwirtschaft zuständigen obersten Lan- 
desbehörde berufen werden. § 49 c Abs. 3 
gilt entsprechend. 

(4) Der Oberfinanzpräsident führt die Ge- 
schäfte des Gutachterausschusses und leitet die 
Verhandlungen. Die Verhandlungen sind nicht 
öffentlich. Für die Beschlußfähigkeit und die 
Abstimmung gilt § 49 e Abs. 2 entsprechend. 

(5) Die für die Finanzverwaltung zustän- 
dige oberste Landesbehörde gibt die Feststel- 
lungen des Gutachterausschusses amtlich be- 
kannt. 

§ 49 g 

Richtbetriebe 

Die Oberfinanzdirektionen können weitere 
kennzeichnende Betriebe (Richtbetriebe) oder 
Teile von ihnen (Richtbestände, Richtlagen) 


als Bewertungsstützpunkte bewerten, um den 
Vergleich der anderen Betriebe des land- und 
forstwirtschaftlichen Vermögens mit den Wer- 
ten der Bewertungsstützpunkte des Bewer- 
tungsbeirates und der Gutachterausschüsse zu 
erleichtern. Diese Bewertungen können öffent- 
lich bekanntgegeben werden.“ 

16. Die Überschrift vor § 50 erhält die fol- 
gende Fassung: 

„UNTERABSCHNITT 3 
Grundvermögen 

L ALLGEMEINES“ 

17. Die §§ 50 bis 53 werden durch die fol- 
genden §§ 50 bis 53 k ersetzt: 

50 

Begriff des Grundvermögens 

(1) Zum Grundvermögen gehört der ge- 
samte Grundbesitz mit Ausnahme des land- 
und forstv/irtschaftllchen Vermögens (§ 29) 
und der Betriebsgrundstücke (§ 57). Das 
Grundvermögen umfaßt den Grund und Bo- 
den einschließlich der Bestandteile (Insbeson- 
dere Gebäude) und des Zubehörs. In das 
Grundvermögen werden nicht einbezogen die 
Gewerbeberechtigungen (§ 58) sowie die Ma- 
schinen und sonstigen Vorrichtungen aller Art, 
die zu einer Betriebsanlage gehören (Betriebs- 
vorrichtungen), auch wenn sie wesentliche Be- 
standteile sind. Jede wirtschaftliche Einheit 
des Grundvermögens bildet ein Grundstück 
im Sinne dieses Gesetzes. 

(2) Als Grundstück im Sinne dieses Gesetzes 
gelten auch das Erbbaurecht und sonstige 
grundstücksgleiche Rechte, sowie das Woh- 
nungseigentum und Teileigentum, das Woh- 
nungserbbaurecht und Teilerbbaurecht nach 
dem Gesetz über das Wohnungseigentum und 
das Dauerwohnrecht (Wohnungseigentums- 
gesetz) vom 15. März 1951 (Bundesgesetzbl. I 

S. 175). 

(3) Als Grundstück gilt auch ein Gebäude, 
das auf fremdem Grund und Boden errichtet 
ist, selbst wenn es wesentlicher Bestandteil des 
Grund und Bodens geworden ist. 

§ 51 

Abgrenzung des Grundvermögens vom 

land- und forstwirtschaftlichen Vermögen 

(1) Land- und forstwlrtschaftlidi genutzte 
Grundstücksflächen sind dem Grundvermögen 
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zuzurechnen, wenn nach ihrer Lage, den be- 
stehenden Verwertungsmöglichkeiten oder den 
sonstigen Umständen anzunehmen ist, daß sie 
in absehbarer Zeit anderen als land- und forst- 
wirtschaftlichen Zwecken, insbesondere als 
Bauland, Industrieland oder Land für Ver- 
kehrszwecke, dienen werden. Dem Grundver- 
mögen sind in der Regel auch Grundstücks- 
flächen zuzurechnen, die zu einem erheblich 
über den üblichen Bodenpreisen für land- und 
forstwirtschaftlich genutzte Flächen liegenden 
Preis erworben worden sind. 

(2) Gehören Grundstücksflächen dem In- 
haber eines Betriebs der Land- und Forstwirt- 
schaft, der diesem als Existenzgrundlage 
dient, und werden die Flächen von seiner 
Fiofstelle aus ordnungsmäßig bewirtschaftet, 
so sind sie als Grundvermögen nur dann an- 
zusehen, wenn anzunehmen ist, daß sie spä- 
testens nach zwei Jahren anderen als land- 
und forstwirtschaftlichen Zwecken dienen 
werden. 

{3) Baureife Grundstücke sind stets als 
Grundvermögen anzusehen. Baureife Grund- 
stücke sind Grundstücke oder Grundstücks- 
teile, die von der Gemeinde für die Bebauung 
vorgesehen sind, bei denen die baurechtlichen 
Voraussetzungen für die Bebauung vorliegen 
und deren Erschließungsgrad die sofortige Be- 
bauung gestattet. 


IL UNBEBAUTE GRUNDSTÜCKE 
§ 51 a 

Begriff und Bewertung 

(1) Unbebaute Grundstücke sind Grund- 
stücke, auf denen sich keine bezugsfertigen 
Gebäude befinden. 

(2) Gebäude sind als bezugsfertig anzu- 
sehen, wenn sie soweit gefördert sind, daß 
den zukünftigen Bewohnern oder sonstigen 
Benutzern zugemutet werden kann, sie zu be- 
nutzen; die Abnahme durch die Bauaufsichts- 
behörde ist nicht entscheidend. 

(3) Befinden sich auf einem Grundstück Ge- 
bäude, deren Zweckbestimmung und Wert 
gegenüber der Zweckbestimmung und dem 
Wert des Grund und Bodens von untergeord- 
neter Bedeutung sind, so gilt das Grundstück 
als unbebaut. 

(4) Als unbebautes Grundstück gilt auch ein 
Grundstück, auf dem sämtliche Gebäude zer- 
stört sind. Ein Gebäude gilt als zerstört, wenn 


auf die Dauer benutzbarer Raum nicht vor- 
handen ist. 

(5) Unbebaute Grundstücke sind mit dem 
gemeinen Wert zu bewerten. 

III. GRUNDSTÜCKE IM ZUSTAND 
DER BEBAUUNG 

§ 51b 

Begriff und Bewertung 

(1) Grundstücke im Zustand der Bebau- 
ung sind Grundstücke, auf denen Gebäude er- 
richtet werden, die im Feststellungszeltpunkt 
noch nicht bezugsfertig sind. 

(2) Die im Bau befindlichen Gebäude blei- 
ben bei der Bewertung außer Betracht. Be- 
finden sich auf dem Grundstück noch keine 
bezugsfertigen Gebäude, so ist das Grund- 
stück als unbebautes Grundstück zu bewerten. 
Befinden sich auf dem Grundstück bereits be- 
zugsfertige Gebäude, so ist das Grundstück 
als bebautes Grundstück zu bewerten. 

(3) Ist ein Grundstück im Zustand der Be- 
bauung bei der Ermittlung des Gesamtwertes 
eines gewerblichen Betriebs, bei der Bewertung 
des Gesamtvermögens oder bei der Bewertung 
des Inlandsvermögcns anzusetzen, so ist für 
diese Zwecke ein besonderer Einheitswert fest- 
zustellen. Dabei ist zu dem Wert nach Ab- 
satz 2 für ule im Bau befindlichen Gebäude 
oder Gebäudeteile (z. B. Anbauten oder Zu- 
bauten) ein Betrag hinzuzurechnen, der nach 
dem Grad ihrer Fertigstellung dem Gebäude- 
anteil am späteren Einheitswert entspricht. 

(4) Wird ein Gebäude in Bauabschnitten 
errichtet, so ist der fertiggestellte und benutz- 
bare Teil des Gebäudes als bezugsfertig anzu- 
sehen und das Grundstück nach den Vorschrif- 
ten über bebaute Grundstücke zu bewerten. 


IV. BEBAUTE GRUNDSTÜCKE 
a) Begriff und Bewertung 

§ 51c 
Begriff 

Bebaute Grundstücke sind Grundstücke, 
auf denen sich bezugsfertige Gebäude befin- 
den, mit Ausnahme der in § 51 a Abs. 3 be- 
zeichneten Grundstücke. 
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§ 51 d 

Grundstücksarten 

(1) Bei der Bewertung bebauter Grund- 
stücke sind die folgenden Grundstücksarten 
zu unterscheiden; 

1. Mietwohngrundstücke, 

2. Geschäftsgrundstücke, 

3. gemischtgenutzte Grundstücke, 

4. Einfamilienhäuser, 

5. Zweifamilienhäuser, 

6. sonstige bebaute Grundstücke. 

(2) Mietwohngrundstücke sind Grund- 
stücke, die zu mehr als achtzig vom Hundert, 
berechnet nach der Jahresrohmiete (§ 52 d), 
Wohnzwecken dienen mit Ausnahme der Ein- 
familienhäuser und Zweifamilienhäuser (Ab- 
sätze 5 und 6). 

(3) Geschäftsgrundstücke sind Grundstücke, 
die zu mehr als achtzig vom Hundert, berech- 
net nach der Jahresrohmiete (§ 52 d), eigenen 
oder fremden gewerblichen oder öffentlichen 
Zwecken dienen. 

(4) Gemischtgenutzte Grundstücke sind 
Grundstücke, die teils Wohnzwecken, teils 
eigenen oder fremden gewerblichen oder 
öffentlichen Zwecken dienen und nicht Miet- 
wohngrundstücke, Geschäftsgrundstücke, Ein- 
familienhäuser oder Zweifamilienhäuser sind. 

(5) Einfamilienhäuser sind Wohngrund- 
stücke, die nur eine Wohnung enthalten. Woh- 
nungen des Hauspersonals (Pförtner, Heizer, 
Gärtner, Kraftwagenführer, Wächter usw.) 
sind nicht mitzurechnen. Eine zweite Wohnung 
steht, abgesehen von Satz 2, dem Begriff Ein- 
familienhaus entgegen, auch wenn sie von un- 
tergeordneter Bedeutung ist. Ein Grundstück 
gilt auch dann als Einfamilienhaus, wenn es 
zu gewerblichen oder öffentlichen Zwecken 
mitbenutzt wird und dadurch die Eigenart als 
Einfamilienhaus nicht wesentlich beeinträchtigt 
ist. 

(6) Zweifamilienhäuser sind Wohngrund- 
stücke, die nur zwei Wohnungen enthalten. 
Die Sätze 2 bis 4 von Absatz 5 sind entspre- 
chend anzuwenden. 

(7) Sonstige bebaute Grundstücke sind 
Grundstücke, die nicht unter die Absätze 2 bis 
6 fallen. 

§51e 

Bewertung 

(1) Auf der Grundlage eines Ertragswert- 
verfahrens (§§ 52 bis 52 m) sind zu bewerten: 


1. Mietwohngrundstücke, 

2. Geschäftsgrundstücke, 

3. gemischtgenutzte Grundstücke, 

4. Einfamilienhäuser, 

5. Zweifamilienhäuser. 

(2) Die sonstigen bebauten Grundstücke 
sind auf der Grundlage eines Sachwertverfah- 
rens (§§ 53 bis 53 g) zu bewerten. 

(3) Das Sachwertverfahren Ist abweichend 
von Absatz 1 anzuwenden 

1. bei solchen Gruppen von Geschäftsgrund- 
stücken, bei denen die Jahresrohmiete 
schwer zu ermitteln oder schwer zu schät- 
zen ist; 

2. bei Einfamilienhäusern und Zweifamilien- 
häusern, die unter Verwendung wertvollen 
Materials gebaut oder außergewöhnlich 
ausgestattet sind; 

3. bei Grundstücken, für die eine Jahresroh- 
miete im Einzelfall nur schwer zu ermit- 
teln oder schwer zu schätzen ist. 

(4) Der für bebaute Grundstücke anzuset- 
zende Wert darf nicht geringer sein als der 
Wert, mit dem der Grund und Boden allein 
als unbebautes Grundstück (§ 51 a Abs. 5) zu 
bewerten wäre (Mindestwert). 

b) Verfahren 
1. Ertragswertverfahren 
§ 52 

Grundstückswert 

Der Grundstückswert setzt sich zusammen 
aus dem Bodenwert (§ 52 a) und dem Gebäu- 
dewert (§ 52 b). 

§ 52 a 
Bodenwert 

Der Grund und Boden ist mit dem gemei- 
nen Wert anzusetzen. 

§ 52 b 

Gebäudewert 

(1) Der Gebäudewert entspricht dem Ka- 
pitalwert einer Rente. Die Rente und der Ka- 
pitalwert sind nach den Absätzen 2 bis 5 zu 
ermitteln. 

(2) Auszugehen ist vom jährlichen Rein- 
ertrag des Grundstücks. Dieser ergibt sich aus 
der Jahresrohmiete (§ 52 d) abzüglich der Be- 
wirtschaftungskosten (§ 52 f). 
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(3) Aus dem Reinertrag ist der auf den 
Grund und Boden entfallende Anteil (Boden- 
ertragsanteil, § 52 c) auszuscheiden. Der nach 
Abzug des Bodenertragsanteils vom Reiner- 
trag verbleibende Betrag (Gebäudeertragsan- 
teil) bildet den Jahreswert der Rente, deren 
Kapitalwert zu ermitteln ist. 

(4) Der Kapitalwert ist durch Anwendung 
eines Vervielfältigers auf den Gebäudeertrags- 
anteil zu ermitteln. Die Dauer der Rente wird 
durch die Restnutzungsdauer (§ 52 k) be- 
stimmt. 

(5) Die Vervielfältiger sind aus den Anla- 
gen 1 bis 8 zu entnehmen. Es gelten für 

Einfamilienhäuser Anlage 3, 

Zweifamilienhäuser Anlage 4, 

Mietwohngrundstücke Anlage 5, 

gemischtgenutzte Grundstücke 

mit einem gewerblichen Anteil 

an der Jahresrohmiete bis 50 

vom Hundert Anlage 6, 

gemischtgenutzte Grundstücke 

mit einem gewerblichen Anteil 

an der Jahresrohmiete von 

mehr als 50 vom Hundert Anlage 7, 

Geschäftsgrundstücke Anlage 8. 

In Gemeinden bis 5000 Einwohner gelten für 
Altbauten von 

Einfamilienhäusern Anlage 1, 

Zweifamilienhäusern Anlage 2, 

Mieiwohngrunusrücken Anlage 3, 

gemischtgenutzten Grundstük- 
ken mit einem gewerblichen An- 
teil an der Jahresrohmiete bis 
50 vom Hundert Anlage 4, 

gemischtgenutzten Grundstük- 
ken mit einem gewerblichen An- 
teil an der Jahresrohmiete von 
mehr als 50 vom Hundert Anlage 5, 

Geschäftsgrundstücken Anlage 6. 

§ 52 c 

Bodenertragsanteil 

(1) Der Bodenertragsanteil entspricht dem 
Zinsbetrag, der sich durch Anwendung eines 
Zinssatzes auf den Bodenwert ergibt. Die 
Zinssätze betragen bei 

Einfamilienhäusern 4,5 v. H., 

Zweifamilienhäusern 5,0 v. H., 

Mietwohngrundstücken 5,5 v. H., 


gemischtgenutzten Grundstük- 
ken mit einem gewerblichen An- 
teil an der Jahresrohmiete bis 
50 vom Hundert 6,0 v. H., 

gemischtgenutzten Grundstük- 
ken mit einem gewerblichen An- 
teil an der Jahresrohmiete von 
mehr als 50 vom Hundert 6,5 v. H., 

Geschäftsgrundstücken 7,0 v. H. 

In Gemeinden bis 5000 Einwohner betragen 
die Zinssätze für Altbauten bei 

Einfamilienhäusern 3,5 v. H., 

Zweifamilienhäusern 4,0 v. H., 

Mietwohngrundstücken 4,5 v. H., 

gemischtgenutzten Grundstük- 
ken mit einem gewerblichen An- 
teil an der Jahresrohmiete bis 
50 vom Hundert 5,0 v. H., 

gemischtgenutzten Grundstük- 
ken mit einem gewerblichen An- 
teil an der Jahresrohmiete von 
mehr als 50 vom Hundert 5,5 v. H., 

Geschäftsgrundstücken 6,0 v. H. 

(2)Zur Errechnung des Bodenertragsanteils 
darf höchstens eine Flächengröße zugrunde 
gelegt werden, die bei Einfamilienhäusern 
und Zweifamilienhäusern das Zehnfache, bei 
den übrigen Grundstücksarten das Fünffache 
der bebauten Fläche nicht überschreitet. 

§52d 

Jahresrohmiete 

(1) Jahresrohmiete Ist das Gesamtentgelt, 
das die Mieter (Pächter) für die Benutzung 
des Grundstücks auf Grund vertraglicher Ver- 
einbarungen oder gesetzlicher Vorschriften 
nach dem Stand vom Feststellungszeitpunkt 
für ein Jahr zu entrichten haben. Umlagen 
und alle sonstigen Leistungen des Mieters, mit 
Ausnahme der Schönheitsreparaturen, sind 
einzubeziehen. Dazu gehören auch Betriebs- 
kosten (z. B. Gebühren der Gemeinde), die 
von den Mietern durch die Gemeinde unmit- 
telbar erhoben werden. Nicht einzubeziehen 
sind Untermietzuschläge, Brennstoffkosten, 
Anfuhrkosten für die Brennstoffe für Hei- 
zungs- und Warmwasserversorgungsanlagen, 
ferner alle Vergütungen für außergewöhnliche 
Nebenleistungen des Vermieters, die nicht die 
Raumnutzung betreffen (z. B. Bereitstellung 
von Wasserkraft, Dampfkraft, Preßluft, 
Kraftstrom und dergleichen), sowie Neben- 
leistungen des Vermieters, die nur einzelnen 
Mietern zugute kommen. 
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(2) Statt des Betrags nach Absatz 1 gilt die 
übliche Miete als Jahresrohmiete für solche 
Grundstücke oder Grundstücksteile, die 

1. eigengenutzt, ungenutzt, zu vorübergehen- 
dem Gebrauch oder unentgeltlich überlas- 
sen sind, 

2. der Eigentümer dem Mieter zu einer um 
mehr als zwanzig vom Hundert von der 
üblichen Miete abweichenden tatsächlichen 
Miete überlassen hat. 

Die üblidie Miete ist in Anlehnung an die 
Jahresrohmiete zu schätzen, die für Räume 
gleicher Art, Lage und Ausstattung regelmäßig 
gezahlt wird. 

(3) Bei Fortschreibungen und Nachfeststel- 
lungen gelten für die Höhe der Miete die 
Wertverhältnisse des Hauptfeststellungszeit- 
punktes. 

§ 52 e 

Altbauten und Neubauten 

(1) Als Altbauten gelten solche Gebäude, 
die bis zum 31. März 1924, als Neubauten 
solche, die nach dem 31. März 1924 bezugs- 
fertig geworden sind. Eine Unterart der Neu- 
bauten sind solche, die nach dem 20. Juni 1948 
bezugsfertig geworden sind (Nachkriegsbau- 
ten). 

(2) Erhöht sich durch bauliche Maßnahmen 
die Restnutzungsdauer (§ 52 k Abs. 3) wesent- 
lich, so ist für die Einreihung nach Absatz 1 
ein dieser Restnutzungsdauer entsprechendes 
Baujahr zugrunde zu legen. 

(3) Treffen Altbauten und Neubauten bei 
einem Grundstück zusammen, so ist der nach 
der Jahresrohmiete überwiegende Teil maß- 
gebend. Der nicht überwiegende Teil kann bei 
der Höhe der abzugsfähigen Bewirtschaf- 
tungskosten durch Abschläge oder Zuschläge 
berücksichtigt werden. 

§ 52 f 

Bewirtschaftungskosten 

(1) Bewirtschaftungskosten sind die zur 
ordnungsmäßigen Bewirtschaftung von Grund- 
stücken laufend erforderlichen Kosten. 

(2) Bewirtschaftungskosten sind: 

1. die Abschreibung, 

2. die Verwaltungskosten, 

3. die Instandhaltungskosten, 

4. das Mietausfallwagnis, 

5. die Betriebskosten. 

Die Abschreibung ist im Vervielfältiger (§ 52 b 
Abs. 5) berücksichtigt. Verwaltungskosten, In- 


standhaltungskosten und Mietausfallwagnis 
werden in einem Pauschbetrag (Pauschal- 
kosten) zusammengefaßt (§ 52 g). 

S52g 

Pauschalkosten 

(1) Verwaltungskosten sind die zum 
Zwecke der Verwaltung von Grundstücken 
entstehenden Kosten für Einrichtungen, Ar- 
beitskräfte oder Inanspruchnahme von drit- 
ten Personen, für Aufsicht, Geschäftsführung 
und etwaige gesetzliche oder freiwillige Prü- 
fungen des Jahresabschlusses sowie der Wert 
der vom Eigentümer geleisteten Verwaltungs- 
arbeit. 

(2) Instandhaltungskosten sind Kosten, die 
während der Nutzungsdauer zur Erhaltung 
des bestimmungsmäßigen Gebrauchs aufge- 
wendet werden müssen, um die durch Abnut- 
zung, Alterung, Witterungseinflüsse oder ähn- 
liche Einwirkungen entstehenden baulichen 
oder sonstigen Mängel ordnungsgemäß zu be- 
seitigen. 

(3) Mietausfallwagnis ist das Wagnis einer 
Ertragsminderung, die durch uneinbringliche 
Mietrückstände oder Leerstehen von Wohnun- 
gen oder Räumen entsteht. Hierzu gehören 
auch Kosten einer Rechtsverfolgung auf Zah- 
lung, Aufhebung des Mietverhältnisses oder 
Räumung wegen Mietrückstandes. 

(4) Bei Einfamilienhäusern sind als Pau- 
schalkosten anzusetzen: 


In Gemeinden 

Vom Hundert 
der Jahresrohmiete bei 

Alt- 

bauten 

Neu- 

bauten 

Nach- 
i kriegs- 
; bauten 

bis 

2 000 

23 

18 

16 

über 

2 000 bis 5 000 

24 

19 

17 

über 

5 000 Einwohner 

25 

20 

18 


(5) Bei Zweifamilienhäusern sind als Pau- 
schalkosten anzusetzen: 


In Gemeinden 

Vom Hundert 
der Jahresrohmiete bei 

Alt- 

bauten 

Neu- 

bauten 

Nach- 
1 kriegs- 
bauten 

bis 

2 000 

25 

20 

18 

über 

2 000 bis 5 000 

26 

21 

19 

über 

5 000 Einwohner 

27 

22 

20 
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(6) Bei Mietwohngrundstücken sind als 
Pauschalkosten anzusetzen: 



In Gemeinden 

i 

Vom Hundert 
der Jahresrohmiete bei 


Alt- 

bauten 

Neu- 

bauten 

Nach- 

kriegs- 

bauten 

bis 

5 OöO Einwohner 

28 

23 

21 

über 

5 000 Einwohner 

30 

23 

21 


(7) Bei gemischtgenutzten Grundstücken 
sind als Pauschalkosten anzusetzen: 



Vom Hundert der 
rohmiete bei 

Jahres- 


Altbauten 

1 

Neu- 
bauten , 

Nach- 

kriegs- 

bauten 

In Gemeinden 

mit einem 
teil a. d. 

. gewerblichen An- 
Jahresrohmiete 


= -i* 




bis 
50 V. 

mehr 
50 V. 

bis 
50 V. 

mehr 
50 V. 

bis 
50 V. 

mehr 
50 V. 

bis 2000 

22 18 

18 16 

18 15 

üb. 2000 bis 5000 

23 19 

20 17 

19 16 

üb. 5000 bis 50 000 

24 21 

21 19 

20 18 

üb. 50 000 Einwohner 

26 23 

22 20 

21 19 

(8) Bei Geschäftsgrundstücken sind als Pau- 
schalkosten anzusetzen: 

In Gemeinden 

Vom Hundert der 
rohmiete bei 

Jahres- 

Alt- 

bauten 

Neubau- i 
ten 

Nadi- 

kriegs- 

bauten 

bis 2 000 

15 

15 

14 

Über 2 000 bis 5 000 

16 

16 

14 

über 5 000 bis 50 000 

17 

17 

15 

über 50 000 Einwohner 

19 

18 

16 


(9) Weist der Grundstückseigentümer nach, 
daß er die Kosten der Schönheitsreparaturen 
trägt, so erhöhen sich die Pauschalkosten bei 
vermieteten Einfamilienhäusern, bei Zwei- 
familienhäusern und bei Mietwohngrundstük- 
ken (Absätze 4 bis 6) um je fünf Punkte, bei 
gemischtgenutzten Grundstücken (Absatz 7) 
um je vier Punkte, bei Geschäftsgrundstücken 


(Absatz 8) um je drei Punkte. Trägt der 
Grundstückseigentümer nur bei einem Teil der 
Mietverhältnisse die Schönheitsreparaturen, so 
erhöhen sich die Pauschalkosten um den Teil 
von fünf, vier oder drei Punkten, der dem 
Verhältnis der Mieten dieser Mietverhältnisse 
zur Gesamtjahresrohmiete entspricht. Unter 
Schönheitsreparaturen im Sinne dieser Vor- 
schriften sind das Tapezieren, Anstreichen oder 
Kalken der Wände und Decken, das Streichen 
der Fußböden und Türen sowie der Fenster 
von innen zu verstehen. 

§ 52 h 

Betriebskosten 

(1) Betriebskosten sind Kosten, die durch 
die Bewirtschaftung des Grundstücks für den 
Grundstückseigentümer laufend entstehen. 
Hierzu gehören insbesondere die Kosten für 
den Betrieb der Heizung, Warmwasserversor- 
gung und der Fahrstuhlanlage, die Kosten für 
Wasserversorgung, Müllabfuhr, Straßenreini- 
gung, Entwässerung, Hauswart, Treppenhaus- 
beleuchtung, Schornsteinreinigung, Sach- und 
Haftpflichtversicherung, Treppenreinigung, 
Gartenpflege sowie die laufenden öffentlichen 
Lasten des Grundstücks mit Ausnahme der 
Hypothekengewinnabgabe. Brennstoffkosten 
und die Anfuhrkosten für die Brennstoffe für 
Ileizüiigs- und Warmwasserversorgungsanla- 
gen sind nicht anzusetzen. 

(2) Bei den nach den Absätzen 3 bis 7 an- 
zusetzenden Betriebskosten wird die Grund- 
steuer nicht berücksichtigt. Für die Grund- 
steuer gilt § 52 i. 


(3) Bei Einfamilienhäusern und Zweifami- 
lienhäusern sind für die Betriebskosten anzu- 
setzen: 




Vom 

Hundert der 
rohmiete bei 

Jahres- 


In Gemeinden 

1 

Alt- 

bauten 

Neubau- 

, 1 

Nach- 

kriegs- 

bauten 

bis 

2 000 

5 

5 

5 

üb. 

2 000 bis 5 000 

6 

6 

6 

üb. 

5 000 bis 10 000 

8 

7 

7 

üb. 

10 000 bis 50 000 

10 

9 

8 

üb. 50 000 Einwohner 

10 

10 

8 



(4) Bei Mietwohn^rundstücken sind für die 
Betriebskosten anzusetzen: 


vom Hundert 
der Jahresrohmiete bei 


In Gemeinden 

Alt- 

bauten 

Neu- 
i bauten 

Nach- 

kriegs- 

bauten 

bis 2 000 

5 

5 

5 

üb. 2 000 bis 5 000 

6 

6 

6 

üb. 5 000 bis 10 000 

8 

7 

7 

üb. 10 000 bis 50 000 

10 

9 

9 

üb. 50 000 bis 100 000 

11 

10 

10 

üb. 100 000 bis 200 000 

12 

11 

10 

üb. 200 000 bis 500 000 

13 

12 

10 

üb. 500 000 Einwohn. 

14 

13 

10 


(5) Bei gemischtgenutzten Grundstücken 
sind für die Betriebskosten anzusetzen: 


Vom Hundert der Jahres- 
rohmiete bei 


I Altbauten 


Nach- 

kriegs- 

bauten 


In Gemeinden 


mit einem gewerblidien An- 
teil an d. Jahresrohmiete 


1 

[ 

bis 

50 V. H. 

mehr als 
50 V. H. 

bis 

50 V. H. 

«SC 

> 

’S o 

bis 

50 V. H. 

mehr als 
50 V. H. 

bis 

2 000 


5 

5 

5 

5 

5 

5 

üb. 

2 000 bis 

5 000 

6 

7 

6 

7 

6 

6 

üb. 

5 000 bis 

10 000 

8 

9 

7 

8 

7 

7 

üb. 

10 000 bis 

50 000 

10 

9 

9 

8 

8 

7 

üb. 

50 000 bis 100 000 

10 

9 

9 

8 

8 

7 

üb. 100 000 bis 200 000 

11 

9 

10 

8 

8 

7 

üb. 200 000 Einwohn. 

12 

9 

11 

8 

8 

7 


(6) Bei Geschäftsgrundstücken sind die 
regelmäßig entstehenden tatsächlichen Be- 
triebskosten des dem Feststellungszeitpunkt 
vorangegangenen Kalenderjahres anzusetzen. 
Sie sind bei Fortschreibungen und Nachfest- 
stellungen auf die Wertverhältnisse des Haupt- 
feststellungszeitpunktes zu beziehen. Bei Neu- 
bauten oder Erweiterungsbauten, die erst im 
Laufe des dem Feststellungszeitpunkt voran- 
gegangenen Kalenderjahres bezugsfertig ge- 
worden sind, sind die Betriebskosten auf ein 
Kalenderjahr umzurechnen. 


(7) Bei Einfamilienhäusern, Zweifamilien- 
häusern, MIetwohngrundstücken und gemischt- 
genutzten Grundstücken sind auf Antrag die 
regelmäßig entstehenden tatsächlichen Betriebs- 
kosten des dem Feststellungszeltpunkt voran- 
gegangenen Kalenderjahres anzusetzen, wenn 
der Grundstückseigentümer nachweist, daß 
diese Betriebskosten die Beträge nach den Ab- 
sätzen 3 bis 5 um mehr als fünfzehn vom 
Hundert übersteigen. Die Sätze 2 und 3 des 
Absatzes 6 sind entsprechend anzuwenden. 

§ 52 i 

Grundsteuer 

(1) Die Grundsteuer ist mit dem Jahres- 
sollbetrag für das Rechnungsjahr anzusetzen, 
in das der Hauptfeststellungszeitpunkt fällt. In 
den Fällen des § 30 des Grundsteuergesetzes 
ist der Jahressollbetrag so zu ermitteln, wie 
wenn die Vergünstigung nicht bestünde. 
Wird der Jahressollbetrag geändert, so ist der 
Einheitswertbescheid von Amts wegen durch 
einen neuen Bescheid zu ersetzen, wenn der 
neue Jahressollbetrag um mehr als fünfzehn 
vom Hundert von dem bisherigen Jahres- 
sollbetrag abweicht. Dies gilt auch dann, 
wenn der zu ersetzende Einheitswertbescheid 
bereits unanfechtbar geworden ist. Werden In 
einer Gemeinde mit der Grundsteuer andere 
Betriebskosten In einem Betrag erhoben, so 
sind diese Kosten auszuscheiden. 

(2) Bei Wertfortschreibungen und Nach- 
feststellungen sind abweichend von Absatz 1 
fünfzehn vom Hundert der Jahresrohmiete 
zu berücksichtigen. Bei Grundstücken, die 

1. nach dem Ersten Wohnungsbaugesetz in 
der Fassung vom 25. August 1953 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 1047), 

2. nach den auf Grund des § 8 des Ersten 
Wohnungsbaugesetzes erlassenen Landes- 
gesetzen, 

3. nach dem Gesetz des Landes Bayern über 
die Grundsteuerfreiheit und Gebühren- 
freiheit für den sozialen Wohnungsbau 
vom 28. November 1949 (Bayerisches Ge- 
setz- und Verordnungsbl. 1950 S. 30) 

grundsteuerbegünstigt sind, ist als Grund- 
steuer der Teil von fünfzehn vom Hundert 
anzusetzen, der auf den steuerpflichtigen 
Teil des Grundstücks entfällt. Für den steuer- 
pflichtigen Grund und Boden ergibt sich der 
Anteil am Hundertsatz aus dem Verhältnis 
des Bodenertragsanteils (§ 52 c) zur Gesamt- 
jahresrohmlete (§ 52 d). Für einen steuer- 
pflichtigen Teil des Gebäudes ergibt sich der 
Anteil am Hundertsatz aus dem Verhältnis 
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der auf den steuerpflichtigen Gebäudeteil 
entfallenden Tahresrohmiete zu der Gesamt- 
jahresrohmiete, vermindert um einen Ab- 
schlag in Höhe des Hundertsatzes, der sich 
nach Satz 2 für den steuerpflichtigen Grund 
und Boden ergibt. 

(3) Absatz 2 ist abweichend von Absatz 1 
auch in den Fällen anzuwenden, in denen 
auf den Hauptfeststellungszeitpunkt neben 
der Hauptfeststellung noch eine Wertfort- 
schreibung oder Nachfeststellung vorzuneh- 
men ist. 

(4) Soweit bei Arbeiterwohnstätten Beihil- 
fen nach § 29 des Grundsteuergesetzes ge- 
währt werden, ist eine Grundsteuer nicht 
anzusetzen. 

§ 52 k 

Restnutzungsdauer 

(1) Die Restnutzungsdauer ergibt sich aus 
dem Unterschied zwischen hundert Jahren 
und dem Alter des Gebäudes. Als Alter des 
Gebäudes gilt die Zeit zwischen dem Beginn 
des Jahres, in dem das Gebäude bezugsfertig 
geworden ist, und dem Hauptfeststellungs- 
zeitpunkt. Bei Grundstücken mit Gebäuden 
oder Gebäudeteilen verschiedener Rest- 
nutzungsdauer ist eine durchschnittliche 
Restnutzungsdauer zugrunde zu legen. 

(2) Bei Gebäuden, die nach dem Haupt- 

ist eine Restnutzungsdauer von hundert Jah- 
ren zugrunde zu legen. 

(3) Wird die restliche Lebensdauer eines 
Gebäudes durch bauliche Maßnahmen ver- 
längert, so Ist die nach Absatz 1 errechnete 
Restnutzungsdauer entsprechend zu er- 
höhen. 

(4) Bei Gebäuden, deren Alter am Haupt- 
feststellungszeitpunkt siebzig Jahre oder 
mehr beträgt, ist in der Regel eine Rest- 
nutzungsdauer von dreißig Jahren zugrunde 
zu legen. Die Restnutzungsdauer von dreißig 
Jahren kann unterschritten werden, wenn 
feststeht, daß das Gebäude wegen Baufällig- 
keit oder aus sonstigen tatsächlichen oder 
wirtschaftlichen Gründen nicht mehr dreißig 
Jahre lang genutzt werden kann. Die nach 
den Absätzen 1 bis 3 errechnete Rest- 
nutzungsdauer kann auch bei Gebäuden mit 
einem geringeren Alter als siebzig Jahre 
unterschritten werden, wenn feststeht, daß 


die errechnete Restnuczungsdauer tatsächlich 
nicht erreicht werden kann (z. B. bei Zwang 
zum Abbruch). Bisher nicht erkennbar ge- 
wesene Schäden durch Kriegseinwirkung so- 
wie während der Kriegs- und Nachkriegszeit 
unterlassene Reparaturen beeinträchtigen 
die Restnutzungsdauer nur dann, wenn die 
Beseitigung der Schäden nicht mehr möglich 
und die Substanz des Gebäudes so beeinträch- 
tigt Ist, daß die errechnete Restnutzungs- 
dauer des Gebäudes nicht erreicht werden 
wird. 

(5) Bei Gebäuden, die auf Grund Ihrer 
Bauart regelmäßig eine kürzere Lebensdauer 
als 100 Jahre haben, ist abweichend von Ab- 
satz 1 die geringere Lebensdauer bei der Er- 
rechnung der Restnutzungsdauer zugrunde 
zu legen. Die Absätze 2 und 3 sind ent- 
sprechend anzuwenden. Im Absatz 4 sind 
siebzig und dreißig Jahre durch die Jahre zu 
ersetzen, die sich bei isiebzig und dreißig 
vom Hundert der geringeren Lebensdauer 
ergeben. 

§ 52 1 

Ermäßigung und Erhöhung 

(1) Der Gebäudewert kann ermäßigt oder 
erhöht werden, wenn Umstände tatsächlicher 
Art vorliegen, die bei der Bildung des Wer- 
tes weder in der Höhe des Ertrages noch in 
der Restnutzungsdauer oder in den Bewirt- 
schaftungskosten Berücksichtigung gefunden 
haben. 

(2) Das Ausmaß der Ermäßigung oder Er- 
höhung richtet sich nach der Bedeutung, die 
dem besonderen Umstand bei einem Verkauf 
des Grundstücks nach Lage des Grundstücks- 
marktes beigemessen werden würde. Die Er- 
mäßigung oder Erhöhung darf dreißig vom 
Hundert des Gebäudewertes nicht überstei- 
gen. Liegen zugleich wertmindernde und 
werterhöhende Umstände vor, so Ist der 
Höchstsatz erst auf das Ergebnis des Aus- 
gleichs anzuwenden. 

(3) Ein besonderer Zuschlag ist anzusetzen, 
wenn ein Grundstück nachhaltig gegen Ent- 
gelt für Reklamezwecke genutzt wird. Der 
Sonderzuschlag ist an die Grenze von drei- 
ßig vom Hundert des Gebäudewertes nicht 
gebunden. Soweit in der Jahresrohmiete ein 
Betrag für die Anbringung von Reklame an 
einem Grundstück enthalten ist, entfällt der 
Zuschlag. 
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§ 52 m 

Ermächtigung 

Die Landesregierungen werden ermächtigt, 
durdi Rechtsverordnunst zu bestimmen, daß 
Gemeinden oder Gemeindeteile in eine 
andere Gemeindegrößenklasse eingegliedert 
werden, als es ihrer Einwohnerzahl ent- 
spricht, wenn die besonderen wirtschaftlichen 
Verhältnisse in diesen Gemeinden oder Ge- 
meindeteilen eine abweichende Festsetzung 
der Vervielfältiger (§ 52 b Abs. 5), der 
Bodenertragsanteile (§ 52 c Abs. 1), der Pau- 
schalkosten (§ 52 g) und der Pauschbeträge 
für Betriebskosten (§ 52 h) erforderlich 

machen. 


2. Sachwertverfahren 


§ 53 


Grundstückswert 


Bei der Ermittlung des Grundstückswertes 
ist vom Bodenwert 53 a), vom Gebäude- 
wert (§ 53 b) und vom Wert der Außen- 
anlagen (§ 53 f) auszugehen (Ausgangswert). 
Der Ausgangswert ist an den gemeinen Wert 
anzupassen (§ 53 g). 


§ 53 a 
Bodenwert 

Der Grund und Boden Ist mit dem ge- 
meinen Wert anzusetzen. 


§ 53 b 

Gebäudewert 

Zur Ermittlung des Gebäudewertes ist von 
den durchschnittlichen Herstellungskosten 
des Jahres 1913 (Gebäudenormalherstellungs- 
wert) auszugehen. Der Gebäudenormalher- 
stellungswert ist um die Wertminderungen 
wegen Alters des Gebäudes bis zum Haupt- 
feststellungszeitpunkt (§ 53 c) und wegen 
etwa vorhandener baulicher Mängel und 
Schäden (§ 53 d) zu mindern. Der so errech- 
nete Wert Ist auf die Baupreisverhältnisse des 
Hauptfeststellungszeitpunktes umzurechnen 
(Gebäudesachwert). Der Gebäudesachwert 
kann In besonderen Fällen ermäßigt oder er- 
höht werden (§ 53 e). 

§ 53 c 

Wertminderung wegen Alters 

(1) Die Höhe der Absetzung für Wertmin- 
derung wegen Alters wird nach der Lebens- 


dauer und dem Alter des Gebäudes am 
Hauptfeststellungszeitpunkt bestimmt. Als 
Lebensdauer sind höchstens hundert Jahre 
anzusetzen. Aus der Lebensdauer des Gebäu- 
des wird der Hundertsatz der jährlichen 
Wertminderung errechnet. Dieser ist auf das 
Alter des Gebäudes anzuwenden. Als Alter 
des Gebäudes gilt die Zeit zwischen dem Be- 
ginn des Jahres, in dem das Gebäude bezugs- 
fertig geworden ist, und dem Hauptfeststel- 
lungszeitpunkt. Bei Gebäuden mit Gebäude- 
teilen verschiedenen Alters Ist ein unter Be- 
rücksichtigung des Anteils der Gebäudeteile 
zu ermittelndes Durchschnittsalter zugrunde 
zu legen. Das Durchschnittsalter wird nadi 
dem Verhältnis des umbauten Raumes der 
Gebäudeteile ermittelt. 

(2) Bei der Berechnung der Wertminde- 
rung darf insgesamt kein höherer Betrag ab- 
gesetzt werden, als sich bei einem Alter von 
siebzig vom Hundert der Lebensdauer ergibt. 
Dieser Betrag kann überschritten werden, 
wenn eine stärkere Wertminderung feststeht. 
Aus den gleidien Gründen kann bei einem 
Gebäude mit einem geringeren Alter als 
siebzig vom Hundert der Lebensdauer der 
Hundertsatz nach Absatz 1 überschritten 
werden. 

(3) Wird die restliche Lebensdauer eines 
Gebäudes durch bauliche Maßnahmen ver- 
längert, so ist der nach dem tatsächlichen 
Alter errechnete Hundertsatz entsprechend 
zu mindern. 


§ 53 d 

Wertminderung wegen baulicher Mängel 
und Schäden 

Für bauliche Mängel und Schäden, die im 
Gebäudenormalherstellungswert oder bei der 
Wertminderung wegen Alters nicht berück- 
sichtigt worden sind, Ist ein Abschlag vorzu- 
nehmen. Die Höhe des Abschlags richtet sidi 
nach Bedeutung und Ausmaß der Mängel 
und Schäden. 


§ 53 e 

Ermäßigung und Erhöhung 

(1) Der auf die Baupreisverhältnisse des 
Hauptfeststellungszeltpunktes abgestellte Ge- 
bäudesachwert (§ 53 b Satz 3) kann ermäßigt 
oder erhöht werden, wenn Umstände tat- 
sächlicher Art vorliegen, die bei der Ermitt- 
lung des Gebäudesachwertes nicht berücksich- 
tigt worden sind. 
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(2) Eine Ermäßigung kann insbesondere in 
Betracht kommen, wenn Gebäude wegen der 
Lage des Grundstücks, wegen unorganischen 
Aufbaus oder wirtschaftlicher Überalterung 
in ihrem Wert gemindert sind. 

(3) Ein besonderer Zuschlag ist anzusetzen, 
wenn ein Grundstück nachhaltig gegen Ent- 
gelt für Reklamezwecke genutzt wird. 

§ 53 f 

Außenanlagen 

Der Wert der Außenanlagen (z. B. Umzäu- 
nungen, Wege- oder Platzbefestigungen) 
wird aus den durchschnittlichen Herstellungs- 
kosten des Jahres 1913 errechnet; diese sind 
unter Berücksichtigung etwaiger Wertminde- 
rungen auf die Baupreis Verhältnisse des 
Hauptfeststellungszeitpunktes abzustellen. 

§ 53 g 

Ermächtigung 

Durch Rechtsverordnung kann über die An- 
gleichung des Ausgangswertes an den gemei- 
nen Wert (§ 53) das Nähere bestimmt 
werden. 


V. SONDERVORSCHRIFTEN 

§ 53 h 
Erbbaurecht 

(1) Ist ein Grundstück mit einem Erbbau- 
recht belastet, so ist nur ein Einheitswert, 
der das Erbbaurecht und den damit belaste- 
ten Grund und Boden umfaßt, festzustellen. 
Der Feststellungsbescheid gilt als einheitlicher 
Feststellimgsbescheid im Sinne des § 215 
Abs. 1 der Reichsabgabenordnung. Der Ein- 
heitswert ist so zu ermitteln, wie wenn die 
Belastung nicht bestünde. Er ist dem Erb- 
bauberechtigten zuzurechnen. 

(2) Beträgt die Dauer des Erbbaurechts in 
dem für die Bewertung maßgebenden Zeit- 
punkt weniger als 50 Jahre, so ist der Ein- 
heitswert für die Ermittlung des Gesamt- 
werts eines gewerblichen Betriebs, für 
Zwecke der Vermögensteuer oder der Erb- 
schaftsteuer auf den Erbbauberechtigten und 
den Eigentümer des Grund und Bodens zu 
verteilen. Bei der Verteilung entfallen auf: 

1. den Erbbauberechtigten: der Gebäude- 
wert und außerdem der Anteil des Erb- 
baurechts am Bodenwert. Dieser Anteil 
ist nah der restlihen Dauer des Erbbau- 


rehts zu bemessen. Er beträgt bei einer 
Dauer des Erbbaurehts 


unter 

50 

bis 

zu 

45 

Jahren 

90 

V. H., 

unter 

45 

bis 

zu 

40 

Jahren 

80 

V. H., 

unter 

40 

bis 

zu 

35 

Jahren 

70 

V. H., 

unter 

35 

bis 

zu 

30 

Jahren 

60 

V. H.. 

unter 

30 

bis 

zu 

25 

Jahren 

50 

V. H., 

unter 

25 

bis 

zu 

20 

Jahren 

40 

V. H., 

unter 

20 

bis 

zu 

15 

Jahren 

30 

V. H., 

unter 

15 

bis 

zu 

10 

J ahren 

20 

V. H., 

unter 

10 

bis 

zu 

5 

Jahren 

10 

V.H., 

unter 

5 

Jahren 


0 

V. H.; 


2. dem Eigentümer des Grund und Bodens: 
der Bodenwert, der nah Abzug des in 
Ziffer 1 genannten Anteils verbleibt. 

Abweihend von den Ziffern 1 und 2 ist dem 
Eigentümer des Grund und Bodens ein An- 
teil am Wert des Gebäudes zuzurehnen, 
wenn besondere Vereinbarungen es reht- 
fertigen. Das gilt insbesondere, wenn bei Er- 
löshen des Erbbaurehts durh Zeitablauf 
der Eigentümer des Grund und Bodens keine 
dem Wert des Gebäudes entsprehende Ent- 
shädigung zu leisten hat. Geht das Eigen- 
tum an dem Gebäude bei Erlöshen des Erb- 
baurehts durh Zeitablauf entshädigungslos 
auf den Eigentümer des Grund und Bodens 
über, so ist eine Zurehnungsverteilung des 
Gebäudewertes entsprehend der in den Zif- 
fern 1 und 2 vorgesehenen Verteilung des 
Bodenwertes vorzunehmen. Beträgt die Ent- 
shädigung für das Gebäude beim Übergang 
nur einen Teil des Gebäudewertes, so ist der 
dem Eigentümer des Grund und Bodens 
entshädigungslos zufallende Anteil ent- 
sprehenci zu verteilen. Eine in der Höhe des 
Erbbauzinses oder In anderer Weise zum 
Ausdruck kommende Entshädigung für den 
Gebäudewert bleibt für die Zurehnung 
außer Betraht. 

(3) Sind bei der Bestellung des Erbbau- 
rehts shon Gebäude vorhanden, so ist die 
Zurehnung dieser Gebäude entsprehend 
der in Absatz 2 vorgesehenen Verteilung des 
Bodenwertes vorzunehmen. 

(4) Hat sih der Gebäudeeigentümer nah 
dem Vertrag zum Abbruh des Gebäudes bei 
Beendigung des Erbbaurehts verpflihtet, 
so bestimmt sih die Restnutzungsdauer des 
Gebäudes nah der Dauer des Erbbaurehts, 
wenn niht mit einem längeren Bestand des 
Gebäudes zu rehnen Ist. 

(5) Das Reht auf den Erbbauzins ist niht 
als Bestandteil des Grundstücks zu berück- 
sihtigen, sondern bei der Ermittlung des 
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sonstigen Vermögens oder des Betriebsver- 
mögens des Eigentümers des Grund und 
Bodens anzusetzen. Dementsprechend ist die 
Verpflichtung zur Zahlung des Erbbauzinses 
nicht bei der Bewertung des Erbbaurechts zu 
berücksichtigen, sondern bei der Ermittlung 
des Gesamtvermögens (Inlandsvermögens) 
oder des Betriebvermögens des Erbbaube- 
rechtigten abzuziehen. 

(6) Bei Wohnungserbbaurechten oder Teil- 
erbbaurechten ist der Einheitswert in glei- 
cher Weise zu ermitteln, wie wenn es sich 
um Wohnungseigentum oder Teileigentum 
handeln würde. Der Einheitswert ist dem 
Berechtigten zuzurechnen. Die Verteilung für 
die Ermittlung des Gesamtwerts eines ge- 
werblichen Betriebs, für Zwecke der Ver- 
mögensteuer oder der Erbschaftsteuer er- 
folgt entsprechend den Absätzen 2 bis 4. 

§ 53 i 

Wohnungseigentum und Teileigentum 

(1) Jedes Wohnungseigentum und Teil- 
eigentum bildet eine wirtschaftliche Einheit 
und ist als Grundstück zu bewerten. Für die 
Bestimmung der Grundstücksart (§ 51 d) ist 
die Nutzung des auf das Wohnungseigentum 
und Teileigentum entfallenden Gebäudeteils 
maßgebend. Die Vorschriften der §§ 52 bis 
53 g und 53 k finden Anwendung, soweit sich 
nicht aus den Absätzen 2 bis 4 etwas ande- 
res ergibt. 

(2) Der Miteigentumsanteil am Grund und 
Boden bestimmt sich nach der Eintragung im 
Grundbuch. 

(3) Das zu mehr als achtzig vom Hundert 
Wohnzwecken dienende Wohnungseigentum 
ist nach den für Mietwohngrundstücke maß- 
gebenden Vorschriften des Ertragswertver- 
fahrens • zu bewerten. Wohnungseigentum, 
das zu nicht mehr als 80 vom Hundert, aber 
zu nicht weniger als 20 vom Hundert Wohn- 
zwecken dient, ist nach den für gemischtge- 
nutzte Grundstücke maßgebenden Vorschrif- 
ten des Ertragswertverfahrens zu bewerten. 
Wird das Teileigentum als Geschäftsgrund- 
stück bewertet, so ist ein Mietausfallwagnis 
nicht zu berücksichtigen. Die Pauschalkosten 
(§ 52 g) sind deshalb bei Geschäftsgrundstük- 
ken um je vier Punkte zu kürzen. 

(4) Die Restnutzungsdauer bestimmt sich 
nach der Nutzungsdauer des Gesamtgebäu- 
des. 


S 53 k 

Gebäude auf fremdem Grund und Boden 

(1) Bei Gebäuden auf fremdem Grund und 
Boden Ist der Bodenwert dem Eigentümer 
des Grund und Bodens und der Gebäude- 
wert dem wirtschaftlichen Eigentümer des 
Gebäudes zuzurechnen. Für die Grundstücks- 
art des Gebäudes ist § 51 d maßgebend. Der 
Grund und Boden, auf dem das Gebäude er- 
richtet Ist, gilt als bebautes Grundstück der- 
selben Grundstücksart. § 51 e findet für die 
Bewertung des Grund und Bodens und der 
Gebäude Anwendung. 

(2) Geht auf Grund vertraglicher Verein- 
’ barungen das Eigentum am Gebäude im Zeit- 
punkt des Ablaufs des Vertrages entschädi- 
gungslos auf den Eigentümer des Grund und 
Bodens über, so Ist diesem ein Anteil am Ge- 
bäudewert zuzurechnen, wenn die Laufzeit 
des Vertrages am Feststellungszeltpunkt 
zwölf Jahre oder weniger beträgt. Der An- 
teil beträgt bei einer Laufzeit des Vertrages 
am Feststellungszeitpunkt 

von mehr als 9 bis zu 12 Jahren 20 v. H., 

von mehr als 6 bis zu 9 Jahren 40v. H., 

von mehr als 3 bis zu 6 Jahren 60 v. H., 

bis zu 3 Jahren >80 v. H. 

Ist vereinbart, daß beim Übergang des Eigen- 
tums des Gebäudes auf den Eigentümer des 
Grund und Bodens nur ein Teil des Ge- 
bäudewertes entschädigt wird, so Ist der dem 
Eigentümer des Grund und Bodens entschä- 
digungslos zufallende Anteil entsprechend zu 
verteilen. Eine in der Höhe des Miet- und 
Pachtzinses zum Ausdruck kommende Ent- 
schädigung des Gebäudewertes bleibt für die 
Zurechnung außer Betracht. 

(3) Hat sich der Eigentümer des Gebäudes 
zum Abbruch des Gebäudes nach Ablauf der 
Miet- oder Pachtzeit verpflichtet, so wird die 
Restnutzungsdauer des Gebäudes durch die 
Dauer der Miet- oder Pachtzeit bestimmt, 
wenn nicht mit einem längeren Bestand des 
Gebäudes zu rechnen ist.‘‘ 

18. Die Überschrift vor § 54 erhält die fol- 
gende Fassung; 

„UNTERABSCHNITT 4 

BETRIEBSVERMÖGEN^* 

19. § 55 wird wie folgt geändert und er- 
gänzt: 

a) Der folgende neue Absatz 2 wird einge- 
fügt; 
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„(2) Als Gewerbe gilt unbeschadet des 
§ 56 nicht eine rein künstlerische oder 
rein wissenschaftliche Tätigkeit. Als eine 
solche ist ein künstlerischer oder wissen- 
schaftlicher Beruf (Nebenberuf) dann an- 
zusehen, wenn er sich auf schöpferische 
oder forschende Tätigkeit, Lehr-, Vor- 
trags- und Prüfungstätigkeit und auf 
schriftstellerische Tätigkeit beschränkt.“ 
b) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3. 

20. In § 56 Abs. 1 Ziff. 4 werden die Worte 
„unterhalten und“ ersetzt durch die Worte 
„unterhalten, der über den Rahmen einer 
Vermögensverwaltung hinausgeht, und wenn 
sie“. 

21. In § 57 wird der Absatz 2 wie folgt ge- 
ändert und ergänzt: 

a) Nach Satz 2 wird der folgende Satz ein- 
gefügt: „Ein Grundstück, an dem neben 
dem Betriebsinhaber noch andere Per- 
sonen beteiligt sind, gilt auch hinsichtlich 
des Anteils des Betriebsinhabers nicht als 
Betriebsgrundstück.“ 

b) Im neuen Satz 4 werden die Worte „Ab- 
weichend von den Sätzen 1 und 2“ durch 
die Worte „Abweichend von den Sätzen 
1 bis 3“ ersetzt. 

22. In § 59 werden 

a) in Ziffer 1 die Worte „oder nach § 1 
Abs. 2 des Vermögensteuergesetzes außer 
Ansatz bleiben“ angefügt; 

b) in Ziffer 2 die Worte „§ 67 Ziffer 5 
Sätzen 2 bis 4“ durch die Worte „§ 67 
Ziff. 5 Setz 2 und § 68 Ziff. 4 a“ ersetzt. 

23. § 60 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden die Worte „Ist eine 
inländische Kapitalgesellschaft (§ 56 Ab- 
satz 1 Ziffer 1) nachweislich seit Beginn 
des Wirtschaftsjahrs, das dem Feststel- 
lungszeitpunkt (Absätze 2 der §§21 bis 
23) vorangeht,“ ersetzt durch die Worte 
„Ist eine inländische Kapitalgesellschaft 
oder ein inländischer Versicherungsver- 
ein auf Gegenseitigkeit nachweislich seit 
mindestens 12 Monaten vor dem maß- 
gebenden Abschlußzeitpunkt (§ 63)“. 

b) In Absatz 2 wird das Wort „Reich“ durch 
die Worte „der Bund“ ersetzt. 

24. In § 62 werden die folgenden Absätze 3 
und 4 angefügt: 

„(3) Schulden aus laufend veranlagten 
Steuern sind nur abzuziehen, wenn die Steu- 
ern entweder 


1. spätestens im Feststellungszeitpunkt (§21 
Abs. 2, § 22 Abs. 3, § 23 Abs. 2) oder im 
Abschlußzeitpunkt (§ 63) fällig geworden 
sind oder 

2. für einen Zeitraum erhoben werden, der 
spätestens im Feststellungszeltpunkt oder 
im Abschlußzeitpunkt geendet hat. 

(4) Die Vermögensabgabe ist außer Be- 
tracht zu lassen. Ist sie in wirtschaftlichem 
Zusammenhang mit dem Betrieb übernom- 
men worden, so Ist der Zeitwert der über- 
nommenen Vermögensabgabeschuld (§ 77 des 
Lastenausgleichgesetzes) als Betriebsschuld ab- 
zuziehen. Die Hypothekengewinnabgabe und 
die Kreditgewinnabgabe sind, soweit sie mit 
dem gewerblichen Betrieb in wirtschaft- 
lichem Zusammenhang stehen, mit ihrem je- 
weiligen Wert im Feststellungszeitpunkt ab- 
zuziehen.“ 

25. § 66 erhält die folgende Fassung: 

„§ 66 

Bewertung 

(1) Die zu einem gewerblichen Betrieb ge- 
hörigen Wirtschaftsgüter sind vorbehaltlich 
der Absätze 2 bis 4 mit dem Teilwert (§ 12) 
anzusetzen. 

(2) Betriebsgrundstücke (§ 57) sind mit 

den für sie nach § 57 Abs. 3 und § 20 Ziff. 2 
festgestellten Einheitswerten oder Teilen der 
F mh^’ ts anzusetzen Für Cüev.'erbe— 

berechtigungen (§ 58) gelten die für sie nach 
§ 58 Abs. 4 und § 20 Ziff. 2 festgestellten 
Einheitswerte. 

(3) Anteile an offenen Handelsgesellschaf- 
ten, Kommanditgesellschaften und ähnlichen 
Gesellschaften, bei denen die Gesellschafter 
als Unternehmer (Mitunternehmer) anzu- 
sehen sind, sind mit den für sie nach § 216 
Abs. 1 Ziff. 2 Satz 2 der Reichsabgabenord- 
nung festgestellten Teilen der Einheitswerte 
der gewerblichen Betriebe der Gesellschaften 
anzusetzen, 

(4) Für die Bewertung von Wertpapieren, 
Anteilen und Genußscheinen an Kapital- 
gesellschaften gilt § 70. Für die Bewertung 
von Kapitalforderungen und Schulden und 
für die Ermittlung des Kapitalwerts von 
Nutzungen und Leistungen gelten die §§ 14 
bis 17. 

(5) Der Gesamtwert des gewerblichen Be- 
triebs Ist die Summe der Werte, die sich nach 
den Absätzen 1 bis 4 für die einzelnen Wirt- 
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Schaftsgüter ergeben, vermindert um die 

Schulden und die versicherungstechnischen 

Rücklagen (§ 62).“ 

26. § 67 wird wie folgt geändert; 

a) In der Ziffer 2 wird die Zahl „1000“ 
durch die Zahl „2000“ ersetzt. 

b) In der Ziffer 5 werden die Sätze 2 bis 4 
durch den folgenden Satz 2 ersetzt: 

„Nicht zum sonstigen Vermögen gehören 

a) Werke der Literatur und Kunst, 

b) Urheberrechte an solchen Werken, 

c) nicht geschützte Erfindungen, 
wenn sie dem Urheber oder Erfinder 
oder im Falle seines Todes, seiner Ehefrau 
oder seinen Kindern zustehen und nicht 
auf bestimmte oder unbestimmte Zeit zur 
Ausnutzung einem Dritten gegen die 
Vernflichtung zur einmaligen oder wie- 
derholten Zahlung fester oder, soweit es 
sich um nichtgeschützte Erfindungen han- 
delt, auch veränderlicher Beträge über- 
lassen sind.“ 

c) In der Ziffer 6 erhält der Buchstabe a die 
folgende Fassung: 

„a) Versicherungen, soweit ihr Wert (§ 14 
Abs. 4) insgesamt 10 000 Deutsche 

Mark nicht übersteigt,“. 

27. § 68 wird wie folgt geändert und er- 
gänzt: 

a) Ziffer 2 erhält die folgende Fassung: 

„2. Ansprüche aus der Sozialversiche- 
rung, der Arbeitslosenversicherung 
und einer sonstigen Kranken- oder 
Unfallversicherung“. 

b) Ziffer 4 a erhält die folgende Fassung: 
„4a. Ansprüche auf Ausgleichsleistungen 

nach dem Lastenausgleichsgesetz, 
Entschädigungsansprüche nach dem 
Altsparergesetz, solange die Entschä- 
digungsgutschrift nicht zur Auszah- 
lung freigegeben worden ist, und 
Ansprüche aus der in § 366 des 
Lastenausgleichsgesetzes vorbchalte- 
nen Regelung“. 

c) Ziffer 4 b erhält die folgende Fassung: 

„4 b. Ansprüche auf Entschädigungslei- 
stungen nach dem Bundesergän- 
zungsgesetz zur Entschädigung für 
Opfer der nationalsozialistischen 

Verfolgung (BEG) vom 

(Bundesgesetzbl. IS ) ohne 

Rücksicht darauf, ob die Leistungen 


laufend oder in Form einer einmali- 
gen Zahlung gewährt werden;“. 

d) Hinter der Ziffer 6 wird die folgende 
neue Ziffer 6 a eingefügt: 

„6 a. Ansprüche auf Renten und andere 
wiederkehrende Nutzungen und Lei- 
stungen, soweit der Jahreswert der 
Nutzungen oder Leistungen insge- 
samt 2400 Deutsche Mark nicht 
übersteigt, wenn 

a) der Berechtigte über 60 Jahre alt 
oder voraussichtlich für minde- 
stens 3 Jahre erwerbsunfähig ist 
und 

b) das Einkommen des Berechtigten 
in dem vorangegangenen Kalen- 
derjahr den Betrag von 5000 
Deutsche Mark nicht überschrit- 
ten hat;“. 

28. § 69 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgenden Zusatz: 

„Der sich aus Satz 1 ergebende Stichtag 
gilt auch für Neuveranlagungen und 
Nachveranlagungen zur Vermögensteuer 
auf einen anderen Zeitpunkt“. 

b) Absätze 2 und 3 erhalten die folgende 
Fassung: 

„(2) Für die Bewertung von Wert- 
papieren, Anteilen und Genußscheinen, 
die nach dem in Absatz 1 Satz 1 bezeich- 
neten Zeitpunkt ausgegeben sind, ist bei 
Neuveranlagungen und Nachveranlagun- 
gen Stichtag der 31. Dezember des Jahres 
der Ausgabe. 

(3) Durch Rechtsverordnung kann in 
den Fällen der Absätze 1 und 2 ein Stich- 
tag bestimmt werden, der vom 31. De- 
zember abweicht“. 

29. § 70 wird wie folgt geändert und er- 
gänzt: 

a) Absatz 1 erhält die folgende Fassung: 

„(1) Für Wertpapiere, Anteile und Ge- 
nußscheine an Kapitalgesellschaften gelten 
die nach § 13 Abs. 1 oder 2 oder nach 
§ 14 ermittelten Werte. An Ihrer Stelle 
können besondere Werte festgesetzt wer- 
den (Steuerkurswerte). § 13 Abs. 3 gilt 
entsprechend“. 

b) Der folgende Absatz 3 wird angefügt: 

„(3) Der nach Absatz 1 maßgebende 
Wert darf weder um einen Abschlag für 



laufende Dividenden vermindert noch 
um einen Zuschlag für laufende Zinsen 
erhöht werden.“ 

30. § 71 erhält die folgende Fassung: 

4 71 

Voraussetzungen für die Festsetzung von 
Steuerkurswerten bei Anteilen usw. 

(1) Steuerkurswerte für Aktien, Kuxe, 
sonstige Anteile und Genußscheine an inlän- 
dischen Kapitalgesellschaften werden nur 
festgesetzt, wenn sie innerhalb eines Zeit- 
raumes, der mit dem vor dem maßgebenden 
Stichtag (§ 69 Abs. 1) liegenden 1. Oktober 
beginnt und mit dem auf den Stichtag fol- 
genden 31. März endet, im Börsenhandel 
oder im geregelten Freiverkehr tatsächlich 
umgesetzt worden sind. Durch Rechtsverord- 
nung kann ein abweichender Zeitraum be- 
stimmt werden. Wird nach § 69 Abs. 3 
durdi Rechtsverordnung ein abweichender 
Stichtag bestimmt, so ist auch eine Bestim- 
mung über den im Sinne von Satz 1 maß- 
gebenden Zeitraum zu treffen. 

(2) Für die Fälle, in denen für eine Gat- 
tung von Aktien eines Unternehmens ein 
Steuerkurswert nadi Absatz 1 festgesetzt ist, 
kann der Bundesminister der Finanzen bei 
Festsetzung des Steuerkurswertes Im Einver- 
nehmen mit den Börsenvorständen oder den 
nach § 72 Abs. 1 mitv.drkenden Sachverstän- 
digenausschüssen Bestimmungen über die Be- 
wertung anderer Aktiengattungen und Ge- 
nußscheine desselben Unternehmens treffen, 
in denen Innerhalb des nach Absatz 1 maß- 
gebenden Zeitraumes ein Umsatz nicht statt- 
gefunden hat.“ 

31. § 72 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden die Worte „Reichs- 
minister der Finanzen“ jeweils durch die 
Worte „Bundesminister der Finanzen“ 
und die Worte „Deutscher Reichsanzei- 
ger“ durch das Wort „Bundesanzeiger“ 
ersetzt. 

b) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden die Worte „Reichs- 
minister der Finanzen“ durch die 
Worte „Bundesminister der Finanzen“ 
ersetzt. 

bb)In den Sätzen 2 und 5 werden jeweils 
die Worte „Deutschen Reichsanzei- 
ger“ durch das Wort „Bundesanzei- 
ger“ ersetzt. 


cc) Satz 4 erhält die folgende Fassung: 
„Über den Widerspruch entscheidet 
der Bundesminister der Finanzen“. 

32. In § 73 werden In Absatz 2 die Worte 

„oder nach § 1 Abs. 2 des Vermögensteuer- 
gesetzes außer Ansatz bleiben“ angefügt. 

33. § 73 a wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden 

aa) das Wort „Grundstücke“ durch die 
Worte „Grundbesitz oder Teile von 
Grundbesitz“ ersetzt, 

bb) hinter dem Wort „sind“ die Worte 
„bei der Ermittlung des Gesamtver- 
mögens“ eingefügt. 

b) In Absatz 2 werden 

aa) das Wort „Grundstücke“ durch die 
Worte „Grundbesitz oder Teile von 

^ Grundbesitz“ ersetzt, 

bb) die Worte „und des Inlandsvermö- 
gens“ gestrichen, 

cc) in Ziffer 2 die Worte „und der Volks- 
bildung“ durch die Worte „oder der 
Volksbildung“ ersetzt, 

dd)in Ziffer 4 die Worte „oder in dem 
Verzeichnis national wertvollen Kul- 
turgutes nach dem Gesetz zum Schutz 
deutschen Kulturgutes gegen Abwan- 
derung vom 6. August 1955 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 501) eingetragen sein“ 
angefügt. 

c) In Absatz 3 werden 

aa) die Worte „und des Inlandsvermö- 
gens“ gestrichen, 

bb) das Wort „Grundstücke“ durch die 
Worte „Grundbesitz oder Teile von 
Grundbesitz“ ersetzt. 

34. § 74 wird wie folgt geändert und er- 
gänzt: 

a) In Absatz 1 erhalten die Ziffern 2 und 3 

die folgende Fassung: 

„2. der Wert der dem Steuerpflichtigen 
obliegenden Leistungen der in § 67 
Ziff. 4 bczeichneten Art ohne Rück- 
sicht auf Ihre Laufzeit; 

3. bei buchführenden Inhabern und 
Pächtern von Betrieben der Land- und 
Forstwirtschaft der Überschuß der lau- 
fenden Betriebseinnahmen über die 
laufenden Betriebsausgaben im Sinne 



des Einkommensteuerrechts, der nach 
dem Ende des vorangegangenen Wirt- 
schaftsjahres (§31 Abs. 2 und § 42) 
entstanden ist; das gilt nur, soweit der 
Überschuß am Veranlagungszeitpunkt 
im übrigen Vermögen noch vorhanden 
ist oder zur Tilgung von Sdaulden 
verwendet worden ist, die am Ende 
des vorangegangenen Wirtschaftsjahres 
bestanden haben und mit dem Betrieb 
der Land- und Forstwirtschaft in wirt- 
schaftlichem Zusammenhang stehen; 
bei nichtbuchführenden Inhabern und 
Pächtern von Betrieben der Land- und 
Forstwirtschaft tritt an die Stelle des 
Überschusses der laufenden Betriebs- 
einnahmen über die laufenden Be- 
triebsausgaben ein Achtzehntel des 
Einheitswerts des Betriebs der Land- 
und Forstwirtschaft 

b) Die folgenden neuen Absätze 2 und 3 
werden eingefügt: 

„(2) Schulden aus laufend veranlagten 
Steuern sind nur abzuziehen, wenn die 
Steuern entweder 

1. spätestens Im Veranlagungszeltpunkt 
(§ 12 Abs. 2, § 13 Abs. 3, § 14 Abs. 2 
des Vermögenssteuergesetzes) fällig ge- 
worden sind oder 

2. für einen Zeitraum erhoben werden, 
der spätestens im Veranlagungszeit- 
punkt geendet hat. 

(3) Die Vermögensabgabe ist mit ihrem 
jeweiligen Zeitwert (§ 77 des Lastenaus- 
gleichsgesetzes) abzuziehen, soweit sie 
nicht Im Zusammenhang mit einem ge- 
werblichen Betrieb übernommen worden 
ist. Die Hypothekengewinnabgabe und 
die Kreditgewinnabgabe sind, soweit sie 
nicht mit einem gewerblichen Betrieb In 
wirtschaftlichem Zusammenhang stehen, 
mit ihrem jeweiligen Wert abzuziehen“. 

c) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 4. 

35. In § 77 werden 

a) in Absatz 2 Ziffer 4 die Worte „Werken 
der bildenden Kunst, des Schrifttums und 
der Tonkunst“ durch die Worte „Wer- 
ken der Literatur und Kunst“ ersetzt; 

b) in Absatz 3 Satz 1 hinter den Worten 
„im § 73 Absätze 2 und 3“ die Worte 
„und im § 73 a“ eingefügt. 


36. § 79 erhält die folgende Fassung: 

„§ 79 

Ermächtigungen 

(1) Die Bundesregierung wird ermächtigt, 
mit Zustimmung des Bundesrates 

1. zur Durchführung dieses Gesetzes Rechts- 
verordnungen zu erlassen, soweit dies zur 
Wahrung der Gleichmäßigkeit bei der Be- 
steuerung, zur Beseitigung von Unbillig- 
keiten in Härtefällen oder zur Verein- 
fachung des Besteuerungsverfahrens erfor- 
derlich ist, und zwar 

a) über die Abgrenzung der Vermögens- 
arten und Vermögensunterarten; 

b) über die Ermittlung der Einheits- 
werte des Grundbesitzes, der Gewerbe- 
berechtigungen und der gewerblichen 
Betriebe sowie über die Ermittlung des 
sonstigen Vermögens; 

c) über die Ermittlung des Gesamtver- 
mögens und des Inlandsvermögens ein- 
schließlich der abzugsfähigen Beträge; 

d) über die Vergünstigung für Schachtel- 
gesellschaften; 

e) über die Zerlegung der Einheitswerte 
des Grundbesitzes; 

f) über das Verfahren der einheitlichen 
und gesonderten Feststellung des ge- 
meinen Werts von Anteilen und Ge- 
nußscheinen; 

g) über die Ermittlung des Einheitswerts 
des gewerblichen Betriebs bei be- 
schränkt steuerpflichtigen Versiche- 
rungsunternehmen; 

2. Vorschriften durch Rechtsverordnung zu 
erlassen: 

a) über die sich aus der Aufhebung oder 
Änderung von Vorschriften dieses Ge- 
setzes ergebenden Rechtsfolgen, soweit 
dies zur Wahrung der Gleichmäßigkeit 
der Besteuerung oder zur Beseitigung 
von Unbilligkeiten in Härtefällen er- 
forderlich Ist; 

b) über die Abzugsfähigkeit der Geschäfts- 
guthaben bei Kreditgenossenschaften 
und bei Zentralkassen, die Kredite aus- 
sdiÜcßlich an ihre Mitglieder gewähren, 
bei Genossenschaften der gewerblichen 
Wirtschaft, deren Geschäftsbetrieb sich 
auf den Kreis der Mitglieder be- 



schränkt und bei Warengenossenschaf- 
ten, deren Rohvermögen eine be- 
stimmte Höhe nicht übersteigt; 

c) über die Abzugsfähigkeit der versiche- 
rungstechnischen Rücklagen bei Ver- 
sicherungsunternehmen ; 

3. die in den §§ 21, 35 a Abs. 4, 37 Abs, 1 
Ziff. 2, 43, 53 g, 69 und 71 vorgesehenen 
Rechtsverordnungen zu erlassen. 

(2) Der Bundesminister der Finanzen wird 
ermächtigt, den Wortlaut dieses Gesetzes und 
der zu diesem Gesetz erlassenen Durchfüh- 
rungsverordnungen in der jeweils geltenden 
Fassung mit neuem Datum, neuer Über- 
schrift und neuer Paragraphenfolge be- 
kanntzumachen und dabei Unstimmigkeiten 
des Wortlauts zu beseitigen.“ 

Artikel 2 

Die Durchführungsverordnung zum Be- 
wertungsgesetz vom 2. Februar 1935 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 81) in der zur Zeit geltenden 
Fassung und die §§ 207 und 209 des Lasten- 
ausgleichsgesetzes vom 14. August 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 446) werden aufgehoben. 

Artikel 3 

(1) Hauptfeststellungen von Einheitswer- 
ten nach § 21 des Bewertungsgesetzes werden 
vorgenommen 

1. für Grundbesitz und für Gewerbeberech- 
tigungen auf den Beginn des Kalender- 
jahres 1957 (HauptfeststelJung 1957), 

2. für gewerbliche Betriebe nicht auf den Be- 
ginn des Kalenderjahres 1956, sondern auf 
den Beginn des Kalenderjahres 1959 
(Hauptfeststellung 1959). 

Die Vorschriften des Artikels 1 Ziffern 5 bis 
10 und Ziffern 12 bis 25 und des Artikels 2 
sind erstmals bei diesen Hauptfeststellungen 
anzuwenden. Die Vorschriften des Artikels 1 
Ziffern 26 bis 35 sind erstmals bei der 
Hauptveranlagung 1959 der Vermögensteuer 
(Artikel 5 Abs. 1) anzuwenden. Die Vor- 
schriften des Artikels 1 Ziffern 1 bis 4, 11 
und 36 sind vom Tage des Inkrafttretens 
dieses Gesetzes ab anzuwenden. 

(2) Die bisherigen Vorschriften sind 
weiterhin anzuwenden 

l.bei Grundbesitz und bei Gewerbeberech- 
tigungen für die Feststellung von Einheits- 
werten auf Feststellungszeitpunkte, die vor 
dem Beginn des Kalenderjahres 1957 liegen, 


2. bei gewerblichen Betrieben für die Fest- 
stellung von Einheitswerten auf Feststel- 
lungszeitpunkte, die vor dem Beginn des 
Kalenderjahres 1959 liegen, 

3. bei dem sonstigen Vermögen, Gesamtver- 
mögen und Inlandsvermögen für Veran- 
lagungen der Vermögensteuer auf Veran- 
anlagungszeitpunkte, die vor dem Beginn 
des Kalenderjahres 1959 liegen. 

(3) Auch bei Fortschreibungen und Nach- 
feststellüngen von Einheitswerten des Grund- 
besitzes und der Gewerbeberechtigungen auf 
den Beginn der Kalenderjahre 1957 und 1958 
sind die bisherigen Vorschriften anzuwen- 
den. Wertfortschreibungen auf diese Zeit- 
punkte sind nur vorzunehmen, wenn der 
Wert entweder um mehr als die Hälfte, min- 
destens aber um 3000 Deutsche Mark, oder 
um mehr als 200 000 Deutsche Mark von 
dem Einheitswert des letzten Feststellungs- 
zeitpunktes abweicht. Das gilt auch bei 
Flädienänderungen. 

(4) In den Fällen, in denen bei Grund- 
besitz oder bei Gewerbeberechtigungen die 
Voraussetzungen für Fortschreibungen und 
Nachfeststellungen nach den neuen Vor- 
schriften im Kalenderjahr 1957 eintreten, 
sind die Fortschreibungen und Nachfeststel- 
lungen nach den neuen Vorschriften nicht 
auf den Beginen des Kalenderjahres 1958, 
sondern auf den Beginn des Kalenderjahres 
1959 vorzunehmen. 

(5) Bei Fortschreibungen und Nachfest- 
stellungen der Einheitswerte gewerblicher 
Betriebe auf den Beginn der Kalenderjahre 
1957 und 1958 sind die Ergebnisse der 
Hauptfeststellung 1957 für Grundbesitz und 
für Gewerbeberechtigungen nicht zu berück- 
sichtigen. 

(6) Abweichend von § 13 Abs. 3 des 
Grundsteuergesetzes gilt die Hauptveran- 
lagung der Grundsteuermeßbeträge, der die 
Einheitswerte der Hauptfeststellung 1957 zu- 
grunde gelegt werden, erst vom Rechnungs- 
jahr 1959 an, § 33 Abs. 4 des Grundstcuer- 
gesetzes und § 58 Abs. 1 und 2 der Grund- 
steuer-Durchführungsverordnung sind auch 
für das Rechnungsjahr 1958 anzuwenden. Bei 
der Hauptfeststellung 1957 ist in den Fällen 
des § 58 der Grundsteuer-Durchführungs- 
verordnung der Jahressollbetrag der Grund- 
steuer des Rechnungsjahres 1956 (§ 52 i 
Abs. 1) mit einem um ein Drittel erhöhten 
Betrag anzusetzen. 
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(7) Die Bundesregierung wird ermächtigt, 
mit Zustimmung des Bundesrates durch 
Rechtsverordnung zu bestimmen, daß die 
Hauptveranlagung der Grundsteuer, der die 
Einheitswerte der Hauptfeststellung 1957 zu- 
grunde gelegt werden, erst vom Rechnungs- 
jahr 1960 an gilt und daß § 33 Abs. 4 des 
Grundsteuergesetzes und § 58 Abs. 1 und 2 
der Grundsteuer-Durchführungsverordnung 
auch für das Rechnungsjahr 1959 anzuwen- 
den sind. Dabei ist in sinngemäßer Beach- 
tung der Vorschriften der Absätze 3 und 4 
zu regeln, in welcher Weise und mit welcher 
Wirkung Fortschreibungen und Nachfest- 
stellungen für Einheitswerte des Grund- 
besitzes auf den Beginn der Kalenderjahre 
1959 und 1960 vorzunehmen sind. 

(8) Für die Erbschaftsteuer sind die nach 
Absatz 1 für Grundbesitz festgestellten Ein- 
heitswerte in den Fällen zugrunde zu legen, 
in denen die Steuerschuld vom 1. Januar 

1957 an entsteht. Die nach Absatz 3 unter 
Anwendung der bisherigen Vorschriften auf 
den Beginn der Kalenderjahre 1957 und 

1958 festgestellten Einheitswerte bleiben für 
die Erbsdiaftsteuer außer Betracht. Erfor- 
derlichenfalls ist unter Anwendung der Vor- 
schriften des Artikels 1 Ziffern 7 bis 9, 13 
und 36 und des Artikels 2 eine Stichtags- 
bewertung auf den Zeitpunkt des Entstehens 
der Steuerschuld nach § 22 Abs. 4 des Erb- 
schaftsteuergesetzes durdizuführen. 

(9) Bis zum 31. Dezember 1957 werden 
die Aufgaben des Bewertungsbeirates durch 
den vorläufigen Bewertungsbeirat erledigt, 
der auf Grund des Gesetzes über die Bildung 
eines vorläufigen Bewertungsbeirates vom 
28. September 1950 (Bundesgesetzbl. I S. 682) 
gebildet worden ist. Bis zum gleichen Zeit- 
punkt werden die Aufgaben der Gutachter- 
ausschüsse durch die Gutachterausschüsse er- 
ledigt, die nach dem bisherigen § 35 des Be- 
wertungsgesetzes und nach § 8 der Durch- 
führungsverordnung zum Bewertungsgesetz 
gebildet worden sind. 

ABSCHNITT II 
Vermögensteuer 

Artikel 4 

Das Vermögensteuergesetz in der Fassung 
vom 10. Juni 1954 (Bundesgesetzbl. I S. 137) 
wird wie folgt geändert: 


1. § 3 Abs. 1 wird wie folgt geändert; 

a) Ziffer 1 erhält die folgende Fassung: 

„l.Die Reichsbank, die Bank deutscher 
Länder, die Landeszentralbanken, die 
Berliner Zentralbank, die Kreditan- 
stalt für Wiederaufbau, die Deutsche 
Rentenbank, die Deutsche Rentenbank- 
Kreditanstalt, die Lastenausgleichs- 
bank (Bank für Vertriebene und Ge- 
schädigte), die Deutsche Landesrenten- 
bank, die Deutsche Siedlungsbank, die 
Landwirtschaftliche Rentenbank nach 
Maßgabe des § 14 des Gesetzes über 
die Landwirtschaftliche Rentenbank in 
der Fassung vom 14. September 1953 
(Bundesgesetzbl. I S, 1330) und die 
Deutsche Genossenschaftskasse nach 
Maßgabe des § 6 des Gesetzes über die 
Deutsche Genossenschaftskasse in der 
Fassung vom 28. Oktober 1954 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 329);“. 

b) Ziffer 7 erhält die folgende Fassung: 

„7. rechtsfähige Pensions-, Witwen-, Wai- 
sen-, Sterbe-, Kranken-, Unterstüt- 
zungskassen und sonstige rechtsfähige 
Hilfskassen für Fälle der Not oder 
Arbeitslosigkeit, wenn 

a) die Kasse sich auf Zugehörige oder 
frühere Zugehörige eines einzelnen 
wirtschaftlichen Geschäftsbetriebs 
oder mehrerer wirtschaftlich mit- 
einander verbundener Geschäftsbe- 
triebe beschränkt und 

b) sichergestellt ist, daß der Betrieb 
der Kasse nach dem Geschäftsplan 
und nach Art und Höhe der Lei- 
stungen eine soziale Einrichtung 
darstellt;“ 

c) In der Ziffer 9 werden die Worte „Gesell- 
schaften mit beschränkter Haftung und 
Aktiengesellschaften“ durch die Worte 
„Körperschaften oder Personenvereinigun- 
gen“ ersetzt. 

2. In § 4 Absatz 1 werden die Worte „wenn 
die Lastenausgleichsabgaben nach Maßgabe des 
§ 209 des Lastenausgleichsgesetzes berücksich- 
tigt werden“ gestrichen. 

3. § 5 wird wie folgt geändert: 
a) In Absatz 1 Ziffer 3 

aa) wird die Zahl „5 000“ durch die Zahl 
„10 000“ ersetzt; 

bb) erhält der Schlußsatz die folgende 
Fassung: „ Der Freibetrag wird nicht 
gewährt für Kinder, die das 18. Le- 
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bensjahr vollendet haben und Ver- 
mögensteuer auf Grund selbständiger 
Veranlagung zu entrichten haben.“. 

b) Absatz 2 erhält die folgende Fassung: 

„(2) Weitere 10 000 Deutsche Mark sind 
steuerfrei, wenn die folgenden Vorausset- 
zungen sämtlich gegeben sind: 

1. der Steuerpflichtige muß über 60 Jahre 
alt oder voraussichtlich für mindestens 
drei Jahre erwerbsunfähig sein. Ist der 
Lebensunterhalt zusammenveranlagter 
Ehegatten (§11 Abs. 1) im vorange- 
gangenen Kalenderjahr überwiegend 
durch Einkünfte aus einer Erwerbs- 
tätigkeit der Ehefrau bestritten wor- 
den, so genügt es, wenn nicht der Ehe- 
mann, sondern die Ehefrau über 60 
Jahre alt ist; 

2. das Einkommen des Steuerpflichtigen 
darf in dem vorangegangenen Kalen- 
derjahr nicht mehr als 5 000 Deutsche 
Mark betragen haben; 

3. das Gesamtvermögen (§ 4) darf nicht 
mehr als 100 000 Deutsche Mark be- 
tragen.“. 

4. § 6 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Ziffer 2 werden die Worte 
„und bei Gesellschaften mit beschränkter 
Haftung, die am Stichtag der DM-Eröff- 
nungsbilanz bestanden haben, ein Betrag 
von 5 000 Deutsche Mark“ gestrichen. 

b) In Absatz 2 wird die Zahl „5 000“ durch 
die Zahl „10 000“ ersetzt. 

5. Hinter § 6 wird der folgende § 6 a ein- 
gefügt: 

„§ 6 a 

Besteuerungsgrenze 
bei beschränkt Steuerpflichtigen 

Von den beschränkt Steuerpflichtigen (§ 2) 
wird die Vermögensteuer nur erhoben, wenn 
das Inlandsvermögen (§ 4) 2 000 Deutsche 
Mark übersteigt.“ 

6. In § 7 werden 

a) In der Ziffer 1 Buchstabe c die Zahl 
„5 000“ durch die Zahl „10 000“ ersetzt, 

b) Ziffer 2 wie folgt gefaßt: 

„2. bei beschränkt Steuerpflichtigen mit 
mehr als 2000 Deutsche Mark Inlands- 
vermögen das Inlandsvermögen (§4).“. 

7. § 13 wird wie folgt geändert und ergänzt: 
a) Der folgende neue Absatz 2 wird einge- 
fügt: 


„(2) Bei der Entscheidung, ob das neue 
Vermögen von dem ursprünglichen Ver- 
mögen um mehr als den zehnten Teil des 
ursprünglichen Vermögens oder um mehr 
als 100 000 Deutsche Mark abweicht, ist 
sowohl bei dem neuen wie bei dem ur- 
sprünglichen Vermögen von dem nach § 4 
Abs. 2 abgerundeten Wert des Gesamtver- 
mögeiis oder Inlandsvermögens auszu- 
gehen.“. 

b) Die bisherigen Absätze 2 bis 4 werden Ab- 
sätze 3 bis 5. 

8. § 14 a erhält die folgende Fassung: 

4 14 a 
Anzeigepflicht 

(1) Dem Finanzamt haben Anzeige zu er- 
statten 

1. unbeschränkt steuerpflichtige natürliche 
Personen, wenn ihr Gesamtvermögen höher 
wird als die Summe der Freibeträge, 

2. unbeschränkt steuerpflichtige nicht natür- 
liche Personen, wenn ihr Gesamtvermögen 
höher wird als 10 000 Deutsche Mark, 

3. beschränkt steuerpflichtige natürliche und 
nicht natürliche Personen, wenn sie In- 
landsvermögen erwerben. 

(2) Die Anzeige ist spätestens am 30. Juni 
des Kalenderjahres einzureichen, das auf die 
Vermögenserhöhung oder den Vermögenser- 
werb folgt.“ 

9. Hinter § 15 wird der folgende § 15 a ein- 
gefügt: 

»§ 15 a 

Änderung des Steuerbescheides 
von Amts wegen 

(1) Der Steuerbesdieid ist von Amts wegen 
durch einen neuen Bescheid zu ersetzen, wenn 
ein Bescheid über die Vermögensabgabe, die 
Hypothekengewinnabgabe oder die Kredit- 
gewinnabgabe geändert wird und die Ände- 
rung die Höhe dieser Abgaben berührt. Die 
Änderung ist insoweit zu berücksichtigen, als 
sie die Höhe des steuerpflichtigen Vermögens 
oder die Höhe der Steuer nach § 8 beeinflußt. 

(2) Die Vorschriften des Absatzes 1 gelten 
auch für den Fall, daß der Steuerbescheid, 
der von Amts wegen durch einen neuen Be- 
scheid zu ersetzen ist, bereits unanfechtbar 
geworden ist. Der Erlaß des neuen Steuer- 
bescheides kann zurückgestellt werden, bis die 
Änderung des Bescheides über die Vermögens- 
abgabe, die Hypothekengewinnabgabe oder die 
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Kreditgewinnabgabe unanfechtbar geworden 
ist. Von dem Erlaß eines neuen Steuerbeschei- 
des ist abzusehen, wenn die Änderung nur ge- 
ringfügig ist.“ 

10. § 17 erhält die folgende Fassung: 

4 17 

Vorauszahlungen 

(1) Solange einem Steuerpflichtigen die 
Jahressteuerschuld noch nicht bekanntg'egeben 
worden ist, hat er am 10. Februar, 10. Mai, 

10. August und 10. November Vorauszahlun- 
gen in Höhe eines Viertels der zuletzt festge- 
setzten Jahressteuerschuld oder des zuletzt 
nach Absatz 2 festgesetzten Jahresbetrages zu 
entrichten. § 16 Satz 2 gilt entsprechend. 

(2) Das Finanzamt kann die Vorauszahlun- 
gen der Steuer anpassen, die sich für das Ka- 
lenderjahr voraussichtlich ergeben wird.“ 

11. §§ 21 und 22 werden gestrichen. 

12. § 23 erhält die folgende Fassung: 

4 23 

Ermächtigungen 

(1) Die Bundesregierung wird ermächtigt, 
mit Zustimmung des Bundesrates 

1. zur Durchführung dieses Gesetzes Rechts- 
verordnungen zu erlassen, soweit dies zur 
Wahrung der Gleichmäßigkeit bei der Be- 
steuerung, zur Beseitigung von Unbillig- 
keiten in Härtefällen oder zur Vereinfa- 
chung des Besteuerungsverfahrens erfor- 
derlich ist, und zwar 

a) über die Abgrenzung der Steuerpflicht, 

b) über die Veranlagung und über die Re- 
gelung der Steuerentrichtung, 

c) über die Besteuerung der beschränkt 
Steuerpflichtigen einschließlich eines 
Steuerabzugs; 

2. Vorschriften durch Rechtsverordnung zu 
erlassen 

a) über die sich aus der Aufhebung oder 
Änderung von Vorschriften dieses Ge- 
setzes ergebenden Rechtsfolgen, soweit 
dies zur Wahrung der Gleichmäßigkeit 
der Besteuerung oder zur Beseitigung 
von Unbilligkeiten in Härtefällen er- 
forderlich ist; 

b) über die Befreiung von der Vermögen- 
steuer für bestimmte kleinere Versiche- 
rungsvereine auf Gegenseitigkeit im 


Sinne des § 53 des Gesetzes über die 
Beaufsichtigung der privaten Versiche- 
rungsunternehmen und Bausparkassen, 
bei denen entweder die Beitragseinnah- 
men eine bestimmte Höhe nicht über- 
steigen oder der Betrieb nach dem Ge- 
schäftsplan und nach Art und Höhe 
der Leistungen eine soziale Einrichtung 
im Sinne des § 3 Abs. 1 Ziff. 7 Buch- 
stabe b darstellt; 

c) über die Befreiungen von der Vermö- 
gensteuer für land- und forstwirtschaft- 
liche Nutzungs- und Verwertungsge- 
nossenschaften, deren Geschäftsbetrieb 
sich auf den Kreis der Mitglieder be- 
schränkt; die Befreiung kann von der 
Erfüllung bestimmter Voraussetzun- 
gen, z. B. davon abhängig gemacht 
werden, daß die Nutzung, Bearbeitung 
oder Verwertung im Bereich der Land- 
und Forstwirtschaft liegt; 

d) über die Bemessung, Entrichtung und 
Anrechnung von Vorauszahlungen; 

3. die in den §§ 8 und 12 vorgesehenen 

Rechtsverordnungen zu erlassen. 

(2) Der Bundesminister der Finanzen wird 
ermächtigt, den Wortlaut dieses Gesetzes und 
der zu diesem Gesetz erlassenen Durchfüh- 
rungsverordnungen in der jeweils geltenden 
Fassung mit neuem Datum, unter neuer Über- 
schrift und ln neuer Paragraphenfolge be- 
kanntzumachen und dabei Unstimmigkeiten 
des Wortlauts zu beseitigen.“ 


Artikel 5 

(1) Eine Hauptveranlagung der Vermögen- 
steuer wird nicht nach dem Stand vom Beginn 
des Kalenderjahres 1956, sondern nach dem 
Stand vom Beginn des Kalenderjahres 1959 
vorgenommen (Hauptveranlagung 1959). Der 
laufende Hauptveranlagungszeitraum endet 
mit Ablauf des Kalenderjahres 1958. Die Vor- 
schriften des Artikels 4 Ziffern 1 bis 7 sind 
erstmals bei der Hauptveranlagung 1959 an- 
zuwenden. Die Vorschriften des Artikels 4 
Ziffern 8 bis 12 sind vom Tage des Inkraft- 
tretens dieses Gesetzes ab anzuwenden. 

(2) Bei Neuveranlagungen und Nachveran- 
lagungen der Vermögensteuer auf den Beginn 
der Kalenderjahre 1957 und 1958 sind die 
Ergebnisse der Hauptfeststellung 1957 für 
Grundbesitz und für Gewerbeberechtigungen 
nicht zu berücksichtigen. 
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ABSCHNITT III 
Erbschaftsteuer 

Artikel 6 

Das Erbschaftsteuergesetz vom 30. Juni 
1951 (Bundesgesetzbl. I S. 764) In der Fassung 
des Gesetzes vom 16. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 20), des § 369 des Lastenaus- 
gleichsgesetzes vom 14. August 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 446), des § 49 des Bundesver- 
triebenengesetzes vom 19. Mai 1953 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 201), des Gesetzes zur Änderung 
des Erbschaftsteuergesetzes vom 23. Juli 1953 
(Bundesgesetzbl. I S. 687) und des Gesetzes 
zur Neuordnung von Steuern vom 16. De- 
zember 1954 (Bundesgesetzbl. I S. 373) wird 
wie folgt geändert und ergänzt: 

1. In § 2 wird im Absatz 1 die Nummer 2 
gestrichen. 

2. In § 3 wird im Absatz 1 die Nummer 8 
gestrichen. 

3. § 6 wird gestrichen. 

4. In § 9 wird Absatz 2 wie folgt geändert: 
Der erste Halbsatz erhält die folgende Fas- 
sung: 

„Im Falle des § 3 Abs. 1 Nr. 9 gilt als Schen- 
ker der zuletzt Berechtigte;“ 

5. § 16 wird gestrichen. 

6. § 1 8 Absatz 1 wird wie folgt geändert 
und ergänzt: 

a) In Nummer 6 werden 

aa) das Wort „Grundstücke“ durch die 
Worte „Grundbesitz oder Teile von 
Grundbesitz“ ersetzt, 

bb) in Buchstabe b die Worte „und der 
Volksbildung“ durch die Worte „oder 
der Volksbildung“ ersetzt, 

cc) in Buchstabe d die Worte „oder in 
dem Verzeichnis national wertvollen 
Kulturgutes nach dem Gesetz zum 
Schutz deutschen Kulturgutes gegen 
Abwanderung vom 6. August 1955 
(Bundesgesetzbl. I S. 501) eingetragen 
sein“ angefügt. 

b) In Nummer 6 a werden 

aa) im ersten Satz das Wort „Grund- 
stüdke“ durch die Worte „Grund- 
besitz oder Teile von Grundbesitz“ 
ersetzt, 

bb) Im zweiten Satz die Worte „die 
Grundstücke“ durch die Worte „der 


Grundbesitz oder die Teile des Grund- 
besitzes“ ersetzt. 

c) Nummer 10 a erhält die folgende Fassung: 
„10 a. Ansprüche auf Ausgleidisleistungen 

nach dem Lastenausgleichsgesetz, 
Entschädigungsansprüche nach dem 
Altsparergesetz, solange die Ent- 
schädigungsgutschrift nicht zur Aus- 
zahlung freigegeben worden ist, 
und Ansprüche aus der in § 366 
des Lastenausgleichsgesetzes vorbe- 
haltenen Regelung“. 

d) Hinter der Nummer 10 a wird die fol- 
gende neue Nummer 10 b eingefügt: 

„10 b, Ansprüche auf Entschädigungs- 
leistungen nach dem Bundesergän- 
zungsgesetz zur Entschädigung für 
Opfer der nationalsozialistischen 

Verfolgung (BEG) vom 

(Bundesgesetzbl. I 

S ) ohne Rücksicht darauf, 

ob die Leistungen laufend oder in 
Form einer einmaligen Zahlung ge- 
währt werden;“. 

7. In § 22 werden 

a) in Absatz 1 die Worte „In den Absätzen 2 
bis 6“ durch die Worte „in den Absätzen 2 
bis 7“ ersetzt, 

b) in Absatz 6 Satz 2 die Worte „§ 66 Abs. 1 
und 4 Satz 1“ durch die Worte „§ 66 
Abs. 1, Abs. 4 Satz 2 und Abs. 5“ ersetzt, 

c) in Absatz 7 die Worte „Grundstücke und“ 
durch die Worte „Grundbesitz, Teile von 
Grundbesitz und“ ersetzt. 

8. Der IV. Teil erhält statt der Überschrift 
„Übergangs- und Schluß Vorschriften“ die 
Überschrift „Ermächtigungs- und Schlußvor- 
schriften“. 

9. Hinter der Überschrift des IV. Teils wird 
folgender § 37 a eingefügt: 

»§ 37 a 

Ermächtigungen 

(1) Die Bundesregierung wird ermächtigt, 
mit Zustimmung des Bundesrates 

1. zur Durchführung dieses Gesetzes Rechts- 
verordnungen zu erlassen, soweit dies zur 
Wahrung der Gleichmäßigkeit bei der Be- 
steuerung, zur Beseitigung von Unbillig- 
keiten in Härtefällen oder zur Verein- 
fachung des Besteuerungsverfahrens erfor- 
derlich ist, und zwar 

a) über die Abgrenzung der Steuerpflicht; 
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b) über die Feststellung und die Bewer- 
tung des Erwerbes von Todes wegen, 
der Schenkungen unter Lebenden und 
der Zweckzuwendungen; 

c) über die Veranlagung, die Anwendung 
der Tarifvorschriften und die Steuer- 
entrichtung; 

d) über die Anmelde- und Erklärungs- 
pflicht der Steuerpflichtigen; 

e) über die Anzeigepflichten der Behör- 
den, Beamten, Notare, Versicherungs- 
Unternehmen und der geschäftsmäßigen 
Verwahrer und Verwalter fremden 
Vermögens; 

f) über die Bekanntgabe der Steuer- 
bescheide bei Vorhandensein mehrerer 
Erwerber; 

2. Vorschriften durch Rechtsverordnung zu 
erlassen über die sich aus der Aufhebung 
oder Änderung von Vorschriften dieses 
Gesetzes ergebenden Rechtsfolgen, soweit 
dies zur Wahrung der Gleichmäßigkeit der 
Besteuerung oder zur Beseitigung von Un- 
billigkeiten in Härtefällen erforderlich ist; 

3. die in § 8 Abs. 4 und in § 15 Abs. 7 vor - 
gesehenen Rechtsverordnungen zu erlassen. 

(2) Der Bundesminister der Finanzen wird 
ermächtigt, den Wortlaut dieses Gesetzes und 
der zu diesem Gesetz erlassenen Durchfüh- 
rungsverordnungen in der jeweils geltenden 
Fassung mit neuem Datum, unter neuer Über- 
schrift und in neuer Paragraphenfolge be- 
kanntzuniachen und dabei Unstimmigkeiten 
des Wortlauts zu beseitigen.“ 


Artikel 7 

Artikel II des Gesetzes zur Änderung des 
Erbschaftsteuergesetzes vom 30. Juni 1951 
(Bundesgesetzbl. I S. 759) wird aufgehoben. 


Artikel 8 

Die Vorschriften der Artikel 6 und 7 sind 
erstmals in den Fällen anzuwenden, in denen 
die Steuerschuld vom 1. Januar 1957 an ent- 
steht. Für die Fälle, ln denen die Steuerpflicht 
vorher entstanden ist oder entsteht, sind die 
bisherigen Vorschriften weiterhin anzu- 
wenden. 


ABSCHNITT IV 
Schlußvorschriften 


Artikel 9 

Abschnitt III des Gesetzes zur Bewertung 
des Vermögens für die Kalenderjahre 1949 
bis 1951 (Hauptveranlagung 1949) vom 
16. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 22) 
wird aufgehoben. 


Artikel 10 

(1) Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des 
§12 Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes 
vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) 
auch im Lande Berlin. 

(2) Rechtsverordnungen, die auf Grund 
der in diesem Gesetz enthaltenen Ermächti- 
gungen erlassen werden, gelten Im Land Ber- 
lin nach § 14 des Dritten Überleitungs- 
gesetzes. Die Bundesregierung wird ermäch- 
tigt, im Hinblick auf die besonderen Verhält- 
nisse Berlins mit Zustimmung des Bundesrats 
durch Rechtsverordnung die Ermittlung 
und Feststellung der Einheitswerte für 
Grundbesitz in Berlin (West) gesondert zu 
regeln, insbesondere 

a) die Pauschsätze für Bewirtschaftungs- 
kosten, die Vervielfältiger, die Zinssätze 
für die Ermittlung der Bodenertrags- 
anteile abweichend von den Vorschriften 
dieses Gesetzes festzusetzen, 

b) Zu- und Abschläge bei den Grundstücks- 
werten, erforderlichenfalls für Altbau- 
ten oder Neubauten einzelner oder aller 
Grundstücksarten in Berlin (West) oder 
in örtlich begrenzten Teilen von Berlin 
(West) vorzuschreiben. 


Artikel 11 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 



Anlage 1 


Vervielfältiger für die Ermittlung 
des Gebäudewertes nach § 52 b 


Rest- 

nutzungs- 

dauer 

Verviel- 

fältiger 

Rest- 

nutzungs- 

dauer 

Verviel- 

fältiger 

1 

2 

1 

2 

1 

1,0 

51 

22,3 

2 

1,9 

52 

22,4 

3 

2,8 

53 

22,6 

4 

3,6 

54 

22,8 

5 

4,4 

55 

22,9 

6 

5,2 

56 

23,1 

7 

6,0 

57 

23,2 

8 

6,7 

58 

23,3 

9 

7,4 

59 

23,5 

10 

8,0 

60 

23,6 

11 

8,7 

61 

23,7 

12 

9,3 

62 

23,9 

13, 

9,9 

63 

24,0 

14 

10,5 

64 

24,1 

15 

11,0 

65 

24,2 

16 

11,5 

66 

24,3 

17 

12,1 

67 

24,4 

18 

12,6 

68 

24,6 

19 

13,0 

69 

24,7 

20 

13,5 

70 

24,8 

21 

13,9 

71 

24,9 

22 

14,4 

72 

24,9 

23 

14,8 

73 

25,0 

24 

15,2 

74 

25,1 

25 

15,6 

75 

25,2 

26 

15,9 

76 

25,3 

27 

16,3 

77 

25,4 

28 

16,6 

78 

25,5 

29 

17,0 

79 

25,5 

30 

17,3 

80 

25,6 

■'31'' 

17,6 

81 

"25,7 

32 

17,9 

82 

25,8 

33 

18,2 

83 

25,8 

34 

18,5 

84 

25,9 

35 

18,8 

85 

26,0 

36 

‘19,1 

86 

"26,0‘ ’ 

37 

19,3 

87 

26,1 

38 

19,6 

88 

26,2 

39 

19,8 

89 

26,2 

40 

20,1 

90 

26,3 

41 

2b,y 

91 

26,3 

42 

20,5 

92 

26,4 

43 

20,7 

93 

26,5 

44 

21,0 

94 

26,5 

45 

21,2 

95 

26,6 

46 

21,4 

96 

26,6 

47 

21,5 

97 

26,7 

48 

21,7 

98 

26,7 

49 

21,9 

99 

26,8 

50 

22,1 

100 

26,8 


''') Einfamilienhäuser: Altbauten in Gemeinden 
bis 5 000 Einwohner. 


Anlage 2 ••') 


Vervielfältiger für die Ermittlung 
des Gebäudewertes nach § 52 b 


Rest- 

nutzungs- 

dauer 

Verviel- 

fältiger 

Rest- 

nutzungs- 

dauer 

Verviel- 

fältiger 

1 

2 

1 

2 

1 

1,0 

51 

20,0 

2 

1,9 

52 

20,2 

3 

2,7 

53 

20,3 

4 

3,6 

54 

20,4 

5 

4,3 

55 

20,6 

6 

5,1 

56 

20,7 

7 

5,8 

57 

20,8 

8 

6,5 

58 

20,9 

9 

7,1 

59 

21,0 

10 

7,7 

60 

21,1 

11 

8,3 

61 

21,2 

12 

8,9 

62 

21,3 

13 

9,4 

63 

21,4 

14 

9,9 

64 

21,5 

15 

10,4 

65 

21,6 

16 

10,9 

66 

21,7 

17 

11,4 

67 

21,8 

18 

11,8 

68 

21,9 

19 

12,2 

69 

21,9 

20 

12,6 

70 

22,0 

21 

13,0 

71 

22,1 

22 

13,4 

72 

22,2 

23 

13,8 

73 

22,3 

24 

14,1 

74 

22,3 

25 

14,4 

75 

22,4 

26 

14,8 

76 

22,5 

27 

15,1 

77 

22,5 

28 

15,4 

78 

22,6 

29 

15,6 

79 

22,7 

30 

15,9 

80 

1 22,7 

31~ 

16,2 

81 

22,8 

32 

16,5 

82 

22,8 

33 

16,7 

83 

22,9 

34 

17,0 

84 

22,9 

35 

17,2 i 

85 1 

23,0 

36 

17,4 

86 1 

23,0 

37 

17,6 

87 

23,1 

38 

17,8 

88 

23,1 

39 

18,0 

89 

23,2 

40 

18,2 

90 

23,2 

41 

18,4 

91 

23,3 

42 

18,6 

92 

23,3 

43 

18,8 

93 

23,4 

44 

19,0 

94 

23,4 

45 

19,1 

95 

23,4 

4‘6 

19,3 

96 

23,5 

47 

19,5 

97 

23,5 

48 

19,6 

98 

23,6 

49 

19,8 

99 

23,6 

50 

19,9 

100 

23,6 


"’) Zweifamilienhäuser: Altbauten in Gemeinden 
bis 5 000 Einwohner 
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Anlage 3 *^) 


Vervielfältiger für die Ermittlung 
des Gebäudewertes nadi § 52 b 


Rest- 

nutzungs- 

dauer 

Verviel- 

fältiger 

Rest- 

nutzungs- 

dauer 

Verviel- 

fältiger 

1 

2 

1 1 

2 

1 

1,0 

51 

18,2 

2 

1,9 

52 

18,3 

3 

2,7 

53 

18,4 

4 

3,5 

54 

18,5 

5 

4,2 

55 

18,6 

6 

5,0 

56 

18,7 

7 

5,6 

57 

18,8 

8 

6,3 

58 

18,9 

9 

6,9 

59 

19,0 

10 

7,4 

60 

19,1 

11 

8,0 

61 

19,2 

12 

8,5 

62 

19,3 

13 

9,0 

63 

19,3 

14 

9,5 

64 

19,4 

15 

9,9 

65 

19,5 

16 

10,3 

66 

19,6 

17 

10,8 

67 

19,6 

18 

11,1 

68 

19,7 

19 

11,5 

69 

19,8 

20 

11,9 

70 

19,8 

21 

12,2 

71 

19,9 

22 

12,5 

72 

20,0 

23 

12,9 

73 

20,0 

24 

13,2 

74 

20,1 

25 

13,5 

75 

20,1 

26 

13> 

76 

"20,2 

27 

14,0 

77 

20,2 

28 

14,3 

78 

20,3 

29 

14,5 

79 

20,3 

30 

14,8 

80 

20,4 

31 

15,0 

81 

20,4 

32 

15,2 

82 

20,5 

33 

15,4 

83 

20,5 

34 

15,6 

84 

20,6 

35 

15,8 

85 

20,6 

36 

16,0“ 

86 “ “ 

20,7 

37 

16,2 

87 

20,7 

38 

16,4 

88 

20,7 

39 

16,5 

89 

20,8 

40 

16,7 

90 

20,8 

41 

16,9 

9f" 

! 20,9 

42 

17,0 

92 

20,9 

43 

17,2 

93 

20,9 

44 

17,3 

94 

21,0 

45 

17,5 

95 

21,0 

46 

17,6 

96 

21,0 

47 

17,7 

97 

21,0 

48 

17,9 

98 

21,1 

49 

18,0 

99 

21,1 

50 

18,1 

100 

21,1 


Einfamilienhäuser: außer Altbauten in Gemeinden 
bis 5 000 Einwohner 

Mietwohngrundstücke '.Altbauten bis 5000 Einwohner 


Anlage 4 **'■) 


Vervielfältiger für die Ermittlung 
des Gebäudewertes nadi § 52 b 


Rest- 

nutzungs- 

dauer 

Verviel- 

fältiger 

Rest- 

nutzungs- 

dauer 

Verviel- 

fältiger 

1 

2 

1 

2 

1 

0,9 

51 

16,7 

2 

1,8 

52 

16,8 

3 

2,7 

53 

16,9 

4 

3,4 

54 

17,0 

5 

4,2 

55 

17,0 

6 

4,8 

56 

17,1 

7 

5,5 

57 

17,2 

8 

6,1 

58 

17,3 

9 

6,6 

59 

17,4 

10 

7,2 

60 

17,4 

11 

7,7 

61 

17,5 

12 

8,2 

62 

17,6 

13 

8,6 

63 

, 17,6 

14 

9,0 

64 

17,7 

15 

9,4 

65 

17,8 

16 

9,8 

66 

17,8 

17 

10,2 

67 

17,9 

18 

10,6 

68 

17,9 

19 

10,9 

69 

18,0 

20 

11,2 

70 

18,1 

21 

11,5 

71 

18,1 

22 

11,8 

72 

18,2 

23 

12,1 

73 

18,2 

24 

12,4 

74 

18,3 

25 

12,6 

75 

18,3 

26“ 

- ^ 2,9 

76 

18,3 

27 

13,1 

77 

18,4 

28 

13,3 

78 

18,4 

29 

13,5 

79 

18,4 

30 

13,7 

80 

18,5 

31 

13,9 

81 

18,5 

32 

14,1 

82 

18,6 

33 

14,3 

83 

18,6 

34 

14,5 

84 

18,7 

35 

14,7 

85 

18,7 

36" 

14,8 

86" 

ISJ 

37 

15,0 

87 

18,8 

38 

15,1 

88 

18,8 

39 

15,3 

89 

18,8 

40 

15,4 

90 

18,9 

41 

15,6 

91 

18,9 

42 

15,7 

92 

18,9 

43 

15,8 

93 

18,9 

44 

15,9 

94 

19,0 

45 

16,1 

95 

19,0 

46 

16,2 

96 

19,0 

47 

16,3 

97 

19,0 

48 

16,4 

98 

19,1 

49 

16,5 

1 99 

19,1 

50 

16,6 

1 100 

19,1 


''*■) Zweifamilienhäuser: außer Altbauten in Gemeinden 
bis 5 000 Einwohner 

gemisditgenutzte Grundstücke: Altbauten in Ge- 
meinden bis 5 000 Einwohner mit einem gewerb- 
lichen Anteil an der Jahresrohmiete bis 50 v. H. 



Anlage 5 *^) 


Vervielfältiger für die Ermittlung 
des Gebäudewertes nach § 52 b 


Rest- 

nutzungs- 

dauer 

Verviel- 

fältiger 

Rest- 

nutzungs- 

dauer 

Verviel- 

fältiger 

1 

2 

1 

2 

1 

0,9 

51 

15,4 

2 

1,8 

52 

15,5 

3 

2,6 

53 

15,6 

4 

3,4 

54 

15,6 

5 

4,1 

55 

15,7 

6 

4,7 

56 

15,8 

7 

5,3 

57 

15,8 

8 

5,9 

58 

15,9 

9 

6,4 

59 

16,0 

10 

6,9 

60 

16,0 

11 

7,4 

61 

16,1 

12 

7,8 

62 

16,1 

13 

8,3 

63 

16,2 

14 

8,6 

64 

16,3 

15 

9,0 

65 

16,3 

16 

9,4 

66 

16,4 

17 

9,7 

67 

16,4 

18 

10,0 

68 

16,5 

19 

10,3 

69 

16,5 

20 

10,6 

70 

16,6 

21 

10,9 

71 

16,6 

22 

11,1 

72 

16,6 

23 

11,4 

73 

16,7 

24 

11,6 

74 

16,7 

25 

11,9 

75 

16,8 

26 

12,1 

76 

16,8 

27 

12,3 

77 

16,8 

28 

12,5 

78 

16,9 

29 

12,7 

79 

16,9 

30 

12,9 

80 

16,9 

31 

13,Ö~ 

81 

17,0 

32 

13,2 

82 

17,0 

33 

13,4 

83 

17,0 

34 

13,5 

84 

17,1 

35 

13,7 

85 

17,1 

36 

13,8 

86 

17,1 

37 

13,9 

87 

17,1 

38 

14,1 

88 

17,2 

39 

14,2 

89 

17,2 

40 

14,3 

90 

17,2 

41 

14,4 

91 

17,2 

42 

14,5 

92 

17,3 

43 

14,7 

93 

17,3 

44 

14,8 

94 

17,3 

45 

14,9 

95 

17,3 

46 

15,0 

96 

17,4 

47 

15,1 

97 

17,4 

48 

15,1 

98 

17,4 

49 

15,2 

99 

17,4 

50 

15,3 

100 

17,4 


'•*) Mietwohngrundstücke: außer Altbauten in Ge- 
meinden bis 5 000 Einwohner 

gemischtgenuzte Grundstücke: Altbauten in Ge- 
meinden bis 5 000 Einwohner mit einem gewerb- 
lichen Anteil an der Jahresrohmiete von mehr als 
50 v.H. 


Anlage 6**^) 


Vervielfältiger für die Ermittlung 
des Gebäudewertes nach § 52 b 


Rest- 

nutzungs- 

dauer 


Rest- 

nutzungs- 

dauer 

Verviel- 

fältiger 

1 

2 

1 

2 

1 

0,9 

51 

14,3 

2 

1,8 

52 

14,4 

3 

2,6 

53 

14,4 

4 

3,3 

54 

14,5 

5 

4,0 

55 

14,6 

6 

4,6 

56 

14,6 

7 

5,2 

57 

14,7 

8 

5,7 

58 

14,7 

9 

6,2 

59 

14,8 

10 

6,7 

60 

14,8 

11 

7,1 

61 

14,9 

12 

7,5 

62 

14,9 

13 

7,9 

63 

15,0 

14 

8,3 

64 

15,0 

15 

8,6 

65 

15,1 

16 

9,0 

66 

15,1 

17 

9,3 

67 

15,2 

18 

9,5 

68 

15,2 

19 

9,8 

69 

15,2 

20 

10,1 

70 

15,3 

21 

10,3 

71 

15,3 

22 

10,6 

72 

15,4 

23 

10,8 

73 

15,4 

24 

11,0 

74 

15,4 

25 

11,2 

75 

15,5 

26 

11,4 

76 

15,5 

27 

11,6 

77 

15,5 

28 

11,7 

78 

15,6 

29 

11,9 

79 

15,6 

30 

12,1 

80 

15,6 

31 “ 

12,2' 

81 

15,6 

32 

12,4 

82 

15,7 

33 

12,5 

83 

15,7 

34 

12,7 

84 

15,7 

35 

12,8 

85 

15,7 

36 

12,9 

86 

15,8 

37 

13,0 

87 

15,8 

38 

13,1 

88 

15,8 

39 

13,3 

89 

15,8 

40 

13,4 

90 

15,9 

41 

13,5 

91 

15,9 • 

42 

13,6 

92 

15,9 

43 

13,7 

93 

15,9 

44 

13,7 

94 

15,9 

45 

13,8 

95 

16,0 

46 

13,9 

96 

16,0 

47 

14,0 

97 

16,0 

48 

14,1 

98 

16,0 

49 

14,2 

99 

16,0 

50 

14,2 

100 

16,0 


*“') gemischtgenutzte Grundstück?: außer Altbauten in 
Gemeinden bis 5 000 Einwohner mit einem gewerb- 
lichen Anteil an der Jahresrohmiete bis 50 v. H. 
Geschäftsgrundstücke: Altbauten in Gemeinden 
bis 5 000 Einwohner 











Anlage 7 ") Anlage 8 ’''') 


Vervielfältiger für die Ermittlung Vervielfältiger für die Ermittlung 

des Gebäudewertes nadi § 52 b des Gebäudewertes nadi § 52 b 


Rest- 

nutzungs- 

dauer 

Verviel- 

fältiger 

Rest- 

nutzungs- 

dauer 

Verviel- 

fältiger 

Rest- 

nutzungs- 

dauer 

Verviel- 

fältiger 

Rest- 

nutzungs- 

dauer 

Verviel- 

fältiger 

1 

2 

1 

2 

1 

2 

1 

2 

1 

0,9 

51 

13,4 

1 

0,9 

51 

12,5 

2 

1,8 

52 

13,4 

2 

1,8 

52 

12,6 

3 

2,6 

53 

13,5 

3 

2,5 

53 

12,6 

4 

3,3 

54 

13,5 

4 

3,2 

54 

12,7 

5 

3,9 

55 

13,6 

5 

3,8 

55 

12,7 

6 

4,5 

56 

13,6 

6 

4,4 

56 

12,8 

7 

5,1 

57 

13,7 

7 

4,9 

57 

12,8 

8 

5,6 

58 

13,7 

8 

5,4 

58 

12,8 

9 

6,0 

59 

13,8 

9 

5,9 

59 

12,9 

10 

6,5 

60 

13,8 

10 

6,3 

60 

12,9 

11 

6,9 

61 

13,9 

11 

6,7 

61 

13,0 

12 

7,3 

62 

13,9 

12 

7,0 

62 

13,0 

13 

7,6 

63 

13,9 

13 

7,4 

63 

13,0 

14 

8,0 

64 

14,0 

14 

7,7 

64 

13,1 

15 

8,3 

65 

14,0 

15 

8,0 

65 

13,1 

16 

8,6 

66 

14,1 

16 

8,2 

66 

13,1 

17 

8,8 

67 

14,1 

17 

8,5 

67 

13,2 

18 

9,1 

68 

14,1 

18 

8,7 

68 

13,2 

19 

9,4 

69 

14,2 

19 

8,9 

69 

13,2 

20 

9,6 

70 

14,2 

20 

9,2 

70 

13,3 

21 

9,8 

71 

14,2 

21 

9,4 

71 

13,3 

22 

10,0 

72 

14,3 

22 

9,6 

72 

13,3 

23 

10,2 

73 

14,3 

23 

9,7 

73 

13,3 

24 

10,4 

74 

14,3 

24 

9,9 

74 

13,4 

25 

10,6 

75 

14,4 

25 

10,1 

75 

13,4 

26 

10,8 

76 

14,4 

26 

10,2 

76“ 

13,4 

27 

10,9 

77 

14,4 

27 

10,4 

77 

13,4 

28 

11,1 

78 

14,4 

28 

10,5 

78 

13,5 

29 

11,2 

79 

14,5 

29 

10,7 

79 

13,5 

30 

11,4 

80 

14,5 

30 

10,8 

80 

13,5 

31 

11,5 

81 

14,5 

31 

10“9 

81 

13,5 

32 

11,7 

82 

14,5 

32 

11,0 

82 

13,5 

33 

11,8 

83 

14,6 

33 

11,1 

83 

13,6 

34 

11,9 

84 

14,6 

34 

11,2 

84 

13,6 

35 

12,0 

85 

14,6 

35 

11,3 

85 

13,6 

36 

12,1 

86 

14,6 

36“ 

11,4 

86 

13,6 

37 

12,2 

87 

14,6 

37 

11,5 

87 

13,6 

38 

12,3 

88 

14,7 

38 

11,6 

88 

13,7 

39 

12,4 

89 

14,7 

39 

11,7 

89 

13,7 

40 

12,5 

90 

14,7 

40 

11,8 

90 

13,7 

41 

12,6 

91 

14,7 

41 

11,9 

91 

13,7 

42 

12,7 

92 

14,7 

42 

11,9 

92 

13,7 

43 

12,8 

93 

14,7 

43 

12,0 

93 

13,7 

44 

12,9 

94 

14,8 

44 

12,1 

94 

13,8 

45 

12,9 

95 

14,8 

45 

12,2 

95 

13,8 

46 • 

13,0 

96 

14,8 

46 

12,2“ 

96 

13,8 

47 

13,1 

97 

14,8 

47 

12,3 

97 

13,8 

48 

13,2 

98 

14,8 

48 

12,3 

98 

13,8 

49 

13,2 

99 

14,8 

49 

12,4 

99 

13,8 

50 

13,3 

100 

14,9 

50 

12,5 

100 

13,8 


'■') gemischtgenutzte Grundstüdee: außer Altbauten in 
Gemeinden bis 5 000 Einwohner mit einem gewerb- 
lichen Anteil an der Jahresrohmiete von mehr 
als 50 V. H, 


'^) Geschäftsgrundstücke: außer Altbauten in Ge- 
meinden bis 5 000 Einwohner 


34 



Begründung 


A. BEWERTUNG 

(Abschnitt I des Gesetzentwurfs) 

L Allgemeine Begründung 

1. Notwendigkeit einer neuen Hauptfeststel- 
lung der Einheitswerte für den Grund- 
besitz 

Die letzte Hauptfeststellung der Einheits- 
werte für den Grundbesitz (land- und forst- 
wirtschaftliches Vermögen, Grundvermögen, 
Betriebsgrundstücke) ist auf den Stichtag 
1. Januar 1935 durchgeführt worden. In der 
Folgezeit wurden lediglich für die bestehen- 
den wirtschaftlichen Einheiten des Grund- 
besitzes Fortschrcibungen und für die neu 
entstehenden Einheiten Nachfeststellungen 
von Einheitswerten vorgenommen. Bel die- 
sen neuen Einheitswertfeststellungen konnte 
jedoch nur der tatsächliche Zustand vom 
Fortschreibungszeitpunkt oder Nachfeststel- 
lungszeitpunkt berücksichtigt werden, im 
übrigen blieben aber die Wertverhältnisse 
vom Hauptfeststellungszeitpunkt 1. Januar 
1935 maßgebend. Die Wertverhältnisse auf 
dem Gebiet des Grundstückswesens haben 
sich seitdem wesentlich verändert. Der Bau- 
index ist in der Zwischenzeit von 130 auf 
über 300 gestiegen. Darüber hinaus sind auch 
innerhalb der verschiedenen Grundstücks- 
gruppen neue Wertbeziehungen entstanden, 
die bei der bisherigen Bewertung nicht be- 
rücksichtigt sind. Insbesondere haben die zwi- 
schenzeitlich eingetretenen Standortverlage- 
rungen in den Industrie-, Geschäfts- und 
Wohnvierteln sowie die teilweise Lockerung 
des Preisstopps und Mietstopps die Wertver- 
hältnisse verschoben. Auch ist noch darauf 
hinzuweisen, daß die bei der Hauptfeststellung 
1935 festgestellten Einheitswerte nicht in dem 
Maße auf einheitlichen Wertmaßstäben be- 
ruhen, wie es im Interesse einer gleichmäßi- 


gen und gerechten Besteuerung gefordert 
werden muß. 

Auch in der Land- und Forstwirtschaft haben 
sidi die Wertverhältnisse seit dem 1. Januar 
1935 wesentlich verändert. Die Änderungen 
beruhen auf der unterschiedlichen Entwick- 
lung der die Bewertung des land- und forst- 
wirtschaftlichen Vermögens bestimmenden 
Ertragsverhältnisse im Bereich der Landwirt- 
schaft, der Forstwirtschaft, des Weinbaues 
und des Gartenbaues sowie der übrigen Bo- 
dennutzungszweige. Auf der Einnahmeseite 
der land- und forstwirtschaftlichen Betriebe 
ist außer der unterschiedlichen Aufwärts- 
bewegung der Preise für die Erzeugnisse auch 
eine beträchtliche, jedoch nicht gleiche Er- 
höhung der nachhaltigen Mengenerträge fest- 
zustellen, die durch neue wissenschaftliche 
Erkenntnisse und durch Fortschritte ln ihrer 
praktischen Anwendung herbeigeführt wurde. 
Bei den Unkosten sind besonders die Löhne 
stark gestiegen; andererseits werden relative 
Aiifwandseinsparungen durch Erfolge der 
Rationalisierung und Technisierung erzielt, 
deren Einfluß auf die Reinerträge berück- 
sichtigt werden muß. 

Abgesehen von diesen wirtschaftlich beding- 
ten Änderungen der Wert- und Ertragsver- 
hältnisse Ist auch ln bezug auf die Erfassung 
der natürlichen Ertragsfaktoren seit der letz- 
ten Hauptfeststellung der Einheitswerte der 
landwirtschaftlldien Betriebe eine neue Lage 
eingetreten. Das Bodenschätzungsgesetz vom 
16. Oktober 1934 (RGBl. I S. 1050) hat der 
Finanzverwaltung die Möglichkeit gegeben, 
für den Zweck einer gerechten Verteilung der 
Steuern eine Bodenschätzung der landwirt- 
schaftlich nutzbaren Flächen 'durchzuführen 
und dadurch die bis dahin nicht gelungene 
Überleitung der Werte verhältnismäßig we- 
niger Bewertungsstützpunkte auf die große 
Masse der übrigen Betriebe zu sichern. Die 
Bodenschätzung ist zwar noch nicht in allen 
Ländern abgeschlossen und in das neue Lie- 





gensdiaftskataster übernommen; aber auch 
dort, wo Ihre endgültigen Ergebnisse noch 
nicht vorliegen, stehen vorläufige Feststellun- 
gen in einem für den Zweck der Einheits- 
bewertung ausreichenden Umfang zur Ver- 
fügung. 

Außer den durch die Bodenschätzung gewon- 
nenen neuen Erkenntnissen hat die Finanz- 
verwaltung seit der letzten Hauptfeststellung 
der Einheitswerte für das fand- und forst- 
wirtschaftliche Vermögen weitere Erfahrun- 
gen gesammelt und Feststellungen getroffen, 
die dazu beitragen werden, erhebliche und 
von vielen Seiten ständig beanstandete Män- 
gel der Werte von 1935 künftig zu ver- 
meiden. Das gilt außer für die Landwirtschaft 
in besonderem Maße auch für eine richtige 
Erfassung der Bewertungsgrundlagen In der 
Forstwirtschaft, vor allem beim kleineren 
Privatwald sowie Im Weinbau und im Gar- 
tenbau. Beim gärtnerischen Vermögen konn- 
ten außerdem die seinerzeit noch unvollkom- 
menen Bewertungsrichtlinien vervollständigt 
und verbessert werden. 

Infolge der geänderten Wertverhältnisse ist 
eine nicht länger vertretbare Diskrepanz zwi- 
schen den wirklichen Werten und den Ein- 
heitswerten eingetreten. Eine neue allgemeine 
Feststellung der Einheitswerte des Grund- 
besitzes erscheint daher zur Beseitigung von 
Ungleichmäßigkeiten und zur Heranführung 
der bisherigen Einheitswerte an die neuen 
Wertverhältnisse als Grundlage einer gerech- 
ten und gleichmäßigen Besteuerung unerläß- 
lich. 

2. Bedeutung der Emheitswerte 

Die Einheitswerte des Grundbesitzes sind die 
Bemessungsgrundlage für eine Reihe von 
Steuern. Sie gelten insbesonidere für die Ver- 
mögensteuer (§18 BewG), die Grundsteuer 
(§§ 10, 11 GrStG) und -die Erbschafsteuer 
(§ 22 Abs. 2 und 6 ErbStG). Sie sind aber 
auch bei anderen Stcuerarten von Bedeutung. 
So bildet der Einheitswert eines bebauten 
Grundstücks in bestimmten Fällen den Aus- 
gangswert für die Bemessung der als Betriebs- 
ausgaben oder als Werbungskosten abzugs- 
fähigen Absetzungen für Abnutzung. Bei 
Landwirten, -die höchstens 40 000 DM Um- 
satz haben, nicht zur Buchführung verpflich- 
tet sind und auch keine ordnungsmäßigen 
Bücher führen, werden die Einkünfte aus 
Land- und Forstwirtschaft auf der Grundlage 
des Einheitswerts ermittelt. Bei der Ermitt- 


lung der Einkünfte aus Vermietung und Ver- 
pachtung wird der Nutzungswert der Woh- 
nung Im eigenen Einfamilienhaus ebenfalls 
auf der Grundlage des Einheitswerts errech- 
net (vgl. Verordnung über die Bemessung des 
Nutzungswerts der Wohnung im eigenen Ein- 
familienhaus vom 26. Januar 1937, RGBl. I 
S. 99, Abschn. 129 EStR 1953). Für die Um- 
satzsteuer der nichtbuchführenden Landwirte 
dienen die bei der Einheitsbewertung er- 
mittelten Hektarsätze als Unterlage für die 
Einreihung in Ertragswertklassen und damit 
für die Ermittlung der Durchschnittssätze des 
Umsatzes. Bei den Rentenbankgrundschuld- 
zinsen bildet der Einheitswert die Bemessungs- 
grundlage. Auch für die landesrechtlich ge- 
regelten Steuern wird der Einheitswert weit- 
gehend herangezogen. Insibesondere ist er für 
die Grunderwerbsteuer und die Landwirt- 
schaftsabgabe von Bedeutung. Er kann auch 
auf die Kirchensteuer von Einfluß sein. Auch 
auf nichtsteuerlichem Gebiet werden zeit- 
gemäße Einheitswerte wieder eine erhebliche 
Rolle spielen, so vor allem als Kaufpreis- und 
Kreditunterlage, im Hypothekargeschäft, bei 
Zwangsversteigerungen usw. 

Die vorgesehene neue Hauptfeststellung der 
Einheitswerte wird in der Mehrzahl der Fälle 
zu einem höheren Wertniveau der Einheits- 
werte führen. Die Erhöhung wird sidi aller- 
dings bei den einzelnen Grundstücksarten 
und innerhalb einer Grundstücksart bei den 
einzelnen Grundstücken vielfach sehr unter- 
schiedlich auswirken, da die seit 1935 einge- 
tretenen Änderungen In den Wertverhält- 
nissen nicht alle Grundstücke oder auch nur 
Grundstücksgruppen gleichmäßig betroffen 
haben. Aus diesem Grunde ist es auch nicht 
möglich, die bisherigen Einheitswerte als 
Ausgangsibasis für 'die neue Hauptfeststellung 
zu bestimmen und die gegenwärtigen tatsäch- 
lichen Verhältnisse und Wertverhältnisse nur 
in Form allgemein geltender Zu- oder Ab- 
schläge zu berücksichtigen. 

Die Frage, Inwieweit die neuen — im Durch- 
schnitt höheren — Einheitswerte bei den 
oben angeführten verschiedenen Steuern zu 
Änderungen in der steuerlichen Belastung 
führen werden, kann zunächst nicht beant- 
wortet werden. Ziel einer Einheitsbewertung 
ist es, für alle wirtschaftlichen Einheiten des 
Grundbesitzes nach objektiven und gleich- 
mäßigen Maßstäben Werte festzustellen, die 
den gegenwärtigen tatsächlichen und wirt- 
schaftlichen Verhältnissen entsprechend als 
„Elnheltswerte‘‘ für verschiedene Steuerarten 
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und darüber hinaus im gewissen Umfang 
auch für sonstige öffentlich-rechtliche oder 
privatrechtliche Zwecke die maßgebenden 
steuerlichen Werte des Grundbesitzes dar- 
stellen. Unmittelbare steuerliche Folgerungen 
können erst gezogen werden, wenn die künf- 
tigen Einheitswerte vorliegen, weil sich erst 
dann die steuerliche Auswirkung übersehen 
läßt. Nach Durchführung der Hauptfeststel- 
lung wird es deshalb Aufgabe der Gesetz- 
gebung bzw. der übrigen maßgebenden 
Organe von Bund, Ländern und Gemeinden 
sein müssen, aus den neuen Einheits werten 
die steuerlichen Konsequenzen in einer für 
die jeweilige Steuerart und die betroffenen 
Steuerpflichtigen angemessenen Weise zu zie- 
hen. Es seien hier nur der Steuersatz bei der 
Vermögensteuer, die Meßzahlen und Hebe- 
sätze bei der Grundsteuer, die Durchschnitts- 
sätze bei der Umsatzsteuer usw. angeführt. 

3. Zeitpunkt einer neuen Wertfeststellung 

Das Bewertungsgesetz sieht in § 21 vor, daß 
Einheitswerte des Grundbesitzes und der Ge- 
werbeberechtigungen allgemein nur ln Zeit- 
abständen von je sechs Jahren festzustellen 
sind. Die Zeitabständc können nach § 21 
Abs. 1 vorletzter Satz durch Rechtsverord- 
nung verlängert oder verkürzt werden. Die 
Kriegsverhältnisse haben seinerzeit dazu ge- 
führt, daß von einer Verlängerung Gebrauch 
gemacht werden mußte. Durch die Verord- 
Tr 1 Q Q T 

S. 2271) wurde angeordnet, daß eine Haupt- 
fes'tstellung der Einheitswerte für Grund- 
besitz und für Gewerbeberechtigungen bis auf 
weiteres nicht stattfindet. Damit war die an 
sich zum 1. Januar 1941 fällige Hauptfeststel- 
lung auf unbestimmte Zeit verschoben wor- 
den. Die ersten Nachkriegsjahre, vor allem 
die Zeit vor der Währungsreform, machten 
eine Revision der Einheitswerte völlig un- 
möglich. In den ersten Jahren nach der Wäh- 
rungsreform ließen es die noch nicht über- 
sehbaren Wertverhältnisse auf dem Grun'd- 
stücksmarkt nicht zu, eine neue Bewertung 
vorzunehmen. Auch heute hat der Grund- 
stücksmarkt noch nicht wieder die frühere 
Stabilität gewonnen. Die Gründe sind ver- 
schiedener Art und brauchen im einzelnen 
nicht erörtert zu werden. Sie lassen sich letz- 
ten Endes sämtlich darauf zurückführen, daß 
Wohnraum immer noch Mangelware ist und 
daß infolgedessen für einen erheblichen Teil 
der Wohnungen der Bundesrepublik die 
öffentliche Bewirtschaftung und die gesetz- 


liche Preisregelung noch in Kraft sind. Die 
Verschiedenheit hinsichtlich der Art und 
Höhen der Mieten beeinflußt bei gleicher 
Bausubstanz die Einheitswerte. Die Werte 
zweier Grundstücke gleicher Art, Lage, Bau- 
ausführung und gleichen Bauvolumens sind 
verschieden hoch zu bemessen, wenn verschie- 
den hohe Mieten gesetzlich vorgeschrieben 
sind. Da der übliche Marktwert bzw. der ge- 
meine Wert eines Grundstücks zu einem 
wesentlichen Teil von der Rendite des auf- 
zuwendenden Kapitals beeinflußt wird, wird 
die auf dem Grundstücksmarkt noch be- 
stehende Unruhe und Ungleichmäßigkeit bei 
den Grundstückswerten erst endgültig besei- 
tigt sein, wenn auch die Wohnungswirtschaft 
in das allgemeine marktwirtschaftlich orien- 
tierte Gesamtsystem eingegliedert ist. 

Dieses Ziel wird zum mindesten solange noch 
nicht erreicht werden können, wie ein Fehl- 
bestand an Wohnungen vorhanden ist und 
gleichzeitig die sozialen Voraussetzungen für 
^ die Forderung wirtschaftlich angemessener 
Mieten nicht gegeben sind. Der Zeitpunkt, 
wann diese Voraussetzungen vorliegen, ist 
noch ungewiß. Diesen Zeitpunkt für die Vor- 
nahme einer neuen Einheitsbewertung abzu- 
warten, erscheint nicht tragbar, aber auch 
nicht notwendig. Die aus Gründen der Ge- 
rechtigkeit und der gleichmäßigen Besteue- 
rung notwendigen neuen Einheitswerte kön- 
nen auch bereits in naher Zukunft für einen 
begrenzten Zeitraum festgestellt werden. In 
diesem Zusammenhang ist auch das Erste 
Bundesmietengesetz zu erwähnen. Dieses Ge- 
setz stellt in seinen Ermächtigungsvorschrif- 
ten zur Erhöhung von Mieten unter gleich- 
zeitiger Berücksichtigung sozialer Härten 
einen weiteren Schritt zur Wirtschaftlichkeit 
des Hausbesitzes dar. Es kann angenommen 
werden, daß sich das Bundesmietengesetz bis 
zum 1. Januar 1957 ausgewirkt hat, so daß 
von diesem Zeitpunkt ab die neuen Mieten 
als Ausgangspunkt für die Wertermittlung 
zugrunde gelegt werden können. Wenn man 
bedenkt, daß die jetzigenEInheitswerte, trotz- 
dem sie teilweise in einem offenbaren Miß- 
verhältnis zu den gemeinen Werten stehen, 
schon seit zwei Jahrzehnten der Besteuerung 
zugrunde gelegt werden, wird man es ohne 
entscheidende Bedenken vertreten können, 
daß die an die heutigen Marktverhältnisse 
herangeführten Einheitswerte Im Falle etwai- 
ger späterer Mietänderungen noch eine ge- 
wisse Zeit steuerlich wirksam bleiben. Bei 
normaler Entwicklung werden die sich so 


37 



ergebenden Wertverschiebungen bei weitem 
nicht mehr das bisherige Ausmaß erreichen. 

Auch auf dem Gebiet der Land- und Forst- 
wirtschaft wäre es verfehlt gewesen, den Zeit- 
punkt für eine neue Wertfeststellung etwa 
schon in die wirtschaftlich nicht gesicherten 
und daher unübersichtlichen Jahre vor oüer 
bald nach der Währungsreform zu legen. Es 
mußte auch hier erst eine Beruhigung und 
Festigung der neuen Preisrelationen abgewar- 
tet werden. Man kann im Zweifel sein, ob 
die für eine Bewertung erwünschte Ausgegli- 
chenheit der Preisverhältnisse jetzt erreicht 
ist bzw. bis zum vorgesehenen Termin der 
Hauptfeststellung erreicht sein wird. Beden- 
ken in dieser Hinsicht könnten z. B. aus dem 
bisherigen Verlauf der Paritätserörterungen 
für die Landwirtschaft hergeleitet werden, 
außerdem auch aus der zeitweise sprung- 
haften Preisbewegung für Holz und aus 
anderen die Land- und Forstwirtschaft be- 
treffenden Entwicklungen (z. B. Einflüsse der 
Liberalisierung auf den Weinbau und den 
Gartenbau). Aber ebenso wie beim Grund- 
vermögen erscheint es trotz dieser Bedenken 
möglidi und notwendig, von den nunmehr 
erreichten oder für eine gewisse Zeit als nach- 
haltig anzunehmenden wirtschaftlichen Ver- 
hältnissen auszugehen und auf dieser Grund- 
lage neue Werte festzustellen, die sowohl in 
bezug auf die allgemeine Werthöhe wie auch 
auf ihre Abstufung untereinander wesentlich 
besser ausf allen werden, als die völlig ver- 
alteten und nicht mehr brauchbaren Jetzigen 
Werte. 

Der Entwurf schlägt deshalb als Zeitpunkt 
der neuen Wertfeststellung (Hauptfeststcl- 
lungszeltpunkt) den 1. Januar 1957 vor. 

4. Notwendigkeit einer Änderung der Be- 
wertungsvorschriften 

Während sich die Bewertungsmethoden für 
den nicht aus Grundbesitz bestehenden Teil 
des Betriebsvermögens und für das „sonstige 
Vermögen“ im $inne des Bewertungsgesetzes 
im wesentlichen bewährt haben, stimmen die 
bisherigen Bewertungsmethoden für das 
Grundvermögen nicht mehr mit den heuti- 
gen Bewertungsmethoden überein, wie sie in 
der Literatur vertreten und in der Praxis der 
Grundstücksschätzung angewendet werden. 
Die neue Hauptfeststellung der Einheitswerte 
für den Grundbesitz macht deshalb eine weit- 
gehende Änderung der bisherigen Vorschrif- 
ten erforderlich. 


Beim lanü- und forstwirtschaftlichen Ver- 
mögen ergeben sich, abgesehen von einer bes- 
seren gesetzlichen Gliederung, ebenfalls sadi- 
liche Änderungen. Zwar bleiben die bisher 
bei der Land- und Forstwirtschaft verwen- 
deten Bewertungsverfahren im wesentlichen 
unverändert. Sie werden jedoch den jetzt 
geltenden rechtsstaatlichen Grundsätzen an- 
gepaßt. So müssen z. B. künftig Rechtsver- 
ordnungen mit Zustimmung des Bundesrates 
für bestimmte wichtige Bewertungsmaßnah- 
men vorgesehen werden, wo bisher die Ent- 
scheidung des Finanzministers genügte. Im 
einzelnen werden die bei den verschiedenen 
Unterarten angewandten Bewertungsmetho- 
den auf Grund der jetzt zur Verfügung 
stehenden langjährigen Erfahrungen des Be- 
wertungsbeirats und neuer wissenschaftlicher 
Erkenntnisse fortentwickelt und verfeinert. 

Die notwendig werdenden Änderungen der 
Vorschriften für den Grundbesitz geben die 
Gelegenheit, auch in den anderen Teilen des 
Bewertungsgesetzes Änderungen von Elnzel- 
vorschrlften vorzunehmen, die Infolge der 
Entwicklung der Verhältnisse oder des Vor- 
liegens von Unstimmigkeiten notwendig oder 
zweckmäßig sind. Bin Anlaß zum Erlaß eines 
völlig neuen Bewertungsgesetzes besteht je- 
doch nicht. Zahlreiche Vorschriften des Ge- 
setzes, Instbesondere die allgemeinen Vor- 
schriften, können unverändert bleiben. 

5. Bisherige Regelung der Bewertung des 
Grundvermögens 

a) Geschichtliche Entwicklung 

Soweit für Steuerzwecke Werte für Grund- 
besitz festgestellt werden mußten, z. B. bei 
der Erbschaftsteuer und bei der als Ergän- 
zungssteuer bezelchneten Vermögensteuer 
Preußens, war ursprünglich der gemeine Wert 
maßgebend. Der Begriff des gemeinen Werts 
ging auf das Preußische Allgemeine Land- 
recht zurück und war durch die Rechtspre- 
chung des Reichsgerichts und des Preußischen 
Oberverwaltungsgerichts so entwickelt wor- 
den, wie er jetzt in § 10 BewG festgelegt ist. 
Der gemeine Wert kann kurz als Verkehrs- 
wert oder Marktwert bezeichnet werden. 

Der gemeine Wert wurde Im Laufe der Zeit 
für einen Teil des Grundbesitzes als allge- 
meiner Bcsteueruiigsmaßstab aufgegeben und 
durdi den Ertragswert ersetzt. Für den land- 
und forstwirtschaftlichen Grundbesitz wurde 
der Ertragswert zunächst bei der Erbschaft- 



Steuer im Jahre 1906 und bei der Ergänzungs- 
steuer im Jahre 1909 eingeführt. Im Jahre 
1913 wurde der Ertragswert durch die Vor- 
schriften über den Wehrbeitrag, eine ein- 
malige Vermögensabgabe des Reichs, auch für 
solche bebauten Grundstücke übernommen, 
die Wohnzwecken oder gewerblichen Zwek- 
ken zu dienen bestimmt sind und bei denen 
die Bebauung und Benutzung der ortsüb- 
lichen Bebauung und Benutzung entsprach. 
Als Ertragswert galt das Fünfundzwanzig- 
fache des Miet- oder Pachtertrags im Durch- 
schnitt der letzten drei Jahre. Für Unkosten 
wurde vom Rohertrag ein Fünftel abgezogen, 
wenn nicht höhere Kosten nachgewiesen 
wurden. Der Beitragspflichtige konnte ver- 
langen, daß statt des Ertragswerts der ge- 
meine Wert zugrunde gelegt wurde. 
Einheitliche Be wertungs Vorschriften für das 
Reich brachte Ende 1919 die Reichsabgaben- 
ordnung in ihrem § 152. Die Bewertungsvor- 
schriften für Grundbesitz stimmten mit 
denen des Wehrbeltragsgesetzes überein. Sie 
galten auch für das Reichsnotopfer, die nach 
dem ersten Weltkrieg erhobene einmalige 
Vermögensabgabe des Reichs. Statt des Fünf- 
undzwanzigfachen des Reinertrags wurde als 
Ertragswert für das Reichsnotopfer das Zwan- 
zigfache des Reinertrags bestimmt. Das Ver- 
mögensteuergesetz vom 8. April 1922, das 
eine laufende Vermögensteuer des Reichs ein- 
führte, nahm auf die Bewertungsvorschriften 
der Reichsabgabenordnung Bezug, ohne die 
für das Reichsnotopfer geltende Abweichung 
in der Höhe des Ertragsv/erts zu übernehmen. 
Die Veranlagung des Wehrbeitrags war von 
verschiedenen Behörden der früheren Länder 
vorgenommen worden. Die Folge davon war, 
daß die sich ergebenden Werte sehr unter- 
sdiiedlich waren. Als später auf diese Werte 
zurückgegriffen werden mußte, setzten die Be- 
mühungen ein, sie durch Berichtigung gleich- 
mäßiger zu gestalten. Hierin sind die ersten 
Versuche einer einheitlichen Bewertung des 
Grundbesitzes Im ganzen Reichsgebiet zu er- 
blicken. 

Berichtigungsvorschriften für die Wehrbel- 
tragswerte brachte die Zweite Steuernotver- 
ordnung vom 19. Dezember 1923 anläßlich 
der Veranlagung der Vermögensteuer 1924. 
Für die Land- und Forstwirtschaft führten sie 
zur allgemeinen Festsetzung neuer Werte, wo- 
bei Ertragsklassen und Rahmensätze für die 
einzelnen Länder bestimmt wurden. Weniger 
einschneidend und nur auf Einzelheiten be- 
schränkt waren die Berichtigungsvorschriften 
für die Einheitswerte unbebauter und bebau- 


ter Grundstücke. Die berichtigten Wehrbei- 
tragswerte wurden für die Vermögensteuer 
1924 nicht voll, sondern nach Vornahme ge- 
staffelter Abschläge angesetzt. Erstmalig 
wurde für die Höhe der Abschläge bei den 
bebauten Grundstücken zwischen verschiede- 
nen Grundstücksunterarten (Villen, Miet- 
wohngrundstücke und Geschäftsgrundstücke) 
unterschieden. 

Neben die Bestrebungen, Innerhalb des da- 
maligen Reichsgebiets zu einheitlichen Werten 
zu kommen, trat nunmehr der Wunsch, auch 
einheitliche Werte für die Zwecke der ver- 
schiedenen Steuern zu schaffen. Inzwischen 
war man weitgehend dazu übergegangen, die 
Grund- und Gebäudesteuern in den Ländern 
und Gemeinden nach einem besonders er- 
mittelten Wert zu erheben. Es ergaben sich 
unerwünschte Unterschiede gegenüber den für 
die Vermögensteuer geltenden Werten. Sie 
gaben Veranlassung zur Schaffung von Ein- 
heitswerten, die erstmalig in dem Reichsbewer- 
tungsgesetz vom 10. August 1925 (RGBl, l 
S. 214) vorgesehen waren. Für den Grund- 
besitz, der nicht landwirtschaftlichen, forst- 
wirtschaftlichen und gärtnerischen Zwecken 
diente, wurde die Bezeichnung „Grundvermö- 
gen“ eingeführt. Erstmalig trat der Begriff 
der „Grundstücke im Zustand der Bebauung“ 
auf, die ebenso wie die bebauten Grundstücke 
Immer mit dem gemeinen Wert bewertet wer- 
den sollten. Bei bebauten Grundstücken wurde 
zwischen zwangsbewirtschafteten und anderen 
Grundstücken unterschieden. Für die zwangs- 
bewirtschafteten Grundstücke wurde auf den 
berichtigten Wehrbeitragswert zurückgegriffen. 
Es wurden Hundertsätze des Wehrbeitrags- 
werts für die Bewertung der verschiedenen 
Arten des Grundbesitzes (Einfamilienhäuser, 
Mietwohngrundstücke und Geschäftsgrund- 
stücke) vorgeschrieben. Bei gemischter Nut- 
zung wurde wie schon 1924 der entsprechende 
Hundertsatz für jeden Grundstücksteil an- 
gewendet. Für nichtzwangsbewirtschaftete 
Grundstücke sollte, wenn sie in ortsüblicher 
Weise bebaut waren oder gewerblichen Zwek- 
ken dienten, der Ertragswert, im übrigen der 
gemeine Wert, gelten. Ertragswert .war nicht 
mehr das Fünfundzwanzigfache, sondern das 
Achtzehnfache des Reinertrags. Als Mindest- 
wert wurde für die bebauten Grundstücke 
erstmalig der Wert des Grund und Bodens be- 
stimmt. Nach den Vorschriften des Reichsbe- 
wertungsgesetzes von 1925 wurden Einheits- 
werte auf den 1. Januar 1925 festgesetzt. 

Die nächste Einheitsbewertung für Grund- 
besitz fand auf den 1. Januar 1928 statt. Für 
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die Bewertung bebauter Grundstücke wurden 
neue Durchführungsbestimmungen erlassen. 
An die Stelle des Begriffs der Einfamilien- 
häuser trat der Begriff der Villen. Kleine 
Grundstücke bis zu 90 qm nutzbarer Wohn- 
fläche und bis zu 10 000 M (bei großstädti- 
scher Bebauungswelse 15 000 M) Wehrbei- 
tragswert wurden wie die Mietwohngrund- 
stücke bewertet. Im übrigen galten im wesent- 
lichen die früheren Vorschriften weiter. 

Für die Einheitsbewertung auf den 1. Januar 
1931 wurde das Reichsbewertungsgesetz we- 
sentlich geändert und in neuer Fassung vom 
22. Mai 1931 (RGBl. I S. 222) bekanntge- 
geben. Bei bebauten Grundstücken wurde 
wieder zwischen zwangsbewirtschafteten und 
anderen Grundstücken unterschieden. Die Be- 
wertungsvorschriften für zwangsbewirtschaf- 
tete Grundstücke sahen eine Bewertung nach 
einem Vielfachen der Jahresrohmiete vor. In 
Bremen (außer Bremerhaven) und in Olden- 
burg wurde ein Vielfaches der Friedensmiete 
zugrunde gelegt. Als Hauotgruppen wurden 
Villen, Geschäftsgrundstücke, gemischte Grund- 
stücke und Mietwohngrundstücke vorgeschrie- 
ben. Im übrigen wurde die Regelung der Ein- 
zelheiten den Landesfinanzämtern übertragen, 
die Bezirke und Untergruppen bildeten und 
die anzuwendenden Vielfachen der Jahresroh- 
miete nach den Verhältnissen auf dem Grund- 
stücksmarkt bestimmten. Für Villen wurden 
von den meisten Landesfinanzämtern Hun- 
dertsätze des Wehrbeitragswertes vorgesehen. 
In Berlin und Potsdam wurden auch Einfami- 
lienhäuser nach Hundertsätzen des Wehrbei- 
tragswerts bewertet. Im übrigen erschienen 
Einfamilienhäuser, soweit sie nicht Villen wa- 
ren, in vielen Landesfinanzamtsbezirken als 
Untergruppe der Mietwohngrundstücke mit 
besonderen Vielfachen der Jahresrohmiete. Die 
nlchtzwangsbewirtsdiafteten Grundstücke wa- 
ren, wenn sie In ortsüblicher Weise bebaut 
waren oder gewerblichen Zwecken dienten, 
mit dem Ertragswert (Achtzehnfaches des 
Reinertrags), im übrigen mit dem gemeinen 
Wert zu bewerten. Praktisch wurden sie meist 
nach den Regeln für die zwangsbewirtschafte- 
ten Grundstücke bewertet. 

b) Geltendes Recht 

Die z. Z. geltenden Einheitswerte sind nach 
den Vorschriften des Bewertungsgesetzes 
(ursprünglich Reichsbewertungsgesetz) vom 
16. Oktober 1934 (RGBl. I S. 1035) und der 
dazu ergangenen Durchführungsverordnung 
vom 2. Februar 1935 (RGBl. I S. 81) festge- 
stellt worden. Sie müssen, wie unter Ziff. 4 


ausgeführt, geändert werden. Die im Mittel- 
punkt der Änderungen stehenden bisherigen 
Bewertungsvorschriften für das Grundvermö- 
gen sind im geltenden Gesetz nur In vier Pa- 
ragraphen enthalten (§§ 50 bis 53). § 52 ent- 
hält die Ermächtigung für den ehemaligen 
Reichsminister der Finanzen, die für die Be- 
wertung maßgebenden Bestimmungen zu er- 
lassen. Diese Bestimmungen sind In den §§ 32 
bis 46 BewDV ergangen. Hiernach sind fünf 
Grundstückshauptgruppen unterschieden. Ihre 
Bewertung erfolgt 

1. nach dem Vielfachen der Jahresrohmiete 
oder 

2. nach dem Sach wert verfahren. 

Das Vielfache der Jahresrohmiete Ist für die 
Mietwohngrundstücke und die gemischtgenutz- 
ten Grundstücke bestimmt; die Geschäfts- 
grundstücke, Einfamilienhäuser und sonstigen 
bebauten Grundstücke werden dagegen nach 
einem Sachwertverfahren bewertet. Diese Re- 
gelung gilt jedoch nicht ausnahmslos. Viel- 
mehr können die Oberfinanzpräsidenten be- 
stimmen, daß innerhalb bestimmter Bezirke 
für Geschäftsgrundstücke oder Untergruppen 
von diesen ebenfalls das Jahresrohmietverfah- 
ren anzuwenden ist, wenn die Jahresrohmiete 
In der Regel unschwer zu ermitteln ist (§ 33 
Abs. 2 BewDV). Durch Erlaß vom 22. Dezem- 
ber 1934 — S 3231 A — 325 III — hat der 
ehemalige Reichsminister der Finanzen dieses 
Verfahren auch für Einfamilienhäuser zuge- 
lassen, wenn die übliche Jahresrohmiete in den 
in Betracht kommenden Bezirken einwandfrei 
festzustellen Ist. Von diesen Ermächtigungen 
haben verschiedene Oberfinanzpräsidenten, 
wenn auch zum Teil in beschränktem Umfang 
(z. B. nur für kleine Einfamilienhäuser), Ge- 
brauch gemacht. Andererseits kann nach § 33 
Abs. 3 BewDV anstelle des Vielfachen der 
Jahresrohmiete die Bewertung mit dem ge- 
meinen Wert nach dem Sadiwertverfahren 
vorgenommen werden, wenn sich die Roh- 
miete nur schwer ermitteln oder schätzen läßt. 

6. Mängel des geltenden Rechts 

Die jetzige Regelung der Bewertung des 
Grundvermögens hat wiederholt Anlaß zur 
Kritik gegeben. Insbesondere Ist geltend ge- 
macht worden, daß das Niveau der Einheits- 
werte verschiedener Grundstücksarten un- 
gleichmäßig sei. 

Diese Kritik ist niclit unberechtigt. Bei der bis- 
herigen Bewertung war es den Oberfinanz- 
präsidenten überlassen, für ihren Bezirk ver- 
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schiedene Verfahrensmethoden zu bestimmen. 
Dies führte zu unterschiedlichen Werten in 
den verschiedenen Gebieten und Bezirken und 
auch in diesen Bezirken u. U. wiederum inner- 
halb einzelner Grundstücksgruppen. Wenn 
auch eine Zweigleisigkeit der Bewertungs- 
methoden wegen der unterschiedlichen Zweck- 
bestimmung und Verwendung der Grund- 
stücke nicht vermeidbar ist, so muß es die 
vornehmste Aufgabe einer Einheitsbewertung 
sein, ein allgemeines gleichmäßiges Bewer- 
tungsniveau der Grundstücksarten zueinander 
und erst recht innerhalb der Grundstücksarten 
zu gewährleisten. 

Insbesondere ist das Verfahren nach dem Viel- 
fachen der Jahresrohmiete reformbedürftig. 
Zwar hat dieses Verfahren den großen Vorzug 
einer praktisch einfachen Handhabung. Es 
führt zu einer schnellen Erledigung einer Viel- 
zahl von Fällen. In der einfachen Gestaltung 
liegen aber auch die Nachteile und die Fehler- 
quellen begründet. So ist nicht zu verkennen, 
daß die Rohmiete nur ein grober Anhalts- 
punkt für die Wertbemessung ist. Der Unter- 
haltungsaufwand und die übrigen Bewirtschaf- 
tungskosten sind bei den einzelnen Grund- 
stücksarten, bei Altbauten und Neubauten, 
sowie in den einzelnen Gemeindegrößen ver- 
schieden hoch. Nicht die Roheinnahmen, son- 
dern der Reinertrag bestimmen maßgebend 
den Wert des Grundstücks. 

Die Nichtberücksichtigung des Alters bzw. der 
Restnutzungsdauer des Gebäudes ist ebenfalls 
eine Fehlerquelle, da das Gebäude dem Wert- 
verzehr unterliegt, der aber infolge des Woh- 
nungsmangels nicht zu einer entsprechenden 
Senkung der Mieten führt. Ein altes Miet- 
wohngrundstück kann also trotz einer noch 
beachtlichen Miete in kurzer Zeit unbewohn- 
bar und ertragslos und damit wertlos werden. 
Die grobe Einteilung in Altbauten und Neu- 
bauten bei der Höhe der Vervielfältiger be- 
rücksichtigt die Abstufungen der jeweiligen 
Restnutzungsdauer nur ungenügend. 

Auch die Ermittlung und Festsetzung der Ver- 
vielfältiger, mit denen die Jahresrohmiete zu 
vervielfachen ist, haben zu einer ungenauen 
Bewertung mit beigetragen. Die Vervielfälti- 
ger wurden örtlich durch die Oberflnanzpräsl- 
denteri auf Grund von Kaufpreissammlungen 
der Jahre 1931 bis 1934 aus dem Verhältnis 
Kaufpreis zur Jahresrohmiete ermittelt. Sie 
wurden jedoch oft abweichend von den rech- 
nerisch ermittelten Vervielfältigern festgesetzt. 
Vor allem sind sie in den kleinen Gemeinden 
vielfach zu niedrig festgesetzt worden. Die 
Division des Kaufpreises durch die Rohmiete 


führte teilweise zu Multiplikatoren von 20 
und mehr. Bei Beachtung der Grundsätze der 
Zinsrechnung konnten jedoch Vervielfältiger 
über 12, bezogen auf die Jahresrohmiete, nicht 
zugelassen werden. So erklärt sich ein teil- 
weises starkes Absinken der Eiiihcltswerte auf 
dem Lande gegenüber den Einheitswerten In 
den Städten. Andererseits kann daraus ge- 
schlossen werden, daß auf dem Lande ein 
Zinssatz von 5,5 v. H., wie er für den städti- 
schen Grundbesitz üblich ist, als zu hoch anzu- 
sehen ist (vgl. Begründung zu Artikel 1 
Ziff. 17 zu § 52 b). 

Als Mangel des Rohmietverfahrens ist noch zu 
erwähnen, daß bei diesem Verfahren der 
Bodenwert nicht besonders ausgewiesen wird. 
Der aus Jahresrohmiete und Vervielfältiger 
gebildete Wert stellt den Gesamtwert des 
Grundstücks dar und umfaßt den Grund und 
Boden und das Gebäude. Im Gegensatz zum 
Gebäude, das veraltet und einem fortlaufen- 
den Verschleiß unterliegt, ist der Bodenwert 
jedoch, abgesehen von allgemeinen Wert- 
schwankungen, Im wesentlichen konstant. Er 
unterliegt keiner Abnutzung und bringt da- 
her einen gleichmäßig bleibenden Ertrag, der 
in einem festen Zinssatz ausgedrückt werden 
kann. Der auf das Gebäude entfallende Ertrag 
wird demgegenüber durch die Abnutzung be- 
einflußt und durch die Lebensdauer des Ge- 
bäudes begrenzt. Die Zusammenfassung von 
Boden- und Gebäudeertrag in der Jahresroh- 
miete führt deshalb zu groben und ungenauen 
Ergebnissen. 

Es kann Vorkommen, daß das Produkt von 
Miete und Vervielfältiger nicht einmal den 
Wert des Grund und Bodens erreicht. Für 
diese Fälle bestimmt § 52 Abs. 2 BewG und 
§ 40 BewDV, daß als Einheitswert mindestens 
der Wert des Grund und Bodens anzusetzen 
ist. Auf diese Weise werden zwar die größten 
Ungleichmäßigkeiten in der Bewertung ver- 
mieden, die Gebäudewerte werden jedoch nicht 
erfaßt. Auch wenn die Einheitswerte die Bo- 
denwerte nur geringfügig überschreiten, wer- 
den die Gebäudewerte nur ungenügend be- 
rücksichtigt. Das bedeutet gegenüber dem 
Sachwertverfahren, bei dem der Einheitswert 
aus der Summe von Boden- und Gebäudewert 
besteht, eine nicht vertretbare Ungleichheit, 

Die großen Schwierigkeiten, die durch dieses 
Bewertungssystem entstanden sind, sind be- 
sonders kraß bei der Wertfortschreibung der 
Einheitswerte des kriegszerstörten und kriegs- 
beschädigten Grundbesitzes zum 21. 6. 1948 
zutage getreten. So mußte bei völliger Zer- 


41 



Störung des Gebäudes der Bodenwert beson- 
ders ermittelt werden. Der Ansatz des ge- 
meinen Wertes des Grund und Bodens hätte 
jedoch in den meisten Fällen zu zu hohen 
Werten, verglichen mit den bisherigen Ein- 
heitswerten, geführt. Im Falle der Mindest- 
wertfestsetzung wäre der Wert sogar trotz 
Zerstörung des Gebäudes bestehen geblieben. 
Das hätte wiederum bei der Schadensfest- 
setzung im Rahmen des Lastenausgleichs zu 
nicht tragbaren Härten geführt. Bei der Er- 
mittlung des in dem bisherigen Einheitswert 
enthaltenen anteiligen Bodenwertes, wie es das 
Gesetz betreffend Fortschreibungen und Nach- 
feststellungen von Einheitswerten des Grund- 
besitzes auf den 21. Juni 1948 vom 10. März 
1949 bestimmt, haben sich ebenfalls zahlreiche 
Schwierigkeiten ergeben. Auch die im Falle 
der Wiedererrichtung durch Fortschreibung zu 
erfassenden Änderungen der kriegszerstörten 
Grundstücke haben bewertungsmäßig Konse- 
quenzen zur Folge gehabt, die in manchen 
Fällen nicht tragbar waren. Grobe Härten und 
Ungleichmäßigkeiten mußten teils im Ver- 
waltungswege, teils bei der praktischen An- 
wendung im Einzelfall abgewendet werden. 
Diese Schwierigkeiten sind bei dem Sachwert- 
verfahren nicht entstanden, da der besonders 
ausgewiesene Bodenwert klar abgrenzbar war 
und die Wertminderung oder, im Falle des 
Wiederaufbaus, die Werterhöhung nur den 
Gebäudewertanteil betraf. 

Das in der Praxis angewendete, aber bisher 
gesetzlich nicht geregelte Sachwertverfahren 
hat sich für die in Betracht kommenden Fälle 
im allgemeinen bewährt. Die aufgetretenen 
Mängel sind nicht grundsätzlicher Art. Haupt- 
schwierigkeit ist die Angleichung an die ge- 
meinen Werte und damit die Herstellung eines 
einheitlichen und möglichst gleichmäßigen Wert- 
niveaus bei der Anwendung verschiedener Ver- 
fahren. Die bei der Bewertung von Fabrik- 
grundstücken zur Angleichung an die gemei- 
nen Werte zugrunde gelegten Nutzungsziffern 
sind ihrer Höhe nach durch Beurteilung der 
tatsächlichen Nutzung im Rahmen der Kapa- 
zität gefunden worden. Als Beurteilungsmerk- 
male der Kapazitätsausnutzung wurden vor 
allem die Produktionsmengen und die Arbei- 
terstundenzahlen zugrunde gelegt. 


7. Das vorgeschlagene Bewertungsverfahren 

Aufgabe der neuen Hauptfeststellung der Ein- 
heitswerte ist vor allem, unter Vermeidung 
bisheriger Mängel gesetzliche Normen zu 
schaffen, die geeignet sind, gleichmäßige, den 


Verkehrswerten möglichst nahe kommende 
Einheitswerte als Grundlage für eine gerechte 
Besteuerung zu finden. Ideal wäre es, an Stelle 
der bisherigen Zweigleisigkeit ein Verfahren 
für alle Grundstücksarten zugrunde zu legen. 
Dieser Versuch ist auch bei Probebewertungen 
gemacht worden. Es hat sich jedoch herausge- 
stellt, daß ein einheitliches Verfahren nicht 
möglich ist, weil die charakteristischen Wert- 
merkmale, die für die Wertbestimmung eines 
Grundstücks maßgebend sind, bei den einzel- 
nen Grundstücksarten unterschiedlich sind. So 
wird der Wert der Grundstücke mit regel- 
mäßigem Ertrag, wie beispielsweise der Miet- 
wohngrundstücke, in erster Linie nach dem 
Reinertrag bestimmt. Dagegen tritt bei Fa- 
brikgrundstücken und bei anderen Geschäfts- 
grundstücken besonderer Art sowie bei den 
„sonstigen“ bebauten Grundstücken ein Ge- 
bäudeertrag entweder gar nicht ^oder nur un- 
vollkommen oder unregelmäßig in Erschei- 
nung. Bei diesen Grundstücksgrüppen ist in 
erster Linie ein nach den Herstellungskosten 
errechneter Sachwert wertbestimmend. Mit 
der einheitlichen Anwendung eines nur für 
eine bestimmte Grundstücksgruppe zutreffen- 
den Verfahrens auch auf eine andere Gruppe, 
deren Grundstückswerte nach anderen Ge- 
sichtspunkten gebildet werden, würden we- 
sensfremde Bew^ertungselemente den Wert be- 
stimmen. Dies würde die Gleichmäßigkeit der 
Bewertung eher in Frage stellen als die geson- 
derte Anwendung eines nur für die jeweilige 
Grundstücksgruppe zutreffenden Verfahrens. 
Zudem wäre die Ermittlung eines Mietertrags, 
z. B. bei eigengenutzten Fabrikgrundstücken, 
nicht möglich. 

Die nach den Erkenntnissen der modernen 
Grundstücksbewertung in Betracht kommen- 
den Verfahren beruhen auf der Werterrech- 
nung nach dem Grundstücksreinertrag oder 
den Herstellungskosten. Die Werterrechnung 
nach dem Reinertrag des Grundstücks vermei- 
det vor allem die bei dem Verfahren nach der 
Jahresrohmiete zutage getretenen Mängel und 
Ungenauigkeiten. Der Erwerber eines ertrag- 
bringenden Grundstücks bemißt den Wert des 
Objekts weniger nadi den Roheinnahmen als 
nach dem Reinertrag, der Ihm nach Abzug 
der gesamten Bewirtschaftungskosten ver- 
bleibt. Er wird bei einer wirtschaftlichen Be- 
trachtungsweise auch das Alters des Gebäudes 
berücksichtigen müssen, da der Ertrag mit der 
Baufälligkeit des Gebäudes sein Ende findet. 
Der Grund und Boden unterliegt demgegen- 
über keinem Verschleiß. Die Möglichkeit eines 
Zinsertrags bleibt bei dem Grund und Boden 
bestehen. Infolgedessen ist der Grundstücks- 



wert am zweckmäßigsten aus dem Boden wert 
(der dem kapitalisierten Bodenzins entspricht) 
und dem Gebäudewert (d. i. dem rentenmäßig 
für die Restnutzungsdauer des Gebäudes zu 
kapitalisierenden Gebäudeertragsanteil) zu er- 
rechnen. 

Dieses in der modernen Schätzungslehre ver- 
tretene und in der Schätzungspraxis mit gutem 
Erfolg angewandte Ertragswertverfahren ist 
auch für die Zwecke der Einheitsbewertung 
am besten geeignet. Bedenken könnten nur in- 
soweit entstehen, als die Anwendung dieses 
Verfahrens für eine Massenbewertung, wie sie 
die Elnlieltsbewertung Ist, mit zuviel prak- 
tischen Schwierigkeiten, insbesondere einer zu 
großen Arbeitsbelastung der durchführenden 
Organe, verbunden ist. Das in der Schätzungs- 
praxis meist nur für Einzelfälle anzuwendende 
Verfahren muß daher wesentlich vereinfacht 
werden, wenn es für eine Massenbewertung 
geeignet sein soll. Diese Vereinfachungen 
haben in dem vorliegenden Entwurf, insbeson- 
dere in einer möglichst weitgehenden Zusam- 
menfassung der Bewirtschaftungskosten und 
der Aufstellung entsprechender Vervielfälti- 
gertabellen, ihren Ausdruck gefunden. Weitere 
Vereinfachungen können für die Praxis durch 
Verwaltungsanweisungen angeordnet werden. 
So lassen sich beispielsweise in Städten, die ge- 
bietsweise eine hinreichend gleichartige Be- 
bauung, Erschließung und Nutzung der 
Grundstücke aufzeigen, für Grundstücke mit 
annähernd gleichen Werten für das Verhältnis 
des Bodenertragsanteils zum Reinertrag Grup- 
pen bilden, die die Aufteilung des PvCincrtrags 
in einen Bodenanteil und Gebäudeanteil ent- 
behrlich machen und vom Gesamtreinertrag 
über den Vervielfältiger unmittelbar zum Ein- 
heitswert führen können. Das Ertragswert- 
verfahren bietet gegenüber dem Rohmieten- 
verfahren den Vorteil einer wesentlich ge- 
naueren Wertermittlung, ohne daß der Nach- 
teil einer die Verwaltung belastenden Mehr- 
arbeit allzu sehr ins Gewicht fällt. 

Demgegenüber würde ein Sachwertverfahren 
für die ertragbringenden Grundstücke einen 
Nachteil bedeuten. Einmal würde die Fest- 
stellung von Sachwerten für diese Grund- 
stücke einen technischen und arbeitsmäßigen 
Aufwand erfordern, der gegenüber dem bei 
diesen Grundstücksgruppen leichter zu ermit- 
telnden Ertrag als zu umfangreich anzusehen 
ist. Bei der Mehrzahl der Grundstückseigen- 
tümer müßten die für die Feststellung von 
Sachwerten notwendigen Angaben von der 
Finanzverwaltung örtlich überprüft werden, 
da diese Angaben von den meisten Grund- 


stückseigentümern nicht mit der notwendigen 
Zuverlässigkeit gemacht werden könnten. Zum 
weiteren ist der Sachwert bei den ertragbrin- 
genden Grundstücken gegenüber dem Ertrag 
für die Wertbestimmung von untergeordneter 
Bedeutung. Um von einem richtig ermittelten 
Sachwert auf den gemeinen Wert schließen zu 
können, müßte der jeweilige Grundstücks- 
ertrag mit herangezogen werden. Die Ertrags- 
lage ist jedoch je nach Nutzung und Finanzie- 
rung des Grundstücks so unterschiedlich und 
unregelmäßig, daß auch eine gruppenmäßige 
Angleichung an die gemeinen Werte nicht 
möglich erscheint. Eine Individuelle Anglei- 
chung hätte jedoch neben der Sachwertermitt- 
lung auch eine Ermittlung des Reinertrags zur 
Voraussetzung. Die dadurch entstehende 
Doppelarbeit wäre für die Arbeitslage der 
Finanzämter erst recht nicht tragbar. 

Das Sachwertverfahren kann somit nur dort 
zur Anwendung kommen, wo die Bewertungs- 
elemente in einem Sachwert verankert sind. 
Das ist in erster Linie bei den Fabrikgrund- 
stücken, bei einem weiteren Teil der Geschäfts- 
grundstücke sowie bei den sonstigen bebauten 
Grundstücken der Fall. Auch bei den aufwen- 
digen, nach persönlichem Geschmack und son- 
stigen Individuellen Gesichtspunkten errichte- 
ten Einfamilienhäusern und Zweifamilien- 
häusern Ist die Ertragslage meist ungünstig 
und für die Wertbemessung von untergeord- 
neter Bedeutung. Sie steht im allgemeinen zu 
den hohen Gestehungskosten nicht in einem 
angemessenen Verhältnis. 

Das Sachwertverfahren Ist bisher weder im 
Gesetz noch In der Durchführungsverordnung 
geregelt gewesen. Eine Kodifikation auch die- 
ses Verfahrens ist notwendig. Sie muß sich 
allerdings auf das Grundsätzliche beschränken, 
da die Einzelwertbestimmung bei den verschie- 
denen Objekten, z. B. einem Fabrikgrund- 
stück, einem Hotelgrundstück oder einem Ein- 
familienhaus zu unterschiedlich ist. Das gilt 
vor allem für die Angleichungssätze an den 
gemeinen Wert. 

8. Schätzungsausschuß 

Zur Vorbereitung der Einheitsbewertung des 
Grundvermögens auf den nächsten Haupt- 
feststellungszeitpunkt ist vor einigen Jahren 
vom Bundesminister der Finanzen ein Aus- 
schuß von sachverständigen Grundstücks- 
schätzern gebildet worden, der die Aufgabe 
hatte, Grundsätze zur Feststellung der Ein- 
heitswerte zu erarbeiten. Der Schätzungsaus- 
schuß setzte sich aus 9 Mitgliedern verschie- 
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dener Berufszweige zusammen, nämlich aus 
freiberuflichen und beamteten Architekten, 
aus Maklern, leitenden Vertretern von 
Wohnungsgesellschaften, Hypothekenbanken, 
Grundbesitzerverbänden und behördlichen 
Schätzungsämtern. Der Schätzungsausschuß 
hat in mehrjähriger Tätigkeit Untersuchungen 
bei zahlreichen Einzelgrundstücken der ver- 
schiedenen Grundstücksgruppen im gesamten 
Bundesgebiet angestellt und das Ergebnis in 
einem Gutachten niedergelegt. Um ein brauch- 
bares Verfahren zu finden, hat der Ausschuß 
Probebewertungen nach einem Sachwertver- 
fahren und einem Ertragswertverfahren 
durchgeführt. Er hat dabei die Grundstücke 
nach Gemeindegrößen, nach Altbauten (be- 
zugsfertig bis 31. März 1924), Neubauten (be- 
zugsfertig ab 1. April 1924 bis 8. Mai 1945), 
Nachkriegsbauten (bezugsfertig ab 9. Mai 
1945) sowie nach freifinanziertem, steuerbe- 
günstigtem und öffentlich gefördertem Woh- 
nungsbau gegliedert. Die Ergebnisse dieser 
Probebewertungen haben ihren Niederschlag 
in Tabellen und zeichnerischen Darstellungen 
gefunden, die in dem als Anlage beigefügten 
Gutachten mit enthalten sind. Bei der Gründ- 
lichkeit der Untersuchung mußte die Zahl der 
probeweise bewerteten Grundstücke beschränkt 
bleiben. Eine zahlenmäßig erweiterte Unter- 
suchungsbasis hätte zwar eine größere statisti- 
sche Auswertungsmöglichkeit geschaffen, je- 
doch die Gründlichkeit und Genauigkeit der 
Untersuchung gefährdet. Das wäre auch nur 
dann möglich gewesen, wenn von vornherein 
die Bewertungsmethode festgestanden hätte. 

Der Schätzungsausschuß ist in den 945 unter- 
suchten Fällen zu dem Ergebnis gekommen, 
daß der heutige Verkehrswert eines bebauten 
Grundstücks am besten, einfachsten und zuver- 
lässigsten nach einem Ertragswertverfahren 
ermittelt werden kann. Er befindet sich damit 
im Einklang mit der im Schrifttum auf dem 
Gebiet der modernen Schätzungslehre vertre- 
tenen Auffassung sowie den in der Schätzungs- 
praxis geübten Gepflogenheiten. Er bestätigt 
ferner, daß das Ertragswertverfahren auch für 
die Praxis der steuerlichen Einheitswertfest- 
stellung geeignet ist. Im Gegensatz zu der 
dem Entwurf zugrunde liegenden Auffassung 
ist der Aussdhuß weiter der Auffassung, daß 
das Ertragswertverfahren für alle Einfamilien- 
häuser und Zweifamilienhäuser, also ein- 
schließlich der aufwendig gebauten Häuser, 
geeignet und durchführbar ist. Zwar hat sich 
bei den Beratungen, die unter der Leitung 
von Vertretern des Bundesfinanzministeriums 
durchgeführt wurden, gezeigt, daß diese Auf- 
fassung nicht bedenkenfrei ist. Der Ausschuß 


glaubte jedoch, daß im Interesse einer mög- 
lichst eingleisigen Bewertungsmethode die Be- 
denken zurückgestellt und die praktischen 
Schwierigkeiten der Ermittlung der Jahresroh- 
miete bei den eigengenutzten Einfamilien- 
häusern, auch bei aufwendiger Bauweise, durdi 
Heranziehung der Vergleichsmieten von Miet- 
wohngrundstücken überwunden werden könn- 
ten. Die vom Bundesfinanzministerium in die- 
ser Richtung angestellten weiteren Ermittlun- 
gen und die Durchführung einer größeren 
Zahl von Probebewertungen von Einfamilien- 
häusern und Zweifamilienhäusern haben je- 
doch zu der Überzeugung geführt, daß das 
Ertragswertverfahren zwar bei der Mehrzahl 
der Einfamilienhäuser und Zweifamilienhäuser 
angewendet werden kann, jedoch bei den 
unter Verwendung wertvollen Materials oder 
außergewöhnlich ausgestatteten Häusern so- 
wohl aus praktischen Gründen als auch wegen 
der Gepflogenheiten bei der Wertbildung Im 
Grundstückshandel nicht zweckmäßig und 
nicht geeignet erscheint. 

9. Probebewertungen 

Auf der Grundlage des vom Schätzungsaus- 
schuß vorgeschlagenen Ertragswertverfahrens 
sind von den Finanzverwaltungen der Länder 
mehrere tausend weitere Probebewertungen 
durchgeführt worden. Es wurden nur Fälle 
genommen, bei denen seit dem Jahre 1950 
Verkäufe stattgefunden haben, so daß ein 
Vergleich mit Kaufpreisen möglich war. Der 
Vergleich der Probewerte mit den Kaufpreisen 
ergab als auffallendstes Merkmal eine sehr 
erhebliche Streuung ohne eine ausgeprägte 
Schwerpunktbildung. Die Probewerte liegen 
im Verhältnis zu den Kaufpreisen In der wei- 
ten Spanne von etwa 40 v. H. bis HO v. H. 
Eine Konzentration der Werte etwa bei 70 
oder 80 v. H. der Kaufpreise oder an einer 
anderen Stelle ist nicht erkennbar. 

Die überaus große Streuung ist darauf zurück- 
zuführen, daß die Kaufpreise kein Spiegelbild 
der gemeinen Werte darstellen, sondern In er- 
ster Linie durch persönliche Überlegungen und 
Interessen bestimmte Preise sind, die mit 
echten wirtschaftlich gerechtfertigten Werten 
nicht identifiziert werden können. Die Ver- 
hältnisse am Grundstücksmarkt haben sich 
nach dem Kriege noch nicht wieder normali- 
siert. Der Miet- und Preisstopp und seine all- 
mähliche Lockerung, das Ansteigen der Bau- 
preise, der Bodenpreise, der Bewirtschaftungs- 
kosten, die verschiedensten Finanzierungsarten, 
der unterschiedliche Zinsendienst und dgl.. 
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ferner eine Reihe persönlicher Interessen und 
Vorstellungen, wie eine Bevorzugung der 
Sachwerte, Suche nach Wohn- und Gewerbe- 
raum sowie sonstige persönliche Kauf- und 
Verkaufsinteressen haben die Preisbildung be- 
einflußt. Damit sind die auf wirtschaftlichen 
Rentabilitäts- und Sachwertberechnungen so- 
wie auf bestimmten Relationen zwischen Ein- 
nahmen und Aufwand beruhenden objektiven 
Wertschätzungen von Grundstücksinteressen- 
ten weitgehend verdrängt worden. Es darf 
nicht verkannt werden, daß es zur Zeit im 
Bundesgebiet noch keinen stabilen Grund- 
stücksmarkt gibt. Die heutigen Kaufpreise 
können nicht als unbedingt zutreffender Maß- 
stab für die Bemessung der Höhe der Ein- 
heitswerte angesehen werden. Vielmehr müs- 
sen diese frei von allen individuellen Bewer- 
tungsinteressen nach objektiven wirtschaft- 
lichen Grundsätzen gebildet werden. Bel den 
ertragbringenden Grundstücken müssen daher 
der Ertrag und die Nutzung des Grundstücks 
die Grundlage der Einheitswertfeststellung 
sein. Es muß weiter von einer volkswirtschaft- 
lich vertretbaren Verzinsung der im Grund- 
vermögen Investierten Kapitalien ausgegangen 
werden, weil auf die Dauer die Höhe der Ver- 
zinsung den Wert des Grundstücks bestimmt. 
Die steuerlichen Lasten erscheinen für den 
Grundeigentümer nur tragbar, wenn sie aus 
den Grundstückserträgen aufgebracht werden 
können. Abweichungen der Einheitswerte von 
den Grundstückskaufpreisen nach oben oder 
nach unten können daher, auch wenn sie er- 
heblich sind, nicht zum Beweise der Unrichtig- 
keit der Einheitswerte verwandt werden, so- 
fern der Ertrag des Grundstücks richtig er- 
mittelt ist. Zwar wird als Wertmaßstab der 
gemeine Wert angestrebt, dieser ist jedoch 
nicht identisch mit dem Durchschnitt der 
Kaufpreise. Es ergibt sich somit unabhängig 
von den Kaufpreisen im Einzelfall ein eigenes 
objektives Wertniveau, das geeignet ist, als 
Grundlage für die Besteuerung zu dienen. 

IL Begründung der einzelnen Vor- 
schriften 

Zu Artikel 1 Ziffer 1 

Nach § 1 BewG gilt der Erste Teil des Be- 
wertungsgesetzes für die Steuern des Reichs, 
der Länder, der Gemeinden usw. Soweit 
Änderungen im Ersten Teil beabsichtigt sind 
(vgl. Ziffer 2 und 3), kann der Bund dies nur 
insoweit tun, als ihm nach Artikel 105 Abs. 1 


und 2 GG die Gesetzgebungskompetenz zu- 
steht. Nach Artikel 105 Abs. 2 Ziffer 1 fehlt 
ihm diese für Steuern mit Örtlich bedingtem 
Wirkungskreis. Dazu gehört auch die Grund- 
erwerbsteuer (vgl. Begründung zu Artikel 1 
Ziffer 4). Da die Änderungen des Ersten Teils 
keine Auswirkungen auf diese Steuern haben 
können, ist es notwendig, den § 1 BewG ent- 
sprechend einzuschränken. Dem entspricht 
die neue Fassung. 

Für die Steuern, die der Landesgesetzgebung 
unterliegen, bleibt der Erste Teil des Bewer- 
tungsgesetzes zunächst in seiner bisherigen 
Fassung weiter in Kraft. Das gilt auch für § 1 
in seiner derzeitigen Fassung (vgl. Art. 123 
und als Gegensatz Art. 124 und 125 GG). 
Es bleibt den Länder überlassen, Änderungen, 
die der Bund vornimmt, im Rahmen ihrer 
Gesetzgebungskompetenz als Landesrecht zu 
übernehmen. Die Länder Baden- Württem- 
berg, Hamburg, Nordrheln-W estfalen, Rihein- 
land-Pfalz und Schleswig-Holstein haben be- 
reits gesetzlich bestimmt, daß die allgemeinen 
Bewertungsvorschriften des Bewertungsgeset- 
zes in ihrer jeweils geltenden Fassung auch als 
Landesrecht maßgebend sind. Entsprechende 
Gesetze anderer Länder sind zu erwarten. 

Zu Artikel 1 Ziffer 2 

Die Rechtseinriditung des Erbhofs ist durch 
Kontrollratsgesetz Nr. 45 aufgehoben wor- 
den. Die Rechtseinrichtungen des Fideikoni- 
misses, des Lehns- oder Stammguts usw. sind 
durch die Entwicklung der tatsächlichen Ver- 
hältnisse als überholt anzusehen (vgl. Fidei- 
kommlss-ErlÖschensgesetz vom 6. Juli 1938 
[RGBl. I S. 825]). In der Neufassung des 5 9 
können deshalb die Vorschriften der bishe- 
rigen Ziffer 2 ersatzlos wegfallen. 

Zu Artikel 1 Ziffer 3 

Durch das Gesetz vom 16. Januar 1952 
(BGBl. I S. 22) ist in § 14 ein Absatz 5 ein- 
gefügt worden. Dieser regelt Im Anschluß an 
den unveränderten Absatz 4 die Behandlung 
der noch nicht fälligen Ansprüche aus solchen 
Lebens-, Kapital- und Rentenversicherungen, 
die aus der Zeit vor der Währuiigsumstellung 
stammen. Diese Regelung, nach der ein Hun- 
dertsatz (6 V. H.) des Unterschiedsbetrags 
zwischen der alten Reichsmark- Versiche- 
rungssumme und der umgestellten Deutsche- 
Mark- Versicherungssumme anzusetzen Ist, 
war von vornehereln nur als eine Übergangs- 
regelung gedacht. Sie hat ihren Zweck, für 



den Währungsstichtag und die nächstfolgen- 
den Stichtage eine vereinfachte Bewertung 
sicherzustellen, erfüllt. Auf die Dauer kann 
die Vorschrift, die bei der Bewertung von 
Rentenversicherungsansprüchen schon bisher 
Schwierigkeiten bereitete (vgl Abschnitt 74 
VStR 1953), nicht beibehalten werden. Nach 
der Neuregelung sollen die Versicherungs- 
ansprüche, die sich aus Leistungen aus der 
Zeit vor der Währungsreform ergeben, vom 
Inkrafttreten des Gesetzentwurfs ab steuer- 
lich nicht mehr erfaßt werden. Es werden 
dann seit dem Währungsstichtag mehr als 
8 Jahre vergangen sein. Ein erheblicher Teil 
der am Währungsstichtag laufenden Versiche- 
rungsverträge wird bei Inkrafttreten des 
Gesetzentwurfs durch Tod oder Ablauf er- 
loschen sein. Bei Rentenversicherungen wird 
oft inzwischen die Rentenzahlung begonnen 
haben. Bei den noch verbleibenden Versiche- 
rungen ist der Wertanteil, der auf die vor 
dem Währungsstichtag in Reichsmark ge- 
zahlten und mit einem Zehntel anzusetzen- 
den Prämien entfällt, so geringfügig, daß er 
im Interesse der Verwaltungsvereinfachung 
vernachlässigt werden kann. Der Entwurf 
sieht deshalb vor, daß der Absatz 5 gestrichen 
und der Absatz 4 dahin geändert wird, daß 
nur Zahlungen in Deutscher Mark berück- 
sichtigt werden. 


Beispiel: 

Versicherungsbeginn 
1. Oktober 1940 
Ablauf d. Versicherung 
30. September 1965 
Versicherungs- 
summe ursprünglich . 
umgestellte Versiche- 
rungssumme .... 
Prämienzahlung 
ursprünglich 

Jährlich 1 000 RM 
jetzt 1 000 DM 

Wertberechnung auf 
den 1. Januar 1957: 

a) nach dem bisherigen 
§ 14 Abs. 5 BewG 
6 v.H. von (25 000 
—17 500) 7 500 = 
der seit 1948 ge- 
zahlten Prämie = 

Vs von 9 X 1000 . . 


25 000 RM 
17 500 DM 


450 DM 

6 000 DM 


Wert . . 6 450 DM 


b)nach dem bisherigen 
§ 14 Abs. 4 BewG 
unter Ansatz der RM- 
Prämien mit V^o 
Vs der RM-Prämien 

8 000 RM = 800DM 533 DM 

Vs der DM-Prämien 

wie oben — 6 000 DM 

Wert . . 6 53 TdM 


c) nach der im Entwurf 
vorgesehenen Fas- 
sung des § 14 BewG 
Vs der DM-Prämlen 

wie oben = Wert . . 6 000 DM 


Bei der Erläuterung des Begriffs „Rück- 
kaufswert“ ist bisher von einem Rückkauf 
des Versicherungsscheins die Rede. Diese 
Ausdrucksweise entspricht nicht mehr den 
heutigen Auffassungen. Nicht der Versiche- 
rungsschein wird von dem Versicherungs- 
unternehmen zurückgekauft, sondern die aus 
dem Versicherungsvertrag erworbenen An- 
sprüche. Dementsprechend soll der letzte Satz 
des Absatzes 4 geändert werden. 


Zu Artikel 1 Ziffer 4 

In § 18 Abs. 2 müssen am Ende die Worte 
„und die Grunderwerbsteuer“ gestrichen wer- 
den. Für die Grunderwerbsteuer fehlt dem 
Bund nach Artikel 105 Abs. 2 Ziff. 1 GG die 
Gesetzgebungskompetenz. § 18 Abs. 2 BewG 
muß desihalb aus den gleichen verfassungs- 
rechtlichen Gründen, die schon zu § 1 BewG 
angeführt sind, geändert werden. 

Zu Artikel 1 Ziffer 5 

Die Überschrift „Grundbegriffe“ Ist für den 
Teilabschnitt A des Ersten Abschnitts nicht 
mehr zutreffend, wenn, wie vorgeschlagen, 
die §§ 23 a und 23 b eingefügt werden. Des- 
halb soll die Überschrift nunmehr lauten 
„Allgemeines“. Diese Überschrift wird in dem 
Entwurf überall dort gebraucht, wo einem 
Teilabschnitt allgemeine Vorschriften voran- 
gestellt werden (vgl. vor § 24, vor § 28, vor 
§50). 

Zu Artikel 1 Ziffer 6 

Im Bewertungsgesetz fehlt bisher eine Vor- 
schrift darüber, für welche wirtschaftliche 
Einheiten und Untereinheiten Einheitswerte 
festzustellen sind. Die maßgebenden Vor- 
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Schriften enthalt § 214 AO. Daibei soll es 
bleiben. Dem Verständnis des Gesetzes wird 
es aber dienlich sein, wenn auch zu Beginn 
des Abschnitts über die Einheitsbewertung 
darauf hingewiesen wird, auf welche wirt- 
schaftliche Einheiten und Untereinheiten sich 
die Einheitsbewertung bezieht. 

Zu Artikel 1 Ziffer 7 

Das Bewertungsgesetz verwendet an ver- 
schiedenen Stellen den Ausdruck „Grund- 
besitz'h ohne Ihn zu erläutern. Eine Er- 
läuterung ist nur in § 2 GrStG enthalten. 
Es erscheint zweckmäßig, den Begriff des 
Grundbesitzes im Bewertungsgesetz in be- 
stimmter Weise festzulegen. Dadurch kann 
die Ausdrucksweise des Gesetzes an manchen 
Stellen, Insbesondere in den §§ 21, 22 und 25 
vereinfacht werden. Der Ausdruck „Grund- 
besitz“ Ist nicht wie in § 2 GrStG auf die 
verschiedenen Vermögensarten, sondern auf 
die wirtschaftlichen Einheiten und Unterein- 
heiten abzustellen. Sachlich ergibt sich da- 
durch gegenüber § 2 GrStG kein Unterschied. 

Zu Artikel 1 Ziffer 8 
zu a) 

Es handelt sich um eine dem besseren Ver- 
ständnis des Gesetzes dienende redaktionelle 
Änderung, die durch die Änderung des § 20 a 
ermöglichit worden Ist (vgl. die neue Begriffs- 
bestimmung „Grundbesitz“ in der vorstehen- 
den Ziffer 7). 

zu b) 

Die Änderung beseitigt eine Unstimmigkeit 
des Gesetzes. Vom maßgebenden Stichtag ab- 
weichende Zeitpunkte gibt es nicht nur beim 
land- und forstwirtschaftlichen Vermögen 
(bisher § 32, künftig § 31) und beim Betriebs- 
vermögen (§ 63), sondern auch bei den Wert- 
papieren (§ 69). 

Zu Artikel 1 Ziffer 9 
zu a) 

Die Vorschriften des § 22 Abs. 1 Satz 1 
BewG über die Wertgrenzen bei Wertfort- 
schreibungen sehen drei verschiedene Gren- 
zen vor: 

eine Bruchteilsgrenze von 10 v. H., 
eine feste Grenze von 100 000 DM, 
eine Mindestgrenze von 500 DM. 

Die Bruchteilsgrenze und die feste Grenze 
sollen beibehalten werden. Dagegen hat sich 


die Mindestgrenze von 500 DM als zu nie- 
drig erwiesen und zu einer Anzahl nicht loh- 
nender Fortschreibungen beim Grundbesitz 
geführt. Bei gewerblichen Betrieben und bei 
Gewerbeberechtigungen ist sie Infolge der 
Abrundungsvorschriften des § 25 (Abrun- 
dung auf 1000 DM) schon jetzt gegenstands- 
los. Es ist deshalb vorgesehen, eine Mindest- 
grenze von 1000 DM einzuführen. 

Die Mindestgrenze soll künftig auch bei 
Flächenänderungen gelten. Nach der gegen- 
wärtigen Rechtslage ist — allerdings unter 
Berücksichtigung der Abrundungsvorschrif- 
ten — bei jeder Fläch enänderung eine Wert- 
fortschreibung durchzuführen. Diese weit- 
gehende Berücksichtigung von Flächenände- 
laingen hat zu einem großen Arbeitsaufwand 
geführt, der wegen der geringfügigen steuer- 
lichen Folgen nicht vertretbar erscheint. 
Durch Einführung der Mindestgrenze von 
1000 DM soll die Verwaltungsarbeit einge- 
schränkt werden. 

Beispiel A: 

Ein landwirtschaftlicher Betrieb von 10 ha 
hat einen Wirtschaftswert von 15 000 DM 
und einen Wohnungswert von 4000 DM. 
Der Einheitswert beträgt 19 000 DM. Von 
dem Betrieb wird eine Flache von 1000 qm 
zur Errichtung eines Wohngebäudes abge- 
trennt. Nach den bisherigen Vorschriften 
muß für den landwirtschaftlichen Betrieb, 
dessen Fläche sich auf 9,9 ha vermindert 
h;i.i'. der Finheitsw^rt fortgeschriehen wer- 
den. Der neue Einheitswert liegt, wenn der 
Hektarsatz und der Wohnungswert unver- 
ändert bleiben können, bei 18 850 DM. 
Die Änderung ist unwesentlich. Der bis- 
herige Einheitswert kann bis zur nächsten 
Hauptfeststellung oder bis zu einer etwai- 
gen künftigen Fortschreibung bestehen- 
bleiben. Bei weiteren Abtrennungen, z. B. 
von Baugelände, wird die Fortschreibung 
für den landwirtschaftlichen Betrieb vor- 
genommen werden, sobald sich der Ein- 
heitswert insgesamt um mindestens 
1000 DM ermäßigt. 

Beispiel B: 

Der Inhaber eines landwirtschaftlichen Be- 
triebs (Größe und Einheitswert wie Im 
Beispiel A) erwirbt zur Grenzverbesserung 
eine Fläche von 6000 qm. Die Fläche des 
Betriebs erhöht sich dadurch auf 10,6 ha. 
Bleiben Hektarsatz und Wohnungswert 
unverändert, so ergibt sich an Stelle eines 



Wertes von 19 000 DM ein Wert des Be- 
triebs von 19 900 DM. Von einer Wert- 
fortschreibung soll künftig In diesem Fall 
abgesehen werden. 

Eine Ausnahmeregelung ist erforderlich, 
wenn eine wirtschaftliche Einheit wegfällt. 
Eine wirtschaftliche Einheit fällt weg, wenn 

a) die Einheit untergeht, 

b) die Einheit mit einer anderen wlrtschaft- 
• liehen Einheit verbunden wird. 

In diesen Fällen muß der Wegfall der Steuer- 
pflicht im Einheitswertverfahren ausdrückllcli 
festgestellt werden. Das geschieht in der Pra- 
xis durch Fortschreibung des Einheitswerts 
auf Null DM. 

Beispiel: 

Eine landwirtschaftlich genutzte Streupar- 
zelle mit einem Einheitswert von 800 DM 
wird mit einem anderen landwirtschaft- 
lichen Betrieb verschmolzen. Der Einheits- 
wert der Parzelle soll auf Null DM fort- 
geschrieben werden, obwohl die Mindest- 
grenze von 1000 DM nicht erreicht ist. 

zu b) 

Die Vorschrift Ist in § 3 BewDV enthalten 
und soll in das Gesetz übernommen werden. 

zu c) 

Der Reichsfinan^ahof und der Bundesfinanz- 
hof haben in ständiger Rechtsprechung zuge- 
lassen, daß Fortschreibungen nicht nur bei 
Änderungen der tatsächlichen Verhältnisse, 
sondern auch zur Beseitigung fehlerhafter Be- 
wertungen vorgenommen werden. Die Zuläs- 
sigkeit dieser Fortschreibungen zum Zwecke 
der Fehlerberichtigung wird hauptsächlich 
darauf gestützt, daß im ersten Satz von § 22 
BewG nicht von einer Veränderung, sondern 
davon gesprochen wird, daß zu einem be- 
stimmten Zeitpunkt der Wert von dem bis- 
her festgestellten Einheitswert abweicht. In 
seinem Urteil vom 24. Januar 1952 (BStBl. III 
S. 84) hat der Bundesfinanzhof hierzu fest- 
gestellt, daß das in Absatz 2 gebrauchte Wort 
„Änderung“ nicht im Einklang mit Absatz 1 
Satz 1 steht. Dieser Mangel soll jetzt beseitigt 
werden. Eine vom Bundesfinanzhof außer- 
dem für erforderlich erklärte Änderung des 
§ 225 a AO kann nur gelegentlich einer Än- 
derung der Reichsabgabenordnung vorge- 
nommen werden. 

Hinsichtlich des Fortschreibungszeitpunktes 
soll nunmehr unterschieden werden, ob die 


Fortschreibung auf einer Wertänderung be- 
ruht, oder ob es sich um eine Fortschreibung 
zum Zwecke der Fehlerberichtigung handelt. 
Bei Fortschreibungen wegen Wertänderungen 
sind die Verhältnisse bei Beginn des auf die 
Änderung folgenden Kalenderjahres maß- 
gebend. Das bedeutet keine Änderung gegen- 
über der bisherigen Rechtslage. Bei Fort- 
schreibungen zum Zwecke der Fehlerberichti- 
gung liegt es nach den Urteilen des Reichs- 
finanzhofs vom 29. Januar 1942 (RStBl. 
S. 301) und des Bundesfinanzhofs vom 16. Mai 
1952 (BStBl. III S. 189) im Ermessen des 
Finanzamts, welchen Fortschreibungszelt- 
punkt es unter Berücksichtigung der für die 
Verjährung der einzelnen Steuern bestehen- 
den Vorschriften bestimmen will. Diese Re- 
gelung hat sich gerade in der jüngsten Ver- 
gangenheit insofern bewährt, als sie die Mög- 
lichkeit geboten hat, Berichtigungen mit Wir- 
kung für den Lastenausgleich auf den 21. Juni 
1948 oder einen vorher liegenden Zeitpunkt 
durchzuführen. Für die Zukunft braucht aber 
mit der Wiederkehr ähnlicher Verhältnisse 
nicht gerechnet zu werden. Es ist zweck- 
mäßig, nicht dem Finanzamt idie Auswahl des 
Zeitpunkts zu überlassen, sondern einen be- 
stimmten Zeitpunkt als Fortschreibungszelt- 
punkt gesetzlich festzulegen. Bei der Fest- 
legung des Zeitpunkts muß der Zweck der 
berichtigenden Fortschreibung berücksichtigt 
werden. Dieser besteht darin, daß für die 
Steuerfestsetzungen nicht noch in Zukunft 
mit einer als falsch anerkannten Unterlage 
gearbeitet werden muß. Dagegen sollen die 
Steuerfestsetzungen der Vergangenheit unbe- 
rührt bleiben. Dies führt dazu, einen mög- 
lichst zeitnahen Zeitpunkt zu wählen. Für 
den Fall, daß der Steuerpflichtige einen An- 
trag auf Fortschreibung stellt, ergibt sich nach 
§ 225 a Abs. 2 AO als Fortschreibungszelt- 
punkt der Beginn des Kalenderjahres, in dem 
der Antrag auf Fortschreibung gestellt wird. 
Soll die Fortschreibung von Amts wegen vor- 
genommen werden, so soll nunmehr maß- 
gebender Fortschreibungszeltpunkt der Be- 
ginn des Kalenderjahres sein, in dem der 
Fortschreibungsbescheid dem Steuerpflichti- 
gen erteilt wird. 

Wegen der Änderung des Schlußsatzes vgl. 
Begründung zu Ziffer 8 zu b. 

Zu Artikel 1 Ziffer 10 

Vgl. Begründung zu Ziffer 8 zu b. 
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Zu Artikel 1 Ziffer 11 
Zu § 23 a 

Die Lastenausgleidisabgaben sind bei der Ein- 
heitsbewertung des Betriebsvermögens in dem 
Umfang zu berücksichtigen, wie es nunmehr 
in § 62 Abs. 4 BewG geregelt werden soll 
(vgl. Ziffer 24). Wird die Veranlagung einer 
Lastenausgleichsabgabe nachträglich geändert, 
so entsteht die Frage, ob die Änderung gegen- 
über einem schon rechtskräftig festgestellten 
Einheitswert eines gewerblichen Betriebs 
wirksam werden soll. Nach den Vorschriften 
der B^eichsabgabenordnung würde eine Än- 
derung eines Einheitswertbescheids möglicher- 
weise nur in begrenztem Umfange möglidi 
sein. Um jeden Zweifel auszuschließen, soll 
die nachträgliche Änderung des Einheitswert- 
bescheides durch eine besondere Vorschrift aus- 
drücklich angeordnet werden. Ein Vorbild 
zu der Vorschrift bietet das Gewerbesteuer- 
recht. Der vorgeschlagene § 23 a ist dem 
§ 35 b GewStG in der Fassung des Gesetzes 
zur Neuordnung von Steuern nachgebildet. 

Für die Vermögensteuer ist in Artikel 4 Zif- 
fer 9 eine entsprechende Regelung vorge- 
sehen. 

Zu § 23 b 

Die für die Einheitsbewertung erforderlichen 
Erklärungen müssen den Steuererklärungen 
gleichgestellt werden. Eine entsprechende Vor- 
schrift ist bisher unter Beschränkung auf die 
Fiauptfeststellung 1935 in § 43 Abs. 1 und 3 
BewDV enthalten. Sie muß in das Gesetz über- 
nommen werden. Die Notwendigkeit, die Er- 
klärungen schon vor dem Feststellungszelt- 
punkt einzufordern, kann sidi sowohl bei der 
Fiauptfeststellung als auch bei Fortschrei- 
bungen und Nachfeststellungen ergeben. So 
sind z. B. bei der Fiauptfeststellung 1935 die 
Erklärungen gelegentlich der Personenstands- 
aufnahme im Oktober 1934 eingefordert wor- 
den. Auch bei Fortschreibungen kann es z. B. 
die Fertigstellung eines Neubaus im Laufe eines 
Jahres zweckmäßig erscheinen lassen, daß die 
Fortschreibung auf den Beginn des folgenden 
Kalenderjahres beizeiten vorbereitet wird. 

Daß bei etwaigen Änderungen der tatsäch- 
lichen Verhältnisse bis zum Stichtag dem 
Finanzamt Anzeige zu erstatten ist, war bisher 
in § 43 Abs. 2 BewDV vorgeschrieben. 

Um die Wertverhältnisse am Grundstücks- 
markt verfolgen zu können, ist es notwendig, 
daß die Finanzämter eine Sammlung von 


Kaufpreisen und Pachtpreisen führen, wüe es 
in Preußen bei den Katasterämtern schon seit 
1 893 üblich war. Auch müssen die Finanzämter 
in der Lage sein, sich über die Flöhe von Mie- 
ten zu unterrichten. Durch den neuen Absatz 3 
wird den Steuerpflichtigen hierzu eine beson- 
dere Auskunftspflidit auferlegt, die bisher in 
§ 43 Abs. 4 BewDV geregelt ist. 

Darüber hinaus müssen die Finanzämter in 
die Lage versetzt werden, für eine weitere 
Fiauptfeststellung Vorarbeiten zu leisten und. 
dabei örtliche Erhebungen beim land- und 
forstwirtscliaftlichen Vermögen durchzufüh- 
ren. Das gilt Insbesondere auch für den Be- 
wertungsbeirat (vgl. § 49 e Abs. 3 Satz 2 des 
Entwurfs). Der Bundesfinanzhof hat durch 
ein Gutaditen vom 21. Juli 1955 II D 1/54 S 
(BStBl. III S. 284) solche örtliche Erhebungen 
für zulässig erklärt. Es erscheint angebracht, 
die Zulässigkeit durch eine besondere Vor- 
schrift ausdrücklich auf den gesamten Grund- 
besitz auszudehnen. 

Zu Artikel 1 Ziffer 1 2 (zugleich für 
Ziffer 14, Ziffer 16 und Ziffer 18) 

Der Teilabschnitt B „Wertermittlung“ ent- 
hält zunächst einige allgemeine Vorschriften. 
Ab § 28 folgen Vorschriften zu den einzelnen 
Vermögensarten. Es ergeben sich nunmehr 
die folgenden Unterabschnitte: 

Unterabschnitt 1 Allgemeines §§ 24 bis 27 

Unterabschnitt 2 Land- und forstwirt- 

o /U.» -f -t- 1 1 ar' nv ry~\ rr n 

§§ 28 bis 49 g 

Unterabschnitt 3 Grundvermögen §§ 50 
bis 53 k 

Unterabschnitt 4 Betriebsvermögen §§ 54 
bis 66 

ZuArtikel 1 Ziffer 13 

Zur Sicherung der Gleichmäßigkeit der Be- 
steuerung dürfen sich Veränderungen des 
Wertniveaus innerhalb eines Fiauptfeststel- 
lungszeitraumes bei der Einheitsbewertung 
des Grundbesitzes nicht auswirken. Deswegen 
sollen wie bisher beim Grundbesitz (§ 3 a 
Abs. 1 BewDV) die Wertverhältnisse des 
Fiauptfeststellungszeltpunktes für den gan- 
zen Fiauptfeststellungszeitraum auch bei 
Fortschreibungen und Nachfeststellungen 
maßgebend bleiben. Dasselbe soll auch für 
Gewerbeberechtigungen gelten, bei denen In 
der Praxis bisher schon entsprechend verfah- 
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ren worden ist. Veränderungen der tatsäch- 
lichen Verhältnisse sind dagegen zu berück- 
sichtigen. Für den tatsächlichen Zustand sind 
die Verhältnisse vom Fortschreibungszeit- 
punkt bzw. vom Nachfeststellungszeitpunkt 
zugrunde zu legen. 

Bei dem länd- und forstwirtschaftlichen Ver- 
mögen bestehen keine Zweifel, was zu den 
tatsächlichen Verhältnissen oder zu den Wert- 
verhältnissen gehört. Beim Grundvermögen 
ist diese Frage schwieriger zu entscheiden. 
Fller sind auch die Vorsdiriften der §§ 52 d 
und 52 f zu beachten. Danach gehören zu den 
Wertverhältnissen auch die Mieten und vor 
allem die Bewirtschaftungskosten. Diese sol- 
len während des Flauptfeststellungszeitrau- 
mes unverändert zugrunde gelegt werden, so- 
fern ihre Änderung nicht in der Änderung 
tatsächlicher Umstände begründet ist. 

Änderungen in der Miethöhe führen daher 
ohne Rücksicht darauf, ob sie etwa durch 
eine allgemeine gesetzliche Neuregelung des 
Mietpreisrechts oder durch private Verein- 
barung ausgelöst werden, auch bef Über- 
schreitung der Wertgrenzen nicht zu einer 
Fortschreibung. Eine Mietänderung kann nur 
dann zu einer Fortschreibung führen, wenn 
die Mietänderung in einer Änderung des tat- 
sächlichen Zustandes des Grundstücks, z. B. in 
seinen baulichen Verhältnissen, begründet 
liegt. 

Beispiel: 

Ein Grundstück ist bisher für 2000 DM 
vermietet gewesen. Tritt im Jahre 1960 
eine Mieterhöhung auf 3000 DM ein, so 
kann sie nur Beachtung finden, wenn sie 
auf einer baulichen Veränderung, z. B. 
einem Anbau oder einem sonstigen tat- 
sächlichen Umstand beruht. Ist die Miet- 
erhöhung dagegen ohne tatsächliche Ände- 
rungen nur durch günstigere Vermietung 
möglich geworden, muß sie außer Betracht 
bleiben. 

Die Bewirtschaftungskosten gehören ebenfalls 
zu den Wertverhältnissen, Soweit an Stelle 
von Pauschalsätzen tatsächliche Kosten zu- 
grunde zu legen sind, z. B. die Betriebskosten 
bei den Geschäftsgrundstücken (§ 52 h Abs. 6), 
sind diese Kosten bei Fortschreibungen und 
Nachfeststellungen auf die Wertverhältnisse 
des Flauptfeststellungszeitpunktes umzurech- 
nen. Zu den Bewirtschaftungskosten gehört 
auch die Grundsteuer. Ihre Veränderung im 
Laufe des Flauptfeststellungszeitraumes, z, B. 
bei Erhöhung des Flebesatzes, ist daher eben- 


falls ohne Einfluß auf den Einheitswert. Zu 
den unverändert zugrunde zu legenden Wert- 
verhältnissen gehören außerdem: beipi Er- 
tragswertverfahren die Restnutzungsdaucr 
eines Gebäudes (§ 52 k), beim Sachwertverfah- 
ren die Höhe der Wertminderung eines Ge- 
bäudes wegen Alters (§ 53 c) und die Baupreis- 
verhältnisse bei Ermittlung des Gebäudesach- 
werts (§ 53 b). 

Zu Artikel 1 Ziffer 14 

Vgl. Begründung zu Ziffer 12. Da die Vor- 
schriften über das land- und forstwirtschaft- 
liche Vermögen in einen allgemeinen Teil 
und einen besonderen Teil für die einzelnen 
Unterarten gegliedert werden sollen, muß der 
Überschrift vor § 28 noch hinzugefügt wer- 
den: „L Allgemeines. ‘‘ 

Zu Artikel 1 Ziffer 15 
Zu § 28 

Die in § 28 BewG enthaltene Einteilung des 
land- und forstwirtschaftlichen Vermögens in 
fünf Unterarten hat sich bewährt. Sie soll 
beibehalten werden. 

Zu § 29 

§ 29 entspricht im wesentlichen dem bisheri- 
gen § 29 BewG, dessen Inhalt jetzt auf alle 
Unterarten des land- und forstwirtschaft- 
lichen Vermögens ausgedehnt werden soll, 
für die er zumeist schon bisher galt. 

Gegenstand der Bewertung des land- und 
forstwirtschaftlichen Vermögens sind nicht 
einzelne Wirtschaftsgüter, sondern deren Ge- 
samtheit, der Betrieb. Die Aufzählung seiner 
Bestandteile unterscheidet sich von der bis- 
herigen Fassung durch die besondere Erwäh- 
nung der mit dem Grund und Boden ver- 
bundenen Pflanzenbestände. Diese Neuerung, 
die lediglich eine Klarstellung bedeutet, ist 
Insbesondere wegen der Verhältnisse in der 
Forstwirtschaft und wegen der bisher besori- 
ders aufgeführten Sonderkulturen zweck- 
mäßig. 

Als Betrieb der Land- und Forstwirtschaft 
sollen zur Klarstellung auch Stückrändereien 
ausdrücklich genannt werden, die in der bis- 
herigen Fassung nicht erwähnt sind. 

Die bisherige Aufführung des Erbpachtrechts 
bei den grundstücksgleichen Rechten hat sich 
als entbehrlich erwiesen. 



Die Definition des Nebcnbetricbes soll enger 
als bisher gefaßt werden. Dies soll verhin- 
tlern, daß Betriebe, die nach der Verkehrs- 
aiiffassung die Merkmale selbständiger Be- 
triebe aufweisen, weiter als Nebenbetriebe 
der Land- und Forstwirtschaft gelten und als 
solche bewertet werden. 

Der bisherige Absatz 2 wird aus Gründen der 
Systematik an den Schluß des Paragraphen 
gesetzt. Bei der Definition des normalen Be- 
standes an umlaufenden Betriebsmitteln soll 
von demjenigen Bestand ausgegangen wer- 
den, der zur gesicherten Fortführung des Be- 
triebes erforderlldi Ist. Die bisherige Ein- 
schränkung „bis zum Beginn der nädisten 
Ernte'' erscheint zu eng. Damit entfällt auch 
die sonst notwendige, In § 4 BewDV enthal- 
tene Bestimmung des Zeitpunktes, der als 
Beginn der Ernte im Sinne der bisherigen 
Vorschrift gelten soll. 

Der bisherige Absatz 3 (Tierzucht usw.) be- 
trifft nur die Unterart landwirtschaftliches 
Vermögen. Er soll nach § 39 Abs. 2 über- 
nommen werden. 

Zu § 30 

§ 30 entspricht im wesentlichen dem bisheri- 
gen § 30 BewG, dessen Inhalt jetzt auf alle 
Unterarten des land- und forstwirtschaft- 
lichen Vermögens ausgedehnt werden soll, 
für die er zumeist schon bisher galt. Die Fas- 
sung soll wegen der Neugliederung und der 
allgemeinen Geltung der Vorschrift für alle 
T Tnt-pt"iri-pn '^sändert v/erden. ohne daß des- 
halb auch der Inhalt geändert wird. Der neu 
aufzunehmende Fdinweis auf § 51 dient der 
Klarstellung hinsichtlich der Abgrenzung zwi- 
schen den in den Betrieb einzubeziehenden 
Grundstücksflächen und den zum Grundver- 
mögen gehörenden Grundstücksflächen. 

Absatz 2 soll den bisher auf Grundstücks- 
flächen beschränkten Absatz 3 auf andere 
Wirtschaftsgüter ausdehnen. 

Absatz 3 stimmt inhaltlldi mit dem bisheri- 
gen Absatz 2 überein, kann aber kürzer ge- 
faßt werden. Der auf den Eigentümer der 
Gebäude und Betriebsmittel entfallende Teil 
vom Einheitswert soll nicht mehr als selb- 
ständiger Einheitswert gelten. Es handelt slda 
vielmehr um die schon in § 216 Abs. 1 Zif- 
fer 2 AO vorgesehene Verteilung eines Ein- 
heitswertes. Um Bagatellfälle von der Ver- 
teilung auszunehmen, soll eine Mindestgrenze 
eingeführt werden. 


Absatz 4 ist neu. In den hier geregelten Fäl- 
len liegt der größere Wertanteil beim Pächter, 
der dafür auch die Grundsteuer bezahlen soll. 

Beispiel: 

Aus der Fläche eines landwirtschaftlichen 
Betriebes sind 3 ha mit einem Fdektar- 
wert von 2000 DM an einen gärtnerischen 
Betrieb (Baumschule) mit einem Fiektar- 
w^ert von 7000 DM verpachtet, wo sie 
gärtnerisch genutzt werden. Der Unter- 
schied der Fiektarwerte in Fdöhe von 
5000 DM, vervielfacht mit 3 (3 ha), also 
ein Mehrwert von 15 000 DM, ist dem 
Pächter zuzuredincn, der auch für die 
Grundsteuer aufzukommen hat. 

Zu § 31 

Es ist zweckmäßig, den Vorschriften über die 
Abgrenzung des Betriebes (§ 30) die Bestim- 
mungen über den Bewertungsstichtag un- 
mittelbar folgen zu lassen (bisher § 32 BewG). 

In dem bisherigen Absatz 2 des § 32 BewG 
ist bestimmt, daß für den Regelfall der 
30. Juni, für besondere Fälle der letzte Tag 
eines nicht mit dem 30. Juni endenden Wirt- 
schaftsjahres als Bewertungsstichtag für die 
umlaufenden Betriebsmittel zugrunde zu 
legen ist. Es erscheint angebracht, allgemein 
den letzten Tag des dem Feststellungszeit- 
punkt vorangegangenen Wirtschaftsjahres als 
Bewertungsstichtag zu bestimmen. 

Zu § 32 

Die bisherigen Vorschriften über den Min- 
destwert (§ 33 BewG und §§ 5 bis 7 BewDV) 
reichen für eine gerechte Bewertung, insbe- 
sondere im Verhältnis zum Grundvermögen, 
nicht aus. Dieser Mangel soll dadurch be- 
seitigt werden, daß die Wohngebäude und 
die für Wohnzwecke benutzten Gebäudeteile 
land- und forstwirtschaftlicher Betriebe nicht 
nur in bestimmten Fällen, sondern allgemein 
gesondert bewertet werden, und zwar nach 
denselben Grundsätzen, wie sie für die Be- 
wertung des Grundvermögens gelten (vgl. 
5 38). Daher soll sich der Einheitswert jedes 
Betriebes künftig aus dem Wirtschaftswert 
und dem Wohnungswert zusammensetzen. 
Der letztere soll nicht nur den Wert der 
Wohnung des Betriebsinhabers, sondern auch 
den Wert der Wohnräume für seine mit- 
arbeitenden Familienangehörigen und für 
fremde Arbeitskräfte (Werkwohnungen) um- 
fassen. Die Einbeziehung aller Wohngebäude 
fWohnräume) in den Wohnungswert ist aus 



grundsätzlichen Erwägungen erforderlich, 
wenn der Zweck der Gesetzesänderung, näm- 
lich die gerechte Abstufung der Werte zu 
vergleichbaren Einheiten des Grundvermö- 
gens (Wohnhäuser ländlicher Handwerker, 
Arbeiter usw.) erreicht werden soll. Eine ab- 
weichende Regelung für die Werkwohnungen 
wäre im übrigen für die Verwaltung nicht 
durchführbar, weil in zahlreichen Betrieben 
dieselben Wohnräume je nach dem Familien- 
stand des Betriebsinhabers zeitweise von mit- 
arbeitenden oder nicht mitarbeitenden Fami- 
lienangehörigen und von fremden Arbeits- 
kräften bewohnt werden. Die vorgesehene 
Regelung ist nicht dazu bestimmt, die Höhe 
der Einheitswerte land- und forstwirtschaft- 
licher Betriebe allgemein heraufzusetzen, son- 
dern die nach Betriebsgröße und Bodengüte 
gegebenen Unterschiede im Besatz mit Wohn- 
gebäuden (Wohnräumen) in gerechter Weise 
zu berücksichtigen. Dafür soll auf der ande- 
ren Seite der bisher im Einheitswert enthal- 
tene Wertanteil für die künftig gesondert zu 
bewertende Wohnung (Wohnräume) aus dem 
Wirtschaftswert ausgeschieden werden. 

Zu § 33 

Die Vorschriften über den Wirtschaftswert 
entsprechen den Vorschriften des bisherigen 
§31 Absatz 2 BewG über den Ertragswert. 
Als Vervielfältiger (Kapitalisierungsfaktor) 
soll das Achtzehnfache vorgeschrieben wer- 
den. Damit soll die bisher durch § 3 a BewDV 
abweichend vom § 31 BewG (der den Ver- 
vielfältiger 25 vorsah) getroffene Regelung 
beibehalten werden, die nach den herrschen- 
den Geld- und Zinsverhältnissen noch zutref- 
fend erscheint. 

Der Wirtschaftswert wird aus mehreren Be- 
standteilen gebildet, die in den §§ 35 bis 37 
behandelt werden. 

Zu § 34 

Absatz 1 entspricht im wesentlichen dem bis- 
herigen § 31 Abs. 3 BewG. Daß die unter den 
natürlichen Ertragsbedingungen an erster 
Stelle erwähnte Bodenbescdiaffenheit auch die 
Wasserverhältnisse mit einschließt, soll je- 
doch ausdrücklich erwähnt werden. Unter 
den besonders zu berücksichtigenden wirt- 
schaftlichen Ertragsbedingungen wird neu die 
Betriebsgröße angeführt. Sie gehört nach den 
Erfahrungen der Bewertungspraxis zu den- 
jenigen Ertragsbedingungen, für die nicht wie 
bisher die in der betreffenden Gegend als 


regelmäßig anzusehenden Verhältnisse zu 
unterstellen, sondern die tatsächlichen Ver- 
hältnisse zugrunde zu legen sind (bisher § 36 
Abs. 1 BewG). Dies wird in Abs. 2 vorge- 
schrieben. Für alle übrigen die Ertragsfähig- 
keit beeinflussenden Umstände sind die regel- 
mäßigen Verhältnisse der Gegend zu unter- 
stellen (bisher § 36 Abs. 2 BewG). Das gilt 
nach der vorgesehenen gesonderten Bewer- 
tung der Wohngebäude künftig noch für die 
Wirtschaftsgebäude und die Betriebsmittel. 
Auch für die Preis- und Lohnverhältnisse, die 
bisher zusammen mit den Verkehrsverhält- 
nissen gemäß § 31 Abs. 3 BewG nach den 
tatsächlichen Verhältnissen des Betriebes be- 
rücksichtigt werden müssen, was sich als un- 
zweckmäßig erwiesen hat, sollen die regel- 
mäßigen Verhältnisse unterstellt werden. 

Zu § 35 

Die Vorschriften über den in § 33 Abs. 2 als 
wichtigsten Bestandteil des Wirtschaftswertes 
an erster Stelle genannten Vergleichswert ent- 
sprechen im ganzen dem Inhalt der bisheri- 
gen §§ 37 bis 39 BewG. Maßgebend für die 
Höhe des Vergleichswertes soll die Ertrags- 
fähigkeit des Betriebes sein, die jedoch nicht 
nach seinem tatsächlichen Reinertrag, son- 
dern nach den in § 33 Abs. 1 festgelegten 
Grundsätzen für den Wirtschaftswert in 
einem vergleichenden Verfahren ermittelt 
wird. 

Bei einigen Unterarten des land- und forst- 
wirtschaftlichen Vermögens mit Betriebs- 
teilen von sehr verschiedener Ertragsfähig- 
keit kann es zweckmäßig sein, das ver- 
gleichende Verfahren auf diese Teile der 
Betriebe anzuwenden, z. B. auf bestimmte 
Pflanzenbestände in gärtnerischen Betrieben 
oder auf die sogenannten Lagen der Wein- 
baubetriebe. Das soll durch Absatz 3 zuge- 
lassen werden. 

Nach den in § 33 Abs. 1 für den Wirtschafts- 
wert aufgestellten Grundsätzen können sich 
für Betriebe mit ungünstigen natürlichen und 
wirtschaftlichen Ertragsbedingungen niedri- 
gere Werte ergeben als die Wertansätze für 
unkultivierte Heide- und Moorflächen usw. 
nach § 37 Abs. 1 Ziffer 2. Ein solches Bewer- 
tungsergebnis wäre mit den allgemein ver- 
breiteten Wertvorstellungen nicht vereinbar. 
Deswegen soll in Absatz 4 als niedrigster 
Vergleichswert das Doppelte des Wertansat- 
zes für solche unkultivierten Flächen be- 
stimmt werden. Ein angemessener Abstand 



gegenüber dem einfachen Wert dieser Flächen 
ist notwendig, weil der letztere keine Wert- 
anteile für die in Betrieben regelmäßig vor- 
handenen Wirtschaftsgebäude und Betriebs- 
mittel enthält. 

Nach geltendem Recht ist bei einigen Unter- 
arten des land- und forstwirtschaftlichen Ver- 
mögens, nämlich beim gärtnerischen Ver- 
mögen und beim übrigen land- und forst- 
wirtschaftlichen Vermögen, in der Durchfüh- 
rungsverordnung zum Bewertungsgesetz die 
Möglichkeit der Bewertung nach dem Einzel- 
ertragswert vorgesehen (§§ 13 Abs. 1 Zif- 
fer 5, 19 Abs. 1 Ziffer 4, 23 Abs. 1 Ziffer 4, 
27 Abs. 2 und 28 Abs. 1 Ziffer 4). Künftig 
soll diese Möglichkeit durch Absatz 5 auf 
sämtliche Unterarten des land- und forst- 
wirtschaftlichen Vermögens ausgedehnt wer- 
den, weil die Einrichtung hoch entwickelter 
Spezialbetriebe und das Auftreten neuer For- 
men der Bodennutzung die Bewertung vor 
Aufgaben stellen kann, die nicht durch den 
Vergleich mit Bewertungsstützpunkten ge- 
löst werden können. 

Zu § 35 a 

Die Durchführung des in § 35 Abs. 1 und 3 
vorgesehenen vergleichenden Verfahrens wird 
durch § 35 a geregelt. Die entsprechenden 
Vorschriften sind bisher in den §§ 34 und 38 
BewG enthalten. 

Nach den Erfahrungen der Bewertungspra,xis 
ist es geboten, in Absatz 3 Satz 1 die zwin- 
gende Vorschrift der Anwendung von Ffun- 
dertsätzen als Verhältniszahlen für den Ver- 
gleidi der Ertragsfähigkeit auf das landwirt- 
schaftliche Vermögen und das Weinbauver- 
mögen zu beschränken. Für die anderen 
Unterarten des land- und forstwirtschaft- 
lichen Vermögens soll die Vorschrift nur 
noch als Kannvorschrift gelten (Satz 3). Für 
diese Unterarten, insbesondere beim gärt- 
nerischen Vermögen, wird die Durchführung 
des Vergleichs der Ertragsfähigkeit (Absatz 2) 
teilweise ohne einen Fiundertsatz durch be- 
sondere Richtlinien geregelt werden müssen. 
Auch das ist noch ein vergleichendes Verfah- 
ren (mittelbarer Vergleich). Als solches ist 
außerdem das der Eigenart des forstwirt- 
schaftlichen Vermögens angepaßte Bewer- 
tungsverfahren, das sogenannte Altersklassen- 
verfahren, anzusehen, bei dem schon bisher 
auf die Anwendung von Ffundertsätzen für 
den unmittelbaren Vergleich mit der Ertrags- 
fähigkeit der Bewertungsstützpunkte verzich- 


tet werden muß. An die Stelle der Elundert- 
sätze treten Fiektarwerte von vergleichbaren 
Nachhaltsbetrieben mit regelmäßigem Alters- 
klassenverhältnis. In Ausnahmefällen beson- 
derer Art greift der Einzelertragswert nach 
§ 35 Abs. 5 ein. 

Neu ist auch, daß das System der Verhältnis- 
zahlen nicht mehr auf die absolute Spitze 100 
(Vergleichsbetrieb größter Ertragsfähigkeit) 
abgestellt sein soll. Künftig soll vielmehr, den 
Bedürfnissen der Bewertungspraxis entspre- 
chend, an die Stelle des bisherigen Spitzen- 
betriebs (Spitzenlage) ein (konstruierter) Be- 
trieb mit bestimmten Bewertungsmerkmalen 
gesetzt werden, der zwar eine besonders hohe 
Ertragsfähigkeit (Vergleichszahl 100) auf- 
weist, aber in manchen Bewertungsmerk- 
malen von anderen Betrieben mit noch gün- 
stigeren Ertragsbedingungen übertroffen wer- 
den kann (Vergleichszahlen über 100), 

Den Forderungen der Rechtsstaatlichkeit soll 
durch die neuen Vorschriften des Absatzes 4 
Rechnung getragen werden, nach denen der 
Fiektarwert für den Betrieb (Bestand, Lage) 
mit der Vergleichszahl 100 und die Bewer- 
tungsergebnisse der Bewertungsstützpunkte 
künftig durch Rechtsverordnung festzusetzen 
sind. 

Zu § 36 

Die Vorschriften entsprechen Im wesentlichen 
dem bisherigen § 40 BewG. Neu ist in Ab- 
satz 1 die zahlenmäßige Begrenzung der Ab- 
weidiung für die Anbringung von Abschlä- 
gen oder Zuschlägen, deren Fehlen nach gel- 
tendem Recht häufig zu einer unterschied- 
lichen Regelung geführt hat. Die Grenzen 
müssen so gewählt sein, daß sie nicht nur den 
berechtigten Interessen der Betroffenen Rech- 
nung tragen, sondern daß auch eine über- 
mäßige Belastung der Finanzämter mit zu- 
sätzlicher Verwaltungsarbeit vermieden 
wird. 

Neu ist auch die besondere Erwähnung der 
Stückländereien (Absatz 3) und die Bestim- 
mung, daß für diese wegen fehlender Wirt- 
schaftsgebäude und Betriebsmittel keine Ab- 
schläge beim Eigentümer des Grund und Bo- 
dens und dementsprechend auch keine Zu- 
schläge für Überbestand an diesen Betriebs- 
mitteln beim Pächter zulässig sein sollen. Die 
Vorschrift soll die Bewertung der zahlrei- 
chen Stückländerelen vereinfachen; sie soll 
außerdem den tatsächlichen Ertrags- und 



Wertverhältnissen der Stückländereien Rech- 
nung tragen, für die in der Regel hohePacht- 
und Kaufpreise erzielt werden. Nach § 30 
Abs. 3 in Verbindung mit § 29 Abs. 2 sind 
auch bei Stückländereien die zur Bewirtschaf- 
tung dienenden Gebäude und Betriebsmittel 
ohne Rücksicht auf die Person des Eigentü- 
mers einzubeziehen. Es wären Ausfälle an 
Grundsteuer zu befürchten, wenn bei der Be- 
wertung Abschläge gemacht werden würden. 

Zu § 37 

Die hier zusammengefaßten Vorschriften sind 
bisher in den §§ 13, 14, 15, 19, 23 und 28 
BewDV enthalten. 

Die Hektarwerte für Flächen geringster Er- 
tragsfähigkeit festzusetzen, bleibt nach rechts- 
staatlidien Grundsätzen künftig einer Rechts- 
verordnung Vorbehalten (Absatz 1 Ziffer 2). 

Zu § 38 

Die in § 32 enthaltene Vorschrift über die 
Zusammensetzung des Einheitswertes aus 
Wirtschaftswert und Wohnungswert macht 
neue Vorschriften über den Begriff und die 
Feststellung des Wohnungswertes erforder- 
lich. Die bisherigen Bestimmungen über den 
Wohnungswert für Zwecke der Mindestbe- 
wertung, die in den §§ 5 und 6 BewDV ent- 
halten sind, reichen nidit aus. Auf die Be- 
gründung zu § 32 wird Bezug genommen. 

Abweichend von den Grundsätzen für die 
Bewertung des Grundvermögens soll bei der 
Ermittlung des Wohnungswertes der für die 
Bewertung des Grundvermögens wichtige 
Bodenwert hier nicht besonders erfaßt wer- 
den, da er auf dem Lande von untergeord- 
neter Bedeutung ist und bereits bei der Be- 
wertung des Wirtschaftsteils mit dem Hek- 
tarwert des Betriebes berücksichtigt wird. 

Zu § 39 

Die Vorschriften entsprechen dem bisherigen 
§ 29 Abs. 1 und 3 BewG und ergänzen die 
Vorschriften der neuen §§ 29 und 30 über 
den Betrieb als Gegenstand der Bewertung 
und seine Abgrenzung für das landwirt- 
sdiaftliche Vermögen. 

Zu § 40 

Die Vorschriften des § 34 über die Ertrags- 
bedingungen bedürfen für die Landwirt- 
schaft einer Ergänzung, die eine wichtige 
snchlidie Neuerung gegenüber dem geltenden 


Recht darstellt. Die neue Fassung enthält die 
Vorschrift, daß die Ergebnisse der Boden- 
schätzung der Beurteilung der Ertragsbedin- 
gungen zugrunde gelegt werden sollen. Dies 
gilt auch für die Beurteilung der betriebs- 
wirtschaftlichen Auswirkungen des bisher 
nicht besonders erwähnten Bodenartenver- 
hältnisses, das zu den in § 34 Abs. 1 aufge- 
führten natürlichen Ertragsbedingungen ge- 
hört. Durch die Zugrundelegung der Boden- 
schätzungsergebnisse soll die Bewertung der 
landwirtschaftlichen Betriebe hinsichtlidi der 
Beurteilung der natürlichen Ertragsbedingun- 
gen künftig auf eine sichere neue Grundlage 
gestellt werden. Dabei ist es nicht von ent- 
scheidender Bedeutung, ob die Schätzungs- 
ergebnisse bereits vollständig vorliegen und 
in das neue Liegenschaftskataster übernom- 
men sind, oder ob bei der nächsten Bewer- 
tung noch vorläufige Feststellungen der Bo- 
denschätzung an ihre Stelle treten müssen. 
Dies wird insbesondere in Teilen des Landes 
Rheinland-Pfalz notwendig sein, wo die Bo- 
denschätzung nach dem Kriege erst spät 
wieder aufgenommen worden ist und noch 
nicht beendet werden konnte. 

Im Gegensatz zum Bodenartenverhältnis, 
für das also die auf Grund der Bodenschät- 
zung ermittelten tatsächlichen Verhältnisse 
zu berücksichtigen sind, soll für das Nut- 
zungsartenverhältnis (In der Hauptsache das 
Verhältnis von Acker- zu Grünland) von den 
gegendüblichen Verhältnissen ausgegangen 
werden, da sonst individuelle, in der Person 
des Betriebsleiters liegende Ursachen die Be- 
wertung beeinflussen würden. 

Zu § 41 

Die Vorschriften entsprechen dem § 45 
Abs. 1 und 2 BewG und stellen Ergänzungen 
zu den §§ 29 und 30 in bezug auf das forst- 
wirtschaftlldie Vermögen dar. 

Zu § 42 

Für die Erfassung und Bewertung der Holz- 
bestände, bei denen ebenso wie nach dem bis- 
herigen § 45 Abs. 4 BewG die tatsächlichen 
Verhältnisse des Betriebs maßgebend sind, 
Ist das Ende des Forstwlrtschaftsjahres (In 
der Regel der 30. September) besser geeig- 
net als der Feststellungszeltpunkt (1. Januar), 
well in den Betriebswerken, deren An- 
gaben für die Bewertung der größeren Forst- 
betriebe zugrunde zu legen sind, die Holzbe- 
stände am Ende des Wirtschaftsjahres festge- 
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stellt werden, während am Feststellungszeit- 
punkt infolge des Einschlags die Verhältnisse 
unklar und unterschiedlich sind. 

Zu § 43 

Die Vorschriften entsprechen weitgehend 
dem § 45 Abs. 3 BewG. Sie sind im einzel- 
nen den durch die Eigenart des forstwirt- 
schaftlichen Vermögens bedingten Besonder- 
heiten des vergleichenden Bewertungsverfah- 
rens — des Altersklassenverfahrens — ange- 
paßt und sollen durch die in der Bewertungs- 
praxis als erforderlich erkannte Zulassung 
von Stärkeklassen erweitert werden. Eine 
solche Regelung ist Insbesondere notwendig 
für die Bewertung der Plenterwälder, die 
nicht nach Altersklassen, sondern nur nach 
Stärkeklassen gegliedert werden können. 

Auch bei der Bewertung des forstwirtschaft- 
lichen Vermögens sind künftig die Bestim- 
mungen über die forstwirtschaftlichen Hek- 
tarwerte nach Ziffern 1 bis 4 durch Rechts- 
verordnung zu treffen. 

Die Absätze 4 und 5 des bisherigen § 45 
BewG können fortfallen, da ihre Vorschrif- 
ten In den allgemeinen Teil (§§ 34 und 36) 
übernommen werden sollen. Damit gelten 
auch für die Forstbetriebe hinsichtlich der 
inneren Verkehrslage die tatsächlichen Ver- 
hältnisse, während bisher die regelmäßigen 
Verhältnisse zu unterstellen sind. 

7ii dd 
— — ^ ’ • 

Die Vorschriften enthalten die für das Wein- 
bauvermögen notwendigen Ergänzungen zu 
den §§ 29 und 30. Sie entsprechen dem bis- 
herigen § 47 Abs. 1 und 3 BewG. Die Be- 
stimmung des § 24 BewDV über die erwei- 
terte Zurechnung im Ausbau befindlicher 
Weinvorräte der Qualitätswelnbaubetriebc 
zum normalen Bestand an umlaufenden Be- 
triebsmitteln ist durch die Entwicklung der 
Kellerwirtschaft entbehrlich geworden. Nach 
§ 44 Abs. 2 Satz 1 sollen zum normalen Be- 
stand an umlaufenden Betriebsmitteln auch 
die Weinvorräte aus der vorletzten Ernte vor 
dem Feststeliungszeitpunkt gehören. Diese 
Fassung bringt inhaltlich keine wesentliche 
Änderung gegenüber der bisherigen Rege- 
lung im § 47 Abs. 3 BewG, nach der auch die 
Weinvorräte aus der letzten Ernte (vor dem 
Ende des Wirtschaftsjahres, d. h. In der Regel 
vor dem 30. Juni) zum normalen Bestand ge- 
hören. Der neue Wortlaut ist klarer und 
schließt jeden Zweifel aus. Der Klarstellung 


dient auch die Beschränkung der Einbezie- 
hung der vorletzten Ernte auf die ausbauen- 
den Betriebe und die Vorschrift, daß Ab- 
schläge für Unterbestand an Weinvorräten 
nicht zulässig sein sollen. 

Zu § 45 

Da das vergleichende Verfahren zur Bewer- 
tung des Weinbauvermögens nicht auf Wein- 
baubetriebe, sondern auf Weinbaulagen ab- 
gcstellt ist, sollen als Bewertungsstützpunkte 
anstelle von Betrieben Weinbaulagen ver- 
wendet werden. Dieses auch nach geltendem 
Recht geübte Verfahren (§ 47 Abs. 4 BewG) 
hat sich bewährt. 

Die im bisherigen § 47 Abs. 4 BewG enthal- 
tene besondere Regelung der inneren Ver- 
kehrslage kann entfallen, da sie nldit zweck- 
mäßig ist. Damit sollen auch beim Weinbau- 
vermögen hinsichtlich der inneren Verkehrs- 
lage gemäß § 34 die tatsächlichen Verhält- 
nisse gelten. 

Zu § 46 

Satz 1 deckt sich inhaltlidi mit der bisherigen 
Begriffsbestimmung in § 48 Abs. 1 BewG. 

Satz 2 zählt die hauptsädillch vorkommen- 
den Arten von gärtnerischen Betrieben auf. 
Eine solche Aufzählung ist bisher ln § 26 
Abs. 1 BewDV enthalten. Die Aufzählung 
soll nicht erschöpfend sein. 

Zu § 47 

Die Regelung der Bewertung der gärtneri- 
schen Betriebe im einzelnen ist bisher nach 
§ 48 Abs. 3 BewG dem Reichsminister (Bun- 
desminister) der Finanzen überlassen. Er 
kann bestimmen, daß der Ertragswert von 
Bewertungsstützpunkten mit rechtsverbind- 
licher Kraft festgestellt und der Ertragswert 
gleichartiger Betriebe durch Vergleich mit 
den Bewertungsstützpunkten ermittelt wird. 
Nach § 27 Abs. 2 BewDV muß der Ertrags- 
wert von gärtnerisdien Betrieben als soge- 
nannter Elnzelcrtragswert ermittelt werden, 
wenn eine vergleichende Bewertung nicht 
möglich ist, weil der Reidismlnlster (Bundes- 
minister) der Finanzen für das betreffende 
Gebiet keinen Bewertungsstützpunkt be- 
stimmt hat. Diese Vorschriften sollen durch 
die neuen Vorschriften der künftig für alle 
Unterarten des land- und forstwirtschaft- 
lichen Vermögens geltenden §§ 35 bis 35 a 
ersetzt werden, nach denen die vergleichende 



Bewertung nunmehr auf alle gärtnerischen 
Betriebe anzuwenden Ist. Hinsichtlich der be- 
sonders wertvollen überdachten Anbauflä- 
chen sollen dabei nicht etwa die durchschnitt- 
lichen Verhältnisse einer Gegend, sondern die 
tatsächliclien Verhältnisse der einzelnen Be- 
triebe maßgebend sein, die stark voneinander 
abweichen können. 

Zu § 48 

Die Einteilung des übrigen land- und forst- 
wirtschaftlichen Vermögens entspricht der 
Regelung des bisherigen § 49 BewG in Ver- 
bindung mit § 3C BewDV. 

Neu ist die Einbeziehung der Saatzudit, die 
auf Erfahrungen der Bewertungspraxis be- 
ruht. Die Saatzudit soll wegen ihres beson- 
deren Charakters bei der Ermittlung des Er- 
tragswerts nicht mehr mit einem landwirt- 
sdiaftlichen oder gärtnerlsdien Betrieb zu- 
sanimengefaßt werden. Vielmehr sollen die 
der ■ Saatzudit dienenden Wirtschaftsgüter 
als besondere Einheit für sich bewertet wer- 
den, audi wenn die Saatzucht in Verbindung 
mit einem landwirtschaftlichen, gärtnerischen 
Betrieb usw, betrieben wird. 

Die bisher in § 31 Abs. 2 BewDV enthal- 
tene Vorschrift, daß die Wohnung des Be- 
triebsinhabers nicht zum übrigen land- und 
forstwirtsdiaftlidien Vermögen gehört, soll 
wegen der neuen Vorschriften über den 
Wohnungswert (§ 32 in Verbindung mit 
§ 38) nicht mehr beibehalten werden. 

Zu § 49 a 

Die Vorschriften über den Bewertungsbeirat 
sind im Bewertungsgesetz auf verschiedene 
Unterabschnitte verteilt. Aus Zweckmäßig- 
kcltsgründen sollen sie in einem einheitlichen 
Abschnitt zusammengefaßt und übersichtlich 
geordnet werden. Die vorgesehene Eassung 
berücksichtigt die veränderten staatsrecht- 
lichen Verhältnisse. Sie knüpft an das Ge- 
setz über die Bildung eines vorläufigen Be- 
wcrtungsbelrats vom 28. September 1950 
(Bundesgesetzblatt S. 682) an, durch das die 
zur Vorbereitung der neuen Hauptfeststel- 
lung der Einheitswerte aus zeitlichen Grün- 
den unaufschiebbare Neubildung des Bewer- 
tungsbeirats vorweg geregelt worden ist. 

Absatz 1 entspriclat dem Absatz 1 des bis- 
herigen § 41 BewG. Durcli Absatz 2 sollen 
dem Bewertungsbeirat auch die Befugnisse 
des früheren Reichsschätzungsbeirats über- 


tragen w^erden. Eine solche Vorschrift ist not- 
wendig, weil der frühere Reichsschätzungs- 
beirat nicht mehr besteht, aber gewisse Auf- 
gaben des Bodenschätzungsgesetzes trotz der 
weit fortgeschrittenen Durchführung der 
Bodenschätzung auch jetzt noch erfüllt wer- 
den müssen. Hierfür ist der Bewertungsbei- 
rat nach seiner Zusammensetzung und nach 
seiner Zweckbestimmung besonders geeignet. 

Zu § 49 b 

Nach dem Bewertungsgesetz hatte der Be- 
wertungsbeirat ursprünglich drei Abteilungen, 
eine landwirtschaftliche, eine forstwirtschaft- 
liche und eine Weinbauabteilung. Durcli das 
Gesetz über die Bildung eines vorläufigen 
Bewertungsbeirates sind neu eine Gartenbau- 
abteilung und eine Hauptabteilung geschaf- 
fen worden. Die vorgesehene Erweite- 
rung des Beirates um eine Gartenbauabtei- 
lung mit Unterabteilungen für Blumen- und 
Gemüsebau, für Obstbau und für Baumschu- 
len entspricht dem praktischen Bedürfnis und 
der wirtschaftlichen Bedeutung des Garten- 
baus. Die Hauptabteilung ist bisher nicht 
tätig geworden und kann als entbehrlich 
künftig wieder entfallen. Die ihr seinerzeit 
zugedachten Aufgaben der Koordinierung 
lassen sidi besser durdi gegenseitige Eüh- 
lungnahme der Abteilungen und durch die 
Geschäftsführung des Bundesministers der 
Einanzen erfüllen. 

Zu § 49 c 

Die neue Fassung ist dem § 2 des Gesetzes 
über die Bildung eines vorläufigen Bewer- 
tungsbeirates nachgebildet. Das Vorschlags- 
recht des Bundesrates als der verfassungs- 
mäßigen Vertretung der Länder sichert 
deren Einfluß bei der Berufung der Mitglie- 
der entsprechend dem staatlichen Aufbau des 
Bundes auf föderalistischer Grundlage. Die 
Beteiligung des Bundesministers für Ernäh- 
rung, Landwirtschaft und Forsten soll sich 
nicht mehr auf die Mitwirkung bei der Beru- 
fung der Mitglieder beschränken, er soll nun- 
mehr in allen Abteilungen und Unterabtei- 
lungen durch einen von ihm beauftragten 
Beamten seines Ministeriums vertreten sein. 
Eine solche Regelung erscheint im Hinblick 
auf die zunehmende Bedeutung der Ein- 
heltsv/c’-t'" für nicht steuerliche Zwecke erfor- 
derlich. Da :e :cn hat sich die dem Bundes- 
minister für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten bei der Bildung des vorläufigen Be- 



Wertungsbeirates übertragene Anhörung der 
Berufsorganisationen der Land- und Forst- 
wirtschaft als entbehrlich erwiesen; sie wird 
ohnehin von den Ländern wahrgenommen, 
ehe diese im Bundesrat über ihre Vorschläge 
beschließen. Maßgebend für die Auswahl der 
Mitglieder ist die fachliche Eignung. Die Vor- 
schriften über die Wahrung des Steuer- 
geheimnisses entsprechen den Bestimmungen 
der Reichsabgabenordnung. 

Zu § 49 d 

Im Gesetz über die Bildung eines vorläufigen 
Bewertungsbeirats sind dessen Aufgaben 
nicht im einzelnen aufgezählt, sondern nur 
allgemein umrissen. Dies hat sich als eine 
Lücke erwiesen. Daher knüpft der Entwurf 
wieder an die Fassung des geltenden Bewer- 
tungsgesetzes an, in dem die Aufgaben in 
§ 43 einzeln aufgeführt sind. Dem Beirat sol- 
len ausschließlich fachliche Aufgaben über- 
tragen werden, zu deren Erfüllung seine 
allein auf Grund ihrer Sachkunde berufenen 
Mitglieder besonders geeignet erscheinen. 

Zu § 49 e 

Die Vorschriften über de Geschäftsführung 
entsprechen im wesentlichen dem bisherigen 
§ 42 BewG und dem § 3 des Gesetzes über 
die Bildung eines vorläufigen Bewertungs- 
beirats, die sich bewahrt haben. 

Zu § 49 f 

Es erscheint zweckmäßig, die bisher in § 35 
BewG und in den §§ 8 bis 11 BewDV ge- 
regelte Bildung von Gutachterausschüssen 
auch künftig beizubehalten. Die Vorschriften 
sollen lediglich den veränderten Verhältnis- 
sen angepaßt werden. Außerdem soll die 
Möglichkeit geschaffen werden, nach Bedarf 
Abteilungen für die Bewertung der Unter- 
arten des land- und fortwirtschaftlichen Ver- 
mögens zu bilden. Neu ist die Übertragung 
der Befugnisse des Landesschätzungsbeirats 
nach dem Bodenschätzungsgesetz auf den 
Gutachterausschuß, die der gleichen Regelung 
für den Bewertungsbeirat entspricht. 

Zu § 49 g 

Die neuen Kannvorschriften sollen die Be- 
wertung weiterer kennzeichnender Bewer- 
tungsstützpunkte durch die Oberfinanzdirek- 
tionen ermöglichen und geben diesen für die 
Bewertung der großen Masse der Betriebe 


wichtigen Arbeiten die bisher nicht vorhan- 
dene gesetzliche Grundlage. Diese Regelung 
ist im Hinblick auf die erwünschte Verdich- 
tung des lockeren Netzes der Vergleichs- und 
Untervergleichsbetriebe durch weitere auf 
den Beschlüssen des Bewertungsbeirats und 
der Gutachterausschüsse beruhende Bewer- 
tungen typischer Bewertungsstützpunkte be- 
sonders zweckmäßig. 

Zu Artikel 1 Ziffer 17 

Allgemeines 

Artikel 1 Ziffer 17 — Unterabschnitt 3 des 
Gesetzes — enthält die Vorschriften über die 
Bewertung des Grundvermögens. Diese um- 
fassen bisher nur 4 Paragraphen und müssen 
weit ausführlidier gestaltet werden. Zur Er- 
leichterung der Übersicht wird der Unter- 
absdinitt 3 in fünf Teile gegliedert. Nach 
allgemeinen Vorschriften über den Begriff 
des Grundvermögens und die Abgrenzung 
gegenüber dem land- und forstwirtsdiaft- 
lidien Vermögen (Teil I, §§ 50 und 51) fol- 
gen Bewertungsvorschriften für unbebaute 
Grundstücke (Teil II, § 51 a), Grundstücke 
im Zustand der Bebauung (Teil III, § 51 b) 
und bebaute Grundstücke (Teil IV, §§ 51 c 
bis 53 g). Anschließend werden unter Teil V 
Vorschriften für einige Sonderfälle — Erb- 
baurecht (§ 53 h), Wohnungseigentum und 
Teileigentum (§ 53 i) und Gebäude auf frem- 
dem Grund und Boden (§ 53 k) — gegeben. 
Das Schwergewicht des LJnterabschmtts liegt 
in den Vorschriften über die Bewertung der 
bebauten Grundstücke. 

Zu § 50 

Der Begriff „Grundvermögen“, der sich bis- 
her nur unzusammenhängend aus den beiden 
§§ 50 und 51 BewG ergab, wird nunmehr 
ausschließlich In § 50 Abs. 1 Satz 1 festgelegt. 
Dabei wird von dem in § 20 a festgelegten 
Oberbegriff „Grundbesitz“ ausgegangen und 
zum Grundvermögen der gesamte Grund- 
besitz mit Ausnahme des land- und forst- 
wirtschaftlichen Vermögens und der Be- 
triebsgrundstücke gerechnet. Hierdurch tritt 
sachlich gegenüber der bisherigen Regelung 
keine Änderung ein. Im übrigen wird im 
Absatz 1 entsprechend dem bisherigen Wort- 
laut des § 50 Abs. 1 BewG der Umfang des 
Grundvermögens erläutert und abgegrenzt. 

Nach Absatz 2 gehen als wirtschaftliche Ein- 
heiten des Grundvermögens neben dem Erb- 



baurecht und den sonstigen grundstücksglei- 
chen Rechten nunmehr auch das Wohnungs- 
eigentum und das Teileigentum, die schon 
nada dem Wohnungseigentumsgesetz (§ 61) 
als wirtschaftliche Einheiten im Sinne des Be- 
wertungsgesetzes anzusehen sind. Dasselbe 
muß audi für das Wohnungs- und Teilerb- 
baurecht gelten. 

Absatz 3 entspricht dem bisherigen Absatz 3. 

Zu § 51 

§51 besdaränkt sida auf die Abgrenzung des 
Grundvermögens vom land- und forstwirt- 
schaftlichen Vermögen. Die Überschrift wird 
entspredaend geändert. Der Inhalt des bis- 
herigen Absatzes 4 (Nidatzugehörigkeit von 
Betriebsgrundstücken und Gewerbeberech- 
tigungen zum Grundvermögen) soll In § 50 
Abs. 1 aufgenomnaen werden. Auch der bis- 
herige Absatz 1 wird durch die Neufassung 
des i 50 Abs. 1 entbehrlida. 

Die Fassung des Absatzes 1 Satz 1 entspricht 
inhaltlich der bisherigen Fassung des Ab- 
satzes 2. Danach soll die Erfassung land- und 
forstwirtschaftlich genutzter Grundstüdks- 
flädaen als Grundvermögen In dem Zeit- 
punkt erfolgen, In dem mit einer anderen 
als land- und forstwirtschaftlichen Verwen- 
dung In absehbarer Zeit zu rechnen ist. Der 
Begriff „absehbare Zeit“ ist von der Recht- 
sprechung dahin eingeengt worden, daß dar- 
unter ein normaler Hauptfeststellungszeit- 
rauna von etwa 6 Jahren zu verstehen Ist. 
Während eines solchen Zeitraumes ist die 
Entwicklung im allgemeinen übersehbar, so 
daß sich die beabsichtigte Zweckänderung be- 
reits zu Beginn dieses Zeitraumes auf den 
Wert des Grundstücks und die damit ver- 
bundene Artänderung auswirkt. Eine viel- 
fach gewünschte weitere Verkürzung dieser 
Zeitspanne und eine dementsprechende 
Änderung der Fassung erscheint vor allem 
im Hinblick auf die von der Rechtsprechung 
b einflußte bisherige Praxis nicht zweck- 
mäßig und nicht erforderlich. 

Sind Grundstücksflädaen zu einem Preis er- 
worben, der erhebllda über den üblichen 
Preisen für land- und forstwirtschaftlich ge- 
nutzte Flächen Hegt, so ist dadurch regel- 
mäßig die Absicht einer anderen Verwen- 
dung als zu land- und forstwirtschaftlidaen 
Zwecken erkennbar geworden. Auf die Prü- 
fung, ob eine anderweitige Verwendung nach 
Absatz 1 Satz 1 In absehbarer Zeit zu er- 


warten ist, kann deshalb In diesen Fällen 
verzichtet werden. Die Bezahlung von Bau- 
landpreisen für land- und forstwirtsdiaftlich 
genutzte Grundstücksflächen läßt die Bewer- 
tung mit den niedrigeren Werten für land- 
und forstwirtschaftliches Vermögen nicht 
mehr zu. Ausnahmen können sich nur er- 
geben, wenn land- und forstwirtschaftlich ge- 
nutzter Grundbesitz aus Gründen zu einem 
höheren Preis erworben worden ist, die 
offensichtlich nicht die Benutzung als unbe- 
bautes Grundstück rechtfertigen. Deshalb 
sind in dem Satz 2 die Worte „In der Regel“ 
eingefügt worden. 

Nadi Aufhebung des Reichserbhofgesetzes 
ist die Vorschrift des bisherigen Absatzes 3 
gep^enstandslos geworden. Sie soll durch den 
jetzigen Absatz 2 ersetzt werden. Durch diese 
Vorsdirift wird der in Absatz 1 aufgestellte 
Grundsatz über die Erfassung von land- und 
forstwirtschaftlich genutzten Grundstücks- 
flächen als Grundvermögen eingeschränkt. 
Grundstücksflädien, die dem Inhaber eines 
Betriebes der Land- und Forstwirtschaft ge- 
hören, der diesem als Existenzgrundlage 
dient, sollen bei ordnungsmäßiger Bewirt- 
schaftung von seiner Hofstelle aus möglichst 
lange als land- und forstwirtschaftliches Ver- 
mögen behandelt werden. Es besteht in die- 
sen Fällen eine Vermutung dafür, daß die 
Flächen audi weiterhin landwirtschaftlich ge- 
nutzt werden. Die vorzeitige Erfassung als 
Grundvermögen würde die Rentabilität des 
Hofes infolge der höheren Wertansätze und 
der damit verbundenen steuerlichen Be- 
lastung beeinträchtigen. Bei Vorliegen der In 
Absatz 2 vorgesehenen Voraussetzungen sol- 
len deshalb zum Hof gehörende Flächen erst 
dann als Grundvermögen erfaßt werden, 
wenn die Nutzung als Grundvermögen 
innerhalb eines Zeitraumes von zwei Jahren 
angenommen werden kann. 

Die Vorschrift des Absatzes 2 hat mit der 
früheren sich auf den „Erbhof“ beziehenden 
Vorschrift gemeinsam, daß nur solche 
Flächen den Schutz der Bewertung als land- 
und forstwirtschaftliches Vermögen genie- 
ßen, die dem Inhaber des Betriebs gehören. 
Der Eigentümer verpachteter Stücklände- 
reien bedarf der möglichst langen Behand- 
lung seiner Flächen als land- und forstwirt- 
schaftliches Vermögen nicht. Bei Ihm kann 
der In Absatz 1 aufgestellte Grundsatz über 
die Erfassung seiner Grundstücksflächen als 
Grundvermögen bei entsprechender Ver- 
wendung in absehbarer Zeit aufrechterhal- 
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teil bleiben. Gegenüber der bisherigen Vor- 
schrift stellt die neue Fassung Jedoch inso- 
fern eine Erweiterung der Bewertung als 
land- und forstwirtschaftliches Vermögen 
dar, als sie sich auf jeden Betrieb der Land- 
und Forstwirtschaft bezieht, der dem Eigen- 
tümer des Betriebs als Existenzgrundlage 
dient. Der Begriff „Existenzgrundlage" ist 
dabei zu<iunsten der Bewertung des lana- 
und forstwirtschaftlichen Vermögens weit 
auszulegen. Er ist von der Größe des Betriebs 
unabhängig und umfaßt auch Flächen, die 
zu einem Betrieb mit nur geringer Größe ge- 
hören. Insbesondere soll in den Fällen, in 
denen der Betrieb den Eigentümer nicht 
ausreichend ernährt und dieser darauf ange- 
wiesen Ist, einem anderen Beruf als zusätz- 
lidier Erwerbsquelle nachzugehen, der Betrieb 
als „Existenzgrundlage“ angesehen werden. 
Voraussetzung für die Anwendung der Vor- 
schrift des Absatzes 2 bleibt allerdings, daß 
eine Flofstelle vorhanden ist und die Flächen 
von dieser Hofstelle aus ordnungsmäßig be- 
wirtschaftet werden, 

Absatz 3 ist eine Sondervorschrift zu den 
Absätzen 1 und 2 für baureife Grundstücke. 
Bei Grundstücken, die von der Gemeinde für 
eine Bebauung vorgesehen sind, und für die 
auch bereits die tatsächlichen und rechtlichen 
Voraussetzungen für eine sofortige Bebauung 
vorliegen, erscheint es nicht vertretbar, sie 
noch als land- und forstwirtschaftliches Ver- 
mögen zu behandeln; dies soll auch gelten, 
wenn die Fläche im Feststellungszeltpunkt 
noch von einer Hofstelle aus landwirtschaft- 
lich genutzt wird und die Voraussetzungen 
des Absatzes 2 für eine Bewertung als unbe- 
bautes Grundstück nicht ohne weiteres als 
vorliegend anzunehmen sind. 

Die Frage, ob ein Gelände, das für Bebau- 
ungszwecke vorgesehen ist, als baureifes 
Grundstück anzusehen ist, wird örtlich 
durchaus versdiieden zu beurteilen sein. Die 
Abgrenzung des Begriffs im einzelnen wird 
daher den Landern und Gemeinden überlas- 
sen bleiben müssen. Trotzdem kann auf die 
einheitliche Festlegung der grundsätzlichen 
Merkmale für die Abgrenzung des Begriffs 
„baureifes Grundstück“ im Gesetz nicht ver- 
zichtet werden. Rechtlich müssen die Vor- 
aussetzungen für die Bebauung vorliegen. 
Nach der tatsächlichen Seite muß der Er- 
schließungsgrad soweit fortgeschritten sein, 
daß eine sofortige Bebauung möglich ist. Des- 
halb wird man ein Gelände nur dann als 
baureif ansehen können, wenn es an bebau- 


ten oder wenigstens planmäßig genau fest- 
gelegten und damit mit den wichtigsten Ver- 
sorgungsleitungen, wie Wasser und Lldit, 
versehenen Straßen liegt. Welche Voraus- 
setzungen für die sofortige Inangriffnahme 
der Bebauung im einzelnen vorliegen müssen, 
ist eine Frage der gemeindlichen Bestimmun- 
gen und der örtlichen Verhältnisse. Auch 
wenn die rechtlichen und tatsächlichen Vor- 
aussetzungen für eine sofortige Bebauung 
eines Grundstücks vorliegen, wird das Ge- 
lände erst dann zum baureifen Grundstück 
im Sinne dieser Vorschrift, wenn es von der 
Gemeinde auch für die Bebauung vorgesehen 
ist. Erst in diesem Zeitpunkt sind alle Vor- 
aussetzungen gegeben, um die aus städtebau- 
lichen und wohnungspolitischen Gründen er- 
wünschte baldige Bebauung durchführen zu 
können. Ein Grundstück wird daher letzt- 
lich nur dann nach Art und Wert als bau- 
reifes Land angesehen, wenn alle drei ange- 
führten Voraussetzungen gleichzeitig vor- 
liegen. 

Zu § 51 a 

Die bisher in § 53 BewG geregelte Bewer- 
tung von unbebauten Grundstücken enthält 
nur den Hinweis, daß der gemeine Wert zu- 
grunde zu legen ist. Soweit Begrlffsbestim- 
muneen in den 33 a und 45 BewDV ent- 
halten sind, sind sie nunmehr ln § 51 a ein- 
gebaut worden. Nach Absatz 1 bleibt ein 
Grundstück bis zur Fertigstellung eines be- 

I i.. L/rt Clil U 1 i UC k.Aa U l.C.') 

Grundstück. Im Zeitpunkt, in dem das Ge- 
bäude bezugsfertig Ist, wird das Grundstück 
ein bebautes (vgl. § 51c). Vom Zeitpunkt 
des Baubeginns des Gebäudes bis zu dem 
Zeitpunkt, in dem es bezugsfertig wird, be- 
findet sich das Grundstück im Zustand der 
Bebauung. Seine Bewertung wird im § 51 b 
geregelt. 

Der Begriff „bezugsfertig^“ ist inhaltlich aus 
§ 33 a Abs. 2 BewDV übernommen worden. 
Die Zumutbarkeit der Gebäudenutzung soll 
entsdieidend sein. Auf die tatsächliche 
Nutzung oder die Bauabnahme kommt es 
nldit an. In gleldier Welse ist der Begriff in 
anderen Gesetzen, z. B. ln der Wohnungs- 
baugesetzgebung festgelegt worden. 

Entsprechend dem § 45 BewDV sollen 
Grundstücke mit Gebäuden von untergeord- 
neter Bedeutung als unbebaute Grundstücke 
gelten. Für die Frage, ob das Gebäude von 
untergeordneter Bedeutung Ist, ist nach § 45 
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BewDV lediglich die Zweckbestimmung des 
Gebäudes gegenüber der Zweckbestimmung 
des Grund und Bodens entscheidend. Der 
Wert des Gebäudes ist nidit erwähnt. Neben 
der Zweckbestimmung ist jedoch auch der 
Wert des Gebäudes für die Beurteilung der 
Frage, ob das Grundstück als bebautes oder 
als unbebautes anzusehen ist, von Bedeutung. 
Absatz 4 stellt klar, daß kriegszerstorte 
Grundstücke, die nach der Regelung des 
Fortschreibungsgesetzes vom 10. März 1949 
und dem dazu ergangenen Erlaß des ehemali- 
gen Direktors für Finanzen des Vereinigten 
WirtschaGsgebietes vom 5. September 1949 
noch als bebaute Grundstücke gelten, unbe- 
baut sind. Damit fällt die Sonderbehandlung 
der Grundstücke mit zerstörten oder be- 
schädigten Gebäuden auf dem Gebiete der 
Einheitsbew ertung weg. Die Frage, wann ein 
Gebäude als zerstört anzusehen ist, ist ähn- 
lich wie im § 2 Abs. 2 der Mietenverordnung 
vom 20. November 1950 geregelt. Die Vor- 
aussetzung der Mietenverordnung, wonach 
cs genügt, daß „oberhalb des Kellergeschos- 
ses“ auf die Dauer benutzbarer Raum nicht 
vorhanden ist, kann nicht übernommen wer- 
den, da sie mit dem Grundgedanken des Ge- 
bäudebegriffs nicht im Einklang stehen 
würde. Soweit brauchbare und auf die Dauer 
benutzbare Kellergeschosse zu gewerblichen 
Zwecken oder auch zu Wohnzwecken ausge- 
baut sind, ist ein bezugsfertiges Gebäude im 
Sinne des Bewertungsrechts gegeben. 

Als . Bodenwert soll der gemeine Wert des 
Grund und Bodens angesetzt werden. Der 
Begriff des gemeinen Wertes wird in § 10 
des Gesetzes bestimmt. Der gemeine Wert 
richtet sich bei dem Grund und Boden im 
wesentlichen nach der Lage, Verwendbarkeit 
und baulichen Ausnutzbarkeit des Grund- 
stücks. 

Die Verwendbarkeit der Grundstücke wird 
im alleemeinen durch den geltenden Flächen- 
nutzungsplan bestimmt, der die Verwendung 
der Grundstücke für bestimmte Gemeinde- 
gebiete festlegt und meistens reine Wohn- 
gebiete, gemischte Gebiete (Wohnungen und 
Gewerbe gemischt), reine Gesdiäftsviertel, 
Industriegebiete und Siedlungsgebiete von- 
einander abgrenzt. Dagegen wird die bauliche 
Ausnutzbarkeit im allgemeinen durch Orts- 
statute geregelt, die bestimmte Bebauungs- 
höhen und bauliche Flächenhöchstausnutzun- 
gen vorschreiben. 


Die Bodenwerte werden so ermittelt, daß 
zunächst in bestimmten Gebieten oder für 
bestimmte Straßen oder Straßenteile Boden- 
richtwerte festgelegt werden. Der Boden- 
richtwert richtet sich nach der allgemeinen 
Lage, Verwendbarkeit und baulichen Aus- 
nutzbarkeit von typischen Grundstücken in 
diesen Gebieten, Straßen oder Straßenteilen. 
Bei der Ermittlung des Bodenwerts ist des- 
halb davon auszugehen, daß der Bodenricht- 
wert nur der Wert eines typischen Grund- 
stücks ist. Fast jedes Grundstück besitzt aber 
außer den allgemeinen Merkmalen der Lage, 
Verwendbarkeit und baulichen Ausnutzbar- 
keit auch noch besondere individuelle Merk- 
male, die den Preis beeinflussen. Zu diesen 
individuellen Merkmalen gehören insbeson- 
dere Zugänglichkeit, Größe, Zuschnitt, Rei- 
hen- oder Ecklage, Baugrundverhältnisse, 
Oberflächengestaltung, Grundwasserstand. 
Diese sind gemäß § 10 des Gesetzes bei der 
Wertbildtmg mit zu berücksichtigen. 

Zu § 51 b 

Die Vorsdiriften über die Bewertung von 
Grundstücken im Zustand der Bebauung sind 
im gesetzestechnischen Aufbau zwischen die 
Vorschriften über die Bewertung der unbe- 
bauten und der bebauten Grundstücke einge- 
schoben worden. § 51 b entspricht inhaltlich 
zu einem wesentlichen Teil dem § 33 a 
BewDV. Die bisher fehlende Begriffsbestim- 
mung ist in Absatz 1 aufgenommen worden. 
Danach sind Grundstücke, bei denen mit der 
Errichtung der Gebäude begonnen worden 
ist, die Gebäude jedoch im Feststellungszeit- 
punkt noch nidit bezugsfertig sind, Grund- 
stücke im Zustand der Bebauung. 

Absatz 2 faßt die Absätze 1 und 2 des § 33 a 
BewDV in verkürzter Form zusammen. Wie 
bisher sind die im Bau befindlichen Gebäude 
für den Einheitswert nicht zu erfassen. Dar- 
aus ergibt sich, daß nur der Grund und 
Boden zu bewerten ist, wenn nicht bereits 
bezugsfertige Gebäude vorhanden sind. Be- 
finden sich bezugsfertige Gebäude auf dem 
Grundstück, so sind diese in den Einheits- 
wert einzubeziehen. Das Grundstück ist dann 
ein bebautes. Sind keine bezugsfertigen Ge- 
bäude auf dem Grundstück vorhanden, so 
ist es als unbebautes zu bewerten. Diese 
Regelung gilt jedoch nur für die Zwecke der 
Grundsteuer. 

Die Vorschriften über die Ermittlung des für 
die Vermögensbesteuerung maßgebenden 



Einheitswertes sollen dagegen geändert wer- 
den. Die bisherige Auffassung, wonach für 
die im Bau befindlichen Gebäude oder Ge- 
bäudeteile die bis zum Feststellungszeitpunkt 
entstandenen Baukosten in voller Höhe zu 
dem nadi Absatz 2 maßgebenden Einheits- 
wert hinzuzurechnen sind, hat im prak- 
tischen Ergebnis zu nicht vertretbaren hohen 
Werten für die Vermögensteuer geführt. Es 
ist eine Erfahrungstatsache, daß nicht erst bei 
einem fertiggestellten Gebäude, sondern be- 
reits bei dem Einbau der Baumaterialien die 
bis dahin entstandenen Baukosten im Falle 
der Veräußerung des Grundstücks bei der 
Bemessung des Verkaufspreises nicht voll be- 
rücksichtigt werden können. Der Verkehrs- 
wert liegt infolgedessen auch bei Grundstük- 
ken im Zustand der Bebauung unter den 
Gestehungskosten. Dieser Tatsache wird die 
bisherige Regelung nicht gerecht. Die Finanz- 
ämter haben deshalb auch bisher nur einen 
dem Grad des Aufbaus entsprechenden 
Bruchteil des späteren Einheitswertes als Ver- 
mögensteuerwert des Gebäudes angesetzt. 
Diese Auffassung soll im Absatz 3 übernom- 
men werden. 

Entsprechend der bisherigen Verwaltungs- 
praxis soll ein Gebäude, das in Bauabsclinlt- 
ten errichtet wird, in seinem fertiggestellten 
und benutzbaren Teil gemäß Absatz 4 nicht 
mehr als ein im Bau befindliches Gebäude, 
sondern als bezugsfertiges Gebäude ange- 
sehen werden. Eine andere Auffassung würde 
den tatsächlichen Verhältnissen nicht gerecht 
weiden. Es wird insbesondere beim Wieder- 
aufbau größerer Gebäude häufig in Abschnit- 
ten gebaut, zwischen denen mehr oder weni- 
ger lange Zeiträume liegen. Die Nichterfas- 
sung der fertiggestellten und selbständig 
nutzbaren Teilgebäude bei der Grundsteuer 
wäre nicht vertretbar. Eine Errichtung in 
Bauabschnitten liegt nicht vor, wenn das Ge- 
bäude in einem Zuge oder mit nur kurzen 
Unterbrechungen gebaut wird. In diesem 
Falle soll nach § 51 a Abs. 2 die Bezugsfertig- 
keit des ganzen Gebäudes maßgebend sein. 

Ein ausdrücklicher gesetzlicher Hinweis dar- 
auf, daß die Vorschriften auch bei Gebäuden 
des land- und forstwirtschaftlichen Ver- 
mögens entsprechend zur Anwendung kom- 
men sollen, wie es Absatz 4 von § 33 a 
BewDV vorsieht, erübrigt sich. Noch nicht 
bezugsfertige Gebäude eines land- und forst- 
wirtschaftlichen Betriebes steigern den Ertrag 
des Betriebes nicht, so daß die Aufwendun- 
gen für im Bau befindliche landwirtschaft- 


liche Betriebsgebäude bei der Ermittlung des 
Einheitswertes des land- und forstwirtschaft- 
lichen Betriebes nicht berücksichtigt werden 
können. Für den außerhalb des landwirt- 
schaftlidien Ertragswertverfahrens festzustel- 
lenden Wert der Gebäude oder Gebäudeteile, 
die innerhalb des land- und forstwirtschaft- 
lichen Betriebes Wohnzwecken dienen, sind 
nach § 38 des Entwurfs die Grundsätze maß- 
gebend, die beim Grundvermögen gelten. 
Damit gelten die Vorschriften der Absätze 3 
und 4 auch für Wohngebäude bei der Land- 
und Forstwirtschaft. 

Zu § 51 c 

Der Begriff „bebaute Grundstücke“ ist bis- 
her im Bewertungsgesetz nicht definiert. Ent- 
sprechend der in § 51 a Abs. 1 enthaltenen 
Begriffsbestimmung für unbebaute Grund- 
stücke soll nunmehr auch der Begriff „be- 
baute Grundstücke“ gesetzlich festgelegt 
werden. 

Zu § 51 d 

§ 51 d entspridit inhaltlich weitgehend dem 
§ 32 BewDV. Eine Änderung ergibt sich 
jedoch dadurch, daß eine neue Grundstücks- 
art für die Zweifamilienhäuser gebildet und 
der Begriff der Einfamilienhäuser klarer be- 
stimmt werden soll. Die bisherige Bezeich- 
nung „Grundstückshauptgruppen“ ist in 
„Grundstücksarten“ geändert worden. 

Aus Gründen der Übersichtlichkeit werden 
die einzelnen Grundstücksarten zunächst 
ohne Begriffsbestimmung aufgeführt. Die 
nicht unter die Grundstücksarten 1 bis 5 fal- 
lenden Grundstücke werden als „sonstige be- 
baute Grundstücke“ bezeiclinet. Für die Fest- 
legung der Begriffe Mietwohngrundstücke, 
Geschäftsgrundstücke und gemischtgenutzte 
Grundstücke soll im wesentlichen die Fassung 
des § 32 BewDV beibehalien werden. Bei 
der Beurteilung, mit welchem Hundertsatz 
die versdaiedenartige Nutzung eines Grund- 
stücks zu berücksiditigen ist, soll wie bisher 
nicht auf die Größe der genutzten Fläche, 
sondern auf die Höhe der anteiligen Jahres- 
rohmiete abgestellt werden. Die Jahresroh- 
miete ist als Grundlage für die Bewertung 
nach dem Ertragswert bekannt. Zusätzliche 
Ermittlungen für die Bestimmung der er- 
wähnten Grundstücksarten sind nicht erfor- 
derlida. Eine Abgrenzung nach der Nutz- 
fläche würde demgegenüber für die Praxis 
eine erhebliche Mehrarbeit bedeuten, da die 


hl 



Nutzfläche kein Bewertungsfaktor ist und 
zusätzlich zu den übrigen Merkmalen ermit- 
telt werden müßte. 

Die bisher in der Praxis vielfach entstande- 
nen Schwierigkeiten bei der Abgrenzung 
zwischen Einfamilienhäusern und anderen 
Grundstücksarten sollen durcli die vorge- 
sehene Einengung des Begriffs „Einfamilien- 
haus“ möglichst beseitigt werden. Die bis- 
herige Begriffsbestimmung, nach der das Ein- 
familienhaus „nach seiner baulichen Gestal- 
tung nicht mehr als eine Wohnung enthalten 
darf“, hat in der Vergangenheit insbesondere 
deshalb zu Abgrenzungsschwierigkeiten ge- 
führt, weil viele Grundstücke, die nach ihrer 
baulichen Gestaltung Einfamilienhäuser sind, 
infolge des stark gestiegenen Wohnraum- 
bedarfs zwei oder mehr Wohnungen enthal- 
ten. Die Rechtsprechung hat dieser Entwick- 
lung bei Auslegung des Begriffs des Einfami- 
lienhauses Rechnung getragen. Sie kam zu 
dem Ergebnis, daß es weniger auf die bau- 
liche Gestaltung ankommt, als vielmehr dar- 
auf, daß nach der Verkehrsauffassung nicht 
mehr als eine Wohnung vorhanden und dies 
nach der Sachlage ein Dauerzustand ist. Hier- 
durch ergab sich in der Praxis die schwierige 
Frage, was als Dauerzustand anzusthen ist 
und inwieweit die Innengestaltung des Ge- 
bäudes auf einen Dauerzustand schließen 
läßt. 

Mit der vorgesehenen Begriffsbestimmung 
des Einfamilienhauses und der Einschaltung 
der Grundstücksart „Zweifamilienhaus“ sol- 
len klare Abgrenzungen geschaffen werden. 
Auch läßt sich die Bewertung im Verhältnis 
zwischen dem Einfamilienhaus und dem 
Mietwohngrundstück durch die Zwischen- 
schaltung des Zweifamilenhauses besser ab- 
stimmen. Der Begriff „Einfamilienhaus“ 
kann nunmehr in der Weise eng abgegrenzt 
werden, daß unabhängig von der baulichen 
Gestaltung des Hauses jeweils nur eine Woh- 
nung vorhanden sein darf. Infolgedessen soll 
auch eine zweite Wohnung von untergeord- 
neter Bedeutung (Einliegerwohnung) oder 
mit nur vorübergehendem Charakter (Not- 
wohnung) jetzt dem Begriff „Einfamilien- 
haus“ entgegenstehen. Dagegen kann die bis- 
herige Regelung beibehalten werden, wonach 
Wohnungen des Hauspersonals nidit mitge- 
rechnet werden. Die Mitbenutzung des Ein- 
familienhauses zu gewerblichen oder öff nt- 
lichen Zwecken soll nicht hinderlich sein, 
wenn die Eigenart als Einfamilienhaus nicht 
wesentlich beeinträchtigt ist. 


Eine^ klarere Abgrenzung soll audi zwischen 
Zweifamilienhäusern und den Mietwohn- 
grundstücken erfolgen. Zweifamilienhäuser 
sind Wohn^rundstückc, die nur zwei Woh- 
nungen enthalten. Zu dieser Grundstücksart 
gehören außer den eigentlichen Zweifami- 
lienhäusern mit zwei gleidiwertigen Woh- 
nungen auch solche Wohngrundstücke, die 
im Sprachgebrauch als Einfamilienhäuser mit 
Einliegerwohnung bezeidinet werden. Dabei 
ist es gleichgültig, ob eine oder beide Woh- 
nungen vermietet sind. Ein Wohngrundstück 
mit drei Wohnungen hat dagegen bereits den 
Charakter eines Mietwohngrundstücks und 
zwar auch dann, wenn die dritte Wohnung 
nur eine Wohnung von untergeordneter Be- 
deutung ist (Einliegerwohnung). Wohnungen 
des Hauspersonals sollen dem Begriff Zwei- 
familienhaus nicht entgegenstehen. Ebenso 
soll eine Mitbenutzung des Zweifamilenhau- 
ses zu gewerblichen oder öffentlichen Zwek- 
ken für den Zweifamilienhausbegriff nicht 
schädlich sein, wenn — wie beim Einfami- 
lienhaus — die Eigenschaft als Zweifamilien- 
haus nicht wesentlich beeinträchtigt ist. 

Mit der vorgesehenen Fassung soll der Praxis 
die Entscheidung über die Grundstücksart 
wesentlich erleichtert werden. 

Zu den in Absatz 7 erwähnten „sonstigen 
bebauten Grundstücken“ gehören wie bisher 
alle nicht unter die übrigen Grundstücks- 
arten fallenden Grundstücke. 

Zu § 51 e 

§ 51 e bestimmt, welches Bewertungsverfah- 
ren für die einzelnen Grundstücksarten und 
Gruppen von Grundstücken zur Anwendung 
kommen soll. Der Entwurf geht von zwei 
Verfahren aus, die nach den Erkenntnissen 
der modernen Grundstücksschätzung den 
Vorzug verdienen und nach den bisher ge- 
sammelten Erfahrungen und den gemachten 
Feststellungen für die Einheitsbewertung ge- 
eignet erscheinen. Das Ertragswertverfahren, 
geregelt in den §§ 52 bis 52 m, eignet sich 
besonders für die ertragbringenden Grund- 
stücke. Demgegenüber Ist das Sachwertver- 
fahren bei den Grundstücken zu bevorzu- 
gen, bei denen ein Ertrag nicht oder nur 
schwer feststellbar ist und deshalb audi nicht 
bei der Kaufpreisbildung In Erscheinung tritt. 
In Betracht kommen für das Sachwertver- 
fahren Insbesondere Fabrikgrundstücke und 
andere Geschäftsgrundstücke wie Hotels, 
Warenhäuser, Theater, Kinos, Banken, Ver- 
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sicherungsbauten, Krankenhäuser und dgl. 
mehr. Auch die sonstigen bebauten Grund- 
stücke (§ 51 d Abs. 7) wie Klubhäuser, 
Bootshäuser, Turnhallen und dgl. fallen 
hierunter. Das hierfür vorgesehene Sachwert- 
verfahren ist bereits in der Vergangenheit 
mit Erfolg angewendet worden. 

Demgegenüber soll das Ertragswertverfahren 
neu eingeführt werden. Die Gründe, die zur 
Aufgabe des bisher angewandten Verfahrens 
einer Bewertung nach dem Vielfachen der 
Jahresrohmiete führen, sind bereits im all- 
gemeinen Teil dieser Begründung unter Zif- 
fer 6 aufgeführt worden. Das Ertragswert- 
verfahren führt auf der Grundlage des Rein- 
ertrages unter Berücksichtigung der Verzin- 
sung und des Alters zu wesentlich ge- 
naueren Werten als das Verfahren nach der 
Jahresrohmiete. Es ist bei vielen Unter- 
suchungen erprobt und auf eine Massenbe- 
wertung, wie sie die Einheitsbewertung dar- 
stellt, zugeschnitten. 

Der Marktwert von Grundstücken, die regel- 
mäßig Mieterträge bringen. Ist Im Grund- 
stücksverkehr nadi dem Ertrag ausgerlditet. 
Zu diesen Grundstücken zählen außer den 
Mietwohngrundstücken und den gemischt- 
genutzten Grundstücken auch die Geschäfts- 
grundstücke, soweit sie nicht zu den oben 
bezeldineten Gruppen zu rechnen sind. Hier- 
zu gehören vor allem Kontor- und Büro- 
häuser, sowie Ladengrundstücke, da diese 
Grundstücke meist ganz oder teilweise ver- 
mietet sind. Für die Frage, ob bei Gesdiäfts- 
grundstückcn das Ertragsv/crtverfahren oder 
das Sachwertverfahren zur Anwendung kom- 
men soll, ist entscheidend, ob eine zutref- 
fende Mietermittlung möglich ist. Es soll da- 
bei nicht auf das Einzelobjekt, sondern auf 
die Gruppe der zu bewertenden Geschäfts- 
grundstücke abgestellt werden (Absatz 3 Zif- 
fer 1). Sind bei der überwiegenden Mehrheit 
dieser Gruppe Schwierigkeiten bei der Miet- 
ermittlung zu erwarten, so ist die Wert- 
ermittlung nach dem Sachwertverfahren vor- 
zunehmen. 

Besonders schwierig war die Frage zu ent- 
scheiden, ob bei der Bewertung der Einfami- 
lienhäuser und der Zweifamilienhäuser das 
Ertragswertverfahren oder das Sachwertver- 
fahren angewendet werden soll. Es können 
hier Gründe für und gegen jedes der beiden 
Verfahren angeführt werden. Die Auffassun- 
gen über die zweckmäßigste Bewertungs- 
methode sind daher von jeher geteilt ge- 
wesen. 


Für das Sachwertverfahren spridit die Tat- 
sache, daß der Wert der Einfamilienhäuser 
und Zweifamilienhäuser auf dem Grund- 
stücksmarkt vorwiegend nach Sachwertge- 
sichtspunkten ausgerichtet ist. Die Feststel- 
lung der durchschnittlichen Herstellungs- 
kosten, die nach Ausstattung der Gebäude 
differenziert sind, sowie die Ermittlung der 
zugrunde zu legenden Maße zur Errechnung 
des umbauten Raumes sind jedoch sehr oft 
mit schwierigen und umfangreichen Arbeiten 
verbunden. Vor allem aber führt beim Sach- 
wertverfahren die Ermittlung der Anpas- 
sungsabschläge, die den Sachwert an den 
Marktwert bzw. den gemeinen Wert anglei- 
chen müssen, zu kaum zu überwindenden 
Schwierigkeiten. 

Allgemeine und einheitliche Abschläge, die 
für alle Länder und Gemeinden sowie für 
alle Einfamilienhäuser ohne Unterscheidung 
nach Alter und Größe gelten könnten, sind 
nicht möglich. Die Marktwerte der Ein- 
familienhäuser sind nach Ausstattung, Alter, 
Größe und örtlichen Verhältnissen sehr un- 
terschiedlich. Große und für die heutige Zeit 
unmodern gebaute Einfamilienhäuser mit 
hohen Räumen finden nicht leicht Käufer 
und besitzen trotz hoher Sachwerte nur ver- 
hältnismäßig geringe Marktwerte. Dagegen 
sind kleine, nach modernen Gesichtspunkten 
gebaute Einfamilienhäuser auf dem Grund- 
stücksmarkt sehr gesucht. Ihre Markwerte 
kommen dem Sachwert sehr nahe. Außer- 
dem spielen die örtlichen Verhältnisse, die 
Wohn- und Verkehrslage und die Größe der 
Gemeinden eine wesentliche Rolle. Für das 
gesamte Bundesgebiet können deshalb keine 
einheitlich geltenden Abschläge festgesetzt 
werden. Bei einer örtlich unterschiedlichen 
Regelung wäre jedodi die Gleichmäßigkeit 
gefährdet. Insgesamt gesehen sind daher die 
Schwierigkeiten, ein nach vielen Gesichts- 
punkten abgestuftes und differenziertes Ab- 
schlagssystem zu finden, sehr groß. Außer- 
dem müßte bei der Ermittlung der Anpas- 
sungsabschläge auch das Wertniveau der Er- 
tragswerte bei den anderen Grundstücksarten 
berücksichtigt werden. Die in der Vergan- 
genheit in Erscheinung getretene Tatsache, 
daß die nach den Sachwerten ermittelten Ein- 
heitswerte von Einfamilienhäusern wert- 
mäßig mitunter nicht unbedeutend über den 
nach dem Rohmietverfahren ermittelten Ein- 
heitswerten von Wohngrundstücken lagen, 
muß im Interesse der Gleichmäßigkeit der 
Bewertung in Zukunft unbedingt vermieden 
werden. 
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Diese mit dem Sachwertverfahren verbun- 
denen Nachteile fallen bei dem Ertragswert- 
verfahren weg. Es ist eine Erfahrungstatsache, 
daß bei vermieteten Objekten die bessere 
Marktgängigkeit des kleineren, nach moder- 
nen Zweckmäßigkeitsgesichtspunkten gebau- 
ten Einfamilienhauses gegenüber der zwar 
aufwendig gebauten, jedoch heute wenig be- 
gehrenswerten Villa früheren Stils in der 
Miete besser ihren Ausdruck findet, als es 
durch eine schematische Angleichung des 
Sachwerts erreicht werden kann. Die Ertrags- 
werte geben daher im Einzelfall eine bessere 
und dem gemeinen Wert mehr entsprechen- 
de Wertgrundlage als der Sachwert. 

Die Ermittlung der üblichen Miete wird 
allerdings bei den nichtvermieteten Einfami- 
lienhäusern nicht immer einfach sein. .Diese 
Schwierigkeiten werden aber im allgemeinen 
überwunden werden können. Die Vorstel- 
lung, daß es sich bei einem Einfamilienhaus 
meist um ein nach persönlichem Geschmack 
und individuellen Gesichtspunkten gebautes 
und ausgestattetes villenartiges Grundstück 
handelt, trifft nicht den Normalfall, sondern 
die Ausnahme. Es wird meist übersehen, daß 
Einfamilienhäuser überwiegend kleine, ein- 
fach ausgestattete Grundstücke oder serien- 
mäßig hergestellte Siedlungshäuser sind. Bei 
diesen Häusern werden genügend Vergleichs- 
mieten vorhanden sein, nach denen die Miete 
entsprechend dem Charakter des Einfami- 
lienhauses differenziert festgesetzt werden 
kann. Die Bewertung dieser großen Gruppe 
der Einfamilienhäuser nach dem Ertragswert- 
verfahren wird deshalb keine unüberwind- 
lichen Schwierigkeiten bereiten. 

Erhebliche Schwierigkeiten sind dagegen bei 
der Ermittlung einer zutreffenden Miete für 
die unter Verwendung wertvollen Materials 
gebauten oder außergewöhnlich ausgestatte- 
ten Einfamilienhäuser zu erwarten. Hier fin- 
den sich sehr wenig vermietete Vergleichs- 
objekte. Zudem liegt die Miete dieser Grund- 
stücke, gemessen an den Herstellungskosten, 
meist zu niedrig, da der als Mieter in Be- 
tracht kommende Interessentenkreis nur 
klein ist und die Mieter zudem kaum ge- 
willt sind, Mieten zu zahlen, die den beson- 
deren Kosten für aufwendige Bauweise oder 
Ausstattung entsprechen. Der Ansatz einer 
höheren Miete als der tatsächlich gezahlten 
ist in diesen Fällen jedoch ebenfalls nicht 
möglich. Um bei diesen Objekten zu einem 
Einheitswert zu gelangen, der im Vergleich 
zu den weniger aufwendigen und einfach aus- 


gestatteten Häusern als angemessen gelten 
kann, erscheint es zweckdienlicher, in diesen 
Fällen das den besonderen Herstellungsauf- 
wand berücksichtigende Sachwertverfahren 
anzuwenden. 

Bei dieser Sonderkategorie ist es auch wesent- 
lich leichter, Abschläge zu ermitteln, die den 
Sachwert unter Berücksichtigung eines für 
alle Wohngrundstücke einheitlichen Wert- 
niveaus an den Verkehrswert angleichen. 
Andererseits kann das Sachwertverfahren 
aber auch auf diese Fälle beschränkt bleiben. 
Bei den übrigen, wenn auch nach individuel- 
len Gesichtspunkten des Erbauers errichteten 
Einfamilienhäusern, die nicht aufwendig ge- 
halten sind, kann das Ertragswertverfahren 
zur Anwendung kommen. Die Mietermitt- 
lung ist zwar auch hier manchmal mit ge- 
wissen Schwierigkeiten verbunden, die Mie- 
ten stehen jedoch regelmäßig noch in einem 
angemessenen Verhältnis zu den Herstel- 
lungskosten. Zur leichteren Ermittlung der 
Mieten dieser Grundstücke werden der Pra- 
xis Anhaltspunkte, etwa durch die Aufstel- 
lung von Rahmensätzen, an die Hand ge- 
geben werden können. 

Die Abgrenzung der mit wertvollem Mate- 
rial gebauten oder mit außergewöhnlichem 
Aufwand ausgestatteten Einfamilienhäuser 
von den übrigen Einfamilienhäusern kann 
nicht nach wohnungswirtschaftlichen Begrif- 
fen, sondern nur an Hand bestimmter Aus- 
stattungsmerkmale vorgenommen werden, 
wie sie im wesentlichen die sogenannten 
Luxusvillen kennzeichnen. Bei der Aufstel- 
lung solcher Abgrenzungsmerkmale im Wege 
einer Verwaltungsanordnung wird darauf ab- 
zustellen sein, daß in der Regel mehrere sol- 
cher Merkmale bei im übrigen guter Aus- 
stattung gleichzeitig vorliegen müssen. 

Bei den Zweifamilienhäusern ist die Miet- 
ermittlung im allgemeinen leichter als bei 
den Einfamilienhäusern, da regelmäßig 
wenigstens von einer — vermieteten — Woh- 
nung die zutreffende Miete bekannt ist. Zwar 
soll nicht verkannt werden, daß dieser An- 
haltspunkt allein nicht immer ausreicht, da 
die Ausstattung z. B. einer vermieteten Ein- 
liegerwohnung nicht immer mit der Aus- 
stattung der Hauptwohnung übereinstimmt. 
Trotzdem wird aber bei der Masse der Zwei- 
familienhäuser das Ertragswertverfahren 
leichter zu handhaben sein als bei den Ein- 
familienhäusern. Bejaht man das Ertrags- 
wertverfahren für die Einfamilienhäuser, 
so kann seine Anwendung für die Zweifami- 
lienhäuser nicht mehr in Frage stehen. Nur 
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bei den mit wertvollem Material oder außer- 
gewöhnlichen Ausstattung versehenen Zwei- 
familienhäusern ergeben sich die gleichen Be- 
denken, die hinsichtlich der zutreffenden 
Miethöhe auch bei den entsprechend aufwen- 
dig gebauten Einfamilienhäusern bestehen. 
Audi hier wird es kaum möglich sein, eine 
der normalen Verzinsung der Herstellungs- 
kosten entsprechende zutreffende Miete zu 
ermitteln. Das Sachwertverfahren erscheint 
daher gleichermaßen wie bei den Einfamilien- 
häusern auch bei den Zweifamilienhäusern 
mit außergewöhnlicher Ausstattung ange- 
bracht. 

Insgesamt gesehen verdient beim Vergleich 
der bei beiden Verfahren vorhandenen tech- 
nischen Schwierigkeiten die Anwendung des 
Ertragswertverfahrens für die Masse der 
Einfamilienhäuser und Zweifamilienhäuser 
den Vorzug. Der große Vorteil dieses Ver- 
fahrens ist vor allem darin zu erblicken, daß 
für alle Wohngrundstücke mit Ausnahme der 
in § 51c Abs. 3 auf geführten Ausnahme- 
fälle ein einheitliches Verfahren angewendet 
wird. Damit wird der bisherige Mangel der 
Zweigleisigkeit der Bewertung weitgehend 
beseitigt und für die weitaus überwiegende 
Masse der Grundstücke ein einheitliches Ver- 
fahren sichergestellt. 

Absatz 4 (Mindestwert) entspricht dem bis- 
herigen § 52 Abs. 2 BewG und § 40 BewDV. 

Allgemeines zu den 
§ § 5 2 bis 52m 

Bei dem vorgesehenen Errragswertverfahren 
wird von dem Reinertrag des Grundstücks 
ausgegangen. Der Reinertrag ergibt sich aus 
der Jahresrohmiete nach Abzug der Bewirt- 
schaftungskosten. Die Kapitalisierung des Rein- 
ertrags wird nicht etwa wie beim Ertragswert- 
verfahren des land- und forstwirtschaftlichen 
Vermögens einheitlich für das ganze bebaute 
Grundstück durchgeführt. Vielmehr wird 
unterschieden zwischen der Kapitalisierung 
des Reinertragsanteils, der auf den Grund 
und Boden entfällt, und des Reinertrags- 
anteils, der auf das Gebäude entfällt. Die 
Kapitalisierung Ist für beide Ertragsanteile 
verschieden. Diese Unterschiedlichkeit ist da- 
durch bedingt, daß der Wert des Grund und 
Bodens sich nicht durch Verschleiß oder 
durch Veralten mindert, das Gebäude da- 
gegen trotz regelmäßiger baulicher Unter- 
haltung nur eine beschränkte Lebensdauer 
hat. Bei der Kapitalisierung Ist dementspre- 
chend zu berücksichtigen, daß bei dem 


Grund und Boden ein Dauerertrag und bei 
dem Gebäude ein befristeter Ertrag vorliegt. 
Der auf den Grund und Boden entfallende 
Anteil (Bodenertragsanteil) ergibt sich durch 
Anwendung eines Zinssatzes auf den Boden- 
wert. Dieser Zinssatz liegt somit auch der 
Kapitalisierung zugrunde. Hingegen wird der 
auf das Gebäude einschließlich der Außen- 
anlagen als Wirtschaftsgüter von begrenzter 
Lebensdauer entfallende Anteil (Gebäude- 
ertragsanteil) als Jahresbetrag einer Zeit- 
rente betrachtet. Die Kapitalisierung wird 
durch Verrentung vorgenommen. Laufzeit 
der Rente ist die Restnutzungsdauer des Ge- 
bäudes. 

Ein Beispiel für die Ermittlung des Einheits- 
wertes auf der Grundlage des Ertragswert- 
verfahrens befindet sich im Anschluß an die 
Begründung zu § 52 m. 

Zu § 52 

Der Grundstückswert setzt sich nach § 52 aus 
dem Bodenwert und dem Gebäudewert zu- 
sammen. Bodenwert und Gebäudewert sind 
In den §§ 52 a und 52 b behandelt. Die 
Außenanlagen, die bei Grundstücken mit 
Mieterträgen meistens wertmäßig von unter- 
geordneter Bedeutung sind, werden im Ge- 
bäudewert mit berrücksichtigt, weil sie wie 
das Gebäude dem Verschleiß und dem Ver- 
alten unterliegen und in der Jahresrohmiete 
mit zum Ausdruck kommen. 

Zu § 52 a 

Bei bebauten Gx undüLÜcken soll eoenso wie 
bei den unbebauten als Bodenwert der ge- 
meine Wert angesetzt werden. § 52 a schließt 
sich an § 51 a Absatz 5 an. Es soll zum Aus- 
druck gebracht werden, daß der Wert des 
Grund und Bodens bei bebauten Grundstük- 
ken so angesetzt werden soll, wie er ohne die 
Gebäude anzusetzen wäre. Wegen der Er- 
mittlung dieses Wertes vgl. die Begründung 
zu § 51 a. 

Zu § 52 b 

Der Gebäudewert ergibt sich durch Kapita- 
lisierung des Gebäudeertragsanteils. Zur Er- 
mittlung des Gebäudeertragsanteils ist von 
dem Reinertrag auszugehen, der sich aus der 
Jahresrohmiete abzüglich der Bewirtschaf- 
tungskosten errechnet. Aus dem Reinertrag 
ist der auf den Grund und Boden entfallende 
Teil auszuscheiden. Dieser Bodenertragsanteil 
stellt den Zinsbetrag dar, der sich durch An- 


65 



Wendung eines Zinssatzes auf den Bodenwert 
ergibt (vgl. § 52 c). Der nach Abzug des Bo- 
denertragsanteils von dem Reinertrag ver- 
bleibende Betrag ist der Gebäudeertrags- 
anteil. 

Der auf das Gebäude entfallende Reinertrag 
stellt die zu kapitalisierende Jahresrente dar. 
Er ist infolge von Versdileiß und Veralten 
des Gebäudes nur eine Zeitrente, deren Lauf- 
zeit durch die Restnutzungsdauer des Gebäu- 
des bestimmt wird. Der Jahresbetrag dieser 
Zeitrente wird teils für die Verzinsung des 
verrenteten Gebäudewertes und zu einem 
anderen Teil für die gleichmäßige Abschrei- 
bung des Gebäudewertes nach den Grund- 
sätzen der Zinseszinsrechnung während der 
Restnutzungsdauer verwendet. In der Grund- 
stückswirtschaft wird die Abschreibung als 
Erneuerungsrücklage bezeichnet. Diese Rück- 
lage soll das Gebäudekapital ständig erhal- 
ten. Sie soll dem Eigentümer zu jedem Zeit- 
punkt ermöglichen, den Zeitwert des Gebäu- 
des während der verbleibenden Restnut- 
zungszeit wieder voll anzusparen. Für ein 
neues Gebäude bedeutet dies, daß das Ge- 
bäude mit diesen für die Rücklage bestimm- 
ten und innerhalb der Nutzungsdauer an- 
gesparten Mitteln wiedererrichtet werden 
kann, sofern die Rücklage vom ersten Jahr 
der Nutzung an gemacht wird. Es ist hierbei 
unterstellt, daß die Wiederherstellungskosten 
für das Gebäude dem Gebäudeertragswert 
des neuen Gebäudes, das noch die volle Rest- 
nutzungsdauer hat, voll entsprechen. Ist das 
Gebäude am Bewertungsstichtag nicht neu, 
so wird nur ein Teil dieser Wiederherstel- 
lungskosten in der Restnutzungszeit durch 
die Rücklage angehäuft. Dieser Teil ist so 
groß wie der zeitliche Gebäudewert am Be- 
wertungsstichtag. Die Jahresbeträge für die 
Rücklage sind so bemessen, daß die Summe 
der jährlichen Rücklagebeträge und der Gut- 
habenzinsen bis zum Ende der Restnutzungs- 
dauer den vollen Gebäudezeitwert am Be- 
wertungsstichtag ergibt. 

Für die Errechnung des Vervielfältigers zur 
Ermittlung des Gebäudewertes sind außer 
der normalen Sollverzinsung noch Flaben- 
zinsen für die Erneuerungsrücklage zu be- 
rücksichtigen. Die Sollzinsen sind als Schuld- 
zinsen für das investierte Kapital anzusehen. 
E)agegen sind die Habenzinsen Guthaben- 
zinsen, die dem Eigentümer aus dem Rück- 
lageguthaben zufallen. Diese Guthabenzinsen 
häufen zusammen mit den jährlichen Rück- 
lagebeträgen während der Restnutzungs- 
dauer des Gebäudes das Rücklageguthaben 


an, das dem zeitlichen Gebäudewert ent- 
spricht. 

Für das Niveau der Werte sind die zur Er- 
rechnung der Vervielfältiger anzuwendenden 
Zinssätze der Sollverzinsung und der Haben- 
verzinsung von entscheidender Bedeutung. 
Die Sollzinssätze für die Gebäuderente sind 
je nach der Grundstücksart und der Ge- 
bäudegrößenklasse unterschiedlich. Nach den 
Gepflogenheiten der Grundstückswirtschaft 
ist für Mietwohngrundstücke ein Sollzins- 
satz von 5,5 V. H. vorgesehen. Dieser Zins- 
satz ist auch vom Schätzungsausschuß emp- 
fohlen worden und stimmt mit dem im Be- 
wertungsrecht geltenden Zinssatz überein. 
Die durchgeführten Probebewertungen haben 
ergeben, daß die Ertragswerte der Mietwohn- 
grundstücke bei Anwendung dieses Zinssatzes 
im Schnitt nahe bei den geschätzten Markt- 
werten des Schätzungsausschusses und der 
Länder liegen. 

Für die bebauten Grundstücke, die zu 
20 V. H. und mehr gewerblichen oder Öffent- 
lichen Zwecken dienen (Geschäftsgrundstücke 
und gemischtgenutzte Grundstücke) ist in der 
Grundstückswirtschaft eine höhere Sollver- 
zinsung als 5,5 V. H. üblich, weil der Käufer 
hier erfahrungsgemäß mit einer höheren 
Verzinsung redinet. Der Schätzungsausschuß 
hat für die gemischtgenutzten Grundstücke 
eine Sollverzinsung von 6 v. H. und für die 
Geschäftsgrundstücke eine Sollverzinsung von 
6,5 V. H. vorgeschlagen. Die Probebewertun- 
gen von Geschäftsgrundstücken haben aber 
ergeben, daß der Zinssatz von 6,5 v. H. zu 
niedrig ist. Es muß vielmehr ein Zinssatz 
von 7 V. H. angenommen werden, wenn ein 
gleichbleibendes Verhältnis der Ertragswerte 
zu den Marktwerten bei allen Grundstücks- 
arten erzielt werden soll. Der vom Schät- 
zungsausschuß empfohlene Zinssatz von 
6 V. H. für die gemischtgenutzten Grund- 
stücke kann für die Grundstücke, bei denen 
der Wohnteil überwiegt, ohne Bedenken 
übernommen werden. Dagegen ist bei über- 
wiegendem gewerblichen Anteil eine weitere 
Angleichung an den Sollzinssatz für Ge- 
schäftsgrundstücke von 7 V. H. erforderlich. 
Die gemischtgenutzten Grundstücke sind des- 
halb in einen gewerblichen Anteil an der 
Jahresrohmiete bis 50 v. H. und einen Anteil 
von mehr als 50 v. H. mit einem Sollzins- 
satz von 6 V. H. und einem Sollzinssatz von 
6,5 V. H. aufgeteilt worden. 

Während bei den gewerblich genutzten 
Grundstücken die Käufer eine höhere Soll- 
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Verzinsung als die durchschnittliche von 
5,5 V. H. erwarten, liegt die erwartete Soll- 
verzinsung bei den Einfamilienhäusern und 
Zweifamilienhäusern unter 5,5 v. H. Die 
niedrigere Verzinsung ist dadurch bedingt, 
daß diese Grundstücke im wesentlichen nidit 
zu dem Zweck gebaut werden, dem Eigen- 
tümer eine möglichst hohe Rendite seines 
angelegten Kapitals zu vermitteln, sondern 
ihm ein Heim und die damit verbundenen 
Annehmlichkeiten des Alleinwohnens zu ver- 
schaffen. Als Sollzinssätze sind entsprechend 
der Empfehlung des Schätzungsausschusses 
für Einfamilienhäuser 4,5 v. H. und für 
Zweifamilienhäuser 5 v. H. vorgesehen. 

Abweichend von diesen Sollzinssätzen sollen 
die Sollzinssätze für Altbauten in Gemeinden 
unter 5000 Einwohner allgemein um 1 v. H. 
niedriger festgelegt werden. Die Verzinsung 
kann bei diesen Grundstücken schon deshalb 
nicht so hoch sein wie bei Grundstücken in 
größeren Gemeinden, weil hier die Mieten 
bezogen auf die Sachwerte niedriger liegen 
als in den größeren Gemeinden, gleichwohl 
aber Kaufpreise erzielt werden, die bei glei- 
chen Sachwerten den Kaufpreisen in größe- 
ren Gemeinden entspredien. Dies bedeutet, 
daß sich das in den Grundstücken investierte 
Kapital in kleineren Gemeinden schlechter 
verzinst als in größeren. Bei Berücksichtigung 
der niedrigeren Mieten und bei gleichen Soll- 
zinssätzen würden sich zu niedrige Ertrags- 
werte ergeben. Die durchgeführten Probe- 
bewertungen hnhen dies bestätigt. Die dabei 
ermittelten Probeertragswerte In den klei- 
nen Gemeinden liegen bei Zugrundelegung 
der auch für die größeren Gemeinden maß- 
gebenden Zinssätze erheblich unter den 
Marktwerten, während sie In den größeren 
Gemeinden den Marktwerten sehr nahe 
kommen. 

Die Höhe der Habenzinsen, d. h. der Zins- 
erträge, die der Grundstückseigentümer für 
die Rücklagebeträge auf die Dauer haben 
wird, soll entsprediend der Auffassung des 
Schätzungsausschusses wesentlich niedriger 
als die Sollzinsen angesetzt werden. Der Satz 
von 2,5 V. H. kann einheitlich für alle 
Grundstücksarten und auch für die Gemein- 
den unter 5000 Einwohner beibehalten wer- 
den. Bei der Festlegung des Habenzinssatzes 
war abzuwägen, weldaer Zinsertrag dem 
Eigentümer in der Regel durchschnittlich aus 
den Rücklagebeträgen gutgeschrieben werden 
kann. Die Grundstückswirtschaft unterstellt 
je nach dem zugrunde zu legenden Sollzins- 


satz unterschiedliche Habenzinsen und 
nimmt diese in der Regel 2 bis 3 v. H. nied- 
riger an als die Sollzinsen. Sie unterstellt 
hierbei, daß der Eigentümer die Rücklage- 
beträge bei Geldinstituten spart und für die- 
ses Geld Verwaltungskosten zu zahlen hat. 
Die Zugrundelegung eines einheitlichen 
Habenzinssatzes für alle Grundstücksarten in 
kleinen und großen Gemeinden vereinfacht 
die Anwendung des Ertragswertverfahrens 
für den vorgesehenen steuerlichen Zweck. 
Die Unterschiede, die durch den einheitlichen 
Habenzinssatz gegenüber differenzierten Ha- 
benzinssätzen in den Ertragswerten entste- 
hen, sind nur geringfügig und können in 
Kauf genommen werden. 

Die Gesamtnutzungsdauer (Lebensdauer) der 
Gebäude ist auf die Höhe der Vervielfältiger 
ohne Einfluß. Diese richten sich vielmehr 
außer nach der zugrunde gelegten Sollverzin- 
sung und Habenverzinsung ausschließlich 
nadi der Restnutzungsdauer. Der Vervielfäl- 
tiger ist so bemessen, daß zu jedem Bewer- 
tungszeitpunkt der Zeitwert des Gebäudes 
in der verbleibenden Restnutzungszeit voll 
abgeschrieben wird. Dies bedeutet, daß zwei 
Gebäude mit zwar unterschiedlicher Lebens- 
dauer, aber gleicher Restnutzungsdauer den 
gleichen Zeitwert haben, wenn die Ertrags- 
verhältnisse und die Verzinsung in beiden 
Fällen gleich sind. Dagegen sind die Ertrags- 
werte neuer Gebäude mit unterschiedlidier 
Lebensdauer ungleich, weil dann auch die 
Restnutzungsdauer eine unterschiedlidie ist. 
Dieser Unterschied ist gerechtfertigt, weil ein 
Gebäude mit 100 Jahren Lebensdauer eine 
Rente mit längerer Laufzeit hat und dem- 
gemäß einen höheren Kapitalwert besitzt als 
ein Gebäude mit nur 60 Jahren Lebensdauer. 
Die Vervielfältiger der Anlagen 1 bis 8 kön- 
nen also für Gebäude mit verschiedener Le- 
bensdauer angewendet werden. 

Die Vervielfältiger sind nach den Regeln der 
Rentenrechnung nach folgender Formel er- 
mittelt: 

Vervielfältiger = 1 , 

q — 1 + p 

— 1 

, . ^ , Habenzinssatz . 

wobei q — 1 -r und 

^ 100 

Sollzinssatz 


n = Restnutzungsdauer in Jahren Ist. 
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Zu § 52 c 

Für die Ermittlung des Bodenertragsanteils 
aus dem Bodenwert wird die gleiche Sollver- 
zinsung zugrunde gelegt wie bei der Verren- 
tung des Gebäudeertragsanteils. Das ist er- 
forderlich, weil der Grund und Boden in der 
gleichen Art genutzt wird wie das Gebäude 
und mit diesem das Schicksal teilt, solange 
dieses besteht. 

Bei der Errechnung des Bodenertragsanteils 
aus dem Bodenwert darf der volle Bodenwert 
dann nicht zugrunde gelegt werden, wenn die 
Grundstücksfläche ungewöhnlich groß ist. 
Würde in diesen Fällen der volle Bodenwert 
angesetzt, so würde der Bodenzins den Rein- 
ertrag ganz oder zum größten Teil aufzehren, 
so daß für den Gebäudeertrag ein ungenügen- 
der oder gar kein Anteil mehr übrig bliebe. 
Es soll deshalb eine Grundstücksgröße zu- 
grunde gelegt werden, die einer üblichen Be- 
bauung entspricht. Das ist im allgemeinen das 
Fünffache der bebauten Fläche. Eine Aus- 
nahme machen lediglich jene Grundstücke, bei 
denen eine geringere Bebauung als ein Fünftel 
zugelassen ist. Das betrifft vor allem die Ein- 
familienhäuser und die Zweifamilienhäuser. 
Bei diesen ist vielfach eine Bebauung vor nur 
einem Zehntel üblich oder zugelassen. Das 
Zehnfache kann daher bei diesen Grundstücks- 
arten als Norm für die zulässige Überschrei- 
tung der bebauten Fläche zur Errechnung des 
Bodenertragsanteils genommen werden. 

Zu § 52 d 

Der Begriff der Jahresrohmiete deckt sich im 
wesentlichen mit dem gleichen Begriff des 
§ 34 Abs. 1 BewDV. Maßgebend ist die im 
Feststellungszeitpunkt zu zahlende Barmiete 
zuzüglich der Anrechnungsbeträge von Bau- 
kosten und ähnlichen Zuschüssen sowie von 
Umlagen oder sonstigen Nebenleistungen der 
Mieter, umgerechnet auf ein Kalenderjahr. 
Mietvorauszahlungen sind der Barmiete hin- 
zuzurechnen. Es ist zum Ausdruck gebracht, 
daß die Umlagen (z. B. Wassergeld, Müllab- 
fuhr, Straßenreinigung usw.) auch dann in die 
Miete einzubeziehen sind, wenn sie nicht an 
den Vermieter, sondern unmittelbar an die 
Gemeinde zu zahlen sind. Die Übernahme 
der Schönheitsreparaturen durch den Mieter 
ist ausdrücklich als zur Miete gehörende son- 
stige Leistung ausgenommen worden. Flierfür 
ist der Gedanke maßgebend, daß die in der 
Praxis übliche Übernahme der Schönheits- 
reparaturen durch den Mieter in der Normal- 
miethöhe berücksichtigt ist. Trägt der Eigen- 
tümer jedoch die Kosten für die Schönheits- 


reparaturen, so wird das durch eine erhöhte 
Miete seinen Ausdruck finden. Die dem Eigen- 
tümer dann zusätzlich entstehenden Kosten für 
Schönheitsreparaturen werden durch Anzug 
erhöhter Pauschalkosten berücksichtigt (vgl. 
§ 52 g Abs. 9). Preisrechtlich gebundene Mie- 
ten sind als tatsächliche Mieten zugrunde zu 
legen. Ein Abweichen von der gesetzlichen 
Miete würde weder mit dem Grundgedanken 
des Preisrechts noch des Bewertungsrechts im 
Einklang stehen. Dies muß konsequenterweise 
auch gelten, wenn die gesetzliche Miete infolge 
billiger Finanzierungsmittel niedrig gehalten 
ist. Ein Abweichen von der gesetzlichen Miete 
würde mit den sozialen Tendenzen dieser 
billigen Miete nicht vereinbar sein. 

Die in § 34 Abs. 2 BewDV von der Jahres- 
rohmiete ausgenommenen Brennstoffkosten 
(einschließlich der Anfuhrkosten) für Hei- 
zungs- und Warmwasserversorgungsanlagen 
sowie die Vergütungen für außergewöhnliche 
Nebenleistungen des Vermieters, die nicht die 
Raumnutzung betreffen, sollen auch weiter- 
hin bei der Jahresrohmiete außer Betracht 
bleiben. Die Betriebskosten für Fahrstuhl 
(Stromgebühren, Zählermiete, Kosten der 
Fahrstuhlrevision), die nach § 34 BewDV 
ebenfalls nicht zur Jahresrohmiete gehören, 
sollen in Zukunft jedoch nicht aus der Jahres- 
rohmiete ausgesondert werden. Sie sollen statt 
dessen mit den übrigen Betriebskosten, z. B. 
für den Betrieb der Fleizung, Warmwasserver- 
sorgung u. dgl. zusammen als Betriebskosten 
abgesetzt werden (vgl. § 52 h Abs. 1). Unter- 
mietzuschläge sollen aus der Jahresrohmiete 
ausschelden, weil diese Zuschläge hinsichtlich 
der Zeitdauer und der FFÖhe nach den heuti- 
gen Verhältnissen und den gesetzlichen Bin- 
dungen sehr unterschiedlich und außerdem 
laufenden Änderungen unterworfen sind. Die 
Mieterhöhungen durch Untermietzuschläge 
sind mehr zufälliger Natur und nicht genü- 
gend nachhaltig. Zudem sind diese Zuschläge 
in erster Linie eine Entschädigung des Eigen- 
tümers für die zusätzliche Abnutzung und die 
zusätzlichen Bewirtschaftungskosten, die durch 
Überbelegung der Wohnungen entstehen. 

Wie bisher soll anstelle der tatsächlichen Miete 
in besonderen Fällen die übliche Miete gelten. 
Die übliche Miete kommt in Betracht, wenn 
das Grundstück oder die Wohnung eigenge- 
nutzt oder ungenutzt ist, sowie wenn die tat- 
sächliche Miete um mehr als 20 v. Fi. von der 
üblichen Miete abweicht. Die Gründe, die zu 
der wesentlichen Abweichung der tatsächlichen 
Miete von der üblichen geführt haben, sollen 
in Zukunft unbeachtlich sein. Es hat sich er- 
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geben, daß nicht immer persönliche oder wirt- 
schaftliche Beziehungen die Ursache einer be- 
sonders niedrigen Miete sind. Auch sonstige 
Gründe können dabei zugrunde gelegen haben. 
Vor allem ergab sich die praktische Notwen- 
digkeit einer solchen Vorschrift, weil der 
Nachweis vorliegender persönlicher oder wirt- 
schaftlicher Beziehungen nicht immer möglich 
oder zumindest sehr schwierig ist. 

Absatz 3 ist ein Anwendungsfall von § 24 a; 
er soll etwaige Zweifel oder Unklarheiten be- 
seitigen. Die Berücksichtigung von gesetzlichen 
oder vertraglichen Mieterhöhungen würde in 
zahlreichen Fällen Anlaß zu Fortschreibungen 
geben und damit die Gleichmäßigkeit der Be- 
wertung und Besteuerung innerhalb eines 
Fiauptfeststellungszeitraumes erheblich stören 
(vgl. Begründung zu Artikel 1 Ziff. 13). 

Zu § 52 e 

Die Abgrenzung der Begriffe „Altbauten'* 
und „Neubauten“ stimmt mit der Abgrenzung 
nach § 31 GrStDV überein. Der Stichtag 
31. März 1924 ist wegen der unterschiedlichen 
Mietpreisbildung für die Bewertung nach dem 
Mietertrag von besonderer Bedeutung. Vor 
diesem Zeitpunkt war die gesetzlich vorge- 
schriebene Miete maßgebend, wogegen bei den 
nach diesem Zeitpunkt bezugsfertig geworde- 
nen Grundstücken die Gestehungskosten bei 
der Mietbildung bestimmend waren. Diese 
unterschiedliche Berechnung der Miete muß 
vor allem bei Festsetzung der Sätze für die 
Bewirtschaftungskosten berücksichtigt werden. 
Wegen der unterschiedlichen Bewirtschaftungs- 
kosten ist eine weitere Unterteilung der Neu- 
bauten in die vom 1. April 1924 bis zum 
20. Juni 1948 und die nach dem 20. Juni 1948 
bezugsfertig gewordenen Neubauten, die sog. 
Nachkriegsbauten, erforderlich. Die Bezeich- 
nung „Nachkriegsbauten“ ist insofern nicht 
ganz zutreffend, als sie sprachlich auch die 
Bauten der Zeit zwischen Mai 1945 und 
20. Juni 1948 umfaßt. Da aber die Bautätig- 
keit erst nach der Währungsreform intensiv 
eingesetzt hat, erscheint es möglich, die Be- 
zeichnung in erster Linie auf die seitdem er- 
richteten Neubauten zu beziehen. 

Absatz 2 entspricht dem § 52 k Abs. 3. Wird 
durch bauliche Maßnahmen das Gebäude er- 
neuert, so daß sich dadurch seine Restnut- 
zungsdauer entsprechend verlängert, so gehört 
das Grundstück trotz einem früher liegenden 
FFerstellungszeitpunkt nunmehr in die Gruppe, 
die der neuen Restnutzungsdauer entspricht. 


Beim Zusammentreffen von Altbauteilen und 
Neubauteilen soll für die Entscheidung, ob ein 
Altbau oder Neubau vorlicgt, aus Verein- 
fachungsgründen davon ausgegangen werden, 
weldier Teil überwiegt. Dabei ist die Frage, 
was überwiegt, nicht nach sachwertmäßigen 
Gesichtspunkten, sondern nach der Fiöhe der 
auf den jeweiligen Teil entfallenden Jahres- 
rohmiete zu beurteilen. Dies erscheint aus 
praktischen Gründen notwendig, weil die Jah- 
resrohmiete die Bewertungsgrundlagen für die 
Errechnung des Einheitswerts nach dem Ertrag 
ist und Unterlagen für eine andere Abgren- 
zung, z. B. nach dem Sachwert, in der Regel 
nicht vorliegen werden. Ist der untergeordnete 
Bauanteil von wesentlicher Bedeutung, so 
kann dies bei den Bewirtschaftungskosten, die 
sich nach dem überwiegenden Teil richten, 
durch Zuschläge oder Abschläge Berücksichti- 
gung finden. 

Beispiel: 

Bei einem Mietwohngrundstück in einer 
Stadt über 500 000 Einwohner beträgt die 
auf den Neubau entfallende Miete 6000 DM, 
die auf den Altbau entfallende Miete 
4000 DM. Das Grundstück ist ein Neubau 
(Nachkriegsbau). Unter Zugrundelegung 
einer Grundsteuer von 15 v. Fi. betragen 
die Bewirtschaftungskosten 46 v. Fi. Ware 
das Grundstück ein Altbau, so würden die 
Bewirtschaftungskosten 59 v. Fi. betragen. 
Mit Rücksicht auf den wesentlichen Altbau- 
anteil von 40 V. H. kann der Unterschieds- 
betrag der Bewirtschaftungskosten von 
13 V. H. zu 40 V. Fi. ~ rund 5 v. Fi. dem 
Unkostensatz von 46 v. H. zugeschlagen 
werden. Der Unkostensatz beträgt demnach 
51 V. H. 

Zu § 52 f 

Der Reinertrag wird aus der Jahresrohmiete 
durch Abzug der Bewirtschaftungskosten er- 
mittelt. Bei Prüfung der Frage, welche Kosten 
zu den Bewirtschaftungskosten gehören, konn- 
ten die auf wohnungspolitischem Gebiet er- 
gangenen Gesetze und Verordnungen herange- 
zogen werden. § 52 f führt in Übereinstim- 
mung mit § 18 der Verordnung über Wirt- 
schaftlichkeits- und Wohnflächenberechnung 
für neugeschaffenen Wohnraum (Berech- 
nungsverordnung) vom 20. November 1950 
(BGBl. S. 753) die einzelnen Arten der Be- 
wirtschaftungskosten auf. Sie können auch für 
Grundstücke älterer Baujahrgruppen zugrunde 
gelegt werden. 
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Bei der Ermittlung der Höhe der einzelnen 
Kosten kann dagegen das Verfahren der Be- 
rechnungsverordnung nicht übernommen wer- 
den. Die Einheitsbewertung ist eine Massen- 
bewertung, bei der in verhältnismäßig kurzer 
Zeit eine große Zahl von Grundstücken be- 
wertet werden muß. Diese Aufgabe macht eine 
Schematisierung und Vereinfachung erforder- 
lich. So soll die Abschreibung nicht, wie in der 
Berechnungsverordnung vorgesehen, als beson- 
derer fester Unkostenbetrag angesetzt werden. 
Sie wird vielmehr unmittelbar in den Verviel- 
fältiger eingebaut. Die jährliche Abschreibung 
entspricht der Erneuerungsrücklage für das 
Gebäude. Im Zeitpunkt der Bewertung muß 
deshalb der Abschreibungsbetrag so gewählt 
werden, daß während der Restnutzungsdauer 
des Gebäudes eine dem Zeitwert des Gebäu- 
des entsprechende Erneuerungsrücklage ange- 
sanimelt werden kann. Mit abnehmender Rest- 
nutzungsdauer steigt der Prozentsatz des 
Rücklagebetrages am Gebäudereinertrag. Die- 
ser Umstand soll bei Bildung der Verviel- 
fältiger berücksichtigt werden (vgl. Begrün- 
dung zu § 52 b). Bei allen anderen Bewirt - 
schaftungskosten ist versucht worden, eine 
möglichst einfache Ermittlungsmethode zu fin- 
den, um zu vermeiden, daß neben dem ohne- 
hin großen Arbeitsanfall bei einer Hauptfest- 
stellung der Einheitswerte des Grundvermö- 
gens eingehende Ermittlungen über die Be- 
wirtschaftungskosten im Einzelfall angestellt 
werden müssen. Der Ansatz der tatsächlichen 
Kosten muß deshalb möglichst ausscheiden 
(vgl. §§ 52 g und 52 h). 

Zu § 52 g 

Für die Verwaltungskosten, die Instand- 
haltungskosten und das Mietausfallwagnis 
konnten Pauschalkosten gefunden werden, die 
den tatsächlichen Verhältnissen genügend Rech- 
nung tragen. Damit ist eine wesentliche Ver- 
einfachung und Arbeitsersparnis erzielt wor- 
den. Die weitgehende Pauschalierung ist aber 
auch deshalb vorzuziehen, weil die Zugrunde- 
legung der tatsächlichen Kosten die Höhe der 
Einheitswerte zu sehr von Zufälligkeiten in 
der Höhe der Kosten am Stichtag bzw. des 
dem Stichtag vorangehenden Jahres abhängig 
gemacht hätte. Erfahrungsgemäß ist die Höhe 
der genannten tatsächlichen Kosten eines 
Grundstücks von Jahr zu Jahr verschieden. 
Insbesondere können sich die Kosten bei einer 
Kostenart vermindern, bei einer anderen er- 
höhen. Bei x\nsatz von Pauschsätzen werden 
diese Schwankungen weitgehend ausgeglichen. 
Die Pauschalkosten tragen deshalb dazu bei, 


ein gleichmäßiges Einheitswertniveau zu er- 
reichen. 

Die in den Absätzen 1 bis 3 gegebenen Defini- 
tionen für Verwaltungskosten, Instandhal- 
tungskosten und Mietausfallwagnis stimmen 
inhaltlich mit denen der §§ 20, 22 und 23 der 
Berechnungsverordnung überein. Zu der Er- 
mittlung der Pauschbeträge ist im einzelnen 
folgendes zu bemerken: 

1. Y er w altungskosten 

Zur Ermittlung eines zutreffenden Pausch- 
Satzes für die Verwaltungskosten sind zwei 
Möglichkeiten auf ihre Brauchbarkeit unter- 
sucht worden: 

1. Die Verwaltungskosten werden nach der 
Zahl der Hauptmietverhältnisse berück- 
sichtigt. 

2. Die Verwaltungskosten werden in einem 
Hundertsatz der Jahresrohmiete angesetzt. 

Die erste Möglichkeit entspricht der Berech- 
nung der Verwaltungskosten nach der Berech- 
nungsverordnung. Bei den Probebewertungen 
ist jedoch festgestellt worden, daß diese Art 
der Berechnung bei der Bewertung zu große 
Schwierigkeiten bereitet. Abgesehen davon, 
daß in vielen Fällen, vor allem bei dem 
noch zwangsbewirtschafteten Althausbesitz, 
nicht immer einwandfrei festzustellen ist, ob 
ein Hauptmietverhältnis oder nur ein Unter- 
mietverhältnis vorliegt, ist die zweite Mög- 
lichkeit bei der Einheitsbewertung auch des- 
halb vorzuziehen, weil dann die Berechnung 
der Verwaltungskosten an die ohnehin fest- 
zustellende Jahresrohmiete angelehnt werden 
kann und den Bewertungsstellen andere Ein- 
zeluntersuchungen erspart werden. 

Die vorgeschlagenen Pauschsätze hat der 
Schätzungsausschuß festgestellt (vgl. Gutach- 
ten Seiten 61 und 62), Indem er die im Einzel- 
fall ermittelten Verwaltungskosten der Jahres- 
rohmiete gegenübergestellt hat. Dabei haben 
sich in den kleinen Gemeinden nur Pausch- 
sätze von 1 V. H. der Jahresrohmiete ergeben. 
Diese Sätze mußten Im Entwurf erhöht und 
den Sätzen in den größeren Gemeinden ange- 
glichen werden, weil es in den kleinen Ge- 
meinden üblich ist, daß der Vermieter sein 
Grundstück selbst verwaltet und weil in den 
Pauschsätzen auch die vom Vermieter gelei- 
stete Verwaltungsarbeit berücksichtigt werden 
soll. 

2. Instandhalt ungskosten 

Die Instandhaltungskosten sind ein besonders 
wichtiger Unkostenfaktor. Bei ihrer Höhe be~ 
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einflussen sie den Ertragswert wesentlich stär- 
ker als die übrigen Bewirtschaftungskosten. 
Der Ansatz zutreffender Instandhaltungs- 
kostenbeträge ist deshalb von besonderer Be- 
deutung. 

Der Ansatz der tatsächlich aufgewendeten 
Kosten muß ausscheiden, weil die Höhe der 
Instandhaltungskosten stark von Zufälligkei- 
ten abhängt. Auch ein Durchschnitt mehrerer 
Jahre führt nicht zu brauchbaren Ergebnissen. 
Viele Grundstückseigentümer, vor allem die 
Eigentümer von kleinen Grundstücken, be- 
wahren die Ausgabenbelege nicht auf. Oft 
werden kleinere Instandhaltungsarbeiten von 
den Eigentümern selbst ausgeführt. Im übri- 
gen fallen diese Arbeiten ganz verschieden 
an. Durch besonders hohe oder geringe Kosten 
in den maßgebenden Jahren würde eine unge- 
rechtfertigte Beeinflussung des Einheitswertes 
nach unten oder nach oben eintreten. 

Auch die Berechnung der Instandhaltungs- 
kosten in Hundertsätzen der Baukosten, wie 
sie vor dem Kriege bei der Ermittlung der 
Neubaumiete üblich war, muß ausscheiden, 
weil sie eine Ermittlung der Baukosten zur 
Voraussetzung hätte, die erhebliche Verwal- 
tungsarbeit bereiten und nicht immer zu zu- 
treffenden Ergebnissen führen würde. 

Nach der Berechnungsverordnung werden die 
Instandhaltungskosten aus Hundertsätzen der 
Nutzfläche errechnet. Diese Methode würde 
zu brauchbaren Ergebnissen führen, wenn die 
Nutzfläche in allen Fällen zutreffend ermit- 
telt werden könnte. Die Untersuchungen des 
Schätzungsausschusses haben jedoch ergeben, 
daß bei der überwiegenden Zahl der Grund- 
stücke des Althausbesitzes eine einwandfreie 
Ermittlung der Nutzfläche nur sehr schwer 
möglich ist. Von ungewandten Grundstücks- 
eigentümern kann die zutreffende Feststellung 
der Nutzfläche nicht erwartet werden. Sie 
müßten damit sachkundige Personen beauftra- 
gen, v/as ihnen erhebliche und kaum zumut- 
bare Kosten verursachen würde. Von der Ver- 
waltung müßten ebenfalls zusätzliche Arbeits- 
kräfte angesetzt werden, um die Angaben über 
die Nutzfläche an Ort und Stelle nachzuprü- 
fen. Ziel der Untersuchungen des Schätzungs- 
ausschusses war es deshalb, ein Verfahren zur 
Ermittlung der Instandhaltungskosten zu fin- 
den, das sowohl der Verwaltung als auch den 
Eigentümern zusätzliche Kosten erspart, ein- 
fach zu handhaben ist und in das vorgeschla- 
gene Bewertungsverfahren paßt. 

Es mußte versucht werden, die Instandhal- 
tungskosten ebenso wie die übrigen Bewirt- 


schaftungskosten auf die Jahresrohmiete zu 
beziehen. Bei der Ermittlung der Höhe der 
Pauschsätze mußte allerdings von der Nutz- 
fläche ausgegangen werden, weil Nutzfläche 
und Instandhaltungskosten voneinander ab- 
hängen. In allen untersuchten Fällen ist des- 
halb zunächst die Nutzfläche ermittelt wor- 
den, In Anlehnung an die Beredinungsverord- 
nung Ist dann für Mietwohngrundstücke aller 
Baujahrgruppen, mit Ausnahme der freifinan- 
zierten Bauten, die nach dem 31. Dezember 
1949 bezugsfertig geworden sind, von einem 
Instandhaltungskostenbedarf von 1,85 DM je 
qm Nutzfläche und Jahr ohne Berücksichti- 
gung von Schönheitsreparaturen ausgegangen 
worden (§ 22 Berechnungsverordnung unter- 
stellt 1,75 bis 2,25 DM einschl. 0,40 DM für 
Schönheitsreparaturen je qm Nutzfläche). Für 
die freifinanzierten Bauten wurde dieser Be- 
trag von 1,85 DM auf 2,10 DM je qm Nutz- 
fläche erhöht, weil diese Grundstücke wegen 
der besseren Bauart und Ausstattung in der 
Regel höhere Kosten verursachen. Unter Be- 
rücksichtigung eines Betrages an Schönheits- 
reparaturen von 0,40 DM sind also Sätze von 
2,25 und 2,50 DM zugrunde gelegt worden. 
Bei den gemischtgenutzten Grundstücken und 
den Geschäftsgrundstücken Ist zu diesen Sät- 
zen noch ein Zuschlag von 25 v. H. je qm ge- 
werblich genutzter Fläche gemacht worden, 
um den für Geschäftsräume üblichen größeren 
Instandhaltungskostenaufwand zu berücksich- 
tigen. Der gesamte Kostenaufwand eines 
Grundstücks ergibt sich aus der Vervielfachung 
der vorstehenden Quadratmetersätze mit der 
gesamten Nutzfläche des Grundstücks. 

Die so ermittelten Instandhaltungskostenbe- 
träge jedes Grundstücks sind länderweise zu- 
sammengerechnet und zu der Summe der tat- 
sächlichen oder üblichen Mieten dieser Grund- 
stücke in Beziehung gesetzt worden. Durch 
Mitteilung der länderweise gefundenen Ver- 
hältniszahlen hat der Schätzungsausschuß die 
von ihm vorgeschlagenen Pauschsätze (vgl. 
Gutachten Seiten 61 und 62) gefunden. 

Erfahrungsgemäß ist die Streuung der Mieten 
in bezug auf Ihre Höhe in Gemeinden gleicher 
Größe nicht so erheblich wie bei Mieten ver- 
schieden großer Gemeinden. In kleineren Ge- 
meinden ist das Mietniveau niedriger als in 
größeren Gemeinden. Auch der tatsächliche 
Instandhaltungskostenaufwand ist In den ein- 
zelnen Gemeindegrößenklassen unterschiedlich, 
bedingt durch die grundsätzlich verschiedene 
Ausstattung der Grundstücke. Diese Momente 
müssen bei Ermittlung der Pauschsätze berück- 
sichtigt werden. Durch Aufgliederung der Un- 
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tersuchungsergebnisse in mehrere Gemeinde- 
größenklassen konnten ungerechtfertigte Aus- 
wirkungen auf ein Mindestmaß beschränkt 
werden, so daß die nach den Pauschsätzen er- 
mittelten Beträge nur unwesentlich von dem 
nach der Nutzfläche individuell festgestellten 
Instandhaltungskostenbedarf abweichen. Die 
Abweichungen bewegen sich im Rahmen der 
Schätzungsungenauigkeiten. 

Die im Entwurf vorgesehenen Sätze für die 
Instandhaltungskosten welchen zugunsten der 
Grundstückseigentümer von den Sätzen ab, 
die der Schätzungsausschuß in seinem Gut- 
achten vorgeschlagen hat. Diese Korrekturen 
sind vorgenommen worden, um die Auswir- 
kungen der Mietstreuung noch weiter auszu- 
schalten. Dabei wurden die Ergebnisse von 
Probebewertungen berücksichtigt, die die 
Finanzverwaltungen der Länder im Jahre 
1955 in einer größeren Zahl von Fällen vor- 
genommen haben, als dies dem Schätzungs- 
ausschuß möglich war. Bei diesen Probebewer- 
tungen haben auch die vom statistischen Bun- 
desamt ausgewerteten Ergebnisse der Woh- 
nungszählung auf Grund des Gesetzes über 
eine Zählung der Bevölkerung, Gebäude, 
Wohnungen, nichtlandwirtschaftlichen Arbeits- 
stätten und landwirtschaftlichen Kleinbetriebe 
im Jahre 1950 (Volkszählungsgesetz 1950) 
vom 27. Juli 1950 (BGBl. S. 335) als Grund- 
lage gedient. Dabei Ist berücksichtigt worden, 
daß die bei der Wohnungszählung festgestell- 
ten Mieten (Stichtag 13. September 1950) ver- 
schiedentlich erhöht werden konnten. Auch 


die Auswirkungen des Gesetzes über Maß- 
nahmen auf dem Gebiete des Mietpreisrechts 
(Erstes Bundesmietengesetz) vom 27. Juli 1955 
(BGBl. I S. 458) sind in ihrer voraussichtlichen 
Größe berücksichtigt worden. 

In den so ermittelten Pauschsätzen für In- 
standhaltungskosten sind die Kosten für 
Schönheitsreparaturen nicht enthalten (vgl. 
unter Nr. 5). 

3. Mietausfallwagnis 

Der Pauschsatz für das Mietausfallwagnis Ist 
in gleicher Höhe (2 v, H. der Jahresrohmiete) 
wie in § 23 der Berechnungsverordnung ange- 
nommen worden. Der Schätzungsausschuß hat 
zwar in seinem Gutachten für Grundstücke 
In Gemeinden bis 5000 Einwohner auf Grund 
tatsächlicher Feststellungen einen Pauschsatz 
von 1 V. H. der Jahresrohmiete für ausrei- 
chend gehalten. Gleichwohl ist bei Bildung der 
Gesamtpauschale ein Pauschsatz von 2 v. H. 
zugrunde gelegt worden, weil auch in den 
kleineren Gemeinden bei fortschreitender 
Sättigung des Wohnbedarfs das Mietausfall- 
wagnis höher werden wird. Für die gemischt- 
genutzten Grundstücke mit einem gewerb- 
lichen Anteil von mehr als 50 v. H. an der 
Jahresrohmiete in Gemeinden über 5000 Ein- 
wohner ist der Pauschsatz auf 3 v. H. und 
für Geschäftsgrundstücke allgemein auf 4 v. 
H. erhöht worden. Diese Erhöhungen sind er- 
forderlich, weil bei gewerblichen Räumen 
Mietausfälle in stärkerem Maße nicht ausge- 
schlossen sind. 
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4, Aufgliederung der Pauschalkosten 


Die für die Verwaltungskosten, Instandhaltungskosten und für das Mietausfallwagnis bei Bil- 
dung der Pauschalkosten zugrundegelegten Pauschsätze ergeben sich aus der folgenden Über- 
sicht: 


Grundstücksarten und 

Baujahrgruppen 

Verwaltungskosten 
in Gemeinden 

bis bis über 

5 50 ; 50 

Tausend Einwohner 

Mietausfallwagnis 
in Gemeinden 

bis ; über 

5 15 

Tausend Einwohner 

Instai 

in G 
bis 

2 

Tausen 

idhaltungs- 
iosten 
remeinden 
bis über 

5 5 

d Einwohner 

Gesamtpauschale 
(Spalten 2 bis 4) 
in Gemeinden 
bis i bis bis über 

2 5 50 50 

Tausend Einwohner 

1 

2 

3 

4 

5 

Mietwohngrund- 
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3 

2 

2 

18 

18 

18 
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23 

Baujahrgruppe C 
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3 

3 

2 1 

2 
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16 
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21 
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3 

5 

2 

2 

17 
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19 
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26 

Baujahrgruppe B 

3 

3 

4 

2 

2 

13 

15 ; 

16 

18 20 ! 21 ^ 

22 

Baujahrgruppe C 

3 

3 

4 

2 

2 

13 

14 i 

15 

18 ; 19 1 20 ; 

21 

Gewerblicher Anteil von 











mehr als 50 v. H. 
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3 

5 

2 

3 

13 

14 

15 

18 19 ^ 21 

23 

Baujahrgruppe B 

3 

3 

4 

2 

3 

11 

12 

13 

16 17 19 

20 
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3 

3 

4 

2 

3 

10 

11 

12 
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19 
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4 
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10 
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19 
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3 
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4 

4 
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9 

10 
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18 
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3 

3 
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4 
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7 

7 
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16 

Einfamilienhäuser 





1 
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18 
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2 

i 2 

i 2 

2 

; 2 

21 

22 

1 23 
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27 
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2 

2 

‘ 2 

2 

2 

16 

; 17 

i 18 

20 ! 21 1 22 

22 

Baujahrgruppe C 

2 

2 

! 2 

2 

: 2 

14 

: 15 

! 16 

18 ' 19 20 

i 20 


Baujahrgruppe A 

= Altbauten, die bis zum 31. März 1924 bezugsfertig geworden sind. 

Baujahrgruppe B 

Neubauten, die in der Zeit vom 1. April 1924 bis zum 20. Juni 1948 bezugsfertig geworden sind. 
Baujahrgruppe C 

= Nachkriegsbauten, die nadi dem 20. Juni 1948 bezugsfertig geworden sind. 
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Die von dem Vorschlag des Schätzungsaus- 
schusses abweichende Aufteilung der ge- 
mischtgenutzten Grundstücke entspricht der 
Zinssatzregelung (vgl. Begründung zu § 52 b). 

5. Schönheitsreparaturen 

Nach § 536 BGB ist der Vermieter verpflich- 
tet, dem Mieter die vermietete Sache in 
einem zu dem vertragsmäßigen Gebrauch 
geeigneten Zustand zu überlassen und sie 
während der Mietzeit in diesem Zustand zu 
erhalten. Hierzu gehört auch die Ausfüh- 
rung der Schönheitsreparaturen. Die dafür 
vom Vermieter aufzuwendenden Kosten 
werden bei der Mietfestsetzung mit berück- 
sichtigt. Es ist jedoch auch möglich, daß der 
Vermieter die Verpflichtung zur Ausführung 
der Schönheitsreparaturen durch Vertrag auf 
den Mieter überträgt. In diesen Fällen über- 
nimmt der Mieter eine Leistung, zu deren 
Ausführung nach § 536 BGB der Vermieter 
verpflichtet Ist. Bel der Mietfestsetzimg wird 
dieser Tatsache entsprechend Rechnung ge- 
tragen. 

Nach geltendem Bewertungsrecht wird beim 
Jahresrohmietverfahren die Jahresrohmiete 
zur Feststellung des Einheitswertes verviel- 
facht. Trägt der Grundstückseigentümer die 
Schönheitsreparaturen, so enthält die beim 
Jahresrohmietverfahren anzusetzende tat- 
sächliche Miete das Entgelt für die Ausfüh- 
rung dieser Reparaturen. In den Fällen, in 
denen der Grundstückseigentümer die Ver- 
pflichtung zur Ausführung der Schönheits- 
reparaturen auf die Mieter überträgt und 
die Mieten deshalb entsprechend festgesetzt 
sind, werden die tatsächlich gezahlten Mieten 
bei Feststellung des Einheitswertes mit einem 
um die Reparaturkosten erhöhten Betrag 
angesetzt. 

Beim vorgesehenen Ertragswertverfahren 
können die Kosten für die Schönheitsrepara- 
turen im Interesse der Verwaltungsverein- 
fachung ohne Schwierigkeiten bei den In- 
standhaltungskosten berücksichtigt werden. 
Ebenso wie nach geltendem Recht könnten 
die Kosten für Schönheitsreparaturen zwar 
auch bei der Miete berücksichtigt werden. 
Das würde bedeuten, daß in den Fällen, in 
denen der Grundstückseigentümer die Schön- 
heitsreparaturen ausführen läßt, die tatsäch- 
lich gezahlten Mieten angesetzt werden, und 
in den Fällen, In denen die Verpflichtung auf 
den Mieter übertragen wird, die tatsäAllch 


gezahlten Mieten um einen den Kosten ent- 
sprechenden Teil erhöht werden. Die Pausch- 
sätze für die Instandhaltungskosten, zu 
denen die Schönheitsreparaturen gehören, 
müßten bei diesem Verfahren Jedoch so hoch 
festgesetzt werden, daß sie die Kosten für 
die Schönheitsreparaturen einschließen. Die- 
ser Weg ist im Entwurf nicht gewählt wor- 
den, weil er für die Verwaltung einen wesent- 
lich größeren Arbeitsaufwand erfordert, als 
das vorgesehene Verfahren. 

Da es heute üblich ist, daß die Kosten für 
diese Reparaturen auf den Mieter abgewälzt 
werden, sind die im Entwurf vorgesehenen 
Pauschsätze für die Instandhaltungskosten 
ohne Berücksichtigung dieser Kosten ermit- 
telt worden. Lediglich in den Fällen, in denen 
die Schönheitsreparaturen vom Grundstücks- 
eigentümer getragen werden und deshalb die 
tatsächlichen Mieten um die dafür aufzuwen- 
denden Kosten erhöht sind, müssen die 
Pauschalkosten, In denen die Pauschsätze für 
die Instandhaltungskosten enthalten sind, um 
die in § 52g Abs. 9 genannten Punkte erhöht 
werden. 

Die Kosten für die Schönheitsreparaturen 
stehen erfahrungsgemäß In einem bestimm- 
ten Verhältnis zu den sonstigen Instandhal- 
tungskosten. Diesem Verhältnis Ist bei Fest- 
setzung der in § 52 g Abs. 9 vorgesehenen 
Pauschsätze Rechnung getragen worden. 


Zu § 52 h 

Die Definition der Betriebskosten stimmt in- 
haltlich mit der des § 21 der Berechnungs- 
verordnung überein. 

Betriebskosten sind Kosten, die durch die Be- 
wirtschaftung eines Grundstücks laufend ent- 
stehen. In § 52 h Abs. 1 werden Beispiele 
für Betriebskostenarten aufgezählt. Abge- 
sehen davon, daß diese Kostenarten bei 
einem Grundstück nicht immer gleichzeitig 
anfallen, sind die Aufwendungen für jede 
Kostenart bei jedem Grundstück verschieden 
hoch. Daraus erklärt sich, daß die Höhe der 
Betriebskosten bei den einzelnen Grund- 
stücken sehr stark schwankt. Insbesondere 
welchen die von den Gemeinden zu erheben- 
den Gebühren und Abgaben hinsichtlich Ihrer 
Höhe wesentlich voneinander ab. Unter- 
suchungen haben ergeben, daß die Grund- 
steuer als wichtigster Betriebskostenfaktor 
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am stärksten an diesen Schwankungen betei- 
ligt ist. Die Grundsteuer wird deshalb aus 
den übrigen Betriebskosten für die Zwecke 
der Einheitsbewertung herausgenommen und 
getrennt behandelt (vgl. Begründung zu 
§ 52 i). Aber auch nach Ausscheidung der 
Grundsteuer sind die Schwankungen noch er- 
heblich. 

Trotzdem muß aus Gründen der Verwal- 
tungsvereinfachung angestrebt werden, auch 
bei den Betriebskosten Pauschsätze zu bilden. 
Der Schätzungsausschuß hat deshalb seine 
Untersuchungen darauf ausgerichtet, Pausch- 
sätze zu finden, die möglichst zutreffend sind, 
die gleichzeitig aber auch Härten für den 
Grundstückseigentümer nach Möglichkeit aus- 
schließen. Bei allen untersuchten Grundstücken 
sind die tatsächlichen Betriebskosten, aufgeglie- 
dert nach Grundstücksarten, Alter der Gebäude 
und Gemeindegrößenklassen festgestellt wor- 
den. Für alle Grundstücksarten mit Ausnahme 
der Geschäftsgrundstücke, sind die Pauschsätze 
so ermittelt worden, daß bei der überwie- 
genden Zahl der Grundstücke die tatsäch- 
lichen Betriebskosten im Durchschnitt nie- 
driger sind. Der Ansatz dieser Pauschsätze 
bedeutet für viele Grundstückseigentümer 
einen Vorteil sowie eine wesentliche Erleich- 
terung In der praktischen Handhabung der 
Bewertungsvorschriften. Besonders für Eigen- 
tümer kleiner Grundstücke, für die aus son- 
stigen steuerlichen Gründen Aufzeichnungen 
nicht gemacht zu werden brauchen. Ist es 
wichtig, daß auch für Zwecke der Einheits- 
bewertung auf die Aufzeichnung der Aus- 
gaben verzichtet werden kann, weil die tat- 
sächlichen Betriebskosten regelmäßig unter 
dem Pauschsatz Hegen. 

Bel unbedeutenden Abweichungen der tat- 
sächlichen Betriebskosten nach oben soll der 
Pauschbetrag ebenfalls angesetzt werden. 
§ 52 h Abs. 7 sieht deshalb vor, daß nach- 
gewiesene tatsächliche Kosten nur dann be- 
rücksichtigt werden, wenn sie die Pausch- 
sätze um mehr als 15 vom Hundert über- 
steigen. Diese Grenze bedeutet keine Härte 
für den Grundstückseigentümer. Die Auswir- 
kung auf den Einheitswert Ist nur unwesent- 
lich. Die Abweichung liegt Im Rahmen der 
Schätzungsungenauigkeiten und kann wegen 
der damit verbundenen großen Verwaltungs- 
vereinfachung in Kauf genommen werden. 

Bel bedeutenderen Abweichungen nach oben 
werden die vom Grundstückseigentümer 
nachgewiesenen Betriebskosten angesetzt. 


Hierbei dürfen jedoch nur die regelmäßig 
entstehenden Kosten berücksichtigt werden, 
um zu vermeiden, daß zufällige Zusammen- 
ballungen von Betriebskosten In dem Kalen- 
derjahr, das dem Feststellungszeltpunkt vor- 
angeht, zu nicht vertretbaren Einheitswerten 
führen. 

Bei Geschäftsgrundstücken Ist die Streuung 
der Betriebskosten so groß, daß die Fest- 
setzung von Pauschsätzen nicht möglich ist. 
Deshalb sollen hier In jedem Fall die regel- 
mäßig entstehenden tatsächlichen Betriebs- 
kosten des dem Feststellungszeitpunkt vor- 
angegangenen Kalenderjahres angesetzt wer- 
den. 

Aus Gründen der Gleichmäßigkeit der Be- 
wertung müssen bei Fortschreibungen und 
Nachfeststellungen die zugrunde zu legenden 
tatsächlichen Betriebskosten auf die Wertver- 
hältnlsse des Hauptfeststellungszeltpunktes 
umgerechnet werden (vgl. Begründung zu 
Artikel 1 Ziffer 13). 

Zu § 52 i 

Die Grundsteuer gehört zwar zu den Be- 
triebskosten. Sie muß aber, wie zu § 52 h 
ausgeführt ist, für die Zwecke der Einheits- 
bewertung getrennt betrachtet werden. 

Die Grundsteuer ist neben den Instandhal- 
tungskosten der wichtigste Unkostenfaktor 
beim Grundbesitz und beeinflußt wesentlich 
den Marktwert eines Gruiidstüeks. Dahei 
wurde bereits bei Beginn der Untersudiun- 
gen des Schätzungsausschusses die Notwen- 
digkeit erkannt, daß die Grundsteuerbe- 
lastung bei der Ermittlung der Einheits werte 
nach dem Ertragswertverfahren berücksich- 
tigt werden muß. Allerdings ist die Entschei- 
dung darüber, in welcher Höhe die Grund- 
steuer angesetzt werden soll, deshalb beson- 
ders schwierig, weil die Grundsteuerbclastung 
in den Gemeinden verschieden ist, so daß 
einheitliche auf die Jahresrohmiete bezogene 
Hundertsätze wie bei den anderen Kosten- 
arten nicht gebildet werden können. In grö- 
ßeren Städten mit Eingemeindungen Ist die 
Belastung sogar innerhalb der Gemeinde 
unterschiedlidi, weil die eingemeindeten 
Teile nach § 30 Abs. 3 GrStDV weiterhin 
der Gemeindegruppe zuzurechnen sind, zu 
der sie vor der Umgemeindung gehörten. 
Die Frage, wie die Grundsteuer berücksich- 
tigt werden soll, hat in den Beratungen des 
Schätzungsausschusses einen breiten Raum 
eingenommen. Hierbei sind hauptsächlich 
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zwei Vorschläge geprüft worden, die in dem 
Gutachten des Schätzungsausschusses naher 
erläutert worden sind (vgl. Gutachten 
S. 51/52). 

Vorschlag 1: 

Die Grundsteuer wird mit einem durch- 
schnittlichen Hundertsatz der Jahresroh- 
miete berücksichtigt, der für jede Ge- 
meinde und für jede Grundstücksart, ge- 
trennt nach Altbauten und Neubauten, zu 
ermitteln ist. 

Vorschlag II: 

Die Grundsteuerbelastung wird in den 
Vervielfältiger eingearbeitet unter Be- 
rücksichtigung der im Hauptfeststellungs- 
zeitpunkt geltenden Steuermeßzahlen und 
Hebesätze. 

Der Schätzungsausschuß empfiehlt die Ver- 
wirklichung des Vorschlags I. 

Die Anwendung des Vorschlags II wurde 
vom Schätzungsausschuß nicht befürwortet, 
weil dadurch das Ertragswertverfahren kom- 
pliziert und für eine Massenbewertung un- 
geeignet würde. Es müßte dann ein umfang- 
reiches Tabellenwerk für die Vervielfältiger 
aufgestellt werden, da bei jeder abweichenden 
Grundsteuerbelastung ein besonders zu er- 
mittelnder Vervielfältiger anzuwenden wäre 
(vgl. Gutachten S. 51). Berücksichtigt man 
weiter, daß nicht nur für jede Grundstücks- 
art, sondern auch für Gemeinden unter und 
für Gemeinden über 5000 Einwohner be- 
sondere SoUzinssätze gelten, so würde die 
Anwendung des Vorschlags II bedeuten, daß 
für viele Gemeinden und sogar Gemeinde- 
teile (Eingemeindungen) unterschiedliche 
Vervielfältiger anzuwenden wären. 

Im Entwurf konnte aber auch dem vom 
Schätzungsausschuß empfohlenen Vorschlag I 
nicht gefolgt werden. Der Vorschlag des 
Schätzungsausschusses würde bedeuten, daß 
für jede Gemeinde je 15 Grundsteuerdurch- 
schnittssätze (5 Grundstücksarten, getrennt 
nach Altbauten, Neubauten und Nachkriegs- 
bauten) ermittelt werden müßten. Abgesehen 
von der hiermit verbundenen Arbeitsbe- 
lastung, ist die Nachprüfung der Durch- 
schnittssätze durch den einzelnen Grund- 
stückseigentümer ohne Verletzung des 
Steuergeheimnisses nicht möglich. Hinzu 
kommt, daß die tatsächliche Belastung des 
Einzelgrundstücks in der Regel von der nach 


dem Durchschnittssatz errechneten Grund- 
steuer abweicht. Der Grundstückseigentümer 
müßte also die vom Finanzamt ermittelten 
Durchschnittssätze ohne Prüfungsmöglich- 
keit als richtig hinnehmen. Außerdem kann 
der Durchschnittssatz erst kurz vor bzw. 
nach dem Hauptfeststellungszeitpunkt ermit- 
telt werden. 

Der Entwurf sieht deshalb vor, daß die 
Grundsteuer mit dem Jahressollbetrag des 
Rechnungsjahres, in das der Hauptfeststel- 
lungszeitpunkt fällt, zugrunde gelegt wird. 
Damit betont der Entwurf auch hinsichtlich 
der Grundsteuer das Stichtagsprinzip, das für 
d’e Einheitsbewertung maßgebend ist. Es ist 
zuzugeben, daß die Grundsteuer sich vor- 
aussichtlich für die meisten Grundstücke in- 
folge der Feststellung neuer Einheitswerte 
ändern wird. Auch bei gleichbleibendem Ge- 
samtaufkommen der Grundsteuer in einer 
Gemeinde wird der eine Grundstückseigen- 
tümer mehr bezahlen müssen als bisher, ein 
anderer dagegen weniger. Die Rücksicht auf 
die Änderungen, die bei der Grundsteuer 
eintreten werden, sobald ihr die künftigen 
Einheitswerte zugrunde gelegt werden, hat 
den Schätzungsausschuß zu seinen eingehen- 
den Untersuchungen veranlaßt. Unbestritten 
Ist aber, daß die Grundsteuer am Stichtag 
die durch den bisherigen Einheitswert be- 
einflußte Höhe hat und noch mehrere Jahre 
(vgl. Artikel 3) haben wird. Der Stichtags- 
wert des Grundstücks wird also durch eine 
In ihrem Ausmaß unbekannte Erhöhung 
oder Ermäßigung der Grundsteuerbelastung 
noch nicht beeinflußt werden. Für das vor- 
gesehene Verfahren spricht auch, daß der 
Jahressollbetrag der Grundsteuer vom 
Eigentümer und vom Finanzamt leicht fest- 
zustellen ist. 

Für Grundstücke, die abgefundenen Kriegs- 
beschädigten gehören, würde der tatsächlidie 
Jahressollbetrag zu niedrig sein, weil er nach 
einem Meßbetrag erhoben wird, dem der um 
die Kapitalabfindung verminderte Einheits- 
wert zugrunde gelegen hat (§ 30 GrStG). 
Die Einheitswerte dieser Grundstücke wür- 
den also höher festgesetzt werden als für 
gleichartige andere Grundstücke, wenn nur 
dieser verminderte Jahressollbetrag angesetzt 
würde. Der Entwurf sieht deshalb in diesen 
Fällen die Berechnung der anzusetzenden 
Grundsteuer mit dem Betrag vor, der ohne 
die Grundsteuerermäßigung anzusetzen 
wäre. Der gleiche Gedanke liegt dem Fall des 
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§58 GrStDV zugrunde, der wegen der vor- 
übergehenden Bedeutung unter § 79 geregelt 
wird. 

Beispiel: 

Ein Kriegsbeschädigter hat eine Kapital- 
abfindung seiner Rente ln Höhe von 
6000 DM zum Erwerb eines Grundstücks 
erhalten. Der Einheitswert des Grund- 
stücks beträgt 40 000 DM. Der Grund- 
steuermeßbetrag ist mit 10 V. T. von 
von 34 000 DM (40 000 — 6000) = 
340 DM festgesetzt worden. Bei einem 
Hebesatz der Gemeinde von 200 v. H. 
würde der Jahressollbetrag ~ 680 DM be- 
tragen. Bei der Feststellung des neuen Ein- 
heitswertes soll jedoch eine Belastung von 
800 DM angesetzt werden (10 v. T. von 
40 000 =- 400 DM, davon 200 v. H. = 
800 DM). 

Die ln den Sätzen 3 und 4 des § 52 i Abs. 1 
aufgenommene Verfahrensvorschrift ist erfor- 
derlich, um nachträgliche Veränderungen des 
Jahressollbetrags, die sich z. B. aus Wertfort- 
schreibungen des alten Einheitswertes ergeben, 
berücksichtigen zu können. Es wird sich bei 
der heutigen regen Bautätigkeit in der Regel 
um Veränderungen des Jahressollbetrags nach 
oben handeln. Aus der Reichsabgabenordnung 
kann hierfür keine Berichtigungsmöglichkeit 
hergeleitet werden. 

Viele Gemeinden erheben mit der Grundsteuer 
auch andere Betriebskosten, z. B. Gebühren 
für die Straßenrelnigung und für Entwässe- 
rung. Diese Kosten sind bereits in den Pausch- 
beträgen für die Betriebskosten (§ 52 h) abge- 
golten. Um einen doppelten Ansatz zu ver- 
meiden, müssen diese Kosten bei der Grund- 
steuer ausgeschieden werden. 

Absatz 1 des § 52 i gilt auch für solche Grund- 
stücke, die 

1. nach dem Ersten Wohnungsbaugesetz in 
der Fassung vom 25. August 1953, 

2. nach den auf Grund des § 8 des Ersten 
Wohnungsbaugesetzes erlassenen Landes- 
gesetzen, 

3. nach dem Gesetz des Landes Bayern über 
die Grundsteuerfreihelt und Gebührenfrei- 
heit für den sozialen Wohnungsbau vom 
28. November 1949 

grundsteuerbegünstigt sind. In diesen Fällen 
kann nur der tatsächlich zu zahlende Grund- 
steuerbetrag angesetzt werden, weil als Jah- 
resrohmiete auch nur die Miete angesetzt 


wird, die bereits durch die Grundsteuerbegün- 
stigung beeinflußt worden ist. Da sowohl bei 
der Jahresrohmiete als auch bei der Grund- 
steuer ein um die Begünstigung niedrigerer 
Betrag angesetzt wird, entspricht der Rein- 
ertrag, von dem bei der Verrentung ausge- 
gangen wird, den tatsächlichen Verhältnissen. 

Für Wertfortschreibungen und Nachfeststel- 
lungen von Einheitswerten auf einen nach 
dem Hauptfeststellungszeltpunkt liegenden 
Feststellungszeitpunkt sind Grundsteuersoll- 
beträge nicht bekannt. Im Falle von Nachfest- 
stellungen waren die Einheiten am Haupt- 
feststcllungszeitpunkt noch nicht vorhanden, 
im Falle von Wertfortschreibungen haben sie 
sich Im Umfang nach dem Hauptfeststellungs- 
zeitpunkt verändert. Es müßte daher die 
Grundsteuer für die Zwecke der Bewertung 
besonders berechnet werden. Für diese Berech- 
nung müßte von Einheitswerten ausgegangen 
werden, die nach dem im Feststellungszelt- 
punkt nicht mehr geltenden Bewertungsrecht 
besonders zu errechnen wären. Diese Werte 
würden als Bemessungsgrundlage für die bei 
der Wertfortschreibung oder Nachfeststellung 
anzusetzende Grundsteuer dienen. Ein solches 
Verfahren wäre sehr kompliziert und zeit- 
raubend. 

Zur Vermeidung dieser Schwierigkeiten sieht 
der Entwurf vor, bei Wertfortschreibungen 
und Nachfeststellungen allgemein eine Grund- 
steuerbelastung von 15 vom Hundert der Jah- 
resrohmiete anzusetzen. Bei den Untersuchun- 
gen des Schätzungsausschusses ist festgestellt 
worden, daß die Grundsteuerbelastung in der 
überwiegenden Zahl der Gemeinden weniger 
als 15 vom Hundert beträgt. Die geringe Zahl 
der Gemeinden, in denen die Grundsteuer- 
belastung zur Zeit der Untersuchungen noch 
über 15 vom Hundert lag, hat sich infolge 
der Mieterhöhungen nach dem Ersten Bundes- 
mietengesetz noch weiter verringert. In Aus- 
nahmefällen dürfte der vorgesehene Hundert- 
satz nur geringfügig überschritten werden. 

Der Pauschalsatz von 15 vom Hundert ist für 
Grundstücke berechnet, die voll grundsteuer- 
pflichtig sind. Bei Wertfortschreibungen und 
Nachfeststellungen grundsteuerbegünstigter 
Grundstücke kann deshalb nur der Teil des 
Pauschalsatzes angesetzt werden, der auf den 
nicht begünstigten Teil des Grundstücks ent- 
fällt. Bei der Ermittlung dieses Teiles ist zu 
unterscheiden, ob die Grundstücke nach dem 
Gesetz des Landes Bayern über die Grund- 
steuerfreiheit und Gebührenfreiheit für den 
sozialen Wohnungsbau oder nach dem Ersten 
Wohnungsbaugesetz begünstigt sind. 
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Nach dem bayerischen Gesetz erstreckt sich 
die Vergünstigung auch auf den Grund und 
Boden. Der für den steuerpflichtigen Teil des 
Grundstücks anzusetzende Teil des Pausch- 
satzes ist deshalb ohne Schwierigkeiten aus 
dem Verhältnis der Jahresrohmiete für die 
steuerpflichtigen Gebäudeteile zur Gesamtjah- 
resrohmiete zu ermitteln. Für die unter das 
Erste Wohnungsbaugesetz fallenden Grund- 
stücke ist die Berechnung des anzusetzenden 
Teiles des Pauschalsatzes schwieriger, weil der 
Grund und Boden in jedem Fall voll zur 
Grundsteuer heranzuziehen ist. Es ist zu un- 
terscheiden, ob sämtliche Wohnungen oder nur 
ein Teil der Wohnungen grundsteuerbegünstigt 
sind. Sind sämtliche Wohnungen grundsteuer- 
begünstigt, so ergibt sich der anzusetzende 
Teil aus dem Verhältnis des Bodenertrags- 
anteils (§ 52 c) zur Gesamtjahresrohmiete 
(§ 52 d). Sind außerdem nichtbegünstigte 

Wohnungen oder Räume errichtet, so ist neben 
dem Teil für den Grund und Boden noch ein 
Anteil für diese Wohnungen oder Räume zu 
berechnen. Zur Berechnung dieses Teils ist zu- 
nächst von dem Verhältnis der Jahresroh- 
mieten der nichtbegünstigten Wohnungen zur 
Gesamtjahresrohmiete auszugehen. In der 
Jahresrohmiete ist jedodi auch die Verzinsung 
des Grund und Bodens enthalten. Für den 
Grund und Boden steht bereits die Grund- 
steuerbelastung (Verhältnis des Bodenertrags- 
anteils zur Gesamtjahresrohmiete) fest. Aus 
dem aus der Jahresrohmiete ermittelten An- 
teilssatz für die nichtbegünstigten Wohnun- 
gen muß deshalb der auf den Grund und Bo- 
den entfallende Teil ausgeschieden werden. 
Dieser auszuscheidende Teil entspricht einem 
Abschlag in Höhe des Hundertsatzes, der sich 
für den Grund und Boden ergibt, da die 
Grundsteuer für den Grund und Boden In 
dieser Höhe in der Jahresrohmiete enthalten 
ist. Die Summe der Hundertsätze für den 
Grund und Boden und für die steuerpflich- 
tigen Gebäudeteile ergibt den Hundertsatz, 
mit dem der Pauschalsatz anzusetzen ist. 

Beispiel: 

Der Bodenwert eines Mietwohngrundstücks 

beträgt 20 000 DM. Der Bodenertragsanteil 

(§ 52 c) beträgt 

5,5 V. H. von 20 000 DM = 1 100 DM 

Gesamtjahresrohmiete 5 500 DM 

Jahresrohmiete 

des steuerpflichtigen Teils 2 200 DM. 

Für den Grund und Boden ist anzusetzen; 

1 100 X 100 : 5 500 = 20 v. H. 


Für den steuerpflichtigen Teil des Gebäudes 
ist anzusetzen: 

2 200 X 100 : 5 500 40 v. H. 

Dieser Hundertsatz ist insoweit zu kürzen, 
als in ihm der Anteil des Grund und Bodens 
enthalten ist, dies sind 20 v. H. von 40 v. 
H. = 8 V, H. Somit verbleiben als Anteil 
des steuerpflichtigen Teils des Gebäudes an 
der Gesamtpauschale von 15 v. H. = 40 v. 
H. — 8 V. H. = 32 V. H. Der Pausdialsatz 
von 15 V. H. ist also nur zu 20 v. H. 
(Grundsteuer für den Grund und Boden) 
4 - 32 V. H. (Grundsteuer für den steuer- 
pflichtigen Teil des Gebäudes) = 52 v. H. 
anzusetzen. 

Zu berücksichtigende Grundsteuerbelastung: 

52 V. H. von 15 v. H. = 7,8 rd. 8 v. H. 
der Jahresrohmiete. 

§ 52 i Abs. 2 soll auch in den Fällen gelten, 
in denen auf den Hauptfeststellungszeitpunkt 
neben der Hauptfeststellung noch eine Wert- 
fortschrelbung oder Nachfeststellung vorzu- 
nehmen ist. 

Die bei einer Hauptfeststellung ermittelten 
Einheitswerte gelten für die Grundsteuer nach 
§13 Abs. 3 GrStG erst von dem Rechnungs- 
jahr an, das fünf Vierteljahre nach dem 
Hauptfeststellungszeltpunkt beginnt. Die Ein- 
heitswerte, die bei der im Entwurf auf den 
1. Januar 1957 vorgesehenen nächsten Haupt- 
feststellung ermittelt werden, sollen wegen 
der besonderen Verhältnisse (erstmalige An- 
wendung des Ertragswertverfahrens) erst vom 
Rechnungsjahr 1959, u. U., erst vom Rech- 
nungsjahr 1960 ab, der Grundsteuer zugrunde 
gelegt werden (vgl. Artikel 3 Abs. 6 und 7). 
Bis dahin muß die Grundsteuer nach den 
alten Einheitswerten weitergezahlt werden. 
Damit nicht bis zum Wirksamwerden der 
durch Hauptfeststellung ermittelten Einheits- 
werte für die Grundsteuer' erhebliche Steuer- 
ausfälle für die Gemeinden In den in Be- 
tracht kommenden Rechnungsjahren eintreten, 
müssen abgesehen von der Hauptfeststellung 
auch Wertfortschreibungen und Nachfeststel- 
lungen nach dem vor dem Hauptfeststellungs- 
zeitpunkt geltenden Recht durchgeführt wer- 
den, wenn die Voraussetzungen hierfür am 
Hauptfeststellungszeitpunkt vorliegen. Diese 
Einheitswerte werden der Grundsteuer für das 
Rechnungsjahr zugrunde gelegt, das dem 
Hauptfeststellungszeitpunkt folgt. 

Der nach Abs. 1 bei der Hauptfeststellung an- 
zusetzende Grundsteuersollbetrag des Rech- 
nungsjahres, in das der Hauptfeststellungs- 
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Zeitpunkt fällt, entspricht in den in Betracht 
kommenden Fällen nicht den tatsächlichen 
Verhältnissen des Grundstücks am Flauptfest- 
stellungszeitpunkt. In den Fällen der Wert- 
fortschreibung hat sich der Umfang der Ein- 
heit geändert und in den Fällen der Nachfest- 
stellung ist die Einheit neu entstanden. Es 
liegen hier ähnliche Verhältnisse vor wie bei 
Wertfortschreibungen und Nachfeststellungen 
auf Stichtage nach dem Flauptfeststellungs- 
zeitpunkt (§ 52 i Abs. 2). Deshalb soll für 
solche Fälle abweichend von § 52 i Abs. 1 der 
Absatz 2 angewendet werden. 

Soweit für Arbeiterwohnstätten nach § 29 
GrStG Beihilfen gewährt werden, soll eine 
Grundsteuer nicht angesetzt werden. Diese 
Regelung soll aus Gründen der Vereinfachung 
getroffen werden. Bei Arbeiterwohnstätten 
wird tatsächlich eine Grundsteuer gezahlt, 
wenn auch nicht von dem Grundstückseigen- 
tümer, sondern vom Bund. Richtig wäre es, 
die Jahresrohmiete um den Betrag der Grund- 
steuerbeihilfe zu erhöhen und die zur Stüt- 
zung der Miete gezahlte Grundsteuerbeihilfe 
als Unkostenbetrag abzusetzen. Da dieses Ver- 
fahren jedoch eine Komplizierung des Ertrags- 
wertverfahrens bedeuten würde, soll für die 
Arbeiterwohnstätte nur die tatsächliche Miete, 
dafür aber keine Grundsteuer angesetzt wer- 
den. Die Ergebnisse nach beiden Methoden 
weichen nicht wesentlich voneinander ab, so 
daß der im Entwurf vorgesehenen Regelung 
aus Gründen der Verwaltungs Vereinfachung 
der Vorzug zu geben ist. 

Zu 5^ 52 k 

Bei Gebäuden soll von einer regelmäßigen 
Lebensdauer von 100 Jahren ausgegangen 
werden. Dies entspricht der Auffassung der 
Sachverständigen des Schätzungsausschusses. 
Bei Gebäuden, die auf Grund ihrer Bauart 
regelmäßig eine kürzere Lebensdauer als 100 
Jahre haben, z. B. Fachwerkbauten, Fiolz- 
bauten und sonstige Gebäude in leichter Bau- 
art, ist nach Absatz 5 die kürzere Lebensdauer 
zugrunde zu legen. Die Restnutzungsdauer 
eines Gebäudes ergibt sich aus dem Unter- 
schied zwischen Lebensdauer und Alter am 
Flauptfeststellungszeitpunkt. Bei Gebäuden, 
die nach dem Flauptfeststellungszeitpunkt be- 
zugsfertig geworden sind, entspricht die Rest- 
nutzungsdauer der regelmäßigen Lebensdauer. 

Auf einem Grundstück können sich Gebäude 
oder Gebäudeteile mit unterschiedlicher Rest- 
nutzungsdauer befinden, wobei es Vorkom- 
men kann, daß das Alter der Gebäude oder 
Gebäudeteile oder ihre Lebensdauer oder bei- 


des unterschiedlich ist. Aus Vereinfachungs- 
gründen soll in solchen Fällen nicht der Wert 
der einzelnen Gebäude oder Gebäudeteile mit 
verschiedener Restnutzungsdauer gesondert 
ermittelt, sondern für alle Gebäude und Ge- 
bäudeteile der gesamten wirtschaftlichen Ein- 
heit eine durchschnittliche Restnutzungsdauer 
errechnet werden. Es handelt sich in der Regel 
entweder um Fälle, in denen eine wirtschaft- 
liche Einheit aus verschiedenen selbständigen 
Einzelgebäuden besteht oder ein Gebäude An- 
bauten oder Erweiterungen aufweist. Bei 
einem vertikalen Aufbau, etwa einer Aufstok- 
kung eines bestehenden Gebäudes, wird der 
aufgestockte Teil im allgemeinen hinsichtlich 
seiner Restnutzungsdauer das Schicksal der 
unteren Stockwerke teilen. Hier ist der Fall 
von Absatz 1 letzter Satz nicht gegeben. Bei 
den in Betracht kommenden Fällen soll zur 
Ermittlung der durchschnittlichen Restnut- 
zungsdauer von dem Mittel der Restnutzungs- 
dauer der einzelnen Gebäude oder Gebäude- 
teile ausgegangen werden. Hierbei müssen 
auch die Werte der Gebäude oder Gebäude- 
teile berücksichtigt werden. Diese werden 
zweckmäßig nach dem Verhältnis der Miet- 
erträge, die auf die einzelnen Gebäude oder 
Gebäudeteile mit verschiedener Restnutzungs- 
dauer entfallen, ermittelt. 

Beispiel: 

Ein Gebäude besteht aus einem Hauptteil 
und einem Seitenflügel. Der Hauptteil 
wurde 1897 errichtet und hat eine Lebens- 
dauer von 100 Jahren. Die Jahres rohmiete 
beträgt 10 000 DM. Der Seitenflügel wurde 
1947 errichtet und hat eine Lebensdauer 
von 80 Jahren. Die Jahresrohmiete beträgt 
5000 DM. 

Die Restnutzungsdauer des Hauptteils be- 
trägt am Hauptfeststellungszeitpunkt 1. 1. 
1957 100 — 60 = 40 Jahre, die des 

Seitenflügels 80 — 10 = 70 Jahre. Die 
durchschnittliche Restnutzungsdauer beträgt 
unter Berücksichtigung der Miete von 10 000 
und 5000 DM 

10 000 X 40 + 5000 X 70 l 

^ _ = 50 Jahre. 

15 000 

Absatz 3 behandelt die Verbesserung eines 
Gebäudes durch wesentliche bauliche Erneue- 
rungsarbeiten. Er entspricht dem § 52 e 
Abs. 2. Eine Erneuerung des Gebäudes in 
seinen wichtigen Bauteilen (z. B. Mauern, 
Decken, Treppen, Dach usw.) führt zu einer 
Verlängerung seiner Lebensdauer und damit 
zu einer entsprechenden Erhöhung der Rest- 
nutzungsdauer. 
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Erfahrungsgemäß haben Gebäude, auch wenn 
sie alt sind, noch einen gewissen Wert, solange 
sie genutzt werden und Ertrag bringen. Ent- 
sprechend der bisherigen praktischen Hand- 
habung bei der Bewertung nach dem Sach- 
wertverfahren soll deshalb bei Gebäuden mit 
einer Lebensdauer von 100 Jahren eine Rest- 
nutzungsdauer von 30 Jahren auch dann zu- 
grunde gelegt werden, wenn das Alter am 
Hauptfeststellungszeitpunkt 70 Jahre bereits 
überschritten hat. Das sind 30 v. H. der Le- 
bensdauer. Ist diese geringer als 100 Jahre, 
so soll als Restnutzungsdauer 30 v. H. der 
jeweiligen Lebensdauer maßgebend sein. Bei 
einer Lebensdauer von 80 Jahren sind deshalb 
30 V. H, von 80 = 24 Jahre Restnutzungs- 
dauer zugrunde zu legen, wenn das Gebäude 
ein höheres Alter als 70 v. H. der Gesamt- 
lebensdauer von 80 Jahren = 56 Jahre hat 
(vgl. Abs. 5). Diese Regel wird durchbrochen, 
wenn das Gebäude wegen Baufälligkeit oder 
aus sonstigen Gründen die Mindestrestnut- 
zungsdauer nicht mehr erreichen wird. Eine 
Minderung der Restnutzungsdauer muß ganz 
allgemein auch bei jüngeren Gebäuden aner- 
kannt werden, wenn die regelmäßige Rest- 
nutzungsdauer nicht erreicht werden kann. 
Das Ist z. B. der Fall, wenn das Gebäude ab- 
gebrochen werden muß oder mit großen bau- 
lichen Mängeln behaftet ist, die die Lebens- 
dauer dieses Gebäudes stark vermindern. Das 
gilt Insbesondere auch für solche durch Kriegs- 
einwirkung entstandene Schäden, die wichtige 
Bauteile angegriffen haben und deren Beseiti- 
gung nicht mehr möglich ist. 

Zu § 52 1 

§ 52 1 behandelt die Ermäßigung und Erhö- 
hung des nach dem Ertragswertverfahren sich 
ergebenden Gebäudewertes. Hierdurch sollen 
auf die Wertbildung einwirkende Umstände 
tatsächlicher Art, die in den Bewertungsfak- 
toren wie Ertrag, Bewirtschaftungskosten und 
Restnutzungsdauer keinen Ausdruck gefunden 
haben, berücksichtigt werden. 

Die Vorschrift entspricht dem § 37 BewDV. 
Abweichend von dieser Bestimmung soll die 
Ermäßigung oder Erhöhung jedoch nicht von 
bestimmten, im Gesetz festgelegten Voraus- 
setzungen abhängig gemacht werden. Auch 
von einer beispielhaften Aufzählung der Er- 
mäßlgungs- und Erhöhungsgründe ist abge- 
sehen worden. Es bestünde sonst die Gefahr, 
daß angenommen wird, jedes angeführte Bei- 
spiel müsse auch In jedem Einzelfall zu einer 
entsprechenden Ermäßigung oder Erhöhung 
führen. Das wird jedoch Immer von den ge- 


gebenen Umständen abhängen und deshalb 
Tatfrage sein. Nicht alle Schäden, wie Kriegs- 
schäden, Erschütterungsschäden, Berg- und 
Wasserschäden oder Schäden durch Rauch, 
Säuredämpfe und dgl. führen unbedingt zu 
Ermäßigungen. In vielen Fällen werden diese 
Schäden bereits durch eine verminderte Jah- 
resrohmiete oder durch eine verminderte Rest- 
nutzungsdauer berücksichtigt sein. Auch wird 
man Einwirkungen der genannten Art in be- 
stimmten Gegenden bis zu einem gewissen 
Grad hinnehmen müssen, weil sie ein allge- 
meines Kennzeichen der betreffenden Gegend 
sind. Unterbliebene Reparaturen können Im 
allgemeinen nicht zu einem Abschlag führen. 

Das Ausmaß der Ermäßigung oder Erhöhung 
richtet sich nach der Höhe des technischen oder 
wirtschaftlichen Schadens sowie nach der Aus- 
wirkung auf den gemeinen Wert. Wie bisher 
soll eine Höchstgrenze von 30 v. H. vorge- 
sehen werden. Die Höchstgrenze soll sich je- 
doch auf den Gebäudewert beschränken, da 
die wertmindernden und werterhöhenden Um- 
stände sich in erster Linie auf den Gebäude- 
wert beziehen. Soweit ausnahmsweise der Bo- 
denwert mit beeinflußt ist, werden diese Um- 
stände Im gemeinen Wert des Grund und 
Bodens zum Ausdruck kommen. Beim Zu- 
sammentreffen von wertmindernden und 
werterhöhenden Umständen Ist der Höchst- 
satz erst auf das Ergebnis des Ausgleichs an- 
zuwenden. 

Die nachhaltige Nutzung eines Grundstücks 
für Reklamezwecke soll als werterhöhender 
Umstand angesehen werden, wenn sie gegen 
Entgelt erfolgt. Es werden laufend höhere 
Mieteinnahmen für das Grundstück erzielt, 
die sich auf den gemeinen Wert auswirken. 
Man könnte daran denken, das Reklameent- 
gelt der übrigen Grundstücksmiete hinzuzu- 
rechnen und den sich nach Abzug der Bewirt- 
schaftungskosten ergebenden Reinertrag zu 
kapitalisieren. Das hätte jedoch zur Folge, 
daß die Pauschalsätze der Bewirtschaftungs- 
kosten auch auf die Reklamemiete anzuwen- 
den wären, obwohl sie zu dieser In einem 
ganz anderen Verhältnis stehen als zu der 
Raummiete. Die Höhe der Bewirtschaftungs- 
kosten Ist jedoch nur auf die durch die reine 
Raummiete entstehenden Unkosten abgestellt 
worden. Andererseits ist auch die auf den 
normalen Grundstücksreinertrag abgestellte 
Verzinsung und Kapitalisierung für den Er- 
trag aus Reklame nicht brauchbar. Die Einbe- 
ziehung der Reklamemiete in die übrige 
Grundstücksmiete würde somit zu unbrauch- 
baren Einheitswerten führen. Deshalb ist der 
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durch Reklame bedingte Mehrwert eines 
Grundstücks am zweckmäßigsten durch einen 
besonderen Zuschlag zu erfassen. Eine Aus- 
nahme von diesem Grundsatz ist lediglich 
dann angebracht, wenn in der Jahresrohmiete 
ein Betrag für die Anbringung von Reklame 
auf einem Grundstück enthalten ist und eine 
Trennung von Grundstücksmiete und Reklame- 
miete nicht durchführbar ist. Raummiete und 
Reklamemiete werden in solchen Fällen meist 
in einer so engen Beziehung zueinander ste- 
hen, daß das eine von dem anderen abhängig 
ist. 

Der Zuschlag für Reklame soll auf die Fälle 
beschränkt bleiben, in denen tatsächlich ein 
Entgelt gezahlt wird. Eigenreklame des Grund- 
stückseigentümers soll nicht erfaßt werden, 
well sie im Geschäftsleben üblich ist und ein 
höherer Grundstückswert in solchen Fällen 
nur schwer erkennbar ist. Eine Werterhöhung 
des Grundstücks wird weiterhin nicht als ge- 
geben angenommen werden können, wenn 
sich die Nutzung zu Reklamezwecken nur auf 
einen kurzen Zeitraum erstreckt, also vorüber- 
gehender Natur ist. Die Nachhaltigkeit der 
Nutzung des Grundstücks zu Reklamezwek- 
ken ist deshalb eine notwendige Vorausset- 
zung für den Zuschlag. Die mitunter starke 
Werterhöhung von Grundstücken durch hohe 
Reklamemieten läßt eine Begrenzung der 
Höhe des Zuschlags nicht zu. 

Zu § 52 m 

Die Höhe der Vervielfältiger, die Verzins mg 
der Bodenwerte sowie die Höhe der Tausch .1- 
kosten und der Pauschbeträge für Betrieb 
kosten sollen unter anderem von der Einwoh- 
nerzahl der Gemeinden abhängig gemacht 
werden. Diese starre Regelung konnte nicht 
vermieden werden, weil ein Abstellen auf die 
individuellen Verhältnisse der Gemeinden 
schwierige und umfangreiche Ermittlungen 
zur Voraussetzung hätte. Auch die Anwen- 
dung eines Ortsklassensystems, wie es bei- 
spielsweise der Errechnung von Wohnungs- 
geldzuschüssen zugrunde liegt, ist mit vielen 
Mängeln behaftet und Insbesondere für die 
Differenzierung bei den kleinen Gemeinden 
nicht geeignet. Es erscheint daher notwendig, 
die Länderregierungen zu ermächtigen, durch 
Rechtsverordnung zu bestimmen, einzelne Ge- 
meinden oder auch Gemeindeteile in eine an- 
dere Gemeindegrößenklasse einzugliedern, 
wenn die besonderen örtlichen Verhältnisse (z. 
B. bei einem Kurort oder einem nicht einge- 
meindeten Vorort einer Großstadt) dies er- 
forderlich erscheinen lassen. Eine Ermäch- 
tigung für die Bundesregierung erscheint nicht 


zweckmäßig, da es der Bundesregierung nur 
schwer möglich ist, ohne Kenntnis der beson- 
deren örtlichen Verhältnisse ln den Ländern 
die erforderlichen Entscheidungen zu treffen. 


Beispiel für die Ermittlung des Einheitswerts 
auf der Grundlage des Ertragswertverfah- 
rens: 


Grundstücksart: 

Bodenwert: 

Jahresrohmiete: 

Baujahr: 


Mietwohngrundstück 
(§§ 51 d. Sie) 

628 qm je 10, — DM = 
6280,— DM (§ 52 a) 
10 500 DM (§ 52d) 
1920, danach Altbau 
(§ 52e) 


Restnutzung- 
dauer am 1.1. 

1957: 63 Jahre (§ 52k) 

Gemeindegröße: 150 000 Einwohner 

(§§ 52 b, 52 c, 52 g, 
52h 

Der Einheitswert errechnet sich wie folgt: 


DM DM DM 


Bodenwert (§ 52 a) 
-f- Gebäudewert 
(S52b): 
Jahresrohmiete 
(S52d) . . . 

./. Pauschalkosten 
(S 52 g Abs. 6) 
30 V. H. der 
Jahresrohmiete 
Betriebskosten 
(§ 52 h Abs. 4) 
12 v.H. der 
Jahresrohmicte 
Jahressoll- 
betrag der 
Grundsteuer 
(S 52 i Abs. 1) 
Reinertrag (§ 52 b 

Abs. 2) 

./.Bodenertrags- 
anteil (SS 52 b 
Abs. 3, 52 c) 

5,5 


Gebäudeertrags- 
anteil (S 52 b Abs. 3) 
X Vervielfältiger 
(S 52 b Abs. 4 
und 5, Anlage 5) 
Grundstückswert 

(S 52) 

Einheitswert abge- 
rundet) 

(S 25 BewG, im Ent- 
wurf nicht geändert) 


6 280,— 


10 500,— 


3 150,— 


1 260,— 


1 417,— _5 827,— 
4 673,— 


345,— 
4 328,— 


16,2 70 113,—^) 

76 393,— 

76 300,— 


*) Dieser Gebäudewert kann u. U. ermäßigt oder 
erhöht werden (§ 52 1) 
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Allgemeines zu den §§ 53 bis 53 g 

Das Bewertungsgesetz enthält bisher keine 
Vorschriften darüber, wie auf der Grund- 
lage eines Sachwertverfahrens der gemeine 
Wert eines Grundstücks zu ermitteln ist. 
Durch die §§ 53 bis 53 g sollen nunmehr die 
schon In der Praxis verwendeten und durch 
die höchstrichterliche Rechtsprechung an- 
erkannten Grundsätze des Verfahrens in das 
Bewertungsgesetz übernommen werden. Die 
Regelung im Gesetz muß sich jedoch auf all- 
gemeine Grundsätze beschränken. Eine er- 
schöpfende Behandlung des Verfahrens mit 
allen Einzelheiten seines Anwendungsberei- 
ches und seiner Durchführung ist nicht mög- 
lich, weil sich für die einzelnen In Betracht 
kommenden Grundstücksarten und auch 
innerhalb der Grundstücksarten Besonder- 
heiten, Insbesondere in der Anpassung des 
Sadiwertes an den gemeinen Wert, ergeben. 
Durch eine allgemein gehaltene Fassung soll 
die Anwendungsmöglichkeit für alle nach 
dem Sachwertverfahren zu bewertenden 
Grundstücke gewährleistet werden. Die Re- 
gelung Im einzelnen und die Regelung der 
Durchführung des Verfahrens müssen einer 
Rechtsverordnung bzw. Verwaltungsanord- 
nungen überlassen bleiben. 

Ein Beispiel für die Ermittlung des Einheits- 
werts auf der Grundlage des Sachwertver- 
fahrens befindet sich im Anschluß an die Be- 
gründung zu § 53 g. 

Zu § 53 

Bei der Ermittlung des Wertes eines bebau- 
ten Grundstücks auf der Grundlage des Sach- 
wertverfahrens wird vom Wert des Grund 
und Bodens und dem Wert der Gebäude und 
der Außenanlagen ausgegangen. Die Ermitt- 
lung dieser Werte Im einzelnen wird in den 
nadifolgenden Vorschriften (§§ 53 a bis 53 f) 
behandelt. Der so gefundene Wert (Aus- 
gangswert) ist jedoch noch kein Endwert. Er 
bedarf der Anpassung an den gemeinen Wert. 
Dieser wird nicht durch den reinen Sachwert 
bestimmt, sondern durch eine Reihe von 
Umständen, die den Marktwert beeinflussen. 
Zweckbestimmung, Verwendbarkeit des 
Grundstücks sowie sein wirtschaftlicher Nut- 
zungswert beeinflussen außer anderen Um- 
ständen in besonderem Maße diesen Wert. In 
diese Anpassung wird auch der Bodenwert 
einbezogen, weil der Grund und Boden mit 
den auf ihm stehenden Gebäuden eine wirt- 
schaftliche Einheit bildet und grundsätzlidi 
das Schicksal der aufstehenden Gebäude teilt, 


solange diese stehen. Näheres über die An- 
passung des Ausgangswertes an den gemei- 
nen Wert siehe Begründung zu § 53 g. 

Zu § 53 a 

Die Begründung ergibt sich aus den Ausfüh- 
rungen zu § 52 a In Verbindung mit § 51 a. 

Zu § 53 b 

Die Ermittlung des Gebäudewertes ist in 
ihren technischen Einzelheiten bei den ver- 
schiedenen Grundstücksarten und Grund- 
stücksgruppen je nach dem Nutzungszweck 
unterschiedlich. So ergeben sich z. B. Unter- 
schiede in den Kubikmeterdurchschnittsprei- 
sen bei den Gebäuden der verschiedenen 
Grundstücksarten und -gruppen durch die 
Unterschiedlichkeit der Zweckbestimmung, 
Bauweise und Bauart. Die Vielzahl der zu 
beachtenden Unterschiede zwingt dazu, die 
gesetzlichen Vorschriften auf das Grundsätz- 
liche zu beschränken. 

Der Gebäudesachwert ist ein rein technischer 
Wert. Maßgebend für seine Ermittlung sol- 
len nicht die tatsächlich entstandenen Her- 
stellungskosten, sondern normalisierte Her- 
stellungskosten sein. Ungewöhnliche Mehr- 
oder Minderkosten, wie z. B. Mehrkosten 
infolge überschneller Bauausführung oder 
Minderkosten durch Kostenvorteile infolge 
persönlicher Geschäftsbeziehungen, müssen 
bei der Ermittlung des gemeinen Wertes un- 
berücksichtigt bleiben. Deshalb sind die Her- 
stellungskosten zugrunde zu legen, die er- 
fahrungsgemäß im Durchschnitt für Gebäude 
bestimmter Nutzung, Bauweise und Bauart 
aufzuwenden sind. Die Ermittlung der durch- 
schnittlichen Herstellungskosten darf sich 
jedoch nur auf Kosten für solche bauliche Be- 
standteile erstrecken, die für die Bemessung 
des Gebäudewertes im Rahmen des gemeinen 
Wertes des Gesamtgrundstücks von Bedeu- 
tung sind. So werden z. B. bei älteren, gro- 
ßen Einfamilienhäusern, soweit sie nach dem 
Sachwertverfahren zu bewerten sind, bauliche 
Bestandteile, die den gegenwärtigen Wohn- 
ansprüchen und dem derzeitigen Geschmack 
nicht mehr entsprechen, auszuscheiden sein. 
Dies trifft Insbesondere bei Verzierungen, 
Türmchen, Erkern und dgl. zu. 

Für die Ermittlung des Gebäudenormalher- 
stellungswertes sollen noch ausführliche An- 
weisungen im Verwaltungswege getroffen 
werden. Diese Im Interesse einer gleichmäßi- 
gen Behandlung erforderlichen Elnzelrege- 
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lungen für die verschiedenen in Betracht 
kommenden Grundstücksarten werden sich 
insbesondere mit der Berechnung des um- 
bauten Raumes und mit den Durchschnitts- 
preisen je Kubikmeter umbauten Raumes 
befassen müssen. 

Die Abstellung der durchschnittlichen Her- 
stellungskosten auf die Baupreisverhältnisse 
des Jahres 1913 (Bauindex 100) beruht auf 
rein praktischen Erwägungen und bedeutet 
eine Vereinfachung. Durch entsprechende Zu- 
schläge (Bauindex) kann für jeden Haupt- 
feststellungszeitpunkt eine Angleichung an 
die jeweilig bestehenden Wert- und Preis- 
verhältnisse von dieser Grundzahl aus erfol- 
gen. Es empfiehlt sich auch schon aus zeit- 
lichen Gründen, die Gebäudenormalherstel- 
lungskosten nicht auf die Baupreisverhält- 
nisse des Hauptfeststellungszeitpunktes abzu- 
stellen, weil der auf den 1. Januar 1957 an- 
zuwendende Baukostenüberteuerungszuschlag 
noch nicht feststeht. Schon jetzt müssen aber 
Vorarbeiten hinsichtlich der im Verwaltungs- 
wege aufzustellenden Gebäudeklasseneintei- 
lungen und der Durchschnittspreise getroffen 
werden, um die Bewertung auf den vorge- 
sehenen Zeitpunkt ohne Verzug in Angriff 
nehmen zu können. Abgesehen hiervon bie- 
ten auch die Baupreisverhältnisse des Jahres 
1913 eine zuverlässige Berechnungsgrundlage 
und sind von den Preisschwankungen des 
derzeitigen Baumarktes unabhängig. Durch 
die Beibehaltung der bisherigen Berechnungs- 
weise soll auch die Übereinstimmung mit den 
im allgemeinen Schätzungswesen in der Pra- 
xis geübten Gepflogenheiten gewährleisiet 
bleiben. 

Die Höhe des anzuwendenden Baukostenzu- 
schlags zur Feststellung des Gebäudesachwer- 
tes am Hauptfeststellungszeitpunkt ist offen- 
gelassen worden, weil sie von dem am Stich- 
tag bestehenden Bauindex abhängig ist. 

Zu § 53 c 

Gebäude unterliegen dem Wertverzehr. Der 
Entwurf sieht deshalb vor, daß vom Wert 
im Neubauzeitpunkt (Gebäudenormalher- 
stellungswert) Wertminderungen vorgenom- 
men werden, die das Gebäude durdb Ver- 
schleiß erlitten hat. Die Höhe der regelmäßi- 
gen Wertminderung ist vom Alter des Gebäu- 
des und seiner Lebensdauer abhängig. Die 
Lebensdauer eines Gebäudes läßt sich im vor- 
aus nicht mit Sicherheit bestimmen und ist 
je nach seiner Bauart und Verwendung unter- 
schiedlich. Als Höchstlebensdauer ist ein 


Zeitraum von 100 Jahren vorgesehen wor- 
den. Es darf jedoch regelmäßig von einer 
kürzeren Lebensdauer beispielsweise bei 
Holzbauten oder Gebäuden, in denen Naß- 
betriebe untergebracht sind, ausgegangen 
werden. Die auf Grund von Erfahrungssätzen 
festzusetzende regelmäßige Lebensdauer der 
Gebäude bestimmter Bauweisen, Bauarten 
und Nutzungsarten, wird einer Einzelrege- 
lung im Verwaltungswege Vorbehalten blei- 
ben müssen. 

Die im Absatz 2 des Entwurfs vorgesehene 
Einschränkung, daß der nach Abzug der 
Alterswertminderung verbleibende Gebäude- 
restwert grundsätzlidi 30 v. H. des Gebäude- 
normalherstellungswertes nicht unterschreiten 
soll, erscheint sowohl vom technischen als 
auch vom wirtschaftlichen Gesichtspunkt aus 
gerechtfertigt. Es entspricht der Erfahrung, 
daß bei noch in Benutzung befindlichen Ge- 
bäuden in der Regel noch mindestens 30 v. H. 
des Gebäudenormalherstellungswertes bei 
einem Verkauf erzielbar sind, ausgenommen, 
wenn Baufälligkeit oder sehr starke wirt- 
schaftliche Überalterung vorliegt. Für der- 
artige Fälle wird eine Unterschreitung des 
Gebäuderestwertes von 30 v. H. ausdrück- 
lich zugelassen. Gebäude, die offensichtlich 
verfallen sind und nicht mehr unterhalten 
werden, scheiden bei der Bewertung ganz aus, 
weil ihnen ein wirtschaftlicher Nutzungswert 
nicht beizumessen ist (vgl. hierzu auch die 
Begründung zu § 52 k). 

Liegt im Einzelfall eine stärkere Wertminde- 
rung als üblich vor, so kann nach Absatz 2 
letzter Satz eine Erhöhung des regelmäßigen 
Hundertsatzes der iährlichen Wertminderung 
zugelassen werden. Praktische Bedeutung 
hat diese vorgesehene Regelung insbesondere 
für bauliche Auswirkungen von Bergschäden, 
Gründungsmängeln und Erschütterungen auf 
das Gebäude, sofern es sich um nachhaltige 
Schäden handelt, die trotz wiederholter Aus- 
besserung immer wieder in Erscheinung 
treten. 

Absatz 3 entspricht der Regelung in § 52 k 
Absatz 3. 

Beispiele für die Anwendung des Absatzes 3: 

Bei einem Gebäude mit einer durchschnitt- 
lichen Lebensdauer von 80 Jahren beträgt 
der jährliche Wertminderungsbetrag 
100 : 80 — 1,25 v. H. Ist das Gebäude am 
Hauptfeststellungszeitpunkt 30 Jahre alt, 
so sollen im Regelfall nach Absatz 1 
30 X 1,25 = 37,5 v. H. vom Gebäudewert 
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im Neubauzeitpunkt abgesetzt werden. 
Wurden bei dem Gebäude in den letzten 
Jahren wichtige Bauteile erneuert und ist 
dadurch eine Verlängerung der Restlebens- 
dauer eingetreten, so soll der mit 37,5 v. H, 
errechnete Wertminderungsbetrag entspre- 
chend der Verjüngung vermindert werden. 
Unterstellt man eine Verlängerung der 
Restlebensdauer von 20 Jahren, so sollen 
dann 10x1,25 — 12,5 v. H. als Wert- 
minderung wegen Alters zugebilligt 
werden. 

Zu § 53 d 

Neben dem Alter ist für die Bemessung des 
Wertes eines Gebäudes der bauliche Zustand 
von ausschlaggebender Bedeutung. Bauliche 
Mängel und Schäden mindern den Wert des 
Gebäudes. Sie können durch schlechte Bau- 
ausführung oder durch äußere Einwirkungen 
verursacht werden, wie z. B. durch Kriegs- 
schäden, Bergschäden, Wasserschäden usw. 
Sie führen zu einem Abschlag, soweit sie 
nicht bereits bei der Ermittlung des Gebäude- 
normalherstellungswertes oder bei der Be- 
messung der Wertminderung wegen Alters 
hinreichend berücksichtigt worden sind. 

Zu § 53 e 

Der im wesentlichen nach technischen Maß- 
stäben ausgerichtete Gebäudesachwert wird 
nicht immer den besonderen Gegebenheiten 
des Einzelfalles Rechnung tragen. Für wert- 
beeinflussende Umstände, die weder in den 
durchschnittlichen Herstellungskosten noch in 
den Wertminderungen wegen Alters oder 
baulicher Mängel und Schäden berücksichtigt 
worden sind, wird deshalb im Entwurf eine 
weitere Korrekturmöglichkeit für den Ein- 
zelfall vorgesehen. Umstände, die nicht nur 
den Einzelfall betreffen, sondern auf den 
Wert gleichermaßen für ganze Gruppen von 
Grundstücken (z. B. Industriezweige Im Zo- 
nengrenzgebiet) wertmindernd Einfluß neh- 
men, finden ihren Ausdruck in der Anpas- 
sung des Sachwertes an den gemeinen Wert. 

Die Gründe für einen Abschlag oder Zu- 
sdilag nach § 53 e können verschiedener Art 
sein. Ihre Beurteilung, insbesondere das Aus- 
maß der Ermäßigung oder Erhöhung hängt 
von den gegebenen Umständen des Einzel- 
falles ab und ist im wesentlichen Tatfrage. 
Eine erschöpfende Aufzählung der Gründe 
ist deshalb nicht möglich. Nur Umstände 
objektiver Art können zur Anwendung der 
vorgesehenen Vorschrift führen. Rein per- 


sönliche oder ungewöhnliche Verhältnisse 
müssen unbeachtet bleiben, da diese den 
gemeinen Wert nicht beeinflussen. 

Die In Absatz 2 beispielhaft genannten 
Ermäßigungsgründe stellen Korrektive dar, 
die bereits in der Praxis angewandt werden. 
Ihre Beibehaltung und Kodifikation erscheint 
deshalb geboten. 

Die Lage eines Grundstücks kann sich In der 
verschiedensten Weise auf den Wert des Ge- 
bäudes auswirken. Als wertmindernder Um- 
stand, der sich unmittelbar aus der Lage des 
Grundstücks ergeben kann, wird z. B. räum- 
liche Abgelegenheit des Grundstücks mit un- 
günstiger Verkehrslage oder die Lage eines 
Einfamilienhauses in der Nähe einer Fabrik 
mit starker Rußentwicklung anzusehen sein. 
Das gilt jedoch nicht zwingend. So werden 
die räumliche Abgelegenheit und sonstigen 
Besonderheiten der Lage dann nicht zu einer 
Wertminderung führen, wenn die Nutzung 
des Grundstücks eine derartige Abgelegenheit 
erforderlich macht. 

Durch den Abschlag wegen unorganischen 
Aufbaus soll dem Minderwert eines Gebäu- 
des Rechnung getragen werden, den es In- 
folge seiner unwirtsdhaftlichen Anordnung 
und der dadurch herbeigeführten Produk- 
tionsverteuerung für einen Erwerber hat. Es 
gelten — wie ganz allgemein bei der Beurtei- 
lung eines Ab- und Zuchlages — nur objek- 
tive Gesichtspunkte. Die Feststellung, ob ein 
unorganischer Aufbau vorliegt, kann aus 
einem Vergleich der tatsächlichen Produk- 
tionskosten mit denen eines Normalbetrie- 
bes getroffen werden. Ein Abschlag wegen 
unorganischen Aufbaus wird in erster Linie 
bei Fabrikgrundstücken Vorkommen. 

Eine wirtschaftliche Überalterung kann Im 
Einzelfall bei allen nach dem Sachwertver- 
fahren zu bewertenden Grundstücken vorlie- 
gen. Insbesondere wird dies bei älteren 
Hotelgrundstücken und älteren Warenhäu- 
sern mit Rücksicht auf die heutigen Anfor- 
derungen, die an diese Betriebe gestellt wer- 
den, anzunehmen sein. Des weiteren hat die 
vorgesehene Regelung aber auch für ältere 
Einfamilienhäuser Im sogenannten Villenstil, 
die In ihrer Bauweise vielfach nicht mehr den 
gegenwärtigen Wohnbedürfnissen entspre- 
chen, besondere Bedeutung. Ein Abschlag 
wegen wirtschaftlicher Überalterung ist nur 
insoweit zulässig, als die Wertminderung 
nicht bereits in der regelmäßigen Wertmin- 
derung wegen Alters enthalten ist. 
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Ein Abschlag kann beispielsweise bei Fabrik- 
grundstücken auch in Betracht kommen, 
wenn infolge notwendiger Betriebsumstellun- 
gen die vorhandenen Höhenabmessungen 
eines Gebäudes für den in ihm geführten Be- 
trieb nicht mehr erforderlich sind. Eine 
solche Wertminderung tritt bei Fabrikgrund- 
stücken ausschließlich wegen des Übermaßes 
an Raumhöhe bei einzelnen oder sämtlichen 
Gebäuden der Fabrik ein. Voraussetzung für 
einen entsprechenden Abschlag ist jedoch, 
daß die Betriebsumstellungen durch objektive 
Gründe, wie z. B. durch die Entwicklung 
der Technik, nicht aber durch die Verhält- 
nisse des einzelnen Betriebes veranlaßt wor- 
den sind. 

Wegen des besonderen Zuschlags für entgelt- 
liche Bereitstellungen zu Reklamezwecken 
vgl. Begründung zu § 52 1. Die dort gemach- 
ten Ausführungen treffen entsprechend auch 
für das Sachwertverfahren zu. 

Zu § 53 f 

Zu den Außenanlagen gehören insbesondere 
die Umzäunungen und die Wege- und Platz- 
befestigungen. 

In der Verwaltungspraxis werden die Außen- 
anlagen bei bebauten Grundstücken durch 
einen Zuschlag zum Gebäudesachwert erfaßt. 
Diese bewertungsmäßige Behandlung der 
Außenanlagen gibt zu Zweifeln Anlaß und 
soll nicht beibehalten werden. Es erscheint 
vielmehr zweckmäßig, den Wert der Außen- 
anlagen unabhängig vom Gebäudewert ge- 
sondert zu berechnen. 

Hinsichtlich der Ermittlung des Werts der 
Außenanlagen gelten sinngemäß die für die 
Ermittlung des Gebäudewertes gemachten 
Ausführungen. Bei der Wertfeststellung wird 
im allgemeinen von ins einzelne gehenden Er- 
mittlungen abzusehen sein. In vielen Fällen 
werden die als Anhaltspunkt heranzuziehen- 
den Anschaffungs- oder Herstellungskosten 
nicht mehr vorliegen. Es wird dann im Wege 
der Schätzung auf Erfahrungssätze zurück- 
gegriffen werden müssen. 

Zu § 53 g 

Die Ermächtigung sieht vor, daß nähere An- 
ordnungen über die Angleichung des Sach- 
wertes an den gemeinen Wert (vgl. Begrün- 
dung zu § 53) in einer Rechtsverordnung ge- 
troffen werden können. Die für die Anglei- 
chung heranzuziehenden Beurteilungsmerk- 


male sind je nach der Zweckbestimmung und 
Bauweise des Gebäudes bei den einzelnen 
Grundstücksarten und auch innerhalb der 
Grundstücksarten verschieden. Die Vielzahl 
der bei der Bemessung des gemeinen Wertes 
in Betracht zu ziehenden wirtschaftlichen 
Merkmale läßt eine Regelung im Gesetz nicht 
geboten erscheinen. Die Gestaltung und Dif- 
ferenzierung der Anpassungsabschläge soll 
deshalb entweder einer Rechtsverordnung 
überlassen bleiben oder im Verwaltungswege 
geregelt werden. Sie bedarf noch eingehen- 
der Untersuchungen und sorgfältiger Fest- 
stellungen. Insbesondere Ist zu prüfen, ob 
einheitliche Anpassungsabschläge für das ge- 
samte Bundesgebiet festgesetzt werden kön- 
nen oder ob unterschiedliche örtliche Ver- 
hältnisse regionale Regelungen notwendig 
machen. 

Die für den (letzten) Hauptfeststellungszelt- 
punkt Im Verwaltungswege festgelegten An- 
passungsabschläge können ihrer Höhe nach 
Infolge der zwischenzeitlich eingetretenen 
Entwicklung für die neue Hauptfeststellung 
nicht herangezogen werden. Gleichwohl wer- 
den die bisher bereits als Beurteilungsmerk- 
male verwendeten Maßstäbe unter Berück- 
sichtigung neu gewonnener Erkenntnisse Im 
wesentlichen angewendet werden können. 

Für Fabrikgrundstücke erfolgte bisher die 
Wertanpassung auf der Grundlage von Nut- 
zungsziffern, die das Verhältnis der tatsäch- 
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Industriezweiges zu ihrer vollen wirtschaft- 
lichen Nutzungsmöglichkeit zum Ausdruck 
brachten. Die Annahme, daß der gemeine 
Wert eines Fabrikgrundstücks Im wesent- 
lichen nur durch den Grad der Ausnutzung 
der Fabrikanlagen beeinflußt wird, ist nicht 
ganz bedenkenfrei. Bei der Anpassung an den 
gemeinen Wert wird auch die Verwendungs- 
möglichkeit des Fabrikgrundstücks und ins- 
besondere der Fabrikgebäude für andere In- 
dustriezweige in Betracht zu ziehen sein. Für 
die praktische Durchführung wird unter die- 
sen Gesichtspunkten in Erwägung gezogen 
werden können, von der Festlegung von 
Nutzungsziffern für die einzelnen Industrie- 
zweige und Fachuntergruppen abzusehen und 
für bestimmte Gruppen einheitliche Ab- 
schläge festzulegen. 

Bei den Hotelgrundstücken ist die Anglei- 
chung des Sachwertes an den gemeinen Wert 
bei der letzten Hauptfeststeiiung entspre- 
chend dem Nutzungsgrad bestimmter Grup- 
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pen von Hotelbetrieben durch Nutzungszif- 
fern vorgenommen worden. Die Nutzungs- 
ziffern sind für bestimmte Hotelgruppen von 
den Oberfinanzpräsidenten für ihren Bereich 
aus dem Verhältnis der tatsächlichen Jahres- 
belegung im Jahre 1934 zur wirtschaftlichen 
Höchstbelegung ermittelt und festgelegt wor- 
den. Dieses Verfahren hat sich als brauchbare 
Grundlage für die Wertermittlung erwiesen. 
Auch das bei Warenhausgrundstücken ange- 
wendete Verfahren der Wertanpassung aus 
Umsatzzahlen wird ggf. wieder als geeigne- 
ter Maßstab herangezogen werden können, 
wobei jedoch die Frage zu prüfen bleibt, ob 
auf Grund der örtlichen Verhältnisse regio- 
nale Regelungen notwendig sein werden. Das 
gilt aber auch für die übrigen Geschäfts- 
grundstücke (z. B. Theater, Lichtspielhäuser, 
sonstige Vergnügungsstätten usw.), bei denen 
die Anpassung nach ähnlichen wirtschaftlichen 
Bestimmungsmerkmalen entsprechend ihrer 
besonderen Eigenarten vorgenommen werden 
muß. 

Für die auf der Grundlage des Sachwertver- 
fahrens zu bewertenden Einfamilienhäuser 
und Zweifamilienhäuser wird das bei der 
Hauptfeststellung 1935 angewendete Verfah- 
ren als Anhalt für die Angleichung in Be- 
tracht gezogen werden können. Die Anpas- 
sungsabschläge sind seinerzeit regional in der 
Weise gefunden worden, daß die Summe der 
für den Grund und Boden und für die 
Gebäude ermittelten Werte mit den tatsäch- 
lich erzielten durchschnittlichen Kaufpreisen 
in Beziehung gesetzt wurde. Auf diese Weise 
wurde festgestellt, in welchem Verhältnis die 
tatsächlich erzielten Kaufpreise annähernd 
gleichartiger Grundstücke zu den Sachwerten 
stehen. Dieses Verhältnis ist in sogenannten 
Wertzahlen ausgedrückt worden. Die Durch- 
führung eines gleichen Verfahrens setzt vor- 
aus, daß eine genügend große Anzahl von 
brauchbaren Kauffällen vorliegt, aus denen 
Schlüsse in bezug auf die erforderliche Wert- 
anpassung gezogen werden können. Die 
Kaufpreise werden sorgfältig auf ihre Ver- 
wendbarkeit untersucht und ggf. bereinigt 
werden müssen, da sie gerade bei den Ein- 
familienhäusern und Zweifamilienhäusern 
häufig durch ungewöhnliche oder persönliche 
Verhältnisse stark beeinflußt sind. Gegebe- 
nenfalls werden auch Marktwerte durch ört- 
liche Sachverständige geschätzt werden müs- 
sen, um hierdurch einen Anhaltspunkt für 
das Verhältnis des Sachwertes zum Markt- 
wert zu gewinnen. Die Angleichung wird 
unter Berücksichtigung des Gesichtspunktes 


der Verwendbarkeit, insbesondere der Ver- 
käuflichkeit der Objekte je nach ihrem Alter, 
ihrer Größe und Ausstattung sowie nach 
Ihrer Lage in großen oder kleinen Gemein- 
den vorzunehmen sein. Die Wertzahlen für 
aufwendig ausgestattete Einfamilienhäuser 
werden in kleineren Orten in der Regel man- 
gels NaÄifrage für diese Objekte niedriger 
sein als in größeren Gemeinden. Ebenso wer- 
den bei älteren Einfamilienhäusern, die den 
heutigen Wohnbedürfnissen nicht mehr ent- 
sprechen und Infolgedessen erfahrungsgemäß 
schwer verkäuflich sind, größere Abschläge 
zugebilligt werden müssen. Ziel der Anpas- 
sung muß es vor allem sein, ein einheitliches 
und gleichmäßiges Wertniveau aller Wohn- 
grundstücke zu erreichen. Die Anpassung an 
den gemeinen Wert wird deshalb unter Be- 
achtung des bei dem Ertragswertverfahren 
erreichten Wertniveaus vorzunehmen sein. 


Beispiel für die Ermittlung des Einheitswerts 
auf der Grundlage des Sachwertverfahrens 


I. Fabrikgrundstück 

Baujahr 1927; durchschnittliche Lebensdauer 
80 Jahre 

Größe des Grundstücks = 10 000 m^ 
Bodenwert je m^ = 3, — DM 


IL Berechnung des Einheits- 
werts 


Gebäude wert (§ 53 b): 

Gebäudenormalherstellungswert nach durch- 
schnittlichen Herstellungskosten des Jahres 
1913: 


Maschinenhalle = 

9700 (m^) X 3,9 (M) = 

Maschinenhalle = 

1200 (m3)x 6,0 (M) = 

Bürogebäude = 

2400 (m3)xl4,0 (M) = 

Pförtnerhaus = 

200 (m^) X 12,0 (M) = 

Gebäude- 
normalherstellungswert = 


37 830,— M 
7 200,— M 
33 600,— M 
2 400,— M 
81 030,— M 


Absetzung für Wertminderung wegen Alters 
bis zum Hauptfeststellungszeitpunkt 
(§ 53 c): 

Hundertsatz der jährlichen Wertminderung 
= 100 : 80 = 1,25 v. H. 
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es sind abzusetzen: 

30 X 1,25 -= 37,5 v. H, = — 30 386,— M 

50 644,— M 

Abschlag wegen Kriegssach- 
schaden (§ 53 d) 10 V. H. = — 5 064, — M 

45 580,— M 

Umrechnung auf die Baupreis- 
verhältnisse des Hauptfest- 
stellungszeitpunktes: 

(angenommener Bauindex 300) 

Zuschlag von 200 v. H. = + 91 160, — DM 

Gebäudesachwert = 136 740, — DM 

Ermäßigung wegen unorganischen 
Aufbaus (§ 53 e) 5 V. H. = — 6 837, — DM 
Gebäudewert = 129 903, — DM 


B o d e n w e r t (§ 53 a): 

10 000 (m2)x3,— (DM) = + 30 000,— DM 
Ausgangswert (§ 53) ^ 159 903,— DM 


Anpassung an den 
gemeinen Wert (§ 53): 

angenommene Wertzahl 80 

der Einheitswert des Grund- 
stücks beträgt dann: 


159 903 x 80 
100 


Einheitswert 

abgerundet 127 900,— DM 


Zu § 53 h 

Die Bewertung von Grundstücken, die mit 
einem Erbbaurecht belastet sind, ist in § 46 
BewDV geregelt. Diese Bestimmungen sollen 
in das Bewertungsgesetz übernommen wer- 
den. Hierbei sind jedoch einige Änderungen 
gegenüber der bisherigen Regelung erforder- 
lich. 

Bei Grundstücken, die mit einem Erbbau- 
recht belastet sind, bilden der Grund und 
Boden einerseits und — weil das Erbbaurecht 
nach § 50 Abs. 2 ein selbständiges Grund- 
stück ist — das Erbbaurecht mit Gebäude 
andererseits zwei selbständige wirtschaftliche 
Einheiten, für die ohne die Vorschrift des 
§ 53 h nach § 20 Ziffer 1 je ein Einheitswert 
festzustellen wäre. Die Feststellung von zwei 
Einheitswerten erscheint jedoch nicht zweck- 
mäßig, weil nach § 7 Abs. 1 Ziffer 3 GrStG 
der Erbbauberechtigte sowohl für den Grund 


und Boden als auch für das im Wege des Erb- 
baurechts errichtete Gebäude alleiniger 
Schuldner der Grundsteuer ist. In Absatz 1 
wird deshalb klargestellt, daß für die beiden 
wirtsdiaftlichen Einheiten, Grund und Boden 
einerseits und Erbbaurecht mit Gebäude 
andererseits, nur ein Einheitswert festzustel- 
len ist. Er ist dem Erbbauberechtigten zuzu- 
rechnen. Diese Zurechnung gilt, wenn die 
Dauer des Erbbaurechts in dem für die Be- 
wertung maßgebenden Zeitpunkt noch min- 
destens 50 Jahre beträgt, nicht nur für die 
Grundsteuer, sondern auch für die Einheits- 
bewertung des Betriebsvermögens, für die 
Vermögensteuer und für die Erbschaft- 
steuer. In allen diesen Fällen wird der Grund 
und Boden einschließlich der Gebäude unab- 
hängig von getroffenen Vereinbarungen 
steuerlich ausschließlich dem Erbbauberech- 
tigten zugerechnet. 

Beträgt dagegen die Dauer des Erbbaurechts 
in dem für die Bewertung maßgebenden 
Zeitpunkt weniger als 50 Jahre, so ist der 
Einheitswert — das wird in Absatz 2 klar- 
gestellt — für die Ermittlung des Gesamt- 
werts eines gewerblichen Betriebs sowie für 
Zwecke der Vermögensteuer oder der Erb- 
schaftsteuer auf den Erbbauberechtigten und 
den Eigentümer des Grund und Bodens in 
einem bestimmten Verhältnis aufzuteilen. 

Da der an den Erbbauberechtigten zu rich- 
tende Einheitswertbescheid (Feststellungs- 
bescheid) nach Absatz 1 als einheitlicher Fest- 
sLelluiigsbeschcid im Sinne des § 215 Ab^. 1 
AO gelten soll, sind alle Vorschriften an- 
wendbar, die für einheitliche Feststellungs- 
bescheide gelten. Insbesondere ist deshalb 
auch die in § 216 Abs. 1 Ziffer 2 Satz 2 AO 
enthaltene Vorschrift anzuwenden, nach der 
im Feststellungsbescheid eine Feststellung 
darüber zu treffen ist, wie der festgestellte 
Betrag (Einheitswert) sich auf die einzelnen 
Beteiligten verteilt. Die Verteilung braucht 
nur vorgenommen zu werden, wenn die 
Wertteile für das Betriebsvermögen, für die 
Vermögensteuer oder für die Erbschaft- 
steuer erforderlich sind. 

Die Ermittlung des Einheitswerts soll, wie 
auch schon jetzt nach § 46 BewDV, so er- 
folgen, wie wenn die Belastung des Grund- 
stücks mit dem Erbbaurecht nicht bestünde. 
Bei der Aufteilung des Einheitswerts auf 
den Erbbauberechtigten und den Eigentümer 
des Grund und Bodens entfällt regelmäßig 
auf den Erbbauberechtigten der Gebäude- 
wert und ein bestimmter Anteil des Erb- 
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baurechts am Bodenwert. Der restliche 
Bodenwert entfällt auf den Eigentümer des 
Grund und Bodens. 

Die bisher bestehende Vorschrift, nach der 
dem Eigentümer des Grund und Bodens bei 
Vorliegen besonderer Vereinbarungen auch 
ein Anteil am Wert des Gebäudes zugerech- 
net werden kann, soll eine Mußvorschrift 
werden. Hauptfall einer solchen Verein- 
barung Ist der Übergang des Eigentums am 
Gebäude auf den Eigentümer des Grund und 
Bodens bei Erlöschen des Erbbaurechts durch 
Zeitablauf, ohne daß eine dem Wert des Ge- 
bäudes entsprechende Entschädigung gezahlt 
wird. Der Eigentumsübergang erfolgt ent- 
weder entschädigungslos oder gegen Gewäh- 
rung einer Teilentschädigung. Die Aufteilung 
des Gebäudewerts soll in der gleichen Weise 
erfolgen, wie die Aufteilung des Bodenwerts. 
Beträgt beispielsweise die Dauer des Erbbau- 
rechts noch 37 Jahre, so entfällt nach Ab- 
satz 2 Ziffer 1 auf den Erbbauberechtigten 
70 V. H. des Bodenwerts und auf den Eigen- 
tümer des Grund und Bodens nach Absatz 2 
Ziffer 2 der nach Abzug des 70-V.-H. -Anteils 
verbleibende Anteil von 30 v. H. In dem 
gleichen Verhältnis ist die Aufteilung des Ge- 
bäudewerts vorzunehmen. Demgemäß sind 
dem Erbbauberechtigten 70 v. H. des Ge- 
bäudewerts zuzurechnen und dem Eigen- 
tümer des Grund und Bodens die verblei- 
benden 30 V. H. 

Geht nur ein Teil des Gebäudewerts entschä- 
digungslos auf den Eigentümer des Grund 
und Bodens über, so bezieht sich die Auftei- 
lung nur auf den entschädigungslos zufallen- 
den Teil des Gebäudewerts. 

Beispiel: 

Die Beteiligten haben bei Abschluß des 
Erbbauvertrages vereinbart, daß das Ge- 
bäude nach Ablauf des Vertrages zur 
Hälfte ohne Entschädigung auf den Eigen- 
tümer des Grund und Bodens übergehen 
soll. Der Gebäudewert beträgt 100 000, — 
DM, der Bodenwert 20 000, — DM. Der 
Vertrag läuft nach 22 Jahren ab. 

Nach der Tabelle In Absatz 2 Ziffer 1 be- 
trägt der auf den Erbbauberechtigten ent- 
fallende Anteil 40 v. H. Es verbleibt nach 
Absatz 2 Ziffer 2 für den Eigentümer des 
Grund und Bodens ein Anteil von 60 v. H. 
Die Aufteilung Ist für den Bodenwert = 
20 000, — DM und den entschädigungslos 
übergehenden Teil des Gebäudewerts ~ 
50 000, — DM vorzunehmen. 


Es entfallen auf den Erbbauberechtigten: 
40 V. H. des Bodenwerts 

von 20 000,— DM . . 8 000,— DM 

40 V. H. des halben Gebäude- 
werts von 50 000, — DM = 20 000, — DM 

100 V, H. der zu entschädi- 
genden Hälfte des Gebäude- 
werts von 50 000, — DM = 50 000, — DM 

Gesamtanteilswert . . . 78 000, — DM 

Eigentümer des Grund und 
Bodens; 

60 V. H. des Bodenwerts 

von 20 000,— DM . . = 12 000,— DM 

60v.H. des halben Gebäude- 
werts von 50 000, — DM= 30 000, — DM 

Gesamtanteilswert ... 42 000, — DM 

Die Aufteilung des Gebäudewerts gilt auch 
für solche Gebäude, die bei der Bestellung 
des Erbbaurechts schon vorhanden waren. 

Absatz 4 sieht eine Verminderung der Rest- 
nutzungsdauer des Gebäudes für die Fälle 
vor, In denen nach dem Erbbaurechtsvertrag 
das Gebäude abgebrochen werden muß. Die 
Restnutzungsdauer bestimmt sich In diesen 
Fällen nicht nach der regelmäßigen Lebens- 
dauer des Gebäudes, sondern nach der Zeit, 
die bis zum Abbruch verbleibt. 

Absatz 5 entspricht dem geltenden Recht. 

In Absatz 6 Ist zusätzlich die Bewertung des 
Wohnungserbbaurechts und des Teilerbbau- 
rechts geregelt. Die Bewertung soll wie beim 
üblichen Erbbaurecht so erfolgen, wie wenn 
die Belastungen nicht bestünden. Der Ein- 
heitswert ist für das Wohnungseigentum und 
das Teileigentum nach § 53 i festzustellen. 
Die Aufteilung des Einheitswertes regelt sich 
entsprechend den Vorschriften des Erbbau- 
rechts. 

Zu § 53 1 

Die Rechtseinrichtungen des Wohnungseigen- 
tums und des Teileigentums sind durch das 
Gesetz über das Wohnungseigentum und das 
Dauerwohnrecht vom 15. März 1951 geschaf- 
fen worden. Die §§ 1 und 61 dieses Gesetzes 
legen bereits fest, daß das Wohnungseigen- 
tum und das Teileigentum selbständige wirt- 
schaftliche Einheiten im Sinne des § 2 BewG 
sind. Es ist davon abgesehen worden, das 
Wohnungseigentuni oder Teileigentum als 
besondere Grundstücksart unter § 51 d auf- 
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zuführen, weil sich die Bewertung ent- 
sprechend der Nutzung an die vorhandenen 
Grundstücksarten eng anlehnt. Für die Be- 
stimmung der Grundstücksart soll ebenfalls 
nicht die Nutzung des gesamten Grund- 
stücks, sondern die Nutzung des auf das 
Wohnungseigentum oder Teileigentum ent- 
fallenden Gebäudeteils maßgebend sein. Das 
Wohnungseigentum oder Teileigentum kann 
demnach ein Einfamilienhaus, ein gemischt- 
genutztes Grundstück oder ein Geschäfts- 
grundstück sein. 

Für die Wertbemessung des Wohnungseigen- 
tums, das überwiegend Wohnzwecken dient, 
sollen jedoch nicht die Vorschriften für Ein- 
familienhäuser Anwendung finden. Dieses 
Wohnungseigentum ist wertmäßig, insbeson- 
dere hinsichtlich der Verzinsung und der 
Fiöhe der Bewirtschaftungskosten, eher mit 
einem Mietwohngrundstück bzw. einem ge- 
mischtgenutzten Grundstück zu vergleichen. 
Dient das Wohnungseigentum somit zu mehr 
als 80 V. H. Wohnzwecken, so gelten die 
Vorschriften über Mietwohngrundstücke, bei 
einem gewerblichen Anteil von 20 v. Fi. oder 
mehr gelten die Vorschriften über gemischt- 
genutzte Grundstücke. Bei gewerblicher 
Nutzung zu mehr als 80 v. Fi. bzw. bei Vor- 
liegen von Teileigentum kommt die Bewer- 
tung nach den Grundsätzen über Geschäfts- 
grundstücke in Betracht. Die Vorschriften 
über die Bewertung von Einfamilienhäusern, 
Zweifamilienhäusern und von sonstigen be- 
bauten Grundstücken kommen somit nicht 
Zui Aiiweuuuiig. Sufcni bei den Becriebs- 
kosten die tatsächlich entstandenen Kosten 
zugrunde zu legen sind (§ 52 h Abs. 6 und 7), 
ist für die Errechnung des auf das gemein- 
schaftliche Eigentum entfallenden Kosten- 
anteils das Verhältnis der Mieten zueinander 
maßgebend. 

Die Eigenart des Wohnungseigentums, das 
aus dem Sondereigentum und dem Miteigen- 
tumsanteil an dem gemeinschaftlichen Eigen- 
tum, zu dem es gehört, besteht, verlangt eine 
besondere Regelung über die Ermittlung des 
Bodenertragsanteils, da dieser zur Ermittlung 
des Gebäudewertes aus dem Gesamtrein- 
ertrag auszuscheiden ist. Aus Gründen der 
Klarheit und der Vereinfachung soll nicht 
von dem Verhältnis der Mieten zueinander 
ausgegangen werden, vielmehr soll der im 
Grundbuch eingetragene Miteigentumsanteil 
maßgebend sein. Wenn nicht besondere 
Gründe vorliegen, werden das Verhältnis 
der Mieten zueinander und das der Grund- 


bucheintragungen zueinander in etwa iden- 
tisch sein. 

Bei Teileigentum ist ein Mietausfallwagnis 
nicht zu berücksichtigen, weil es meist eigen- 
gewerblichen Zwecken dient und deshalb das 
Wagnis einer Ertragsminderung durch un- 
einbringliche Mietrückstände u. dgl. nicht 
entsteht. In den Pauschalkosten ist das Miet- 
ausfallwagnis bei Geschäftsgrundstücken mit 
4 Punkten enthalten. Die Pauschalkosten 
s’nd daher um diese Punkte zu kürzen. 

Wenn auch das Wohnungseigentum als selb- 
ständige wirtschaftliche Einheit bewertet 
wird, so teilt es hinsichtlich der Nutzungs- 
dauer doch das Schicksal des Gesamtgebäudes. 
Dieses ist daher für die Nutzungsdauer maß- 
gebend. 

Zu § 53 k 

Die Bewertung von Gebäuden auf fremdem 
Grund und Boden Ist bisher gesetzlich nicht 
geregelt. In § 50 Abs. 3 BewG ist lediglich 
— wie auch im Entwurf In der gleichen Vor- 
schrift vorgesehen — festgestellt, daß solche 
Gebäude als selbständige Grundstücke gelten, 
selbst wenn sie wesentliche Bestandteile des 
Grund und Bodens geworden sind. Es Ist je- 
doch auch bisher bei der Bewertung Voraus- 
setzung, daß das Gebäude nur dann als selb- 
ständiges Grundstück angesehen werden 
kann und demgemäß einem anderen als dem 
Eigentümer des Grund und Bodens zuzurech- 
nen ist, wenn der andere wirtschaftlicher 
Eigentümer des Gebäudes Ist. Dies soll im 
1. Satz nunmehr ausdrücklich gesagt werden. 
Zum Unterschied von der bisherigen Auffas- 
sung in der Rechtsprechung soll der Grund 
und Boden nunmehr als bebaut gelten. Dies 
entspricht den gegebenen Tatsachen. Die den 
tatsächlichen Verhältnissen entgegenstehende 
abstrakte Betrachtungsweise, den Grund und 
Boden und die Gebäude völlig unabhängig 
voneinander zu behandeln, weil sie zwei selb- 
ständige wirtschaftliche Einheiten sind, Ist zu 
unrealistisch und praktisch nicht vertretbar. 
Auch die Auswirkungen bei der Grundsteuer 
sind wirtschaftlich unbefriedigend, weil für 
bebaute und unbebaute Grundstücke ver- 
schiedene Meßzahlen oder Fiebesätze ange- 
wendet werden. Die Anwendung der grund- 
legenden Bewertungsvorschrift des § 51 e, 
die das Verfahren für die einzelnen Grund- 
stücksarten bestimmt, soll daher nicht nur 
auf die Bewertung des Gebäudes, sondern 
auch auf die des Grund und Bodens bezogen 
werden. 
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Absatz 2 regelt den Übergang des Gebäude- 
eigentums auf den Eigentümer des Grund 
und Bodens, wenn keine dem Wert des Ge- 
bäudes entsprechende Entschädigung gezahlt 
wird. Die Vorschrift ist der entsprechenden 
Vorschrift der Bewertung des Erbbaurechts 
nachgebildet, da beide Fälle wirtschaftlich 
gleicligelagert sind (vgl. § 53 h Abs. 2). 
Gegenüber dem Erbbaurecht soll die Zu- 
rechnungsverteilung jedoch nach dem wesent- 
lich kürzeren Zeitraum von 12 Jahren be- 
messen werden, weil bei Gebäuden auf frem- 
dem Grund und Boden im allgemeinen nicht 
so langjährige Verträge wie beim Erbbau- 
recht abgeschlossen werden. Um nicht jedes 
Jahr eine Verteilung vornehmen zu müssen, 
sind im Entwurf für die Zurechnungsvertei- 
lung bestimmte Zeiträume zusammengefaßt 
worden. 

Die Restnutzungsdauer des Gebäudes wird 
bei einer Abbruchsverpflichtung wie beim 
Erbbaurecht durch die Vertragsdauer be- 
stimmt. 

Zu Artikel 1 Ziffer 18 

Vgl. Begründung zu Ziff. 12. 

Zu Artikel 1 Ziffer 19 

Der neu einzufügende Absatz 2 zu § 55 
BewG entspricht den Sätzen 1 und 2 des § 47 
BewDV. Damit soll im Gesetz klargestellt 
werden, daß die rein künstlerische und die 
rein wissenschaftliche Tätigkeit nicht der 
Tätigkeit der freien Berufe gleichgestellt ist. 
Dagegen braucht Satz 3 des § 47 BewDV, der 
eine in geringem Umfang nebenher ausge- 
übte Gutachtertätigkeit als Sachverständiger 
für unbeachtlich erklärt, nicht in das Gesetz 
aufgenommen zu werden. Es genügt eine 
Klarstellung im Verwaltungswege. 

Zu Artikel 1 Ziffer 20 

Nach § 3 Abs. 1 Ziff. 6 VStG sind Körper- 
schaften, die kirchlichen, gemeinnützigen 
oder mildtätigen Zwecken dienen, insoweit 
nicht von der Vermögensteuer befreit, als sie 
einen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb unter- 
halten, der über den Rahmen einer Ver- 
mögensverwaltung hinausgeht. Im Gegensatz 
dazu wird in § 56 Abs. 1 Ziff. 4 BewG die 
Einheitswertfeststellung des Betriebsver- 
mögens schlechthin auf das Bestehen eines 
wirtschaftlidien Geschäftsbetriebes abgesteift. 


Beispiel: 

Eine Stiftung unterhält einen Forstbetrieb. 
Dieser ist zwar ein wirtschaftlicher Ge- 
schäftsbetrieb, geht aber nach Recht- 
sprechung und Verwaltungsübung nicht 
über den Rahmen einer Vermögensverwal- 
tung hinaus. Die Stiftung ist, wenn im 
übrigen die Voraussetzungen des § 3 Ziff. 6 
VStG erfüllt sind, von der Vermögen- 
steuer befreit. Gleichwohl ist nach dem 
Wortlaut des § 56 Abs. 1 Ziff. 4 BewG das 
Vermögen der Stiftung als Betriebsver- 
mögen zu behandeln. 

Es sind Zweifel entstanden, ob durch § 56 
BewG der Begriff des Betriebsvermögens 
auch auf die Fälle ausgedehnt werden soll, 
in denen der wirtschaftliche Geschäftsbetrieb 
nicht über den Rahmen einer Vermögensver- 
waltung hinausgeht und deshalb die Befrei- 
ungsvorschrift des § 3 Abs. 1 Ziff. 6 VStG 
Platz greift. Zur Beseitigung dieser Zweifel 
soll in § 56 Abs. 1 Ziff. 4 klargestellt werden, 
daß eine Einheitswertfeststellung für das Be- 
triebsvermögen unterbleibt, wenn der wirt- 
schaftliche Geschäftsbetrieb nicht über den 
Rahmen einer Vermögensverwaltung hinaus- 
geht. Von Bedeutung war diese Frage haupt- 
sächlich bei der Veranlagung der Vermögens- 
abgabe des Lastenausgleichs, bei der für Be- 
triebsvermögen ein anderer Vierteljahressatz 
gilt als für land- und forstwirtsdiaftliches 
Vermögen. Bei dieser Gelegenheit ist § 56 
Abs. 1 Ziff. 4 BewG im Verwaltungsweg be- 
reits so ausgelegt worden, daß in dem Falle 
des Beispiels kein Betriebsvermögen anzu- 
nehmen ist. Eine gesetzliche Klarstellung er- 
scheint jedoch angebracht. Die Klarstellung 
dient auch der Verwaltungsvereinfachung, da 
sie vermeidet, daß in den Fällen des Beispiels 
besondere Einheitswerte für gewerbliche Be- 
triebe festgesetllt werden müssen, obwohl die 
Feststellung wegen Befreiung von der Ver- 
mögensteuer und von der Gewerbesteuer 
(vgl. den mit § 3 Ziff. 6 VStG übereinstim- 
menden § 3 Ziff. 6 GewStG) keine Bedeu- 
tung hat. 

Zu Artikel 1 Ziffer 21 

Nach § 54 BewG setzt sich das Betriebsver- 
mögen nur aus Wirtschaftsgütern zusammen, 
die dem Betriebsinhaber gehören. Nach § 57 
Abs. 1 BewG wird als Betriebsgrundstück der 
zu einem gewerblichen Betrieb gehörige 
Grundbesitz bezeichnet. Soll also ein Grund- 
stück Betriebsgrundstück sein, ist es neben 
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den sonstigen Voraussetzungen des § 57 er- 
forderlich, daß das Grundstück dem Betriebs- 
inhaber gehört. Zweifel haben sich ergeben, 
wenn an dem Grundstück mehrere Personen 
beteiligt sind. 

Beispiel A: 

Drei Geschwister haben von ihrem Vater 
ein Grundstück geerbt, in dem nur der 
eine Miterbe einen Gewerbebetrieb unter- 
hält, der das Grundstück zu mehr als der 
Hälfte gewerblich nutzt. 

In § 49 BewDV ist der Grundsatz aufgestellt, 
daß ein Grundstück stets Grundvermögen 
ist, wenn mehrere Personen daran beteiligt 
sind. Dieser Grundsatz gilt auch für den An- 
teil an dem Grundstück, der dem Betriebs- 
inhaber gehört. Dieser Anteil soll nicht etwa 
besonders behandelt werden, sondern genau 
wie die Anteile der anderen Grundstücks- 
eigentümer als Grundvermögen gelten. 

Der Grundsatz des § 49 BewDV hat sich als 
nicht zutreffend erwiesen, wenn das Grund- 
stück mehreren Personen gehört, die alle 
gleichzeitig an dem Gewerbebetrieb beteiligt 
sind. 

Beispiel B: 

Die drei Miterben im Beispiel A setzen das 
von ihrem Vater bisher in dem Grund- 
stück betriebene Gewerbe in der Form 
einer offenen Handelsgesellschaft, einer 
Kommanditgeselhdicifi: udei aucli einer 
Handwerkergemeinschaft fort. 

Für diesen Fall haben Rechtsprediung und 
Verwaltungspraxis schon bisher abweichend 
von dem Wortlaut des § 49 BewDV die 
Eigenschaft des Grundstücks als Betriebs- 
grundstück bejaht. 

Sobald aber an dem Grundstück eine Person 
beteiligt ist, die nicht gleichzeitig Mitinhaber 
des Betriebs ist, soll das ganze Grundstück 
nicht als Betriebsgrundstück behandelt 
werden. 

Beispiel C: 

Von den drei Miterben im Beispiel A 
setzen nur zwei das Gewerbe des Vaters 
fort. Eine Schwester ist an dem Gewerbe 
nicht beteiligt, bleibt aber zu einem Drittel 
Miteigentümerin des Grundstücks. 

Die vorstehend entwickelten Grundsätze ent- 
sprechen der bisherigen Praxis (vgl. die im 
Abschnitt 26 VStR 1953 enthaltenen Bei- 


spiele). Sie haben sich bewährt und sollen 
weiter angewendet werden. Deshalb soll in 
§ 57 Abs. 2 ausdrücklich bestimmt werden, 
daß ein Grundstück auch insoweit nicht an- 
teilig Betriebsgrundstück wird, als es von 
einem Miteigentümer eigengewerblich ge- 
nutzt wird. Ist jedoch eine der in § 56 BewG 
genannten Körperschaften, Personenvereini- 
gungen und Vermögensmassen an dem 
Grundstück beteiligt, so ist der Teil des 
Grundstücks, der der Körperschaft usw. ge- 
hört, stets Betriebsgrundstück (vgl. § 57 
Abs. 2 letzter Satz). 

Zu Artikel 1 Ziffer 22 
zu a) 

Nach § 59 Ziff. 1 gehören die von der Ver- 
mögensteuer befreiten Wirtschaftsgüter nicht 
zum Betriebsvermögen. In § 1 Abs. 2 VStG 
ist bestimmt, daß gewisse Vermögensgegen- 
stände außer Ansatz belben. Es handelt sich 
dabei um Sachvermögen, das in der Sowjet- 
zone, im Sowjetsektor von Berlin und im 
Saargebiet liegt. Dieses Vermögen ist in Ab- 
schnitt 18 Abs. 2 Buchst, a VStR 1953 als be- 
freites Vermögen aufgeführt. Es könnten je- 
doch Zweifel entstehen, ob die „außer Ansatz 
zu lassenden Wirtschaftsgüter“ ebenso wie 
die bisher in § 59 Ziffer 1 allein angesproche- 
nen „von der Vermögensteuer befreiten 
Wirtschaftsgüter“ bei der Ermittlung des Be- 
triebsvermögens nicht zu erfassen sind. Zur 
Klarstellung, daß auch die „außer Ausatz zu 
lassenden Wirtschaftsgüter“ ebenso wie die 
befreiten Wirtschaftsgüter beim Betriebsver- 
mögen nicht zu erfsasen sind, soll in § 59 
Ziffer 1 ausdrücklich auf die Vorschrift des 
§ 1 Abs. 2 VStG Bezug genommen werden. 

zu b) 

Die Änderung berücksichtigt, daß nach 
Ziff. 26 Buchst, b die Vorschrift in § 67 
Ziffer 5 eine andere Fassung erhalten soll. 
Außerdem soll ausdrücklich bestimmt wer- 
den, daß die in § 68 Ziffer 4 a erwähnten 
Lastenausgleichsansprüche u. dgl. nicht zum 
Betriebsvermögen gehören. Solche Ansprüche 
kommen auch innerhalb eines gewerblichen 
Betriebs vor. 

Zu Artikel 1 Ziffer 23 
zu a) 

Der Einleitungssatz des § 60 soll in zwei- 
facher Hinsicht geändert werden. 
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Die Schachtelvergünstigung kann neben den 
Kapitalgesellschaften auch den Versicherungs- 
vereinen auf Gegenseitigkeit gewährt werden. 
Das ist bisher durch § 52 Abs. 2 BewDV an- 
geordnet worden, muß aber künftig im Ge- 
setz ausgesprochen werden. Auch das Kör- 
perschaftsteuergesetz Ist durch Art. 4 Ziffer 6 
des Gesetzes zur Neuordnung von Steuern in 
seinem § 9 entsprechend geändert worden. 
Nach dem bisherigen Wortlaut des § 60 ist 
die Schachtelvergünstigung zu gewähren, wenn 
sie seit Beginn des letzten Wirtschaftsjahres 
bestanden hat. Damit wird ein längeres Be- 
stehen der Beteiligung vorausgesetzt. Es kann 
Vorkommen, daß das letzte Wirtschaftsjahr 
nur wenige Monate umfaßt. Durch § 52 
Abs. 1 BewDV ist bisher bestimmt, daß die 
Beteiligung seit mindestens zwölf Monaten 
vor dem maßgebenden Abschlußtag bestan- 
den haben muß. Diese Anordnung soll in 
das Gesetz übernommen werden. Im übrigen 
ergeben sich keine sachlichen Änderungen. 

zu b) 

Die Fassung entspricht den gegebenen staats- 
rechtlichen Verhältnissen. 

Zu Artikel 1 Ziffer 24 

Der Abzug von Steuerschulden ist in § 53 a 
BewDV geregelt. Die Vorschrift soll ohne 
wesentliche Änderungen In das Gesetz über- 
nommen werden. Der erste Satz des § 53 a 
BewDV, nach dem Steuerschulden nur auf 
besonderen Antrag hin abzuziehen sind, soll 
wegfallen. Die betrieblichen Steuerschulden 
sollen ebenso wie andere Betriebsschulden 
unabhängig von einem ausdrücklichen An- 
trag abgesetzt werden, wenn sie dem Finanz- 
amt bekannt sind. Im weiteren Wortlaut 
wird eine Änderung insofern vorgesehen, als 
der Abschlußzeltpunkt der Betriebe mit 
regelmäßigen jährlichen Abschlüssen von 
vornherein neben dem Veranlagungszeit- 
punkt und nicht wie In § 53 a BewDV erst 
in einem besonderen Nachsatz genannt wird. 
Daß beim Betriebsvermögen nur solche 
Steuerschulden abgezogen werden können, 
die In wirtschaftlichem Zusammenhang mit 
dem Betrieb oder mit einzelnen Tellen des 
Betriebs, z. B. einem Betriebsgrundstück 
stehen, ergibt sich schon aus Absatz 1 und 
braucht In Absatz 3 nicht noch besonders 
hervorgehoben zu werden. 

Die Abzugsfähigkeit der Ausgleichsabgaben 
nach dem Lastenausgleichsgesetz ist bisher In 
§ 207 LAG geregelt. Die Vorschriften sollen 


In das Bewertungsgesetz übernommen wer- 
den. Beim Betriebsvermögen ist die Vermö- 
gensabgabe außer Betracht zu lassen. Sie ist 
eine persönliche Last und betrifft nicht den 
Betrieb. Dies soll In Absatz 4 besonders be- 
tont werden. Die Vermögensabgabe ist des- 
halb auch dann nicht abzugsfähig, wenn der 
gewerbliche Betrieb am 21. Juni 1948 das 
einzige abgabepflichtige Vermögen gewesen 
ist. Um niclit zu Einheitswerten zu gelangen, 
die sich In dem wesentlichen Punkt der Be- 
rücksichtigung der Lastenausgleichsabgaben 
voneinander unterscheiden, soll auch bei 
den in § 56 BewG aufgeführten Gesell- 
schaften, die nur Betriebsvermögen haben 
können, bei denen infolgedessen Betriebs- 
vermögen gleich Gesamtvermögen ist, 
die Vermögensabgabe grundsätzlich nicht 
beim Betriebsvermögen, sondern nur 
beim Gesamtvermögen abzugsfähig sein. 

Aus der praktischen Erfahrung heraus soll 
jedoch abweichend von § 207 LAG verfah- 
ren werden, wenn die Vermögensabgabe als 
Betriebsschuld übernommen worden ist. Dies 
ist dann der Fall, wenn Verpflichtungen aus 
der Vermögensabgabe beim Erwerb eines 
Betriebs oder aus ähnlichem Anlaß aus be- 
trieblichen Gründen übernommen werden. 
Durch die Übernahme wird die Vermögens- 
abgabe wirtschaftlich zu einer Betriebsschuld. 
Es Ist angebracht, dem auch bei der Bewer- 
tung zu folgen. Eine entsprechende Anord- 
nung ist schon jetzt in Abschnitt 51 Abs. 2 
VStR 1953 gegeben worden. Eine steuerlidie 
Auswirkung wird übrigens der Ausnahme 
kaum zukommen, da es für die Vermögen- 
steuer gleichgültig Ist, ob der Abzug beim 
Betriebsvermögen oder beim Gesamtvermö- 
gen vorgenommen wird, und da bei der Ge- 
werbesteuer zur Ermittlung des steuerpflich- 
tigen Gewerbekapitals in der Regel eine Hin- 
zurechnung der übernommenen Lastenaus- 
gleichsschuld nach § 12 Abs. 2 Ziff. 1 GewStG 
erforderlich sein wird. Trotzdem erscheint es 
angebracht, bei der Einheitsbewertung den 
wirtschaftlichen Geschehnissen Rechnung zu 
tragen. 

Was als Zeitwert der Vermögensabgabe für 
steuerliche Zwecke anzusehen ist, ist in § 77 
LAG geregelt. Auf diese Vorschrift kann ver- 
wiesen werden. Zu ihr ist die Zeltwertver- 
ordnung vom 11. August 1954 (BGBl. I 
S. 258) ergangen. 

Die Hypothekengewinnabgabe und die Kre- 
ditgewinnabgabe sind beim Betrlebsvermö- 
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gen nur abzugsfähig, soweit sie mit dem ge- 
werblichen Betrieb in wirtschaftlichem Zu- 
sammenhang stehen. Das ergibt sich schon 
aus § 62 Abs. 1 BewG. Da aber der Grund- 
satz bisher in § 207 Nr. 2 LAG besonders 
festgelegt worden ist, soll er auch bei Über- 
nahme der Vorschriften in das Bewertungs- 
gesetz übernommen werden. Bei der Kredit- 
gewinnabgabe, die nur gewerblidie Betriebe 
betroffen hat, wird der wirtschaftliche Zu- 
sammenhang mit einem gewerblichen Betrieb 
die Regel bilden. Es gibt aber Fälle, in denen 
die Kreditgewinnabgabe keine Betriebsschuld 
ist, z. B. wenn der Betriebsinhaber seinen 
Betrieb in der Zeit zwischen dem Währungs- 
stichtag und dem Inkrafttreten des Lasten- 
ausgleichsgesetzes veräußert hat, da in diesen 
Fällen Abgabeschuldner der frühere Betriebs- 
inhaber ist (§174 LAG). Dagegen kann die 
Flypothekengewinnabgabe u. U. eine echte 
Betriebsschuld sein. Diese Möglichkeit ist ins- 
besondere bei allen nichtbuchführenden Ge- 
werbetreibenden gegeben. Außerdem wird sie 
zu einer Betriebsschuld, wenn ein mit der 
Abgabe belastetes Grundstück für Betriebs- 
zwecke erworben wird. Deshalb muß je nach 
den tatsächlichen Gegebenheiten die Möglich- 
keit bestehen, die Flypothekengewinnabgabe 
und die Kreditgewinnabgabe entweder bei 
der Ermittlung des Betriebsvermögens oder 
bei der Ermittlung des Gesamtvermögens ab- 
setzen zu können (vgl. die entsprechende 
Fassung zu § 74 in Ziffer 34). 

Die Kreditgewinnabgabe ist eine Tilgungs- 
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gewinnabgabe ist in der Regel eine Tilgungs- 
schuld (vgl. § 106 LAG). Dadurch, daß die 
Abgaben „mit ihrem jeweiligen Wert“ ab- 
zugsfähig sein sollen, soll zum Ausdruck ge- 
bracht werden, daß einerseits sich die Schuld 
um die getilgten Beträge vermindert und 
andererseits etwaige Rückstände bei der Er- 
mittlung des jeweiligen Wertes zu berück- 
sichtigen sind. 

Zu Artikel 1 Ziffer 25 

In § 66 BewG soll an den Grundgedanken 
der bisherigen Fassung festgehalten werden. 
Die Änderungen bedeuten nur Klarstellun- 
gen. Da sie sidi aus mehreren Einzeländerun- 
gen zusammensetzen, soll der ganze Para- 
graph neu gefaßt werden. Es handelt sich 
um die folgenden Änderungen: 

Zu Absatz 1 

Da einer neuer Absatz (Absatz 3) eingescho- 
ben werden soll, müssen in Absatz 1 die 


Absätze 2, 3 und 4 (statt bisher 2 und 3) ge- 
nannt werden. Die Worte „in der Regel“ 
können wegfallen, da nunmehr im Gegensatz 
zur bisherigen Fassung, die Ausnahmen von 
der Bewertung nach dem Teilwert in den Ab- 
sätzen 2 bis 4 erschöpfend aufgeführt sind. 

Zu Absatz 2 

In § 66 BewG ist an zwei Stellen, nämlich in 
Abs. 2 und Abs. 4 bestimmt, daß für Grund- 
stücke und Gewerbeberechtigungen die Ein- 
heitswerte maßgebend sind. Es genügt, wenn 
die Vorschrift in Absatz 2 aufgenommen 
wird. Da es bei den in § 56 BewG genannten 
Körperschaften Vorkommen kann, daß nur 
ein Teil eines Grundstücks zu einem gewerb- 
lichen Betrieb gehört, muß auch von den 
festgestellten Teilen eines Einheitswerts (vgl. 
§ 216 Abs. 1 Ziffer 2 Satz 2 AO) gesprochen 
werden. 

Zu Absatz 3 

Beteiligungen an Personengesellschaften sind 
bisher in § 66 BewG nicht genannt. Es ergibt 
sich schon aus den Vorschriften der Reichs- 
abgabenordnung (§ 218 Abs. 2), daß sie auch 
innerhalb eines gewerblichen Betriebs mit 
dem für sie festgesetzten Anteil an dem Ein- 
heitswert des gewerblichen Betriebs der Per- 
sonengesellschaft (vgl. auch hierzu § 216 
Abs. 1 Ziffer 2 Satz 2 AO) anzusetzen sind. 
Zur Klarstellung und der Vollständigkeit 
halber muß das in § 66 erwähnt werden, da 
sonst Zweifel entstehen könnten, ob etwa 
nach Absatz 1 der Teilwert anzusetzen ist. 

Zu Absatz 4 

Satz 1 entspricht dem bisherigen Absatz 3. 
Dadurch wird zum Ausdruck gebracht, daß 
die Wertpapiere, Anteile und Genußscheine 
innerhalb eines gewerblichen Betriebs genau 
so bewertet werden sollen wie außerhalb 
eines gewerblichen Betriebs. Es erscheint an- 
gebracht, diesen Grundsatz auch auf die Be- 
wertung von Kapitalforderungen und Schul- 
den (§14 Abs. 1 bis 3) und auf die Ermitt- 
lung des Kapitalwerts von Nutzungen und 
Leistungen (§§ 15 bis 17) auszudehnen. In 
der Praxis ist schon bisher nach diesem 
Grundsatz verfahren worden. Der Reichs- 
finanzhof hat das gebilligt. Als das ehemalige 
Reichsfinanzministerium den Versuch unter- 
nahm, an die Stelle eines nach § 14 Abs. 3 
berechneten Wertes einer unverzinslichen 
Forderung einen Zeitwert unter Anwendung 
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eines anderen Zinssatzes anzusetzen, haben 
der Reichsfinanzhof in einem Urteil vom 
9. März 1944 (RStBl. S. 180) und spater un- 
ter ausdrücklicher Ablehnung eines Erlasses 
des Reichsministers der Finanzen der Oberste 
Finanzgerichtshof in seinem Urteil vom 
12. Februar 1948 (Sammlung Bd. 54 S. 225) 
der Berechnung nach § 14 Abs. 3 den Vor- 
gegeben. In seinem Urteil vom 15. Mai 
1941 (RStBl. S. 587) hat der Reichsfinanzhof 
ausgeführt: „Für die Bewertung der Forde- 
rung würde der Teilwert gelten (§ 66 Abs. 1). 
Der Teilwert Ist bei Forderungen nach den 
Grundsätzen des § 14 zu beurteilen. § 14 ent- 
hält allgemeine Regeln, die auch beim Teil- 
wert gelten müssen.“ Auch der Bundesfinanz- 
hof hat in seinem Urteil vom 26. August 
1955 (BStBl. III S. 278) entschieden, daß Ka- 
pitalforderungen und Schulden, die zu einem 
Betriebsvermögen gehören, grundsätzlich 
ebenfalls mit dem gemeinen Wert und somit 
nach den Regeln des Ersten Teils des Bewer- 
tungsgesetzes zu bewerten sind. 

Es erscheint angebracht, die in der Anrufung 
der Gerichte zum Ausdruck kommende Un- 
sicherheit durch eine ausdrückliche gesetzliche 
Vorschrift im Sinne der bisherigen Praxis zu 
beseitigen. Daß der Kapitalwert von Nut- 
zungen und Leistungen auch innerhalb eines 
gewerblichen Betriebs nach §§ 15 bis 17 zu 
ermitteln Ist, ist unstreitig. 

Zu Absatz 5 

In Absatz 5 wird der erste Satz des bisheri- 
gen Absatzes 4 übernommen. Der zweite 
Satz des bisherigen Absatzes 4 ist, wie schon 
zu Absatz 2 ausgeführt worden ist, entbehr- 
lich. Mit den dort genannten „Rücklagen“ 
sind nur die in § 62 BewG erwähnten „ver- 
sicherungstechnischen Rücklagen“ gemeint. 
Das soll zur Vermeidung von Mißverständ- 
nissen durch die neue Fassung klar zum Aus- 
druck gebracht werden. 

Zu Artikel 1 Ziffer 26 
zu a) 

Der Freibetrag, der bei natürlichen Personen 
für die zum sonstigen Vermögen gehörenden 
Zahlungsmittel und laufenden Guthaben des 
Geldverkehrs gilt, soll zur Berücksichtigung 
der durch die Währungsreform geänderten 
Währungsverhältnisse von 1000 DM auf 
2000 DM erhöht werden. 


zu b) 

Die jetzige Fassung des § 67 Ziffer 5 BewG 
ist schwer verständlich. Sie soll durch eine 
verständlichere Fassung ersetzt werden. Die 
neue Formulierung „Werke der Literatur 
und Kunst“ umfaßt nach den Grundsätzen 
des Urheberrechts neben den schon in der 
bisherigen Fassung besonders aufgeführten 
Werken der bildenden Kunst, des Schrift- 
tums und der Tonkunst auch die Werke der 
Photographie und Kinematographie sowie — 
bis zu einem bestimmten Grade — des 
Kunstgewerbes. 

Neben den Werken der Literatur und Kunst 
oder den Urheberrechten an solchen Werken 
waren nach der bisherigen Rechtslage auch 
die nichtgeschützten Erfindungen in gleicher 
Weise wie diese begünstigt. Die bisherige 
Gleichstellung der nichtgeschützten Erfin- 
dungen mit den Werken der Literatur und 
Kunst war sachlich nicht begründet, sondern 
nur aus Gründen der Verwaltungsverein- 
fachung vorgenommen worden, weil die Be- 
wertung bei schwankenden Erträgen schwie- 
rig erschien. In der Praxis hat sich aber her- 
ausgesteli: daß es durchaus möglich ist, dben- 
so wie geschützte Erfindungen (Patente usw.) 
mit schwankenden Erträgen, auch nichtge- 
schützte Erfindungen mit schwankenden Er- 
trägen zu bewerten. Aus Gründen einer 
gleichmäßigen Besteuerung im Verhältnis zu 
den geschützten Erfindungen erscheint es des- 
halb geboten, die nichtgeschützten Erfindun- 
gen nur noch insoweit zu begünstigen, als 
sie nicht von dem Erfinder an einen Dritten 
veräußert oder einem Dritten gegen Entgelt 
zur Auswertung überlassen sind. Es soll also 
nicht mehr darauf ankommen, ob das Entgelt 
in festen oder in veränderlichen Beträgen, 
z. B. nach der Stückzahl oder nach der Fdöhe 
der Umsätze gezahlt wird. 

zu c) 

Nach § 67 Ziffer 6 Buchst, a BewG gehören 
die noch nicht fälligen Ansprüche aus Lebens- 
und Kapitalversicherungen oder Rentenver- 
sicherungen, aus denen der Berechtigte noch 
nicht in den Rentenbezug eingetreten ist, 
nicht zum sonstigen Vermögen, wenn deren 
Wert nach § 14 Abs. 4 und 5 Insgesamt 
5000 DM nicht übersteigt. Die Grenze von 
5000 DM ist heute in Anbetracht der durch 
die Währungsreform geänderten Währungs- 
verhältnisse unzureichend. Sie soll verdoppelt 
werden. Außerdem erscheint es angebracht, 
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die Freigrenze in einen Freibetrag umzuwan- 
deln. Bei der bisherigen Freigrenze sind alle 
Versicherungen mit einem höheren Wert voll 
steuerpflichtig, ohne daß 5000 DM abgezogen 
werden könnten. Bei der vorgesehenen Rege- 
lung kann der Freibetrag von 10 000 DM 
auch bei einem höheren Wert der Versiche- 
rung abgezogen werden. Der Übergang von 
der Freigrenze zum Freibetrag wird dadurch 
zum Ausdruck gebracht, daß statt des Wortes 
„wenn“ das Wort „soweit“ gebraucht wird. 

Zu Artikel 1 Ziffer 27 
zu a) 

Die Bezugnahme auf die frühere Reichs- 
gesetzgebung in § 68 Ziffer 2 BewG muß 
beseitigt werden. 

zu b) 

Die Vorschrift des § 68 Ziffer 4 a BewG ist 
durch das Gesetz vom 16. Januar 1952 
(BGBl. I S. 22) — in der Praxis als Ver- 
mögensbewertungsgesetz bezeichnet — in das 
Bewertungsgesetz eingefügt worden, bevor 
das Lastenausgleichsgesetz vorlag. Die Fassung 
muß dem jetzigen Gesetzesstand angepaßt 
werden. 

zu c) 

In der bisherigen Fassung des § 68 Ziffer 4 
BewG werden als befreite Ansprüche die An- 
sprüche wegen Schäden an Leben, Körper, 
Gesundheit und Freiheitsentzug einzeln er- 
wähnt. Durch die Neufassung soll klargestellt 
werden, daß alle Ansprüche nach dem z. Z. 
dem Bundestag vorliegenden Gesetzentwurf 
für ein Bundesentschädigungsgesetz, also auch 
die Ansprüche auf Leistungen wegen Schä- 
den an Eigentum oder Vermögen oder wegen 
Schäden Im beruflichen und wirtschaftlichen 
Fortkommen befreit sind. Das gilt nur so- 
lange, als die Leistungen nicht verwirklicht 
sind, d. h. noch nicht als vereinnahmte Be- 
träge wie jedes andere Vermögen der persön- 
lichen Verfügung des Berechtigten unter- 
liegen. 

zu d) 

Nach § 67 Ziffer 4 BewG gehören zum son- 
stigen Vermögen auch bestimmte Rechte auf 
Renten und andere wiederkehrende Nutzun- 
gen und Leistungen. Die Erfahrung hat ge- 
zeigt, daß die uneingeschränkte Erfassung sol- 
cher Rentenrechte zu unbilligen Flärten füh- 
ren kann. Wichtige Gruppen von Renten- 
rechten sind durch die Vorschriften des § 68 


BewG bereits ganz von der Besteuerung aus- 
genommen. 

Bei der Vermögensabgabe bleibt nach § 24 
Nr. 5 LAG bei Rentenansprüchen ein Teil- 
betrag im Jahreswert von 2400 DM ohne 
Rücksicht auf die Einkommensverhältnisse 
des Rentenberechtigten außer Ansatz. Eine 
so weitgehende Befreiung der Rentenrechte 
erscheint bei der Vermögensteuer nicht ver- 
tretbar. Es ist zu bedenken, daß es auch Ren- 
tenrechte gibt, die als Gegenwert für ein 
Wirtschaftsgut, z. B. bei Veräußerung eines 
Grundstücks gewährt werden, also zweifel- 
los Vermögen darstellen, dessen volle Erfas- 
sung bei der Vermögensteuer gerechtfertigt 
ist. Auch ist die Rentenversicherung, also der 
Erwerb von Rentenrechten durch Einzahlung 
von Versicherungsprämien, eine besondere 
Form des Sparens. Es erscheint nicht zweck- 
mäßig, diese Form des Sparens grundsätzlich 
günstiger zu behandeln als andere Formen. 
Der Entwurf sieht vor, daß bei Rentenrech- 
ten ein Teilbetrag in Flöhe eines Jahreswerts 
von 2400 DM dann befreit sein soll, wenn die 
Rente erkennbar der Altersversorgung dient 
und eine gewisse Bedürftigkeit vorliegt. Da- 
bei lehnt sich der Entwurf an die Vorschrif- 
ten In § 5 Abs. 2 VStG über den sozialen 
Freibetrag in der durch Artikel 4 Ziffer 3 
Buchst, b vorgesehenen Fassung an. Voraus- 
setzung für die Anwendung der Begünsti- 
gungsvorschrift ist daher immer, daß sowohl 
die im Buchstaben a angegebenen Voraus- 
setzungen hinsichtlich des Alters oder der Er- 
werbsunfähigkeit als auch die Im Buchstaben b 
bezeichnete Voraussetzung hinsichtlich des 
Einkommens erfüllt sind. 

Beispiel 1: 

Ein verwitweter früher selbständiger Kauf- 
mann Im Alter von 73 Jahren bezieht aus 
einer Versicherung eine Jahresrente von 
3600 DM. Er hat kein weiteres Vermögen 
und kein weiteres Einkommen. Der Kapi- 
talwert der Rente beträgt nach § 16 Abs. 2 
21 600 DM. Für die Vermögensteuer soll 
die Rente nur im Jahreswert von 3600 DM 
— 2400 DM = 1200 DM angesetzt wer- 
den. Der Kapitalwert verringert sich da- 
durch von 21 600 DM auf 7200 DM. We- 
gen des allgemeinen Freibetrags von 
10 000 DM wird der Kaufmann nicht zur 
Vermögensteuer herangezogen. 

Beispiel 2: 

Ein verheirateter Landwirt im Alter von 
65 Jahren hat sich bei Veräußerung .seines 
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Hofes ein Altenteil im Jahreswert von 
2000 DM ausbedungen. Er besitzt außer- 
dem ein unbelastetes Mietwohngrundstück 
mit einem Einheitswert von 20 000 DM. 
Sein letztes Jahreseinkommen beträgt 
2500 DM. Der Kapitalwert des Altenteils 
wäre ohne die Vorschrift der Ziffer 6 a 
nach § 16 Abs. 2 BewG mit 18 000 DM 
anzusetzen. Das Gesamtvermögen würde 
38 000 DM betragen und der Vermögen- 
steuer unterliegen. Auf Grund der Zif- 
fer 6 a soll der Kapitalwert außer Ansatz 
bleiben. Das Vermögen beträgt nur 
20 000 DM und ist für iden verheirateten 
Landwirt auf Grund der Freibeträge 
steuerfrei. 

Beispiel 3: 

Ein 50jähriger erwerbstätiger Handwerker 
bezieht aus einem Grundstücksverkauf auf 
Lebenszeit eine jährliche Rente von 
2400 DM. Der Kapitalwert der Rente mit 
31 200 DM Ist steuerpflichtig, da die Vor- 
aussetzungen hinsichtlich des Alters oder 
der Erwerbsunfähigkeit nicht erfüllt sind. 

Zu Artikel 1 Ziffer 28 

§ 69 BewG enthält eine unterschiedliche Re- 
gelung für die Wertpapiere und Anteile, die 
vor dem Hauptveranlagungszeitpunkt ausge- 
geben sind, gegenüber den Wertpapieren und 
Anteilen, die nach dem Hauptveranlagungs- 
zeitpunkt ausgegeben werden. Für die vor 
dem Hauptveranlagungszeitpunkt ausgegebe- 
nen Papiere und Anteile gilt der Kurs vom 
Hauptveranlagungszeitpunkt unverändert 
auch für Neuveranlagungen und Nachveran- 
lagungen während des ganzen Hauptver- 
anlagungszeitraumes (§ 69 Abs. 2 Satz 1 
BewG). Für die nach dem Hauptveranla- 
gungszeltpunkt ausgegebenen Wertpapiere 
und Anteile ist dagegen der Wert vom je- 
weiligen Veranlagungszeltpunkt maßgebend. 
So ist Innerhalb des am 1. Januar 1953 be- 
ginnenden Hauptveranlagungszeitraums in 
diesen Fällen für Neuveranlagungen auf den 
1. Januar 1954 der Wert vom 31. Dezem- 
ber 1953, für Neuveranlagungen auf den 
1. Januar 1955 der Wert vom 31. Dezember 
1954 maßgebend. 

Diese verschiedenen Stichtage für die später 
ausgegebenen Wertpapiere und Anteile sollen 
durch die Änderungen des § 69 BewG be- 
seitigt werden. Es soll auch hier ein einheit- 
licher Stichtag, das Ende des Ausgabejahres, 


gelten und für den weiteren Hauptveranla- 
gungszeitraum maßgebend bleiben. Dabei er- 
scheint eine Umstellung der Vorschriften der- 
gestalt zweckmäßig, daß in Absatz 1 die Vor- 
schriften über die vor dem Hauptveranla- 
gungszeltpunkt ausgegebenen Wertpapiere 
und Anteile zusammengefaßt werden und 
Absatz 2 dann nur Bestimmungen über die 
später ausgegebenen Wertpapiere und An- 
teile enthält. 

Die etwaige Bestimmung eines abweichenden 
Zeitpunkts (Absatz 3) soll nicht mehr dem 
Bundesminister der Finanzen überlassen blei- 
ben, sondern einer Rechtsverordnung Vorbe- 
halten werden. Sie kann dann mit in eine 
aus anderen Gründen erforderliche Rechts- 
verordnung aufgenommen werden. 

Zu Artikel 1 Ziffer 29 
zu a) 

Daß für die Wertpapiere und Anteile die 
Vorschriften der §§ 13 und 14 BewG gelten, 
ist in § 70 BewG nur nebenher erwähnt. Es 
dient dem besseren Verständnis des § 70, 
wenn zunächst betont wird, daß die Bewer- 
tung sich in erster Linie nach § 13 Abs. 1 
und 2 und nach § 14 richtet. 

zu b) 

Die Vorschrift will einen Dividendenabschlag 
und die im Wertpapierverkehr bei festver- 
zinslichen Wertpapieren übliche Stückzinsen- 
berechnung für die Vermögensbesteuerung 
ausschließen. Die gleiche Anordnung Ist bis- 
her in § 57 Abs. 2 BewDV enthalten. 

Zu Artikel 1 Ziffer 30 

Die Neufassung enthält folgende Änderungen: 

1. Das Gesetz legt bisher für den tatsächlichen 
Umsatz von Aktien usw. keinen bestimmten 
Zeitraum fest, sondern überläßt die Bestim- 
mung in jedem Fall dem Bundesminister 
(früher Reichsminister) der Finanzen. Danach 
ist immer eine besondere Anordnung erfor- 
derlich. Um diese möglichst zu ersparen, soll 
nunmehr ein Zeitraum im Gesetz festgelegt 
und nur die Möglichkeit gegeben werden, 
davon abzuweichen. Als Zeitraum wird ein 
halbes Jahr vorgesehen, und zwar dergestalt, 
daß der Stichtag in der Mitte liegt. 

2. Ein abweichenderZeitraum soll nicht durch 
den Bundesminister der Finanzen allein, son- 
dern durch Rechtsverordnung bestimmt wer- 
den. Auf den letzten Absatz der Begründung 
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zu Ziffer 28 wird Bezug genommen. Die Vor- 
schrift des § 71 Abs. 1 Satz 2 BewG, nach 
welcher der abweichende Zeitraum sowohl 
vor wie nach dem Stichtag liegen kann, ist 
entbehrlich. 

3. Für den Fall, daß nach § 69 Abs. 3 BewG 
ein abweichender Stichtag bestimmt wird, 
wird auch die Bestimmung eines für den Um- 
satz von Aktien usw. maßgebenden Zeit- 
raums vorgesehen. Die Bestimmung wird 
dann mit derjenigen über den abweichenden 
Stichtag verbunden werden können. 

4. Wichtig ist die Neuerung, daß nur Um- 
sätze im amtlichen Börsenhandel oder im ge- 
regelten Freiverkehr zugrunde gelegt wer- 
den dürfen. Bisher kann es zwelfelhijft sein, 
ob auch Umsätze im Bankenverkehr (Tele- 
fonverkehr) berücksichtigt werden dürfen. 
Die Beschränkung auf den amtlichen Börsen- 
handel und den geregelten Freiverkehr war 
schon bei der Hauptveranlagung 1949 durch 
§ 9 des Gesetzes vom 3. Juni 1949 (WiGBL 

5. 83) eingeführt worden, ist aber im Bewer- 
tungsgesetz selbst bisher nicht vorgeschrieben. 

5. Zu § 71 Abs. 2 BewG ist die Vorschrift des 
§ 62 BewDV ergangen, wonach für Vorzugs- 
aktien, für Schutzaktien, für Vorratsaktien, 
für junge Aktien und für Genußscheine Hun- 
dertsätze des Steuerkurswerts der gewöhn- 
lichen Stammaktie festgelegt worden sind, 
soweit nicht für die Aktiengattungen beson- 
dere Steuerkurswerte festgesetzt worden sind. 
Es wird vorgeschlagen, die Ableitung der 
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dem Bundesminister der Finanzen bei Fest- 
setzung des Steuerkurswerts zu übertragen. 
Dieser kann dann entweder bei Bekanntgabe 
der Steuerkurswerte eine allgemeine Be- 
stimmung etwa in der Art des jetzigen § 62 
BewDV treffen oder aber für jeden einzel- 
nen Steuerkurswert bestimmen, in welcher 
Weise daraus für andere Aktiengattungen des 
gleichen Unternehmens der Steuerkurswert 
abzuleiten Ist. Er muß sich dazu mit den 
Börsen Vorständen und Sachverständigenaus- 
schüssen in Verbindung setzen, die Ihm neben 
dem Kursvorschlag auch angeben können, 
bei welchen Aktien andere Aktiengattungen 
in Betracht kommen. 

Zu Artikel 1 Ziffer 31 

Die Änderungen betreffen im wesentlichen die 
Fassung. Eine Bedeutung kommt nur der Än- 
derung in Absatz 3 Satz 4 zu. Nach der bis- 
herigen Fassung entscheidet über einen Wider- 


spruch der Bundesminister der Finanzen end- 
gültig. Die Endgültigkeit der Entscheidung 
steht in Widerspruch zu Artikel 19 Abs. 4 des 
Grundgesetzes. Deshalb wird schon jetzt die 
Anrufung der Finanzgerichte zugelassen. Um 
das Gesetz mit dieser Rechtslage in Überein- 
stimmung zu bringen, muß das Wort „end- 
gültig“ gestrichen werden. 

Zu Artikel 1 Ziffer 32 

Auf die Begründung zu Ziff. 22 zu a) wird 
Bezug genommen. 

Zu Artikel 1 Ziffer 33 

Zu Buchst, a Teil aa), Buchst, b Teil aa) und 

Buchst, c Teil bb) 

Das Wort „Grundstück“ soll jeweils durch die 
Worte „Grundbesitz oder Teile von Grund- 
besitz“ ersetzt werden. Unter Grundstücken 
sind nur die wirtschaftlichen Einheiten des 

Grundvermögens zu verstehen (vgl. § 50 
Abs. 1 Satz 4). Es hat sich jedoch herausge- 
stellt, daß die Vergünstigung des § 73 a auch 
bei Teilen von land- und forstwirtschaftlichem 
Vermögen und auch bei Betriebsgrundstücken 
angebracht Ist. Insbesondere kommen Burgen, 
Schlösser und Herrenhäuser In Betracht, die zu 
einem Betrieb der Land- und Forstwirtschaft 
gehören. Auch Parkanlagen können ganz oder 
teilweise die Begünstigung verdienen. Bei Be- 
triebsgrundstücken kann § 73 a dann anzu- 
wenden sein, wenn es sich um Kulturdenk- 
mäler handelt, deren Aufwand den durch sie 
erzielten Nutzen übersteigt. Auf alle diese 
Fälle soll § 73 a ausgedehnt werden. Dabei 
wird, wenn es sich um Teile von Grundbesitz 
handelt, ein entsprechender Teil des Einheits- 
werts entweder nach Abs. 1 mit 40 v. H. oder 
nach Abs. 2 und 3 nicht anzusetzen sein. Bei 
Betriebsgrundstücken Ist der Wert im Einheits- 
wert des gewerblichen Betriebs enthalten. 
Dieser ist dann bei der Ermittlung des Ge- 
samtvermögens entsprechend niedriger anzu- 
setzen. 

Zu Buchst, a Teil bb) 

Da in den Absätzen 2 und 3 jeweils von der 
Ermittlung des Gesamtvermögens gesprochen 
wird, erscheint es zur Herstellung eines ein- 
heitlichen Aufbaus der Absätze angebracht, 
auch In Absatz 1 die Ermittlung des Gesamt- 
vermögens zu erwähnen. 

Zu Buchst, b Teil bb) und Buchst, c Teil aa) 

In § 73 a wird nur das Gesamtvermögen be- 
handelt. Es ist an dieser Stelle nicht richtig. 



von Inlands vermögen zu sprechen. Das durch 
die jetzige Fassung erstrebte Ziel wird besser 
dadurch erreicht, daß in § 77 auf § 73 a Bezug 
genommen wird (vgl. Ziff. 35). 

Zu Buchst, b Teil cc) 

Die Ersetzung des Wortes „und“ durch das 
Wort „oder“ dient nur der Klarstellung. For- 
schung und Volksbildung brauchen im einzel- 
nen Fall nicht nebeneinander zu stehen. Es ge- 
nügt, wenn die Gegenstände für einen der 
beiden Zwecke nutzbar gemacht werden. 

Zu Buchst, b Teil dd) 

§ 73 a BewG konnte, da bei seiner Entstehung 
bereits entsprediende Pläne für ein Gesetz 
zum Schutze des deutschen Kulturgutes be- 
standen, so gefaßt werden, daß bei den in das 
Verzeichnis national wertvollen Kulturgutes 
eing-etragenen Gegenständen die Voraussetzun- 
gen der Vergünstigung nach § 73 a BewG als 
gegeben angesehen werden können. Lediglich 
die in § 73 a Absatz 2 Ziffer 4 BewG gefor- 
derte Voraussetzung eines zwanzigjährigen 
Familienbesitzes könnte in einzelnen Fällen 
bei den eingetragenen Gegenständen fehlen. 
Nach § 1 des im Gesetzentwurf zitierten Ge- 
setzes zum Schutze des deutschen Kulturgutes 
sollen aber alle in dem Verzeichnis national 
wertvollen Kulturgutes eingetragenen Gegen- 
stände steuerlich begünstigt werden. Deshalb 
soll klargestellt werden, daß bei den einge- 
tragenen Gegenständen neben der Eintragung 
nicht auch noch der zwanzigjährige Familien- 
besitz vorzuliegen braucht. 

Zu Artikel 1 Ziffer 34 
Zu a) 

Ziffer 2 

Es erscheint zweckmäßig, die überholten Ein- 
richtungen des Erbhofs, Fideikommisses oder 
sonstigen gebundenen Vermögen an dieser 
Stelle nicht mehr besonders zu erwähnen (vgl. 
auch Begründung zu Ziff. 2). 

Die neue Fassung weicht außerdem von der 
bisherigen insofern ab, als der Abzug ohne 
Rücksicht auf die Laufzeit der Leistungen ge- 
währt werden soll. Durch die bisherige Be- 
zugnahme auf § 67 Ziffer 4 BewG werden 
für den Abzug auch die in § 67 Ziffer 4 BewG 
festgelegten Voraussetzungen hinsichtlich der 
Laufzeit (Lebenszeit, unbestimmte Zeit oder 
mindestens 10 Jahre) übernommen. Bei der 
Fieranziehung des Aktivvermögens bedeuten 
die Voraussetzungen hinsichtlich der Laufzeit 


eine Schonung von Rechten auf Leistungen 
mit niedrigerer Laufzeit. Beim Abzug kann 
es dagegen eine Fiärte bedeuten, wenn bei 
niedrigerer Laufzeit der Abzug versagt wird. 
Deshalb soll ausdrücklich angeordnet werden, 
daß es für den Abzug auf die Laufzeit nicht 
ankommt. 

Ziffer 3 

§ 74 Abs. 1 Ziffer 3 will einen Ausgleich in 
folgender Richtung schaffen: In der Landwirt- 
schaft ist für die umlaufenden Betriebsmittel 
bei der Feststellung des Einheitswerts nach 
dem bisherigen § 32 Abs. 2 BewG (künftig 
§ 31 Abs. 2) der Stand vom 30. Juni maß- 
gebend, also von einem Zeitpunkt, zu dem die 
Erzeugnisse noch nicht gewonnen sind. Die 
zu diesem Zeitpunkt regelmäßig noch auf dem 
Halm stehenden Früchte werden im Einheits- 
wert mit erfaßt. Erst im zweiten Kalender- 
halbjahr wird die Frucht geerntet und ganz 
oder teilweise verkauft. Werden die Erzeug- 
nisse veräußert und ist der Erlös in Form von 
Barmitteln ab 1. Januar noch vorhanden, so 
ist dieser Betrag beim sonstigen Vermögen zu 
erfassen. Es besteht deshalb die Gefahr, daß 
der Wert der Erzeugnisse doppelt, d. h. ein- 
mal bei Feststellung des Einheitswerts als an- 
stehende Ernte und dann nochmals zum 1. Ja- 
nuar als sonstiges Vermögen berücksichtigt 
wird. Um diese Doppelerfassung auszuglei- 
chen, sieht § 74 Abs. 1 Ziffer 3 BewG einen 
besonderen Abzug für Landwirte vor, der in 
dem Überschuß der zwischenzeitlichen Be- 
triebseinnahmen über die Betriebsausgaben be- 
steht. An dem Grundgedanken dieser Vor- 
schrift muß festgehalten werden. Die Fassung 
bedarf jedoch in mehrfacher Hinsicht der Än- 
derung. 

1. Bisher sind die forstwirtschaftlichen Be- 
triebe von der Regelung des §74 Abs. 1 Ziffer 3 
BewG ausdrücklich ausgenommen worden. 
Das hat seinen Grund darin, daß zur Zeit 
§ 32 BewG, der für die umlaufenden Betriebs- 
mittel einen abweichenden Stichtag vorsieht, 
für die Forstwirtschaft nicht anzuwenden ist 
(vgl. § 45 Abs. 2). Künftig soll dagegen der 
dem bisherigen § 32 Abs. 2 BewG entspre- 
chende § 31 Abs. 2 auch für die Forstwirt- 
schaft gelten. Auch für die Holzbestände soll 
nach § 42 der Stand vom Ende des letzten 
Wirtschaftsjahres maßgebend sein. Deshalb ge- 
winnt die Vorschrift des § 74 Abs. 1 Ziffer 3 
BewG für die Forstwirtschaft Bedeutung. Sie 
muß für alle Betriebe der Land- und Forst- 
wirtschaft (wegen des Begriffs vgl. § 29) für 
anwendbar erklärt werden. 
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2. Der Uberschuß der laufenden Betriebsein- 
nahmen über die laufenden Betriebsausgaben 
kann im allgemeinen nur von buchführenden 
Landwirten nachgewiesen werden, Landwirten 
ohne Buchführung ist bisher der Abzug des 
§ 74 Abs. 1 Ziffer 3 BewG mangels der Mög- 
lichkeit eines Nachweises verwehrt. Hierin 
liegt eine Benachteiligung der nichtbuchführen- 
den Landwirte. Auch sie müssen den Erlös 
der Ernte zum Teil als sonstiges Vermögen 
nach dem Stande vom 1. Januar versteuern, 
obwohl der Einheitswert die am 30. Juni an- 
stehende Ernte mit umfaßt. Deshalb soll auch 
den nichtbuchführenden Landwirten die Mög- 
lichkeit eines Abzugs gegeben werden. Es er- 
scheint angemessen, die Höhe des Abzuges 
auf ein Achtzehntel des Einheitswerts festzu- 
legen. Dies ist der Betrag, der einem vollen 
bei der Ermittlung des Einheitswertes zu- 
grunde gelegten Jahresertrag entspricht (vgl. 
§ 33). Zwischen Wirtschaftswert und Woh- 
nungswert soll hierbei zur Verwaltungsverein- 
fachung nicht unterschieden werden. Für buch- 
führende Land- und Forstwirte soll jedoch 
auch weiterhin nur der Überschuß der Be- 
triebseinnahmen über die Betriebsausgaben im 
Sinne des Einkommensteuerrechts maßgebend 
bleiben. Bei ihnen bedarf es des Notbehelfs 
einer freien Schätzung nicht. Dabei ist es ohne 
Einfluß, ob der Abzug im einzelnen Fall 
höher oder niedriger als ein Achtzehntel des 
Einheitswerts ist. Das wird bei verschiedenen 
Betrieben mit gleichem Einheitswert je nach 
der Betriebsform und nach der Betriebsfüh- 
rung verschieden sein und auch beim einzelnen 
Land- oder Forstwirt in den verschiedenen 
Jahren wechseln. 

3. Es soll klargestellt werden, daß der Abzug 
nicht bloß bei Eigentümern, sondern auch bei 
Pächtern möglich ist. 

4. In vielen Fällen ist der Abzug nach § 74 
Abs. 1 Ziffer 3 BewG unverhältnismäßig hoch 
gewesen. Das lag z. T. daran, daß die zur 
Zeit geltenden Einheitswerte auf den Wert- 
verhältnissen von 1935 beruhen und nicht 
mehr den heutigen Ertragsverhältnissen der 
Landwirtschaft entsprechen, der Übersdiuß 
der laufenden Betriebseinnahmen über die lau- 
fenden Betriebsausgaben sich dagegen nach 
den heutigen Ertragsverhältnissen richtet. Auf 
Grund der Rechtsprechung sind außerdem die 
zu berücksichtigenden Betriebsausgaben im Ver- 
waltungswege (vgl. VStR 1953 Abschnitt 94) 
wesentlich eingeschränkt worden. Abgesehen 
von der Frage, ob diese Einschränkungen sach- 
lich auch richtig waren, bedeuten sie insofern 
auch eine Verwaltungserschwerung, als jeder 


Ausgabeposten daraufhin untersucht werden 
muß, ob er berücksichtigt werden darf. Die 
Betriebseinnahmen und Betriebsausgaben sollen 
künftig in dem Umfang berücksichtigt wer- 
den, wie sie aus der ordnungsmäßigen Buch- 
führung ohne weiteres entnommen werden 
können. Um dies klarzustellen, sollen die 
Worte „im Sinne des Elnkommensteuerrechts‘‘ 
eingefügt werden. 

5. Der Abzug soll einem Ausgleich dienen und 
eine Doppelerfassung vermeiden. Das setzt 
voraus, daß Vermögen vorhanden ist, das aus- 
geglichen werden kann. Deshalb wird der Ab- 
zug davon abhängig gemacht, daß der Über- 
schuß am 1. Januar noch im übrigen Ver- 
mögen vorhanden ist. Darüber hinaus soll 
aber auch der Möglichkeit Rechnung getragen 
werden, daß der Land- oder Forstwirt bis 
zum 1. Januar Schulden getilgt hat, die am 
Ende des Wirtschaftsjahres vorhanden waren 
und in wirtschaftlichem Zusammenhang mit 
dem Betrieb stehen, z. B. einen Kredit der 
Genossenschaft. 

zu b) 

Die Vorschriften über den Abzug für Steuer- 
schulden werden wie beim Betriebsvermögen 
aus § 53 a BewDV übernommen. Im einzelnen 
vgl. die Begründung zu Ziffer 24. Die Vor- 
schriften über den Abzug der Ausgleichsab- 
gaben werden aus § 209 des Lastenausgleichs- 
gesetzes übernommen. Auch hier wird auf die 
Begründung zu Ziffer 24 Bezug genommen. 
Die Soforthilfesonderabgabe braucht nicht 
mehr erwähnt zu werden. Es ist nicht anzu- 
nehmen, daß am i. Januar 1959 (vgl. Art. 3 
Abs. 1 Satz 3) und an späteren Stichtagen 
noch Rückstände an dieser Abgabe vorhanden 
sein werden. 

Zu Artikel 1 Ziffer 35 

Zu a) 

Die Änderung Ist ausschließlich redaktioneller 
Art, indem sie die neue Formulierung des § 67 
Ziffer 5 BewG „Werke der Literatur und 
Kunst“ übernimmt. Vgl. Begründung zu Zif- 
fer 26 Buchst, b. 

zu b) 

Die Begründung ergibt sich aus den Ausfüh- 
rungen zu Ziffer 33 Buchst, b Teil bb und 
Buchst, c Teil aa. 

Zu Artikel 1 Ziffer 36 

Die Vorschriften, welche die Bundesregierung 
ermächtigen, mit Zustimmung des Bundesrates 
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Rechtsverordnungen zur Durchführung des 
Bewertungsgesetzes und des Vermögensteuer- 
gesetzes zu erlassen, sind bisher in Ab- 
schnitt III des Gesetzes zur Bewertung des 
Vermögens für die Kalenderjahre 1949 bis 
1951 (Hauptveranlagung 1949) vom 16. Ja- 
nuar 1952 (BGBl. I S. 22) zusammengefaßt. 
Sie sollen nunmehr jeweils in das Gesetz auf- 
genommen werden, zu dem sie gehören. Der 
neue § 79 soll diese Ermäditigungen für das 
Bewertungsgesetz enthalten. Dabei ist die Fas- 
sung, soweit möglich, den Fassungen des Ein- 
kommensteuergesetzes (§51) und des Körper- 
schaftsteuergesetzes (§ 23 a) angepaßt worden. 
Einer besonderen Begründung bedarf es nur 
zu Abs. 1 Ziff. 2 Buchst, b. Die Abzugsfähig- 
keit von Geschäftsguthaben bei Genossenschaf- 
ten ist bisher in § 52 a BewDV geregelt. Diese 
Regelung soll beibehalten werden. Sie beruht 
auf einer im Vermögensteuergesetz (§ 22) ent- 
haltenen Ermächtigung, die Ermittlung des 
Betriebsvermögens von Genossenschaften be- 
sonders zu regeln. Eine Ermächtigung zum 
Erlaß der beabsichtigten Regelung soll nun- 
mehr in das Bewertungsgesetz aufgenommen 
werden (vgl. Im übrigen Begründung zu Ar- 
tikel 4 Ziffer 1 1 ). 

Zu Artikel 2 

Die zu einem großen Teil noch auf der Fas- 
sung vom 2. Februar 1935 beruhende Durch- 
führungsverordnung zum Bewertungsgesetz 
enthält zum Teil Vorschriften gesetzlicher 
Art und muß deshalb durch Gesetz aufgehoben 
werden. Soweit ihr Inhalt durch die Ermächti- 
gungen des neuen § 79 gedeckt wird, werden 
die Bestimmungen entweder In der bisherigen 
oder in einer anderen Form durch eine neue 
Rechtsverordnung neu erlassen werden. 

Die §§ 207 und 209 LAG wenden durch die 
Änderungen in Artikel 1 Ziffer 24 und 34 
gegenstandslos. 

Wegen der Aufhebung der über das Bewer- 
tungsgesetz hinausreichenden Ermächtigungs- 
vorschriften des sog. Vermögensbewertungs- 
gestzes vgl. Artikel 9. 

Zu Artikel 3 

I. Hauptfeststellungen 

Nach § 21 finden allgemeine Feststellungen 
(Hauptfeststellungen) der Einheitswerte in 
bestimmten Zeitabständen statt, und zwar 
1 . für den Grundbesitz und die Gewerbe- 
berechtigungen in Zeitabständen von je 
sechs Jahren, 


2. für die wirtschaftlichen Einheiten des Be- 
triebsvermögens in Zeitabständen von je 
drei Jahren. 

Auf Grund der in § 21 Abs. 1 Satz 2 BewG 
erteilten Ermächtigung sind die vorgeschrie- 
benen Zeltabstände in der Vergangenheit In 
der Regel nicht eingehalten worden. Es emp- 
fiehlt sich, die Zeitpunkte der nächsten 
Hauptfeststellungen durch Gesetz festzu- 
legen. Dazu ist das Folgende zu berücksich- 
tigen: 

1. Grundbesitz und Gewerbe- 
berechtigungen 

Für den Grundbesitz und die Gewerbeberech- 
tigungen hat bisher nur eine Hauptfeststel- 
lung nach dem Gesetz vom 16. Oktober 1934 
stattgefunden. Diese war durch § 79 
des Gesetzes auf den 1. Januar 1935 angeord- 
net worden. Nach § 21 wäre eine weitere 
Hauptveranlagung auf den 1. Januar 1941 
erforderlich gewesen. Bevor es dazu kam, 
war der zweite Weltkrieg ausgebrochen. 
Durch die Verordnung vom 22. November 
1939 (RGBl. I S. 2271) wurde § 1 Abs. 2 
BewDV dahin abgeändert, daß für Grund- 
besitz und für Gewerbeberechtigungen eine 
Hauptfeststellung der Einheitswerte bis auf 
weiteres nicht stattfindet. Hierbei ist es bis- 
her geblieben. In § 7 des Gesetzes vom 

3. Juni 1949 (WiGBl. S. 83) Ist für die Län- 
der der amerikanischen und der britischen 
Besatzungszone ausdrücklich bestimmt wor- 
den, daß Vorschriften über eine Haupt fest- 
stellung Vorbehalten bleiben und daß es, so- 
lange diese nicht ergehen, bei der bisherigen 
Hauptfeststellung verbleibt. Das Gesetz vom 
3. Juni 1949 ist durch Verordnung vom 
21. Dezember 1949 (BGBl. I 1950 S. 2) auf 
das frühere Land Württemberg-Hohenzol- 
lern und auf den bayerischen Kreis Lindau 
erstreckt worden. Für die beiden anderen 
Länder der französischen Besatzungszone 
sind entsprechende Gesetze ergangen, für das 
frühere Land Baden das Landesgesetz vom 
21. September 1949 (Badisches Gesetz- und 
Verordnungsblatt S. 392) und für das Land 
Rheinland-Pfalz das Landesgesetz vom 
6. September 1949 (Gesetz- und Verord- 
nungsblatt der Landesregierung Rheinland- 
Pfalz I S. 474), 

Die nächste Hauptfeststellung muß nunmehr 
sobald wie möglich stattfinden. Es wird da- 
für der nächste, nach der Verkündung des 
Änderungsgesetzes in Betracht kommende 
Feststellungszeitpunkt ins Auge zu fassen 
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sein. Nach § 21 Abs. 2 muß der Beginn ein.es 
Kalenderjahres gewählt werden. Es ergibt 
sich also der Beginn des Kalenderjahres 1957 
als Hauptfeststellungszeitpunkt. 

2. Gewerbliche Betriebe 

Für die wirtschaftlichen Einheiten des Be- 
triebsvermögens (gewerbliche Betriebe im 
Sinne von § 54 Abs. 1 BewG) ist zur Zeit die 
Hauptfeststellung 1953 im Gange. Sie ist 
durdi Verordnung vom 12. März 1953 
(BGBl. I S. 53) auf den Beginn des Kalender- 
jahres 1953 angeordnet worden. Die nächste 
Hauptfeststellung wäre nach § 21 BewG auf 
den Beginn des Kalenderjahres 1956 erfor- 
derlich. Zur Entlastung der Finanzämter muß 
jedoch in Anbetracht ihrer Belastung mit den 
erheblichen Arbeiten der Hauptfeststellung 
1957 für den Grundbesitz davon abgesehen 
werden, eine Hauptfeststellung für die ge- 
werblichen Betriebe, idie bisher immer mit 
einer Hauptveranlagung der Vermögen- 
steuer verbunden gewesen ist, vorzunehmen, 
bevor die neuen Einheitswerte für den 
Grundbesitz und die Gewerbeberechtigungen 
vorliegen. Die Feststellung dieser Einheits- 
werte wird rängere Zeit In Anspruch nehmen. 
Ein früherer Zeitpunkt als der Beginn des 
Kalenderjahres 1959 wird deshalb für die 
Hauptfeststellung der Einheitswerte der ge- 
werblichen Betriebe (und auch für die Haupt- 
veranlagung der Vermögensteuer, vgl. Ar- 
tikel 5) nicht in Betracht gezogen werden 
können. Vermögensänderungen der Zwi- 
schenzeit müssen durch Wertfortschreibun- 
gen und Nachfeststellungen (bei der Ver- 
mögensteuer durch Neuveranlagungen und 
Nachveranlagungen) berücksichtigt werden. 

Bedenken hiergegen könnten aus der Be- 
wertung der Wertpapiere und Anteile her- 
geleitet werden. Für Wertpapiere und An- 
teile bleibt nach § 69 BewG der Wert des 
für die Hauptveranlagung in Betracht kom- 
menden Stichtags, zur Zeit der Wert vom 
31. Dezember 1952, für den ganzen Haupt- 
veranlagungszeitraum (bei gewerblichen Be- 
trieben Hauptfeststellungszeitraum) auch bei 
Neuveranlagungen usw. maßgebend. Infolge 
der an den Börsen eingetretenen Kurssteige- 
rungen entspricht der Wert vom 31. De- 
zember 1952 nicht mehr dem jetzigen Wert. 
Trotzdem soll bis zur nächsten Hauptfest- 
stellung und Hauptveranlagung für die Ver- 
mögensbesteuerung bei Wertpapieren und 
Anteilen an den Kursen vom 31. Dezember 
1952 festgehalten werden. Der bei der Ver- 


mögensteuer und der Gewerbesteuer (Ge- 
werbekapitalsteuer) zu erwartende Mehr- 
ertrag ist nicht so hoch, daß er eine zwischen- 
zeitliche Hauptveranlagung der Vermögen- 
steuer und Hauptfeststellung der Einheits- 
werte der gewerblichen Betriebe rechtfertigen 
könnte. Es ist geprüft worden, ob etwa eine 
Ausnahme von § 69 BewG geschaffen und 
dadurch eine angemessene Erfassung der 
Wertpapiere und Anteile ermöglicht werden 
soll. Doch würden auch die damit verbun- 
denen Arbeiten In keinem Verhältnis zu dem 
zu erzielenden Erfolg stehen. 


11. Übergangsmaßnahmen 

In den Jahren 1957 und 1958 müssen die 
laufenden Steuern weitererhoben werden. 
Dazu sind der Gleichmäßigkeit halber Ein- 
heitswerte erforderlich, die noch nach den 
alten Vorsdiriften festgestcllt werden. In 
Absatz 3 wird deshalb für Fortsdirelbungen 
und Nachfeststellungen auf den 1. Januar 

1957 und 1958 die Anwendung der früheren 
Vorschriften vorgesehen. Zur Entlastung der 
Bewertungsstellen der Finanzämter ist es 
notwendig, die Arbeiten für Fortschreibun- 
gen soweit wie möglich einzuschränken. Des- 
wegen werden in Absatz 3 Satz 2 für Wert- 
fortschreibungen auf den 1. Januar 1957 und 

1958 erhöhte Wertgrenzen bestimmt. Es 
müssen später auch Fortschreibungen und 
Nachfeststellungen nach den neuen Vor- 
schriften vorgenommen werden, damit von 
dem Stichtag des Wirksamwerdens der auf 
den 1. Januar 1957 festgestellten neuen Ein- 
heitswerte ab — das Ist für die Vermögen- 
stetier der 1. Januar 1959 — diese neuen 
Einheitswerte auch dem neuesten Stand der 
tatsächlichen Verhältnisse entsprechen. Die 
Fortschreibungen und Nachfeststellungen 
nach neuem Recht sollen für die in den 
Jahren 1957 und 1958 eintretenden Ände- 
rungen auf den Beginn des Kalenderjahres 

1959 vorgenommen werden (Absatz 4). Diese 
Fortschreibungen und Nachfeststellungen 
nach neuem Recht gelten nicht nur für die 
Fälle, In denen trotz der erhöhten Wert- 
grenzen Wertfortschreibungen nadi altem 
Recht auf den 1. Januar 1957 und 1958 
durchgeführt werden, sondern auch für alle 
Fälle von Nachfeststellungen und für die- 
jenigen Fälle, In denen Fortschreibungen zu- 
nächst unterblieben sind. 

Die Ergebnisse der Hauptleststellung 1957 
dürfen erst vom Jahre 1959 ab auf die Ein- 
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heitsbewertung der gewerblichen Betriebe 
einwirken. Deshalb sieht Absatz 5 vor, daß 
sie bei Fortschreibungen und Nachfeststellun- 
gen von Einheitswerten gewerblicher Betriebe, 
bis dahin nicht zu berücksichtigen sind. Die 
gleidie Vorschrift enthält Artikel 5 in Ab- 
satz 3 für die Vermögensteuer. 

III. Grundsteuer 

Nach § 13 Abs. 3 GrStG würden die neuen 
Einheitswerte, die auf den Beginn des Kalen- 
derjahres 1957 festgestellt werden, vom 
Rechnungsjahr 1958 ab für die Grundsteuer 
wirksam werden. Für die Grundsteuer ist es 
jedoch erforderlich, die Einheitswerte erst 
vom Rechnungsjahr 1959 an wirksam wer- 
den zu lassen. Der in § 33 Abs. 4 GnStG 
vorgeschriebene Erlaß für Trümmergrund- 
stücke, der nur noch für das Rechnungsjahr 
1957 gelten würde, soll auf das Rechnungs- 
jahr 1958 erstreckt werden. Ebenso soll die 
Befreiung von einem Viertel der Grund- 
steuer, die der frühere Neuhausbesitz nach 
§ 58 GrStDV noch genießt und die nach 
§58 Abs. 3 Satz 2 letztmalig für das Rech- 
nungsjahr 1957 gelten würde, auf das Rech- 
nungsjahr 1958 ausgedehnt werden. Da die 
Grundstücke des früheren Neuhausbesitzes 
die Grunds teuer Vergünstigung mit dem 
Wirksamwerden der Hauptfeststellung 1957 
verlieren werden, wäre es unbillig, bei dieser 
Hauptfeststellung den Abzug der Grund- 
steuer auf den nach § 52 I maßgebenden er- 
mäßigten Jahressollbetrag des Rechnungs- 
jahres 1956 zu beschränken. Die Grund- 
steuer muß in voller Höhe angesetzt werden. 
Da die Steuer auf drei Viertel des tarifmäßi- 
gen Betrages ermäßigt worden ist, muß ein 
Drittel des tatsächlichen Jahressollbetrages 
zugeschlagen werden. Das kommt nur für 
die Hauptfeststellung 1957 in Betracht. 

Es Ist möglich, daß für die Grundsteuer auch 
die Zeit bis 1959 noch nicht ausreicht. Nach 
Vorliegen einer größeren Zahl von Einheits- 
werten muß an der Hand von Probeberech- 
nungen für die Grundsteuer geprüft werden, 
inwieweit etwa die Vorschriften über die 
Steuermeßzahlen (§§ 28 bis 33 GrStDV) 
oder auch andere Vorschriften des Grund- 
steuerrechts geändert werden müssen. Die 
Gemeinden müssen die ihnen zur Verfügung 
stehende Gesamtmasse an Steuermeßbeträgen 
einigermaßen übersehen können, um sich ein 
Bild über ihre Hebesätze zu madien. Mög- 
licherweise wird für diese Arbeiten noch ein 


weiteres Jahr gebraucht werden. Das wird 
sich erst später überblicken lassen. Absatz 7 
sieht deshalb die Möglichkeit vor, daß die 
Wirksamkeit für die Grundsteuer noch um 
ein weiteres Jahr hinausgeschoben wird. Es 
können dann auch Vorschriften im Sinne der 
Absätze 3 und 4 für 1959 und 1960 erfor- 
derlich werden. Fortschreibungen auf den 
1. Januar 1959 nach neuem Recht werden 
auf die Fälle beschränkt werden können, in 
denen der Einheitswert für gewerbliche Be- 
triebe oder für die Vermögensteuer ge- 
braucht wird. Im übrigen wird die Fort- 
schreibung nach neuem Recht entsprechend 
Absatz 4 erst auf den 1. Januar 1960 durch- 
zuführen sein. Für Grundsteuerzwecke müs- 
sen jedoch Fortschreibungen nach altem 
Recht unter Beachtung des Absatzes 3 vor- 
genommen werden. Die Ausgestaltung der 
erforderlichen Vorschriften wird zweckmäßig 
einer später zu erlassenden Rechtsverord- 
nung überlassen. 

IV. Erbschaftsteuer 

Für die Erbschaftsteuer ist es erwünscht, daß 
die neuen Einheitswerte schon vom 1. Ja- 
nuar 1957 an zugrunde gelegt werden kön- 
nen. Das erscheint möglich. Bis zur Ver- 
anlagung der Erbschafsteuer vergeht erfah- 
rungsgemäß nach dem Entstehen der Steuer- 
schuld (in der Regel dem Todestag oder 
dem Tag der Schenkung) einige Zeit. Bei den 
— im Verhältnis zur Gesamtzahl der Ein- 
heitswertfälle — wenigen Fällen der Erb- 
schaftsteuer läßt sich erforderlichenfalls ein 
Einheitswert bevorzugt feststellen. Soweit 
das nicht möglich Ist, müßte zunächst mit 
einem vorläufigen Wert gearbeitet werden. 
Die nach den bisherigen Vorschriften für 
1957 und 1958 festzustellenden Einheits- 
werte des Grundbesitzes müssen für die Erb- 
schaftsteuer ausscheiden. 

Für Gewerbeberechtigungen bedarf es keiner 
besonderen Vorschriften. Nach § 22 Abs. 6 
ErbStG sind für ihre Bewertung die Ver- 
hältnisse zur Zeit der Entstehung der Steuer- 
schuld maßgebend. Der Wert ist also nach 
den Verhältnissen vom Stichtag zu beurteilen. 
Eine gesetzliche Bindung an den festgestell- 
ten Einheitswert besteht bei Gewerbeberech- 
tigungen nicht. 

V. Bewertungsbeirat und Gutachtcrausschüsse 

Zur Vorbereitung der nächsten Hauptfest- 
stellung ist durch ein besonderes Gesetz vom 



28. September 1950 (BGBl. S. 682) ein vor- 
läufiger Bewertungsbeirat gebildet worden. 
Dieser hat seine Tätigkeit schon vor mehre- 
ren Jahren auf genommen und wertvolle Vor- 
arbeiten geleistet. Die Mitglieder waren zu- 
nächst bis 31. Dezember 1952 berufen wor- 
den. Die Berufung ist jedoch vom Bundes- 
minister 'der Finanzen auf Grund der ihm 
vom Gesetz übertragenen Befugnis bis auf wei- 
teres verlängert worden (Bundesanzeiger 
Nr. 28 vom 11. Februar 1953). Es würde 
unzweckmäßig sein, wenn der vorläufige 
Bewertungsbeirat gerade in dem Zeitpunkt, 
zu dem er seine Beschlüsse bekanntgeben 
muß, seine Aufgaben dem nach dem Ände- 
rungsgesetz zu bildenden neuen Bewertungs- 
beirat überlassen müßte. Deshalb wird in 
Absatz 9 vorgesehen, daß der vorläufige Be- 
wertungsbeirat noch einige Zeit im Amt 
bleibt, damit er die mit der Flauptfeststel- 
lung zusammenhängenden Arbeiten im we- 
sentlichen zu einem Abschluß bringen kann. 
Erst vom 1. Januar 1958 an soll der neue 
Bewertungsbeirat tätig werden, der recht- 
zeitig vorher zu bilden sein wird. Er wird 
sich dann, soweit nicht Restarbeiten für die 
Hauptfeststellung 1957 zu erledigen sind, in 
der Hauptsache mit Vorarbeiten für eine 
künftige Hauptfeststellung zu befassen haben. 

Ähnliches gilt auch für die bei den Ober- 
finanzdirektionen bestehenden Gutachter- 
ausschüssen. 


VL Anwendung der alten und der neuen 
Vorschriften 

In Absatz 1 Satz 2 Ist der Grundsatz aufge- 
stellt, daß die neuen Vorschriften jeweils 
erstmalig bei der kommenden Hauptfeststel- 
lung oder Hauptveranlagung angewendet 
werden sollen. Nach Absatz 2 soll für alle 
Maßnahmen, die noch vor diesen Hauptfest- 
stellungen und Hauptveranlagungen liegen, 
das bisherige Recht angewendet werden. Das 
soll auch noch später gelten. 

Beispiel: 

Im Jahre 1960 stellt sich bei einer Betriebs- 
prüfung heraus, daß der Einheitswert 
eines gewerblichen Betriebs auf den 1. Ja- 
nuar 1953 auf Grund des Bekanntwerdens 
neuer Tatsachen nach § 222 Abs. 1 Ziffer 1 
AO berichtigt werden muß. Es wird ange- 
nommen, daß keine Verjährung eingetre- 
ten ist. Die Berichtigung ist nach den alten 
Vorschriften durchzuführen. 


Die nur das sonstige Vermögen, das Gesamt- 
vermögen und das Inlandsvermögen betref- 
fenden Vorschriften des Artikels 1 Ziffer 26 
bis 35 sind erstmalig bei der Hauptveranla- 
gung der Vermögensteuer anzuwenden. 

Zugleich mit der Einführung der neuen Vor- 
schriften muß auch die Aufhebung der bis- 
herigen Durchführungsverordnung (Arti- 
kel 2) wirksam werden. 

Von dem Grundsatz der erstmaligen Anwen- 
dung der neuen Vorschriften bei einer Haupt- 
feststellung oder Hauptveranlagung sollen 
einige Ausnahmen gelten. Einzelne Vor- 
schriften müssen sofort vom Inkrafttreten 
des Gesetzes ab angewendet werden. Es sind 
dies 

1. die Änderungen im Ersten Teil des Ge- 
setzes (Artikel 1 Ziffer 1 bis 3). Diese wir- 
ken über die Einheitsbewertung und Ver- 
mögensteuer hinaus, z. B. für die Erb- 
schaftsteuer. Das gleiche gilt für die Än- 
derung des § 18 (Artikel 1 Ziffer 4); 

2. die Vorschriften über die Änderung des 
Einheitswerts eines gewerblichen Betriebs 
wegen Änderung einer Lastenausgleichs- 
abgabe (Artikel 1 Ziffer 11 zu § 23 a) und 
die Vorschriften über Anzeige- und Aus- 
kunftspflichten (Artikel 1 Ziffer 11 zu 
§23b); 

3. die Ermächtigungsvorschriften in Arti- 
kel 1 Ziffer 36. 

B. VERMÖGENSTEUER 

(Abschnitt II des Gesetzentwurfs) 

L Allgemeines 

Die Änderungen des Vermögensteuergesetzes 
ergeben sich entweder durch die Änderungen 
des Bewertungsgesetzes Im Artikel 1 oder 
dienen der Anpassung des Vermögensteuer- 
rechts an das Recht der Einkommensteuer, 
Körperschaftsteuer und Gewerbesteuer, wie 
es Insbesondere durch das Gesetz zur Neu- 
ordnung von Steuern gestaltet worden ist. 
Einige Änderungen beruhen auf praktischen 
Erfahrungen. 

Eine steuerliche Erleichterung bringt die Än- 
derung der Vorschriften über die Freibeträge 
(Art. 4 Ziffer 3). Besonders wesentlich ist die 
Erhöhung des Freibetrages für Kinder auf 
die frühere Flöhe von 10 000 DM. Die Um- 
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Gestaltung der Vorschriften über den sog. 
sozialen Freibetrag (§ 5 Abs. 2) dient der Er- 
weiterung des Kreises der in Betracht zu 
ziehenden Personen und außerdem der Ver- 
einfachung. 

11. Begründung der einzelnen Vor- 
schriften 

Zu Artikel 4 Ziffer 1 

Die Änderungen des § 3 VStG sollen bei 
den Befreiungsvorschriften die Übereinstim- 
mung mit dem Körperschaftsteuergesetz wie- 
derherstellen. Der Entwurf sieht für das Ver- 
mögensteuergesetz die gleichen Änderungen 
vor, die § 4 KStG durch Art. 4 Ziffer 3 des 
Gesetzes zur Neuordnung von Steuern er- 
fahren hat. In § 3 Abs. 1 Ziffer 1 soll dem- 
entsprechend auch die Reichsbank wieder 
aufgeführt werden, die früher von der Ver- 
mögensteuer befreit war, deren Befreiung 
aber durch das Lastenausgleichsgesetz (§ 226 
Nr. 1 Buchst, a) beseitigt worden ist. Es liegt 
kein Grund vor, die Reidisbank bei der Ver- 
mögensteuer anders zu behandeln als bei der 
Körperschaftsteuer. Als die Befreiung der 
Reidisbank durch das Lastenausgleichsgesetz 
gestrichen wurde, hatte das seinen Grund 
darin, daß die Reichsbank zur Vermögens- 
abgabe herangezogen und bei der Vermögen- 
steuer ebenso behandelt werden sollte. Dieser 
Gesichtspunkt hat für die Zukunft keine Be- 
deutung mehr. Die einheitliche Handhabung 
bei der Körperschaftsteuer und der Vermö- 
gensteuer verdient demgegenüber den Vor- 
zug. 

Zu Artikel 4 Ziffer 2 

Der Abzug der Lastenausgleichsabgaben soll 
nach Artikel 1 Ziff. 34 nicht mehr im Lasten- 
ausgleichsgesetz (§ 209), sondern aus syste- 
matischen Gründen In § 74 BewG beim Ge- 
samtvermögen geregelt werden. Die Rege- 
lung gilt nach § 77 Abs. 3 Satz 2 BewG auch 
für das Inlandsvermögen. Die Lastenaus- 
gleichsabgaben werden beim Gesamtvermö- 
gen und beim Inlandsvermögen berücksich- 
tigt. Infolgedessen genügt die Bezugnahme 
auf das Gesamtvermögen und das Inlands- 
vermögen. Der Hinweis auf § 209 LAG soll 
deshalb in § 4 VStG wegfallen. 

Zu Artikel 4 Ziffer 3 
Zu a) 

Als Freibetrag waren bis zum Kriegsende für 
jede zu berücksichtigende Person 10 000 RM 


bestimmt. Durch Kontrollratsgesetz wurden 
nach Kriegsende zunächst alle Freibeträge für 
Familienangehörige beseitigt. Durch das an- 
läßlich der Währungsreform ergangene Mili- 
tärregierungsgesetz Nr. 64 wurden sie wieder 
eingeführt, dabei aber für Kinder auf je 
5000 DM beschränkt. Zur Schonung mehr- 
köpfiger Familien soll der frühere Zustand 
wiederhergestellt und der Freibetrag für jedes 
Kind auf 10 000 DM festgesetzt werden. 

Es ist zweckmäßig, bei Kindern unter 18 Jah- 
ren den Freibetrag ohne jede Einschränkung 
zu gewähren, so daß es keiner weiteren Prü- 
fung bedarf. Deshalb soll die Ausnahme, die 
jetzt bei selbständiger Veranlagung des Kin- 
des gilt, auf Kinder von 18 oder mehr Jahren 
an beschränkt werden. 

Zu b) 

Die Vorschriften des Absatzes 2 über den 
sog. sozialen Freibetrag sind durch das Lasten- 
ausgleichsgesetz (§ 226 Nr. 3 Buchst, b) um- 
gestaltet und den absichtlich eng gehaltenen 
Vorschriften über die Vergünstigung wegen 
Alters und Erwerbsunfähigkeit für die Ver- 
mögensabgabe (§ 54 LAG) angeglichen wor- 
den. Um die Voraussetzungen für den sozia- 
len Freibetrag zu erleichtern und damit den 
Kreis der begünstigten Personen zu erwei- 
tern, sind folgende Änderungen vorgesehen: 

1. Hinsichtlich des Begriffs der Erwerbsun- 
fähigkeit wird nicht mehr auf § 265 LAG 
Bezug genommen. Ob Erwerbsunfähig- 
keit vorliegt, soll ohne die speziellen Vor- 
schriften des § 265 LAG beurteilt wer- 
den. 

2. Hinsichtlich der Einkommensverhältnisse 

war früher auf ein „Jahreseinkommen 
von nicht mehr als 3000 DM abgestellt. 
Durch das Lastenausgleichsgesetz sind die 
„Einkünfte“ als maßgebend erklärt wor- 
den. Wegen der Höhe wird jetzt auf die 
hinsichtlich der Stundung der Viertel- 
jahresbeträge der Vermögensabgabe gel- 
tenden Vorschriften Bezug genommen. 
Diese Vorschriften sind in Tz 14 bis 24 
der Verwaltungsanordnung des Bundes- 
ministers der Finanzen vom 17. März 
1955 — IV C/3-LA 2341 — 1/55 

(BStBl. I S. 119) enthalten. Sie sind aber 
für den sozialen Freibetrag bei der Ver- 
mögensteuer wenig geeignet. Sie verlan- 
gen auch die Berücksichtigung der steuer- 
freien Einkünfte und ordnen Berechnun- 
gen an, die für den sozialen Freibetrag 
bei der Vermögensteuer entbehrlich sind. 
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Es empfiehlt sich, grundsätzlich zu der 
einfachen und klaren früheren Regelung 
zurückzukehren und das letzte „Jahres- 
einkommen“ als maßgebend zu erklären. 
Dabei ist nur an das steuerpflichtige Ein- 
kommen gedacht, das entweder durch 
Veranlagung festgestellt ist, oder, wenn 
keine Veranlagung stattgefunden hat, 
leicht errechnet werden kann. Die frühere 
Grenze von 3000 DM soll auf 5000 DM 
erhöht werden. 

3. Die Höhe des Vermögens durfte früher 
100 000 DM nicht übersteigen. Das La- 
stenausgleichsgesetz hat die Grenze auf 
30 000 DM herabgesetzt. Es kann wieder 
zur früheren Regelung zurückgekehrt 
werden. Wer alt oder erwerbsunfähig Ist 
und nur geringe Einkünfte hat, wird für 
die Vermögensteuer als schonungsbedürf- 
tig auch dann angesehen werden können, 
wenn sein Vermögen zwischen 30 000 DM 
und 100 000 DM Hegt. 

4. Die bisher in Ziffer 4 vorgesehenen be- 
sonderen Voraussetzungen hinsichtlich 
der Zusammensetzung des Vermögens, 
welche die selbstwirtschaftenden Land- 
und Forstwirte und Gewerbetreibenden 
von dem sozialen Freibetrag ausschließen, 
sollen wegfallen. Auch dadurch wird die 
Handhabung der Vorschriften erleichtert. 

In Zukunft sollen neben den meist einfach zu 
übersehenden Voraussetzungen hinsichtlich des 
Alters und der Erwerbsunfähigkeit feste Gren- 
zen hinsichtlich des Einkommens und des Ge- 
samtvermögens gelten, ohne daß noch weitere 
Feststellungen erforderlich sind. Eine Über- 
einstimmung der Vorschriften mit der für die 
Stundung der Vierteljahresbeträge der Vermö- 
gensabgabe geltenden Bestimmungen des § 54 
des Lastenausgleichsgesetzes ist nicht erfor- 
derlich. 

Zu Artikel 4 Ziffer 4 
Zu a) 

Das zu versteuernde Mindestvermögen beträgt 
bei Gesellschaften mit beschränkter Haftung 
in der Regel 20 000 DM. Wegen der Um- 
stellungsvorschriften des D-Markbilanzgeset- 
zes ist für Gesellschaften, die zur Zeit der 
DM-Eröffnungsbilanz bestanden, das Min- 
destvermögen auf 5000 DM herabgesetzt wor- 
den. Bis zum 1. Januar 1959, dem voraussicht- 
lichen ersten Stichtag für eine Veranlagung 
zur Vermögensteuer nach den neuen Vor- 
schriften (vgl. Art. 5), werden seit der Auf- 


stellung der DM-Eröffnungsbilanz im Bundes- 
gebiet (Stichtag der DM-Eröffnungsbilanz 
21. Juni 1948) mehr als 10 Jahre und in 
Berlin (Stichtag der DM-Eröffnungsbilanz 
1. April 1949) fast 10 Jahre vergangen sein. 
Es wird dann keine Veranlassung mehr be- 
stehen, die älteren Gesellschaften besonders zu 
schonen. Die besondere Grenze von 5000 DM 
kann deshalb beseitigt werden. 

Zu b) 

Durch das Lastenausgleichsgesetz (§ 226 Nr. 4 
Buchst, b) ist die Besteuerungsgrenze für die 
nicht als Kapitalgesellschaften bestehenden 
Körperschaften von 10 000 DM auf 5000 DM 
herabgesetzt worden. Die Finanzämter müs- 
sen sich deshalb mit vielen kleinen Körper- 
schaften befassen, deren Vermögensteuer in 
keinem rechten Verhältnis zu dem Verwal- 
tungsaufwand steht. Das fällt um so mehr 
ins Gewicht, als es sich meist um Körperschaf- 
ten handelt, die auch bei der Körperschaft- 
steuer nicht von besonderer Bedeutung sind. 
Zur Vermeidung unlohnender Verwaltungs- 
arbeit wird deshalb vorgesehen, die Besteue- 
rungsgrenze wieder auf 10 000 DM zu er- 
höhen. 

Zu Artikel 4 Ziffer 5 

Bei beschränkt Steuerpflichtigen verursacht 
die Einziehung der Vermögensteuer dann un- 
verhältnismäßig viel Verwaltimgsarbeit, wenn 
es sich um kleine Beträge handelt. Es kommt 
nicht seiten vor, daß im Ausland Icbeiide 
Personen ein einzelnes landwirtschaftliches 
Flurstück von ihren Eltern geerbt oder sonst 
erworben haben oder an einem kleinen Haus- 
grundstück mit einem Bruchteil beteiligt sind. 
Sonstige Steuern sind bei solchen Steuerpflich- 
tigen vom Finanzamt meist nicht zu erheben. 
Bisher ergibt sich eine Grenze durch die Ab- 
rundungsvorschrift des § 4 Abs. 2 VStG. Da- 
nach ist die Vermögensteuer von beschränkt 
Steuerpflichtigen zu erheben, soibald das ab- 
gerundete Inlandsvermögen mindestens 
1000 DM beträgt. Es kommen dann Steuer- 
beträge von 10 DM, oder, wenn Vermögens- 
abgabe veranlagt war, herab bis zu 7,50 DM 
in Betracht. Zur Vermeidung unlohnender 
Verwaltungsarbeit soll eine Besteuerungs- 
grenze eingeführt werden. Diese darf aber 
auch nicht zu hoch festgesetzt werden. Nach 
dem Entwurf soll die Vermögensteuer, da 
das abgerundete Inlandsvermögen 4) inaß- 
gebencl Ist, erst von einem Vermögen von 
3000 DM an erhoben werden. Als Steuer er- 
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geben sich dann mindestens 30 DM oder 
äußerstenfalls 22,50 DM, so daß in diesen 
Fällen Einziehungsmaßnahmen vertretbar er- 
scheinen. 

Zu Artikel 4 Ziffer 6 

Die Änderungen des § 7 VStG ergeben sich 
redaktionell infolge der Änderungen der 
Ziffer 4 und 5. 

Zu Artikel 4 Ziffer 7 

Die für den neuen Absatz 2 des § 13 VStG 
vorgesehene Vorschrift ist jetzt in § 6 Abs. 1 
VStDV enthalten. Sie wird besser in das Ge- 
setz übernommen. Eine entsprechende Vor- 
schrift wird durch Artikel 1 Ziffer 9 Buchst, b 
auch zu § 22 BewG vorgesehen. 

Zu Artikel 4 Ziffer 8 

Das Vermögensteuergesetz enthielt ursprüng- 
lich keine Vorschriften über Anzeigepflichten. 
§ 14 a VStG ist erst gegen Kriegsende durch 
eine Verordnung zur Änderung des Vermö- 
gensteuergesetzes vom 7. Dezember 1944 
(RGBl. I S. 337) eingefügt worden. Er bedarf 
der Umgestaltung. Insbesondere empfiehlt es 
sich nicht, die im ersten Absatz vorgesehene 
Anzeigepflicht beim Überschreiten der Wert- 
grenzen für die Neuveranlagung beizubehal- 
ten. Bei ihrer Einführung galten für die Neu- 
veranlagung der Vermögensteuer besonders 
hohe Wertgrenzen (Elälfte des Vermögens 
oder 1 Million Reichsmark). Ein Zeitpunkt 
für die nächste Hauptveranlagung war nicht 
bestimmt (§§ 10 und 12 der Steuerverein- 
fachungsverordnung vom 14. September 1944, 
RGBl. I S. 202). Angesichts der Ungewißheit 
des Zeitpunkts der nächsten Hauptveranla- 
gung waren die Finanzämter bei Vermögens- 
änderungen auf Anzeigen der Steuerpflichti- 
gen angewiesen. Die Anzeigepflicht konnte 
den Steuerpflichtigen bei den damaligen hohen 
und leicht zu überblickenden Wertgrenzen zu- 
gemutet werden. Jetzt gelten dagegen niedri- 
gere Wertgrenzen (ein Zehntel des Vermögens 
oder 100 000 DM). Von Zeit zu Zeit finden 
Hauptveranlagungen statt, durch die die 
Finanzämter über die Vermögensverhältnisse 
der Steuerpflichtigen unterrichtet werden. Da- 
durch werden die Vermögensverhältnisse fort- 
laufend überwacht. Die Finanzämter können 
auch für die zwischenzeitlich erforderlichen 
Ncuveranbgungen sorgen. Wesentliche Ver- 
mögensveränderungen erfährt das Finanzamt 
außerdem durch seine sonstige Tätigkeit, ins- 
besondere bei der Ermittlung des steuerpflich- 


tigen Einkommens. Eine besondere Anzeige- 
pflicht erscheint daher bei Personen, die schon 
zur Vermögensteuer veranlagt sind, entbehr- 
lich. Dagegen soll die bisher in Absatz 2 gere- 
gelte Anzeigepflicht in Fällen, in denen erst- 
malig eine Veranlagung in Frage kommen 
kann, beibehalten werden. Einer Anregung 
aus den Kreisen der steuerberatenden Berufe 
entsprechend soll die Anzeigefrist um ein 
Vierteljahr bis jeweils zum 30. Juni eines 
Jahres verlängert werden. 

Eine Anzeigepflicht wegen Änderungen im 
Familienstand (Freibeträge und Haushaltsbe- 
steuerung) hat nie bestanden. Dabei soll es 
bleiben. Durch die von Zeit zu Zeit stattfin- 
denden Hauptveranlagungen findet auch inso- 
weit eine regelmäßige Kontrolle statt, die es 
den Finanzämtern ermöglicht, für die erfor- 
derlichen Neuveranlagungen zu sorgen. 

Zu Artikel 4 Ziffer 9 

Auf die Begründung zu Artikel 1 Ziffer 11 zu 
§ 23 a BewG wird Bezug genommen. 

Zu Artikel 4 Ziffer 10 

Die Vorschriften über die Vorauszahlungen 
sollen mehr als bisher an die für die Ein- 
kommensteuer geltenden angeglichen werden. 
Da es aber bei der Vermögensteuer im Gegen- 
satz zur Einkommensteuer möglich ist, daß 
eine Veranlagung an den Fälligkeitstagen 
schon vorliegt, muß zum Ausdruck gebracht 
werden, daß Vorauszahlungen nur solange zu 
leisten sind, bis die endgültigen Zahlungen 
festgesetzt sind. 

Die bei der Einkommensteuer bestehende 
Möglichkeit, daß die Vorauszahlungen an die 
voraussichtliche Jahressteuerschuld angepaßt 
werden, soll auch bei der Vermögensteuer ein- 
geführt werden. 

Zu Artikel 4 Ziffer 11 
Zu § 21 

Für die Körperschaftsteuer ist durch das Ge- 
setz zur Neuordnung von Steuern (Art. 4 Zif- 
fer 11) der die Ermächtigung zur Ausdehnung 
des Kreises der Steuerpflichtigen enthaltende 
§ 22 KStG gestrichen worden, da eine Erwei- 
terung der Steuerpflicht dem Gesetzgeber 
überlassen bleiben muß. Für den § 21 VStG 
gilt das gleiche. Er soll deshalb ebenfalls ge- 
strichen werden. 

Zu § 22 

Die Streichung des besonderen Ermächtigungs- 
paragraphen für die Genossenschaften bedeu- 
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tet nicht den Wegfall der Ermächtigung. Viel- 
mehr soll die Ermächtigung mit ln den die 
Ermächtigungen allgemein regelnden § 23 auf- 
genommen werden (vgl. Begründung zu 
Ziffer 12). 

Zu Artikel 4 Ziffer 12 

Auf die Begründung zu Art. 1 Ziffer 36 wird 
Bezug genommen. § 23 soll die Ermächtigun- 
gen zum Vermögensteuergesetz enthalten. 

Die Ermächtigung ln § 23 Abs. 1 Ziffer 2 
Buchst, b entspricht der des § 23 a Abs. 1 Zif- 
fer 2 Buchst, b KStG in der Fassung des Ge- 
setzes zur Neuordnung von Steuern, Wie 
schon bisher sollen die Vorschriften der Kör- 
perschaftsteuer und der Vermögensteuer so- 
weit wie möglich übereinstimmend getroffen 
werden. 

Die Ermächtigung für die Genossenschaften 
(§ 23 Abs. 1 Ziffer 2 Buchst, c) wird auf die 
Vermögensteuer besdiränkt (wegen einer ent- 
sprechenden Ermächtigung zum Bewertungs- 
gesetz vgl. Art. 1 Ziffer 36 unter § 79 Abs. 1 
Ziffer 2 Buchst, b). Sie sieht vor, daß die bis- 
herigen Anordnungen in § 12 der bisherigen 
Durchführungsverordnung aufrechterhalten 
werden können. Mit § 23 Ziffer 1 KStG steht 
die Ermäditigung ln Einklang. 

Zu Artikel 5 

Wegen der Einführung der neuen Vorschrif- 
ten kann im allgemeinen auf die Begründung 
zu Artikel 3 Bezug ge nommen vrerden. 

Für die Vermögensteuer findet zur Zelt eine 
Hauptveranlagung 1953 statt. Sie ist mit der 
Hauptfeststellung 1953 der Einheitswerte der 
gewerblichen Betriebe verbunden. Eine wei- 
tere Hauptveranlagung wird erst auf den 
Beginn des Kalenderjahres 1959 vorgesehen. 

Sofortiges Inkrafttreten ist nur für die Vor- 
schriften über die Anzeigepflicht (Artikel 4 
Ziffer 8) über die Berücksichtigung von Än- 
derungen der Lastenausgleichsabgaben 
(Art. 4 Ziffer 9), über die Vorauszahlungen 
(Art. 4 Ziffer 10) und über die Ermächtigun- 
gen (Art. 4 Ziffer 11 und 12) vorgesehen. 

Eines besonderen Artikels über die Aufhe- 
bung von Vorschriften bedarf es zur Vermö- 
gensteuer nicht. Wegen der Aufhebung der 
gleichzeitig für das Bewertungsgesetz und das 
Vermögensteuergesetz ergangenen Ermächti- 
gungen des Abschnitts III des Vermögensbe- 
wertungsgesetzes wird auf Artikel 9 verwie- 
sen. Die Vermögensteuer-Durchführungsver- 


ordnung ist am 4. Juli 1952 neu zu erlassen 
und dabei den neuzeitlichen Anforderungen 
angepaßt worden (BGBl. I S. 382). Es wird 
später geprüft werden, inwieweit sie geän- 
dert oder durch eine neue Rechtsverordnung 
ersetzt werden muß. 


C. ERBSCHAFTSTEUER 
(Absdinitt III des Gesetzentwurfs) 

I. Allgemeines 

Die Änderungen des Erbschaftsteuergesetzes 
beschränken sidi auf solche, die durch Ände- 
rungen des Bewertungsgesetzes veranlaßt 
sind. Außerdem sollen die Ermächtigungsvor- 
schiiften in das Erbschaftsteuergesetz über- 
nommen werden, die bisher in einem beson- 
deren Änderungdgesetz enthalten sind. 


IE Begründung im einzelnen 

Zu Artikel 6 Ziffer 1 bis 5 
Vgl. Begründung zu Artikel 1 Ziff. 2. 

Zu Artikel 6 Ziffer 6 
Zu a) und b) 

Die Änderungen entsprechen durchweg 
denen in Art. 1 Ziffer 33 zu § 73 a BewG. 
Die Nummern 6 und 6 a des § 18 sind seiner- 
zeit gleichzeitig mit § 73 a BewG überein- 
stimmend mit diesem durch Gesetz vom 
16. Januar 1952 (BGBl. I S. 20 und S. 22) ab- 
gefaßt worden. Auf die Begründung zu 
Art. 1 Ziffer 33 wird Bezug genommen. We- 
gen der gleichzeitigen Änderung des § 22 
Abs. 7 ErbStG vgl. Ziffer 7 Buchst, c. 

zu c) 

Die Änderung bezweckt lediglich eine An- 
passung an den jetzigen Stand der Lasten- 
ausgleichsgesetzgebung (vgl. Begründung zu 
Artikel 1 Ziffer 27 zu b)). 

zu d) 

Sinn der vorgesehenen neuen Befreiungsvor- 
schrift Nr. 10 b ist es, die Vererbung (Schen- 
kung) von Ansprüdien nach dem Bundes- 
entschädigungsgesetz In dem gleichen Um- 
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fang von der Erbschaftsteuer (Schenkung- 
steuer) freizustellen, wie es bei der Vermö- 
gensteuer geschehen soll. Vgl. Begründung zu 
Artikel 1 Ziffer 27 zu c). 

Zu Artikel 6 Ziffer 7 
Zu a) 

Es handelt isch um die Beseitigung einer Un- 
stimmigkeit des bisherigen Gesetzes, Auch 
der nachträglich durch Gesetz vom 16. Januar 
1952 (BGBl. I S. 20) eingefügte Absatz 7 
muß in Absatz 1 erwähnt werden. Das hat 
sich jetzt anläßlich der zu c vorgesehenen 
Änderung des Absatzes 7 ergeben. 

Zu b) 

Die Änderungen des § 66 BewG (Ärt. 1 
Ziffer 25) machen eine Änderung der Bezug- 
nahme in § 22 Äbs. 6 ErbStG erforderlich. 
Die Vorschriften über die Bewertung mit 
dem Teilwert (§ 66 Äbs, 1) und über den 
Gesamtwert (§ 66 Abs. 5), sowie die Vor- 
schriften über die Bewertung von Forderun- 
gen und Schulden und über den Kapitalwert 
wiederkehrender Nutzungen und Leistungen 
(§ 66 Abs. 4 Satz 2) sollen angewendet wer- 
den. 

zu c) 

§ 22 Abs, 7 ErbStG Ist dem Absatz 1 des 
§ 73 a BewG nachgebildet. Wegen der Än- 
derung wird auf die Begründung zu Artikel 6 
Ziffer 6 zu a) und b) Bezug genommen. 

Zu Artikel 6 Ziffer 8 

Da die Ermächtigungsvorschriften in den 
IV. Teil des Gesetzes aufgenommen werden 
sollen, muß die Überschrift des IV. Teils ent- 
sprechend geändert werden. 

Zu Artikel 6 Ziffer 9 

Die Ermächtigungsvorschriften zum Erb- 
schaftsteuergesetz sind jetzt In Artikel II des 
Gesetzes zur Änderung des Erbschaftsteuer- 
gesetzes vom 30. Juni 1951 (BGBl, I S. 759) 
enthalten. Sie sollen In das Erbschaftsteuer- 
gesetz übernommen werden. Dabei sollen 
sie den Vorschriften des Einkommensteuer- 
gesetzes (§ 51a) und den in Art. 1 Ziffer 36 
und in Art. 4 Ziffer 12 vorgesehenen Vor- 
schriften des Bewertungsgesetzes und des 
Vermögensteuergesetzes angepaßt werden. 


ZuArtikel7 

Die bisherigen Ermächtigungsvorschriften, die 
in Artikel II des Gesetzes vom 30. Juni 1951 
(BGBl. I S, 759) enthalten sind, müssen auf- 
gehoben werden. 

Zu Artikel 8 

Es wird vorgesehen, daß die Änderungen 
vom 1. Januar 1957 ab anzuwenden sind, 
also vom gleichen Zeitpunkt ab, zu dem die 
neuen Einhel tswerte für Grundbesitz fest- 
gestellt und für die Erbschaftsteuer wirksam 
werden sollen (vgl. Ärt. 3 Äbs, 8). Für ältere 
Steuerfälle sollen die bisherigen Vorschriften 
maßgebend bleiben. 

Ein zeitigeres Wirksamwerden einzelner Vor- 
schriften ist nicht erforderlich, auch nicht 
hinsichtlich der Ermächtigungsvorschriften, 
da diese Inhaltlich nicht geändert werden. 


D. SCHLUSSVORSCHRIFTEN 

(Abschnitt IV des Gesetzentwurfs) 

Zu Artikel 9 

Der Abschnitt III des zitierten Gesetzes ent- 
hält neben den Ermächtigungsvorschriften 
zur Durchführung des zitierten Gesetzes 
selbst auch die zur Zeit geltenden Ermächti- 
gungsvorschriften zur Durchführung des Be- 
wertungsgesetzes und des Vermögensteuer- 
gesetzes, Im vorliegenden Gesetzentwurf 
sind diese Ermächtigungsvorschriften neu ge- 
faßt und jeweils in das Gesetz auf genommen 
worden, zu dem sie gehören (vgl. zu Ab- 
schnitt I Ziffer 36 und Abschnitt II Ziffer 12). 
Der Abschnitt III des zitierten Gesetzes kann 
daher aufgehoben werden. 

Zu Artikel 10 

Neben der üblichen Berlinklausel enthält der 
Artikel 10 Ermächtigungsvorschriften, nach 
denen die Bundesregierung mit Zustimmung 
des Bundesrates durch Rechtsverordnung 
für Berlin bestimmte von dem Im Bundes- 
gebiet geltenden Bewertungsrecht abweichen- 
de Bewertungsvorschriften erlassen kann. Da- 
durch soll die Möglichkeit geschaffen wer- 
den, den besonderen Verhältnissen Berlins, 
wie sie sich auf politischem, staatsrechtlichem, 
wirtschaftlichem, insbesondere aber auch 
mietpreisrechtlichem und verkehrstechni- 
schem Gebiet ergeben, gerecht zu werden. 
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Anlage 2 


Änderungsvorschläge des Bundesrates 


Zu Abschnitt I Art. 1 Ziff. 11 

1. Zu § 23 b sind Abs. 1 Satz 2 und Abs. 2 
zu streichen. 

Begründung 

Es erscheint nicht tragbar, von dem Steuer- 
pflichtigen Erklärungen zu verlangen, die 
sich auf einen späteren Feststellungszeit- 
punkt beziehen und die Steuerpflichtigen 
insbesondere für den Zeitraum von der 
Abgabe dieser Erklärung bis zum Feststel- 
lungszeltpunkt mit einer laufenden Melde- 
pflicht zu belasten. 

Zu Abschnitt I Art. 1 Ziff. 15 

2. § 30 Abs. 3 ist wie folgt zu fassen: 

„(3) In den Betrieb sind Gebäude undBe- 
trlebsmittel, die der Bewirtschaftung des 
Betriebes dienen, auch dann einzubeziehen, 
wenn sie nicht dem Eigentümer des Grund 
und BuuciiS geliören. Einer Verteilung des 
Einheitswerts auf die einzelnen Beteiligten 
nach § 216 Abs. 1 Ziff. 2 Satz 2 der Reichs- 
abgabenordnung bedarf es nur, wenn einer 
der Beteiligten zur Vermögensteuer heran- 
zuziehen ist und wenn im einzelnen Fall 
die Anteile der Pächter oder Nießbrauch- 
berechtigten zusammen mehr als 1000 DM 
betragen. Beim einzelnen Pächter wird ein 
Anteil nicht festgestellt, wenn er 1000 DM 
nicht übersteigt. Die Verteilung Ist nach 
dem Verhältnis der Beteiligung am Ge- 
samtwert vorzunehmen.“ 

Begründung 

§ 30 Abs. 3 des Entwurfs sieht vor, daß 
eine Verteilung des Einheitswerts immer 
schon dann vorzunehmen Ist, wenn der 
Anteil eines Beteiligten 1000 DM über- 
steigt. Dies wird, namentlich auf seiten des 
Verpächters, sehr oft der Fall sein — und 
zwar auch dann, wenn keine Vermögen- 


steuer in Betracht kommt — , weil der dem 
Verpächter verbleibende Anteil am Pacht- 
land (Einheitswert abzüglich der dem Päch- 
ter zuzurechnenden Gebäude und Betriebs- 
mittel) In der Regel 1000 DM übersteigt. 
Die Fassung des Entwurfs widerspricht da- 
mit dem dringenden Bedürfnis nach einer 
Vereinfachung der Verwaltungsarbeit In 
den Realteilungsgebieten. 

Durch die vorgeschlagene Fassung des § 30 
Abs. 3 wird diese unerwünschte Auswir- 
kung vermieden. 

Die Einbeziehung der Vermögensteuer- 
pflicht eines der Beteiligten In den Ge- 
setzeswortlaut als Voraussetzung für die 
Verteilung bedeutet — namentlich Im Fiin- 
blick auf die großbäuerlichen Verhältnisse 
in den norddeutschen Ländern — , daß in 
allen den Fällen, In denen keine Vermögen- 
steuer zum Ansatz kommt, die Verteilung 
unterbleibt. Für die Länder mit starker 
Realteilung werden darüber hinaus bei 
einer Mindestgrenze von 1000 DM Ver- 
teilungen nicht mehr so häufig in Betracht 
kommen, weil die Pächteranteile in der 
Mehrzahl der Fälle weit unter 1000 DM 
liegen. Soweit überhaupt Vermögensteuer- 
pflicht besteht, werden daher die nicht aus- 
zuscheidenden Pächteranteile häufig in die 
Abrundung (§ 4 Abs. 2 VStG) fallen. 

3. § 37 Abs. 2 Satz 2 ist wie folgt zu ändern: 
„Als Unland gilt alles Land, das auch bei 
geordneter Wirtschaftsweise keinen Ertrag 
abwerfen kann.“ 

Begründung 

Die Neufassung soll klarer zum Ausdruck 
bringen, daß die Nutzbarmachung von 
Unland nur Im Rahmen einer geordneten 
Wirtschaftsweise zumutbar sein soll. 

4. § 39 Abs. 2 ist wie folgt zu fassen: 

„(2) Als landwirtschaftlicher Betrieb gel- 
ten auch Tierzuchtbetriebe, Viehmästereien, 
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Abmelkwirtschaften, Geflügelfarmen und 
ähnliche Betriebe, wenn die zur Tierzuclit 
oder Tierhaltung erforderlichen Erzeugnisse 
überwiegend im eigenen landwirtschaft- 
lichen Betrieb gewonnen werden können.“ 

Begründung 

Die Abgrenzung der landwirtschaftlichen 
Tierhaltung und der Tierzuchtbetriebe 
nacli dem Maßstabe der überwiegenden 
Verwendung von Futtermitteln, die im 
eigenen Betrieb erzeugt worden sind, ent- 
spricht nicht mehr den heutigen wirtschaft- 
lichen Verhältnissen. Insbesondere land- 
wirtschaftliche Kleinbetriebe betreiben die 
Tierhaltung zunehmend mit zugekauften 
Futtermitteln, weil sie damit eine höhere 
Wirtschaftlichkeit des Gesamtbetriebes er- 
reichen und die Düngerversorgung des Be- 
triebes verbessern. Zudem sind zugekaufte 
Futtermittel (Mischfuttermittel) z. B. für 
die Geflügelhaltung oft geeigneter als 
selbsterzeugte Futtermittel. Es sollte des- 
halb nur darauf ankommen, ob die Tier- 
haltung und Tierzucht ein angemessenes 
Verhältnis im Rahmen des Gesamtbetrie- 
bes nicht übersteigt. Ist das der Fall, so 
sollte es auf den Umfang der Verwendung 
selbsterzeugter Futtermittel nicht ankom- 
men. Der Vorschlag vereinfacht außerdem 
die Bewertung und Besteuerung der land- 
wirtschaftlichen Betriebe erheblich, da er 
eine Prüfung der Frage, in welchem Um- 
fang Futtermittel erzeugt und im eigenen 
Betrieb verwendet werden, entbehrlich 
macht. Eine entsprechende Änderung der 
gleichlautenden Vorschriften im Einkom- 
mensteuergesetz und im Umsatzsteuerge- 
setz bei der nächsten Änderung dieser Ge- 
setze erscheint erforderlich. 

5. § 41 Abs. 2 ist wie folgt zu fassen: 

„(2) Eingeschlagenes (liegendes) Holz ge- 
hört zum normalen Bestand an umlaufen- 
den Betriebsmitteln, so weit es den jähr- 
lichen Nutzungssatz nicht übersteigt; bei 
Betrieben, die nicht jährlich einschlagen 
(aussetzende Betriebe), tritt an die Stelle des 
jährlichen Nutzungssatzes ein den Betriebs- 
verhältnissen entsprechender mehrjähriger 
Nutzungssatz.“ 


Begründung 

Der Entwurf berücksichtigt nur die Forst- 
betriebe, die ein Betriebswerk führen. Es 
bedürfen aber auch die Fälle der Regelung, 
in denen ein solches Betriebswerk nicht ge- 
führt wird. Außerdem muß eine dem 
Wirtschaftsablauf der aussetzenden Be- 
triebe angepaßte Regelung getroffen 
werden. 

Zu Abschnitt I Art. 1 Ziff. 17 

6. In § 52 d Abs. 1 sind in Satz 1 die Worte 
„oder gesetzlicher Vorschriften“ zu strei- 
chen, 

Begründung 

Die Streichung ist angebracht, da die For- 
mulierung der bestehenden Rechtslage 
nicht mehr entspricht. 

7. In § 53 b sind hinter dem Wort „Herstel- 
lungskosten“ die Worte „nadi den Wert- 
verhältnissen“ einzufügen. 

Begründung 

Die Ergänzung dient der Klarstellung. 

Zu Abschnitt I Art. 3 

8. In Artikel 3 Abs. 3 Satz 2 sind die Worte 
„die Hälfte“ durch die Worte „ein Viertel“ 
zu ersetzen. 

Begründung 

Es können sich sehr erhebliche Härten er- 
geben, wenn für zwei Fortschreibungszeit- 
punkte die Fortschreibung erst eintritt, 
wenn die Wertabweichung mehr als die 
Hälfte beträgt. 

Zu Abschnitt IV Art. 10 

9. Satz 1 des Abs. 2 Ist dem Abs. 1 als Satz 2 
anzufügen. Abs. 2 beginnt mit den Worten 
„Die Bundesregierung wird ermächtigt ...“ 

Begründung 

Es handelt sich um eine redaktionelle 
Änderung. 
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